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l. Allgemeines

Bedarfe fur Unterkunft und Heizung sind integraler Bestandteil des Burgergeldes (§ 19
Abs. 1 Satz 3 SGB II). Sie werden im Rahmen der Leistungen zur Sicherung des Le-
bensunterhalts zusatzlich zu den Regelbedarfen bericksichtigt und sind nicht in diesen

enthalten.

§ 22 SGB Il regelt, im welchem Umfang die Bedarfe anerkannt werden und damit bei den
Leistungen zu berticksichtigen sind. Die Leistungen fur den Bedarf fur Unterkunft und
Heizung kdnnen auch dann gewahrt werden, wenn nach § 19 Abs. 3 Satz 2 SGB Il anzu-
rechnendes Einkommen zunachst fur die Deckung des Regelbedarfs und der Mehrbe-
darfe bertcksichtigt wird, so dass fir diese Bedarfe mangels Hilfebedurftigkeit kein Leis-

tungsanspruch mehr besteht.

Ein Anspruch gegen den Leistungstrager, als Naturalleistung geeigneten Wohnraum zur

Verfugung zu stellen, besteht hingegen nicht. Im Einzelfall, wenn besondere Faktoren in

der Person des Leistungsberechtigten die Suche nach einer neuen, angemessenen Un-

terkunft erschweren, kann und soll der Leistungstrager auch Beratung und Unterstitzung
gewahren (z.B. Nachweis einer geeigneten Wohnung, etwa aus dem Bestand einer kom-
munalen Wohnungsbaugesellschaft, Hilfe beim Abschluss des Mietvertrages). Dies

dirfte regelmafig u.a. bei anerkannten Flichtlingen der Fall sein.

Nach § 6 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 SGB 1l sind die kreisfreien Stadte und Kreise die Leistungs-
trager, soweit das Birgergeld fur die Bedarfe flr Unterkunft und Heizung geleistet wird.
Die Kommunen tragen auch die Kosten flr diese Leistungen, an denen sich der Bund
gemal § 46 Abs. 5 ff. SGB Il beteiligt (siehe dazu unser Rundschreiben zum ,Abruf der
Bundesbeteiligung an den Kosten fir Unterkunft und Heizung®). An der Tragerschaft der
Kommunen andert sich nichts, wenn sie und die Bundesagentur fir Arbeit (als Trager der
Leistungen fur den Regelbedarf und Mehrbedarfe) zur einheitlichen Durchfuhrung der
Grundsicherung fur Arbeitsuchende gemeinsame Einrichtungen nach § 44b SGB |l (Job-
center) gebildet haben, die dann nach aulRen fur die Trager auftreten und deren Aufga-

ben wahrnehmen.


https://bayernrecht.beck.de/?typ=reference&y=100&g=SGB_II&p=22
https://bayernrecht.beck.de/?typ=reference&y=100&g=SGB_II&p=19
https://bayernrecht.beck.de/?typ=reference&y=100&g=SGB_II&p=19&x=3
https://bayernrecht.beck.de/?typ=reference&y=100&g=SGB_II&p=6
https://bayernrecht.beck.de/?typ=reference&y=100&g=SGB_II&p=6&x=1
https://bayernrecht.beck.de/?typ=reference&y=100&g=SGB_II&n=2&p=6
https://bayernrecht.beck.de/?typ=reference&y=100&g=SGB_II&p=46
https://bayernrecht.beck.de/?typ=reference&y=100&g=SGB_II&p=46&x=5
https://bayernrecht.beck.de/?typ=reference&y=100&g=SGB_II&p=44b
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| Verhaltnis zu Wohngeld und Kinderzuschlag

An dieser Stelle erfolgt nur ein knapper, fir gemeinsame Einrichtungen nicht verbindli-

cher Hinweis, da dem Land insoweit keine Aufsichtsrechte zukommen:

Leistungsberechtigte sind nicht verpflichtet, Wohngeld nach dem Wohngeldgesetz

oder Kinderzuschlag nach dem Bundeskindergeldgesetz in Anspruch zu nehmen, wenn
dadurch nicht die Hilfebedurftigkeit aller Mitglieder der Bedarfsgemeinschatt fiir einen zu-
sammenhangenden Zeitraum von mindestens drei Monaten beseitigt wirde (§ 12a

Satz 2 Nr. 2 SGB II).

1. Verhaltnis zu Wohngeld

Hinsichtlich des Verhaltnisses zum Wohngeld aul3ert sich das friihere Bundesministerium
des Innern, flir Bau und Heimat (Rundschreiben vom 04.08.2020 - SW 11 4 —
72307/2#29) wie folgt:

,Grundsatzlich fuhrt die Beantragung bzw. der Empfang der in § 7 Abs. 1 Satz 1 WoGG
aufgeflhrten Leistungen (Transferleistungen) zum Ausschluss von Wohngeld und zur

Unwirksamkeit des Wohngeldbewilligungsbescheides.

Nach dem Sinn und Zweck des § 7 Abs. 1 und des § 28 Abs. 3 WoGG sollen jedoch nur

laufende” Hilfeleistungen nach den Transferleistungsgesetzen die Trennung zwischen

Wohngeldanspruch einerseits und Berlicksichtigung der Kosten der Unterkunft (KdU)
durch die Transferleistung andererseits bewirken. Grundsatzlich einmalige Leistungen
haben nicht vorrangig das Ziel, den regelmafigen allgemeinen Lebensunterhalt zu de-

cken, da sie in der Regel nur einmal jahrlich gezahlt werden.

Aus Grinden der Verwaltungsvereinfachung sollen einmalige Leistungen fir nicht vom
Regelbedarf umfasste Bedarfe (...) bzw. fur einmalige Bedarfe (...), selbst wenn bei de-
ren Berechnung KdU berucksichtigt worden sind, nicht zum Ausschluss vom Wohngeld

bzw. zur Unwirksamkeit des Bewilligungsbescheides flhren.

Bei der wohngeldrechtlichen Einkommensermittlung sind die einmaligen Transferleistun-

gen unbeachtlich, da § 14 Abs. 2 Nr. 30 WoGG nur wiederkehrende Leistungen erfasst.
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Dagegen wird das in dem Monat zuflieRende Wohngeld bei der einmaligen Transferleis-
tung als Einkommen angerechnet. (Anmerkung: Etwas anderes ergibt sich auch nicht

durch die Einflihrung einer dauerhaften Heizkostenkomponente im Wohngeld.)

Die folgenden i. d. R. einmaligen Leistungen nach dem SGB |l (...) fihren daher nicht
zum Ausschluss vom Wohngeld bzw. zur Unwirksamkeit des Wohngeldbewilligungsbe-

scheides, obwohl bei deren Berechnung KdU beriicksichtigt worden sind:

(...) Leistungen nach § 22 SGB Il (Bedarfe flr Unterkunft und Heizung) fir
- Betriebskostennachzahlungen und Brennstoffkosten fur eine zukinftige Heizperiode
(vgl. § 22 Abs. 1 SGB Il)

- Wohnungsbeschaffungskosten (z. B. Maklerprovision), Umzugskosten (z. B. Sachauf-

wendungen fur Schonheitsreparaturen), Erwerb von Genossenschaftsanteilen oder
Zahlung von Mietkautionen (vgl. § 22 Abs. 6 SGB Il)

- Ubernahmen von Schulden zur Sicherung der Unterkunft oder zur Behebung einer ver-
gleichbaren Notlage (vgl. § 22 Abs. 8 SGB II)*

Unabhangig davon sind auch andere einmalige Leistungen denkbar (z.B. Erstausstat-
tung fur Wohnungen oder Bekleidung), bei deren Berechnung keine Kosten der Unter-
kunft berlcksichtigt werden. Diese Leistungen fuhren damit ohnehin nicht zum Aus-

schluss vom Wohngeld.

2. Verhaltnis zu Kinderzuschlag

Mit Blick auf die spezifischen Bemessungs- und Bewilligungszeitrdume beim Kinderzu-
schlag kann u.a. auf folgende Ausfuhrungen in der Durchfiihrungsanweisung Kinderzu-
schlag (DA-KiZ), Familienkasse Direktion, Stand 1. April 2024, hingewiesen werden, die

im jeweiligen Kontext zu lesen sind:

MaRgeblicher Bemessungszeitraum fir Bedarfe der Unterkunft bei Miete, DA C.3.1.2.1
(S.30f.):

(1) 1Bewohnen die Berechtigten den selbst genutzten Wohnraum zur Miete, sind die lau-
fenden monatlichen Bedarfe fiir den ersten Monat des BZW [Bewilligungszeitraum, Anm.
d. Verf.] maligeblich (...).
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(5) 1Soweit im laufenden BWZ der Bedarf fur die einmalige Beschaffung von Brennstof-
fen nicht gedeckt werden kann, besteht die Méglichkeit, die Ubernahme der einmalig an-
fallenden Kosten beim Trager der Grundsicherung zu beantragen. 2lm Bewilligungsbe-
scheid kiz-30 ist der zuséatzliche Hinweis auf die Ubernahme dieser Kosten durch den

Trager der Grundsicherung auszuwahlen.

Bewilligung, DA E.1 (S. 58):

(1) Die Bewilligung des Kinderzuschlags erfolgt endgultig fur sechs Monate.

(2) 1Treten wahrend des BWZ Anderungen in den tatsachlichen oder rechtlichen Verhalt-
nissen ein, sind diese unbeachtlich (§ 6a Absatz 7 Satz 3 BKGG). 2Die Bewilligung ist
deswegen nicht aufzuheben oder zu andern. sEtwas anderes gilt nur, wenn sich die Zu-
sammensetzung der BG [Bedarfsgemeinschaft, Anm. d. Verf.] andert oder der Héchstbe-
trag des Kinderzuschlags nach § 6a Absatz 2 BKGG neu festgelegt wird (siehe DA
E.2.1).

Anderung wahrend des Bewilligungszeitraums, DA E.2 (S. 69):

(4) 1Reicht der bewilligte Kinderzuschlag nach der Anderung der Verhaltnisse nicht mehr
aus, den Bedarf der BG zu decken, kdnnen erganzend Leistungen nach dem SGB Il be-
antragt werden. 2Diese werden unter Anrechnung des bewilligten Kinderzuschlags ge-

wahrt. sErstattungsanspriche unter den Sozialleistungstragern entstehen nicht.

Weitere Informationen sind dem Gesamttext der DA-KiZ, Stand 1. April 2024, zu entneh-

men. Fundstelle: https://www.arbeitsagentur.de/datei/fw-bkgg ba013284.pdf

M. Begriff der Unterkunft

1. Grundsatz

Das Gesetz verwendet nicht den Begriff der Wohnung, sondern den vom Wortsinn her
weiter gefassten Begriff der Unterkunft. Darunter sind alle baulichen Anlagen oder Teile
zu subsumieren, die tatsachlich geeignet sind, vor den Unbilden der Witterung zu schut-
zen und ein Mindestmal? an Privatheit sicherzustellen, einschlief3lich der Mdglichkeit, pri-
vate Gegenstande wie Kleidung, Hausrat und Mébel zu verwahren. Die Verwendung die-
ses weiten Begriffs ermdglicht es, auch die Kosten aus atypischen Unterkunftsverhaltnis-

sen zu Ubernehmen. Er umfasst jede Art von Wohnraum.


https://www.arbeitsagentur.de/datei/fw-bkgg_ba013284.pdf
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Unterkunfte sind daher z.B. auch Not-, Obdachlosen- und Flichtlingsunterkiinfte (selbst
nach Anerkennung, BSG Urt. v. 19.05.2021 — B 14 AS 19/20 R), Frauenhauser, Hotel-

oder Pensionszimmer, aber auch ,Schrottimmobilien®.

Ist eine Unterkunft so klein, dass die oder der Leistungsberechtigte kaum mehr als ein
,Dach Uber dem Kopf* hat, kann ein zusatzlicher Raum zur Lagerung personlicher Ge-
genstande mit zur Unterkunft gehéren (BSG, Urt. v. 16.12.2008 - B 4 AS 1/08 R;
BayLSG, Urt. v. 28.11.2012 - L 11 AS 79/09 ZVW). Ein solcher Fall ist beispielsweise bei

einer Unterbringung in einer Flichtlingsunterkunft denkbar.

2, RechtmaRigkeit der Nutzung irrelevant

Auf die RechtmaRigkeit der Nutzung der Unterkunft (z.B. fehlende Erlaubnis zur Unter-
miete, baurechtliche Unzulassigkeit der Nutzung) und formal vertragliche Verhaltnisse
kommt es nicht an, solange den Leistungsberechtigten Kosten entstehen (BayLSG, Urt.
v. 15.03.2007 - L 7 AS 134/06; BSG, Urt. v. 03.03.2009 - B 4 AS 37/08 R).

3. Nur zur privaten Nutzung

Voraussetzung fiir die Ubernahme der Bedarfe ist aber, dass es sich um eine privat ge-
nutzte Unterkunft handelt. Kosten fir gewerblich genutzte Rdume werden nicht Gibernom-

men, auch wenn sich die Leistungsberechtigten tagsliber ausschliel3lich dort aufhalten.

Wird im Zusammenhang mit einer die Hilfebedurftigkeit nicht ausschlieBenden Erwerbs-
tatigkeit von Leistungsberechtigten bei sogenannter doppelter Haushaltsfihrung eine
Zweitwohnung unterhalten, kdnnen die dafur anfallenden Kosten nur als Absetzungen
vom Einkommen nach § 11b Abs. 1 Satz 1 Nr. 5 SGB Il bertcksichtigt werden. Gleiches
muss fur die Aufwendungen gelten, die anteilig auf einen einzelnen Raum der Unterkunft
entfallen, der ausschlief3lich oder ganz liberwiegend fur gewerbliche Zwecke (z.B. im
Rahmen des Aufbaus einer selbststéandigen Existenz) genutzt wird (LSG Berlin-Branden-
burg, Urt. v. 23.05.2013 - L 25 AS 1064/11 ZVW). Unser AMS kann zur Auslegung des

§ 11b SGB Il keine verbindlichen Hinweise geben. Insoweit liegt die Zustandigkeit inner-
halb der gemeinsamen Einrichtungen bei der Bundesagentur fir Arbeit (§ 44a Abs. 4
Satz 3 SGB Il) und die Aufsicht beim BMAS (§ 47 Abs. 1 SGB II).


https://bayernrecht.beck.de/?typ=reference&y=100&g=SGB_II&p=11b
https://bayernrecht.beck.de/?typ=reference&y=100&g=SGB_II&p=11b&x=2
https://bayernrecht.beck.de/?typ=reference&y=100&g=SGB_II&n=5&p=11b
https://bayernrecht.beck.de/?typ=reference&y=100&g=SGB_II&p=11b
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4, Eigene tatsachliche Nutzung

Des Weiteren ist mafigeblich, ob die Unterkunft tatsachlich genutzt wird bzw. wurde. Be-
darfe fur Unterkunft und Heizung kénnen nur fur eine Unterkunft an dem Ort beriicksich-
tigt werden, an dem sich auch der tatsachliche Lebensschwerpunkt der Leistungsberech-
tigten bzw. der Bedarfsgemeinschaft befindet bzw. befand. Ein zeitweiliges Aufhalten ist

nicht mit einem Wohnen gleichzusetzen.

Unschadlich sind jedenfalls gelegentliche Aufenthalte oder Ubernachtungen bei Dritten
oder eine nach § 7 Abs. 3 SGB Il zulassiger Urlaub im Ausland (BSG, Urt. v. 19.10.2010 -
B 14 AS 50/10 Rzu § 7 Abs. 4a SGB Il a.F.).

Hinsichtlich der Ubernahme der Kosten einer nicht genutzten Unterkunft wahrend einer
gerichtlich angeordneten Freiheitsentziehung oder bei Resozialisierungsmalinahmen
verweisen wir auf unser Rundschreiben zu ,Bedarfe fir Unterkunft und Heizung; hier:

Konkrete Angemessenheit; Kostensenkungsverfahren®.

Wird bzw. wurde nur ein Teil der Unterkunft bewohnt, sind nur die Aufwendungen fur die-

sen zur Eigennutzung bestimmten Teil der Unterkunft bertcksichtigungsfahig.

5. Grundsatzlich nur eine Unterkunft

Es wird regelmafig nur der Bedarf fur eine einzige Unterkunft anerkannt. Dies ist selbst
dann der Fall, wenn die oder der Leistungsberechtigte mehrere Unterklinfte nutzen kann
bzw. konnte oder tatsachlich nutzt bzw. genutzt hat (BayLSG, Urt. v. 01.07.2010 - L 11
AS 442/09). In einem solchen Fall ist darauf abzustellen, welche der Unterklinfte tber-
wiegend genutzt wird bzw. wurde (BayLSG, Urt. v. 15.11.2018 - L 16 AS 346/15). Im Um-
zugsmonat hingegen kénnen ggf. Aufwendungen fur zwei Wohnungen zu Ubernehmen
sein (sog. Uberschneidungskosten). Vgl. hierzu unser Rundschreiben zu ,Bedarfe fiir Un-

terkunft und Heizung; hier: Wohnungswechsel®.

Doppelte Unterkunftskosten kénnen auch im Falle des Aufenthalts in einem Frauenhaus
entstehen (KdU fir die bisherige Wohnung sowie Tagessatz fir das Frauenhaus). Sucht
eine leistungsberechtigte Person Zuflucht in einem Frauenhaus, gilt in Bezug auf dop-

pelte Unterkunftskosten folgendes:


https://bayernrecht.beck.de/?typ=reference&y=100&g=SGB_II&p=7
https://bayernrecht.beck.de/?typ=reference&y=100&g=SGB_II&p=7&x=4a
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a. Ubernahme der Unterkunftskosten gegeniiber der leistungsberechtigten

Person

In Bezug auf die Ubernahme der KdU fiir die urspriingliche Unterkunft sind zwei Fallvari-
anten denkbar: Entweder mdchte die leistungsberechtigte Person nach dem Frauen-
hausaufenthalt wieder in ihre alte Unterkunft ziehen (Var. 1), oder es besteht kein Riick-

kehrwunsch und die alte Unterkunft wird entsprechend gekundigt (Variante 2).

In Variante 1 (geplanter Rickzug in die alte Unterkunft) sind die Mietkosten fir die bishe-
rige Unterkunft von dem bisher zustandigen Jobcenter weiter zu Gbernehmen, entspre-
chend des Rechtsgedanken des § 22 Abs. 1 Satz 7 SGB Il in der Regel jedoch langstens

fur sechs Monate.

In Variante 2 kénnen die Kosten flur die bisherige Unterkunft auf Grundlage von § 22
SGB Il ebenfalls tbernommen werden, wenn nach der Aufnahme in einem Frauenhaus
wegen der mietvertraglichen Kiindigungsfrist noch vortibergehend Kosten der bisherigen
Unterkunft anfallen (vgl. LSG Sachsen-Anhalt Urteil v. 07.02.2019 — L 5 AS 725/17). In
dieser Fallkonstellation sind die Unterkunftskosten fur die aufgegebene Wohnung von
dem dann neu zustandigen Jobcenter (Jobcenter am Ort des Frauenhauses) als sog.

Uberschneidungskosten zu tibernehmen.

b. Kostenerstattung zwischen den Kommunen gem. § 36 a SGB Il bei Aufent-

halten im Frauenhaus

Nach § 36a SGB Il ist bei einer Zuflucht in ein Frauenhaus der kommunale Trager am
bisherigen gewohnlichen Aufenthaltsort verpflichtet, dem durch die Aufnahme im Frauen-
haus zustandigen kommunalen Trager am Ort des Frauenhauses die Kosten flr die Zeit
des Aufenthaltes im Frauenhaus zu erstatten. Zu erstatten sind die kommunalen Aufwen-
dungen nach § 6 Abs. 1 S. 1 Ziff. 2 SGB I, d.h. auch die Kosten der Unterkunft nach

§ 22 SGB Il (vgl. BSG Urteil v. 23.05.2012 — B 14 AS 156/11 R; BSG Urteil v. 23.05.2012
—B 14 AS 190/11 R).

V. Begriff der Heizung

1. Heizung

Heizung ist grundsatzlich allein die Versorgung der Unterkunft mit Warme.



SEITE 13

2. Warmwasser

Die Kosten der Warmwasserbereitung sind ausdricklich von den Aufwendungen fur
Haushaltsenergie, die dem Regelbedarf zugeordnet sind, ausgenommen (§ 20 Abs. 1
SGB II). Die Warmwasserbereitung ist daher systematisch den Heizkosten zuzuordnen.
Dies ergibt sich auch im Umkehrschluss aus § 21 Abs. 7 SGB |l, wonach ein Mehrbedarf
zum Regelbedarf nur dann besteht, wenn ,keine Bedarfe fur zentral bereitgestelltes

Warmwasser nach § 22 anerkannt werden®.

3. Abgrenzung zur Haushaltsenergie

Kein Bestandteil der Heizungskosten sind hingegen die Aufwendungen fur Haushalts-

energie (z.B. Strom).

Hinsichtlich moglicher Abtretungen verweisen wir auf unser Rundschreiben zu ,Bedarfe
fir Unterkunft und Heizung; hier: Abtretung, Ubertragung, Verpfandung und Pfandung;
Direktzahlungen an Vermieter oder Versorgungsunternehmen; Ubernahme von Schul-

den; Information bei Rdumungsklage®.

V. Karenzzeit
1. Begriff und Dauer der Karenzzeit

Seit Einflhrung des Burgergeldes zum 1.1.2023 gilt geman § 22 Abs. 1 Satz 2 SGB Il fir
die Anerkennung der Bedarfe fur die Unterkunft (ohne Heizen) in vielen, nicht jedoch in
allen Fallen, eine Karenzzeit fir ein Jahr. Sie lauft ab Beginn des Monats, fiir den erst-
mals Leistungen nach diesem Buch bezogen werden. Erstmalig bedeutet nach § 22 Abs.
1 S. 5 SGB Il grundséatzlich, dass mindestens drei Jahre keine Leistungen nach SGB Il
oder SGB XII bezogen wurden.

Innerhalb der Karenzzeit werden die Bedarfe fir Unterkunft in Hohe der tatsachlichen
Aufwendungen anerkannt. Dies umfasst auch etwaige, nicht auf Wohnungswechseln ba-
sierende Mieterhéhungen der Unterkunftskosten (ohne Heizen), welche in dieser Zeit er-
folgen (insoweit kommen ergénzend die Sonderregelungen des § 22 Abs. 1 Satz 6 bzw.
§ 22 Abs. 4 SGB Il zur Anwendung).

Wird der Leistungsbezug in der Karenzzeit fir mindestens einen Monat unterbrochen,

verlangert sich gem. § 22 Abs. 1 Satz 4 SGB |l die Karenzzeit um volle Monate ohne
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Leistungsbezug. Die Griinde fur die Unterbrechung des Leistungsbezuges in der Karenz-
zeit sind dabei unerheblich. Bereits der Wortlaut des § 22 Abs. 1 Satz 4 SGB Il spricht,
ohne nahere Definition bzw. Verweisung, von einer Unterbrechung. Zudem gilt es, den
Sinn und Zweck der Regelung zu berticksichtigen: Diese dient dazu sicherzustellen, dass
keine rein kalendermafig ablaufende Karenzzeit gilt. Dementsprechend ist die geforderte
Unterbrechung i.S.v. Zeiten ohne Leistungsbezug mdglichst weit auszulegen und bspw.

auch bei einer rickwirkenden Aufhebung von Leistungen anzuwenden.

2. Beginn des Laufs der Karenzzeit im Anwendungsbereich der Ubergangsvor-
schrift

Gemal der Ubergangsregelung des § 65 Abs. 3 SGB Il bleiben Zeiten eines Leistungs-
bezuges bis zum 31.12.2022 bei der Karenzzeit grundsatzlich aufer Betracht. Die Aus-
schlussregelung des § 22 Abs. 1 S. 5 SGB Il greift insoweit nicht. Zeiten des Leistungs-
bezuges sind daher nicht zu berlicksichtigen, soweit sie innerhalb des Ubergangszeitrau-
mes liegen. Und der fiir die Berechnung der Karenzzeit relevante Leistungsbeginn liegt
frihestens am 1.1.2023. Die Ubergangsregelung des § 65 Abs. 3 SGB Il bezweckt, dass
die neue Karenzzeit fur das Burgergeld fur alle Leistungsberechtigten unabhangig von
einem Vorbezug gilt (BT-Drs. 20/3873, 98). Die Betroffenen sind insoweit zu behandeln

wie Neuantragstellende.

Die Ubergangsvorschrift ist unabhangig davon anzuwenden, ob der laufende Bewilli-

gungszeitraum Uber den Jahreswechsel 2022/2023 hinausreicht.

3. Ausschluss der Karenzzeit nach § 65 Abs. 6 SGB Il

a. Grundsatz

Gemal § 65 Abs. 6 SGB Il gilt — als Ausnahme zu § 22 Abs. 1 S. 2 SGB |l — keine Ka-
renzzeit in Fallen, in denen der zustandige Trager die Aufwendungen in einem der voran-
gegangenen Bewilligungszeitrdume nur in Héhe der angemessenen Aufwendungen an-
erkannt hat. Sofern Leistungsberechtigte die Herabsetzung der Bedarfe fir Unterkunft
und Heizung auf das angemessene Mal} zu einem friiheren Zeitpunkt akzeptiert haben
und ihre Aufwendungen auch nicht gesenkt haben, besteht kein Grund, mit Einflihrung
der Karenzzeit wieder die tatsachlichen Aufwendungen als Bedarf anzuerkennen (BT-
Drs. 20/3873, S. 98).
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Fur die Anwendung des § 65 Abs. 6 SGB Il bedarf es keiner Absenkung auf die ange-
messenen Kosten flr einen gesamten vorangegangenen Bewilligungszeitraum, sondern
es genugt eine im letzten Monat eines vorangegangenen Bewilligungszeitraums umge-
setzte Absenkung. Erforderlich, aber auch ausreichend ist zudem, dass die Absenkung

der KdU in einem der vorangegangenen Leistungszeitraume erfolgt ist.

Die Gesetzesformulierung ist mit der Formulierung ,in einem der vorangegangenen Be-
willigungszeitraume® unscharf. Laut Gesetzesbegriindung (BT-Drs. 20/3873, 98) sind da-
mit Bewilligungszeitraume vor dem Inkrafttreten des § 67 SGB |l durch das Sozialschutz-
Paket, d.h. vor dem 1.3.2020, gemeint.

Davon zu unterscheiden ist der Fall, in dem lediglich zur Kostensenkung aufgefordert
und eine Minderung der anerkannten KdU nach Ablauf bestimmter Fristen angekiindigt,

dieser aber noch nicht umgesetzt wurden. Hier greift § 65 Abs. 6 SGB Il nicht.

b. Beriicksichtigung von Leistungsbezugszeiten vor dem 1.1.2023 als Aus-
nahme von § 65 Abs. 3 SGB Il

Gemal § 65 Abs. 6 SGB Il werden unter den dort genannten Voraussetzungen Zeiten
eines Leistungsbezugs vor dem 1.1.2023 entgegen § 65 Abs. 3 SGB Il bei der Berech-
nung der zum 1.1.2023 neu eingefuhrten Karenzzeit berlcksichtigt. § 65 Abs. 6 SGB |l
verhindert im Ergebnis, dass den Leistungsberechtigten tUber § 65 Abs. 3 SGB |l voruber-
gehend wieder ungekurzte Leistungen zustehen und die Leistungsberechtigten damit

eine ,Uberschielende” Leistung erhalten.
C. § 65 Abs. 6 SGB Il als generelle Ausschlussnorm zu § 22 Abs. 1 S. 2 SGB |l

Bislang ist nicht héchstrichterlich geklart, ob der Anwendungsbereich des § 65 Abs. 6
SGB Il Giber den Anwendungsbereich der Ubergangsvorschrift des § 65 Abs. 3 SGB |

hinaus reicht.

Zwar spricht die Stellung der Vorschrift im Gesetz (Einordnung in die Ubergangsregelun-
gen zur Einfihrung des Birgergeldes zum 1.1.2023) dafir, § 65 Abs. 6 SGB Il aus-
schlieBlich als Ausnahmevorschrift zu § 65 Abs. 3 SGB |l zu sehen. Indes sprechen der
Wortlaut des § 65 Abs. 6 SGB Il, der nur Bezug nimmt auf § 22 Abs. 1 S. 2 SGB I, nicht
aber auf § 65 Abs. 3 SGB I, sowie Sinn und Zweck der Karenzzeit dafir, § 65 Abs. 6
SGB Il als eine generelle Ausnahmevorschrift zu § 22 Abs. 1 S. 2 SGB |l anzusehen.
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Nach Eintritt in den Leistungsbezug sollen sich die Leistungsberechtigten auf die Uber-
windung ihrer Hilfebedurftigkeit konzentrieren kénnen, ohne durch die Sorge um den Er-
halt der bisherigen oder die Suche nach einer neuen, kostengtinstigeren Unterkunft be-
lastet zu werden. Diese Situation und somit der Schutzzweck der Norm trifft auf Perso-
nen, die in derselben Unterkunft bereits eine Absenkung erfahren haben, nicht zu. Der
hinter § 65 Abs. 6 SGB Il stehende Gedanke, Leistungsberechtigte nicht voribergehend
wieder mit ungekurzten, ,iberschieflenden® Leistungen zu ,belohnen®, wenn diese von
der Unangemessenheit ihrer Unterkunftskosten wissen und diese gleichwohl nicht ge-
senkt haben, muss daher auch (iber den Anwendungsbereich der Ubergangsvorschrift
des § 65 Abs.3 SGB Il hinaus gelten.

§ 65 Abs. 6 SGB Il steht demnach — zeitlich unbegrenzt — der Gewahrung einer Karenz-
zeit nach § 22 Abs. 1 S. 2 SGB |l entgegen, wenn in irgendeinem vorangegangenen Be-

willigungszeitraum bereits einmal die KdU fir dieselbe Unterkunft abgesenkt wurden.

4. Umzige wahrend der Karenzzeit

Fir Umzlge wahrend der Karenzzeit gelten Sonderregelungen, hierzu verweisen wir auf

unser Rundschreiben zu ,Bedarfe fur Unterkunft und Heizung; hier: Wohnungswechsel®.

5. Unterbrechung des Leistungsbezugs

Wird der Leistungsbezug in der Karenzzeit fur mindestens einen Monat unterbrochen,
verlangert sich gem. § 22 Abs. 1 Satz 4 SGB Il die Karenzzeit um volle Monate ohne
Leistungsbezug. Die Grinde flr die Unterbrechung des Leistungsbezuges in der Karenz-
zeit sind dabei unerheblich. Bereits der Wortlaut des § 22 Abs. 1 Satz 4 SGB Il spricht,
ohne nahere Definition bzw. Verweisung, von einer Unterbrechung. Zudem gilt es, den
Sinn und Zweck der Regelung zu bericksichtigen: Diese dient dazu sicherzustellen, dass
keine rein kalendermafig ablaufende Karenzzeit gilt. Dementsprechend ist die geforderte
Unterbrechung i.S.v. Zeiten ohne Leistungsbezug mdglichst weit auszulegen und bspw.

auch bei einer rickwirkenden Aufhebung von Leistungen anzuwenden.

Beispiel: Erstmalige Leistungsbewilligung seit September 2022. Die KdU werden bis zum
31.12.2022 in tatsachlicher Héhe ibernommen. In den Monaten April bis Juni 2023 wer-
den keine Leistungen nach SGB Il bezogen. Ab Juli 2023 wird ein neuer Antrag auf SGB

lI-Leistungen gestellt.
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In diesem Fall gilt: Die Karenzzeit beginnt ab dem 1.1.2023, da die KdU zuvor in tatsach-
licher H6he Ubernommen wurden. Die Karenzzeit wirde eigentlich am 31.12.2023 en-
den. Aufgrund der Unterbrechung des Leistungsbezugs flir drei Monate, verlangert sich

die Karenzzeit jedoch um drei volle Monate bis zum 31.03.2024.

6. Festlegung des Bewilligungszeitraums mit Blick auf die Karenzzeit

Die Karenzzeit flr die Kosten der Unterkunft knpft nicht an den jeweiligen Bewilligungs-
zeitraum an. Daher ist es je nach Wahl des Bewilligungszeitraums mdglich, dass die Ka-
renzzeit im Verlauf des Bewilligungszeitraums enden wirde. Die Jobcenter haben fol-
gende Handlungsoptionen:

- Bewilligungszeitraum verkirzen und gleichlaufend zur Karenzzeit wahlen.

- Bewilligungszeitraum langer als Karenzzeit wahlen und sodann zwingend voraus-
schauend bereits bei der Antragsbearbeitung die Angemessenheit der Unterkunfts-
kosten prifen. Sofern sich hierbei eine Unangemessenheit der Kosten ab dem Ende
der Karenzzeit ergibt, bestehen insbesondere folgende Mdéglichkeiten:

o Var. 1: Bewilligungsbescheid wird verbunden mit einem Hinweis auf die Unan-
gemessenheit der Kosten der Unterkunft ab dem Ende der Karenzzeit. Nach
dem Ende der Karenzzeit erfolgt dann die Aufforderung fur die Kostensen-
kung.

o Var. 2: Bewilligungsbescheid wird sogleich verbunden mit einer direkten Auf-
forderung fur die Kostensenkung ab Ende der Karenzzeit. Bei dieser Var. wird
das Kostensenkungsverfahren direkt eingeleitet. Hierbei ist allerdings deutlich
zu machen, dass jegliche Bemuhungen zur Kostensenkung erst zum Ende

der Karenzzeit erwartet werden.

Hierbei ist vor Ort zu entscheiden, welche der Handlungsoptionen der individuellen Situa-

tion (Auslastung) der Jobcenter besser gerecht wird.

7. Individualisierte Betrachtung

Die Karenzzeit fur die Unterkunft ist fur jede Person einzeln zu bestimmen.
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8. Zusammentreffen von Karenzzeit fiir die Unterkunft und Tod eines Mitglieds

der Bedarfs-/Haushaltsgemeinschaft

Soweit wahrend der Karenzzeit flr die Unterkunft ein Mitglied der Bedarfs-/Haushaltsge-
meinschaft verstirbt und daher ein Fall des § 22 Abs. 1 Satz 9 SGB Il vorliegt, laufen

zwei Fristen, die unterschiedlichen Voraussetzungen unterliegen und getrennt voneinan-
der zu berechnen sind. Im Ergebnis ist die Frist malRgeblich, die zu einem spateren Zeit-

punkt ablauft.

Die Frist des § 22 Abs. 1 Satz 9 SGB Il beginnt aufgrund des Wortlautes der Norm nach
dem Sterbemonat zu laufen und knlpft an eine vor dem Sterbefall vorgelegene Ange-
messenheit der Aufwendungen fur die Unterkunft und Heizung an. Die Unterkunft muss
daher vor dem Sterbefall entweder konkret angemessen gewesen sein oder ein Kosten-
senkungsverfahren bereits abgeschlossen und die Kosten der Unterkunft und Heizung
bereits auf die abstrakt angemessene Hohe begrenzen worden sein. Soweit ein Kosten-
senkungsverfahren bisher lediglich eingeleitet und noch nicht abgeschlossen wurde, fin-
det § 22 Abs. 1 Satz 9 SGB Il keine Anwendung. Bei Aufgabe der Wohnung wahrend der
Sonderfrist von 12 Monaten sind die Bedarfe fir Unterkunft und Heizung neu festzuset-
zen (BT-Drs. 20/3873, S. 90).

9. Ausschluss der Karenzzeit bei Rechtsmissbrauch

Die Karenzzeit gilt nicht in Fallen, in denen Leistungsberechtigte rechtsmissbrauchlich
gehandelt haben. Nach dem Grundsatz von Treu und Glauben (§ 242 BGB), der auch im
offentlichen Recht gilt, liegt Rechtsmissbrauch unter anderem vor, wenn jemand eine
blo3 formal bestehende Rechtsposition ohne schutzwirdiges Eigeninteresse ausnutzt.
Dies kann im vorliegenden Kontext etwa dann der Fall sein, wenn eine offensichtlich un-
angemessen teure Wohnung unmittelbar vor Beginn des Leistungsbezuges und der Gel-
tung der Karenzzeit allein deswegen angemietet wurde, um die eigenen Wohnverhalt-
nisse unter Ausnutzung der Karenzzeit-Regelungen zu Lasten der Allgemeinheit zu ver-
bessern. Hierbei ist eine Abwagung aller Umstande des Einzelfalles mafigeblich. Die
vom BSG zur Regelung des § 67 Abs. 3 SGB Il dargelegte Rechtsauffassung (vgl. BSG
v. 14.12.2023, B 4 AS 4/23 R) ist insoweit auf die seit 01.01.2023 geltende Karenzzeit
Ubertragbar.
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VL. Bedarf / Aufwendungen

§ 22 Abs. 1 Satz 1 SGB Il sieht zur Deckung des Bediirfnisses Wohnen die Ubernahme
der angemessenen tatsachlichen Aufwendungen fur Unterkunft und Heizung als Teil des

verfassungsrechtlich garantierten Anspruchs auf Existenzsicherung vor.

Der Bedarf besteht darin, dass der Trager den Leistungsberechtigten Geldmittel zur Ver-
fugung stellt, die diese bendtigen, um die Unterkunft und die Lieferung der Warme bzw.
des Heizmaterials bezahlen zu kdnnen. Aus diesem Grund fallen darunter insbesondere
Zahlungen an den Vermieter. Dies gilt grundsatzlich sogar wahrend der Monate, in de-

nen die Unterkunft bzw. deren Beheizung tatsachlich nicht erforderlich ist.

Damit besteht der Bedarf in der Ubernahme der zu leistenden Geldbetrage, nicht aber in
dem realen Bedarf an Unterkunft bzw. Warme (siehe |.; so ausdrucklich zur Heizung
BSG, Beschl. v. 16.05.2007 - B 7b AS 40/06 R; so auch schon BVerwG, Urt. v.
04.02.1988 - 5 C 26/87 und 5 C 89.85; mittlerweile wiederholt vom BSG bestatigt, BSG
Urt. v. 19.05.2021 — B 14 AS 19/20 R).

Die Leistungen im Rahmen der Grundsicherung fur Arbeitsuchende sind schlieRlich pri-
mar Geldleistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts (§ 4 Abs. 1 Nr. 2 SGB IlI). Eine
Sachleistungsverantwortung (wie z.B. im AsylbLG) ist den Jobcentern fir die Bedarfe fur
Unterkunft und Heizung nicht zugewiesen (siehe I.; so ausdricklich BSG, Urt. v.
09.08.2018 - B 14 AS 38/17 R). Die Tatsache, dass Flichtlinge haufig nach ihrer Aner-
kennung (bzw. dem Rechtskreiswechsel AsylbLG / SGB Il) zunachst in ihrer Unterkunft

verbleiben, andert daran nichts.

Vielmehr sind die Leistungsberechtigten in der Verantwortung, fur ihre Unterkunft und
Heizung innerhalb des Angemessenen selbst zu sorgen. Demgemaf bilden die tatsachli-
chen Aufwendungen und damit die Zahlungsverpflichtungen, die sie fur ihre Unterkunft
und Heizung selbst eingegangen sind, den Ausgangspunkt fir die Bestimmung des an-
zuerkennenden Bedarfs flr Unterkunft und Heizung (so ausdricklich BSG, Urt. v.
09.08.2018 - B 14 AS 38/17 R).
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VII. Tatsachliche Aufwendungen

1. Grundsatz

Leistungen fir die Unterkunft und Heizung werden grundsatzlich ,in Héhe der tatsachli-
chen Aufwendungen® erbracht. Die Ubernahme von Pauschalen scheidet damit aus. Die
tatsachlichen Aufwendungen bilden unabhangig von den Besonderheiten des Einzelfalls

die absolute Obergrenze fir die Hohe der zu bericksichtigenden Bedarfe.

Unzulssig ist auch eine Abgeltung seitens des Grundsicherungstragers durch monatli-
che Pauschal- bzw. Durchschnittsleistungen (BSG, Urt. v. 16.05.2007 — B 7b AS 40/06
R; Urt. v. 29.11.2012 — B 14 AS 36/12 R). SchlieRlich ist der Bedarf entweder flr die Ver-
gangenheit bereits angefallen oder entsteht erst in der Zukunft. Daher sind die tatsach-

lich anfallenden Aufwendungen zu erstatten (sofern sie angemessen sind).

Bei der Bestimmung der tatsachlichen Kosten der Unterkunft und Heizung ist zu berick-
sichtigen, dass etwaige monatliche Vorauszahlungen nur vorlaufige Rechnungsposten
sind. Die tatsachlich entfallenden Kosten lassen sich regelmalig erst aus der Jahresab-
rechnung ersehen. Wir verweisen hierzu auch auf unser Rundschreiben ,Bedarfe flir Un-
terkunft und Heizung; hier: Konkrete Angemessenheit; Kostensenkungsverfahren®, dort
insbes. Ziff. C. IV.

2. Nicht offensichtlich unwirksame, nicht dauerhaft gestundete Forderung

Es reicht aus, dass Leistungsberechtigte einer nicht offensichtlich unwirksamen und nicht

dauerhaft gestundeten Forderung ausgesetzt sind.

In einigen Fallen kdnnen Verpflichtungen zwar — insbesondere aus Sicht des Jobcenters
- durchaus auf den ersten Blick als zweifelhaft oder nicht durchsetzbar erscheinen. In der

Regel dirfte diese (vermeintliche) Unwirksamkeit jedoch nicht offensichtlich sein.

So fuhrt beispielsweise ein etwaiger Verstold gegen die Mietpreisbremse (§ 556d BGB)
nicht ohne weiteres zu einer offensichtlich unwirksamen Forderung, da das Jobcenter in
der Regel ohne entsprechende Recherchen mégliche Ausnahmekonstellationen (Neu-
vermietungen, Modernisierungen, héhere Vormieten - §§ 556e, 556f BGB) nicht von vor-

neherein ausschlief3en kann.
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Auch Mietpreisuberhéhungen (§ 5 WiStG) oder Mietwucher (§§ 291 StGB, 138 Abs. 2
BGB) sind im Regelfall nicht offensichtlich, selbst wenn die vereinbarte Miete die ortsuibli-
che Vergleichsmiete um mehr als 20 bzw. 50% Ubersteigt. Schlief3lich muss die Zwangs-
lage des Mieters 0.a., die vom Vermieter ausgenutzt wurde, nach der Rechtsprechung

gepruft und belegt werden.

Auch sonstige Aufwendungen zur Erfillung rechtlich schwer durchsetzbarer bzw. zweifel-
hafter Verpflichtungen im Zusammenhang mit der Nutzung einer Unterkunft (z.B. auf-
grund von verfristeten Abrechnungen, unzuldssigen Klauseln bzw. Mieterhdhungen, Min-
derung etc.) durften in der Regel mangels offensichtlicher Nichtigkeit i.d.R. bernahmefa-
hige Bedarfe begriinden. Gleiches gilt fiir den ab dem 1. Juli 2024 in Kraft tretenden
Wegfall des Nebenkostenprivilegs.

Dies durfte regelmafig auch fur die Berechnung und Aufteilung der Kohlendioxidkosten

durch die Vermieterin bzw. den Vermieter gelten.

Soweit Mieterinnen bzw. Mieter, die sich selbst mit Warme und Warmwasser versorgen,
etwa durch eine Gasetagenheizung, die Berechnung und Aufteilung anhand der Rech-
nungen ihres Versorgers selbst durchfihren missen und anschlieRend ihre Vermieterin
bzw. ihren Vermieter auf Erstattung dieses Anteiles an den Kohlendioxidkosten in An-
spruch nehmen mussen, gilt Vorstehendes zur Offensichtlichkeit sinngemaf, soweit die
Leistungsberechtigten eine Berechnung und Aufteilung vorgenommen haben; auch wenn
diese bspw. zu einem Anteil der Mieterin bzw. des Mieters an den Kohlendioxidkosten
i.H.v. 100 % fuhrt.

Hierbei ist zudem in Rechnung zu stellen, dass fur die erwerbsfahigen Leistungsberech-
tigten selbst eine rechtliche Bewertung und eine Bewertung der zu Grunde liegenden tat-
sachlichen Umstande in einer Vielzahl von Fallen praktisch unmdglich ist. Der Grundsi-
cherungstrager kann sich daher regelmafig nicht auf die Unwirksamkeit bestimmter
Klauseln berufen und deshalb gegentber den tatsachlich geleisteten Zahlungen Abzlige
vornehmen (BSG, Urt. v. 22. 9. 2009 — B 4 AS 8/09 R).

Der Leistungstrager kann in solchen Fallen die Leistungsberechtigten jedoch im Rahmen
eines Kostensenkungsverfahrens auffordern, sich gegen die Regelungen zu wehren bzw.
eine rechtliche Klarung herbeizuflihren (siehe dazu unser Rundschreiben zu ,Bedarfe flr

Unterkunft und Heizung; hier: Konkrete Angemessenheit; Kostensenkungsverfahren®).
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Allerdings muss er die Leistungsberechtigten in die Lage versetzen, ihre Rechte durchzu-
setzen (BSG, Urt. v. 22.09.2009 - B 4 AS 8/09 R).

Den Leistungsberechtigten sollte in einem solchen Fall mit einem Informationsschreiben
der Rechtsstandpunkt und das vom Grundsicherungstrager beflirwortete Vorgehen ver-
deutlicht werden, mit welchem die Durchsetzung ihrer Rechte ermoglicht wird. Eine Aus-
nahme davon besteht, wenn nach den konkreten Umstanden des Einzelfalls aufgrund

des Kenntnisstands der Leistungsberechtigten eine derartige Information entbehrlich ist.

Unter Umstanden bietet sich eine Beteiligung an dem Rechtsstreit an.

Zum Unterkunftsbedarf nach § 22 Absatz 1 Satz 1 SGB Il gehéren jedoch grundsatzlich
nicht Kosten der Rechtsverfolgung oder -verteidigung, zum Beispiel im Falle einer Rau-
mungsklage. Gerichtskosten sind aber dann ausnahmsweise als (einmalig anfallende)
Bedarfe der Unterkunft zu beriicksichtigen, wenn das Jobcenter den Leistungsberechtig-
ten zu Unrecht Leistungen versagt, dadurch Mietrickstande entstehen und der Vermieter
in der Folge Rdumungsklage erhebt (LSG Baden-Wdarttemberg, U. v. 27.6.2017 — L 9 AS
1742/14; BSG, Urt. v. 17.6.2010 — B 14 AS 58/09 R).

3. Keine Ubernahme bei Unentgeltlichkeit oder Scheingeschaft

Berlcksichtigungsfahige Aufwendungen entstehen tatsachlich nicht, soweit eine Unter-

kunft unentgeltlich genutzt werden kann.

Insbesondere scheidet eine Kostenlibernahme dann aus, wenn die leistungsberechtigte
Person keiner ernsthaften Zahlungsverpflichtung ausgesetzt ist. Dies kann z.B. bei nur
zum Schein abgeschlossenen Vertragen (sog. Scheingeschaft gemaf § 117 BGB) der

Fall sein.

Bei einem Vertrag zwischen Familienangehdrigen ist in Zweifelsfallen zu prifen, ob im
streitigen Zeitraum tatsachlich Aufwendungen entstanden sind, also etwa ob die verein-
barte Zahlung wirklich ernsthaft vollzogen wird.

Insbesondere wird bei Vorliegen der Voraussetzungen fir eine Haushaltsgemeinschaft
mit Verwandten i.S.d. § 9 Abs. 5 SGB Il die Unentgeltlichkeit der Unterkunft vermutet.
Die leistungsberechtigte Person kann diese Vermutung jedoch widerlegen. Die Vermu-

tung ist erst widerlegt, wenn neben der glaubhaften und zweifelsfreien Versicherung des
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Leistungsberechtigten und gegebenenfalls der weiteren Mitglieder der Haushaltsgemein-
schaft, dass er keine oder keine ausreichenden Leistungen zum Lebensunterhalt erhalt,
nachvollziehbare und Uberprifbare Tatsachen behauptet und glaubhaft gemacht werden,

welche die Richtigkeit der Vermutung erschittern.

Bei Vertragen zwischen Angehorigen ist allerdings kein Fremdvergleich vorzunehmen zu
Vertragen mit Personen, die nicht miteinander verwandt sind. Entscheidend ist alleine, ob
eine zivilrechtlich wirksame Vereinbarung getroffen wurde und diese auch tatsachlich ge-
lebt wird (LSG Baden-Wirttemberg, Urt. v. 21.11.2012 - L 2 AS 5209/11). So ist bei-
spielsweise bei dauerhaft gestundeten Forderungen nicht von der Ernsthaftigkeit der
Mietforderung gegenuber dem Leistungsempfanger auszugehen. In einem solchen Fall

sind damit keine Unterkunftskosten zu tibernehmen.

Ein Indiz fur einen Scheinvertrag ergibt sich nicht allein daraus, dass kein schriftlicher
Mietvertrag besteht und keine Uberweisungen, sondern Barzahlungen geleistet werden.
Ein Mietvertrag unterliegt der Formfreiheit und kann daher nicht nur schriftlich, sondern
auch mandlich geschlossen werden (§§ 535 ff Blurgerliches Gesetzbuch). Es besteht je-
doch Anlass zu prufen, ob der Mietvertrag tatsachlich entsprechend gelebt wird und die
behauptete Kostenbelastung in der dargelegten Hohe tatsachlich besteht. Hierbei steht
es im Ermessen des Jobcenters, welche Nachweise es zur Uberzeugungsfindung von
der leistungsberechtigten Person fordert. Denkbar waren bspw. von der Vermieterin bzw.
vom Vermieter unterzeichnete Quittungen, die den Empfang des Bargeldes von den
Leistungsberechtigten bestatigen, oder Kontoauszuge. Die genannten Nachweise sollten

nicht nur einmalig vorgelegt werden, sondern geeignet sein, eine langfristige Praxis zu

belegen.
4, Laufende und einmalige Leistungen
a. Grundsatz: Keine Unterscheidung

Es kommt nicht darauf an, ob die Aufwendungen laufend oder einmalig oder in Kombina-
tion anfallen. Voraussetzung ist, dass der Bedarf besteht und dieser nicht aus dem zu

bericksichtigenden Einkommen oder Vermdgen gedeckt werden kann (§ 9 SGB II).
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Die frihere Unterscheidung zwischen laufenden Kosten (z.B. flr bestimmte Heizformen,
die in § 3 Abs. 2 der zu § 22 BSHG ergangenen Durchflihrungsverordnung geregelt wa-
ren) und den zu gewahrenden einmaligen Kosten (z.B. fur Olheizung, die in § 21 Abs. 1a
Nr. 3 BSHG geregelt waren) hat der Gesetzgeber aufgegeben. Es ist daher kein Grund
ersichtlich, laufende bzw. einmalige Kosten unterschiedlich zu behandeln. Auch das Bun-
dessozialgericht geht davon aus, dass seine Ausflihrungen ,fur unregelmaflige oder in
groReren Zeitabstanden anfallende Zahlungsverpflichtungen grundsatzlich in gleicher
Weise (gelten) wie fur laufende Kosten® (st. Rspr., erneut bestatigend BSG, Urt. v.
19.05.2021 — B 14 AS 19/20 R.).

Ubernommen werden kdnnen also nicht nur laufende Kosten, sondern auch einmalige
Aufwendungen (BSG, Urt. v. 19.05.2021 — B 14 AS 19/20 R). Weder aus der Gesetzes-
begriindung (BT-Drs. 15/1516, S. 57) noch aus Sinn und Zweck der Regelung Iasst sich
schliel3en, dass die Gewahrung von einmalig anfallenden Kosten nicht unter § 22 Abs. 1
SGB |l fallen sollte. Dazu gehdren beispielsweise Betriebs- und Heizkostennachforderun-
gen, einmalig anfallende Heizkosten, Kosten der Einzugs- oder Auszugsrenovierung,
Schonheitsreparaturen sowie einmalig anfallende Gebulhren fur staatliche Unterklnfte

(z.B. Festsetzung einer Nachzahlung fur vergangene Zeitraume).

Letztlich kann sogar — ohne laufende Leistungen - durch einen einmaligen Bedarf Hilfe-
bedurftigkeit entstehen und damit eine einmalige Leistung zu gewahren sein (BSG, Urt.
v. 08.05.2019 - B 14 AS 20/18 R).

b. Keine ausdriickliche gesetzliche Ermachtigung fiir laufende Leistungen not-

wendig

Einer ausdriicklichen Erméchtigung fiir die Ubernahme einmaliger Bedarfe (wie in § 24
Abs. 3 Satz 3 SGB II fur angeordnete Sonderfalle bestimmt) bedarf es in § 22 SGB |l

nicht.

Fir die vom Regelbedarf betroffenen und von ihr abzugrenzenden Bedarfspositionen gilt
ein Ausschluss erganzender einmaliger Leistungen, soweit diese nicht ausdrticklich ge-
setzlich zugelassen sind. Bei dem Regelbedarf handelt es sich um eine Pauschale, die
im Fall unbegrenzter Erganzung durch einmalige Hilfen obsolet wiirde. Eine vergleich-

bare Abgrenzungsproblematik stellt sich bei den Kosten der Unterkunft und Heizung
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nicht (BSG, Urt. v. 08.05.2019 - B 14 AS 20/18 R; verfehlt daher LSG Sachsen, Urt. v.
16.03.2016 — L 8 SO 10/14 zu den faktisch inhaltsgleichen Regelungen des SGB XII).

5. Unausweichliche Zusatz-Kosten

a. Allgemeines

Als Kosten der Unterkunft kdnnen auch Aufwendungen fiir Sach- oder Dienstleistungen
angesehen werden, die zwar ihrer Art nach nicht dem Grundbedurfnis ,WWohnen" dienen,
aber mit der Unterkunft derart verknlpft sind, dass die Unterkunft ohne diese Aufwen-
dungen nicht erlangt oder erhalten werden kann, wenn sie nicht zur Disposition der Leis-
tungsberechtigten stehen und in diesem Sinne einen unausweichlichen Kostenfaktor der
Wohnung darstellen (BSG, Urt. v. 14.04.2011 - 8 SO 19/09 R; LSG Bayern, Urt. v.
29.04.2020 — L 11 AS 656/19).

Wesentlich fiir die Frage der Ubernahmefahigkeit von Aufwendungen als Bedarfe fiir Un-
terkunft und Heizung im SGB Il ist immer die tatsachliche Ausgestaltung dieser Aufwen-
dungen. Damit sind auch ,Sonderleistungen® bzw. ,Zuschlage* als Unterkunftsbedarf an-
zuerkennen, wenn die Unterkunft nur so erhaltlich war (und sich die Kosten auch so noch
innerhalb des Rahmens der Angemessenheit halten). Die Leistungsberechtigten kénnen
in einem Fall, in dem das Nutzungsentgelt notwendiger Bestandteil der Kosten ist, den
Aufwendungen regelmaliig nicht ausweichen. Sind Aufwendungen mit der Unterkunft

rechtlich und tatsachlich derartig verknipft, sind sie daher zu Gbernehmen.

Dazu gehdrt z.B. ein Modernisierungszuschlag nach § 559 BGB (BSG, Urt. v. 19.10.2010
- B 14 AS 2/10 R) oder eine ,Einheitsgebihr* fir die Benutzung von Unterkinften.

Aus diesem Grund koénnen beispielsweise neben Betriebskosten (z.B. Haushaltsenergie)
auch Aufwendungen fur Kucheneinrichtung, Mébel, Keller, Garage (LSG Bayern, Urt. v.

29.04.2020 — L 11 AS 656/19), Stellplatz, Kabel- oder Sat-Anschluss, Gemeinschaftsan-
tenne, aber auch fir Bewachung, Verkdstigung, Betreuung, Hausmeister, Waschedienst

(z.B. in einer Fluchtlingsunterkunft) etc. anerkennungsfahig sein.

Dieser Grundsatz gilt selbst dann, wenn im Regelbedarf (§ 20 SGB II) ein entsprechen-
der Anteil enthalten ist (BSG, Urt. v. 7.5. 2009 — B 14 AS 14/08 R). Bei einer Inklusiv-
miete, in der auch die Stromkosten enthalten sind, sind die Leistungen fur die Unterkunft

daher nicht um einen aus dem Regelbedarf ermittelten Anteil fiir Haushaltsenergie zu
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kirzen (BSG, Urt. v. 24.11.2011 - B 14 AS 151/11 R). Dies gilt auch fiir entsprechende

Benutzungsgebihren in staatlichen oder kommunalen Unterkiinften.

Das Bundesministerium fiir Arbeit und Soziales hat unsere oben dargelegte Rechtsauf-
fassung in der Vergangenheit geteilt, lehnt sie nun aber in Bezug auf Verpflegungskosten
ab und halt eine Ubernahme der Verpflegungskosten im Wege der KdU generell fiir un-
berechtigt. Wir halten an unserer Auffassung fest, prazisieren unsere Auffassung hin-
sichtlich der besonderen Konstellation der Verpflegungskosten allerdings (nachfolgend
Ziff.VI1.5.b.); zudem erganzen wir unsere Haltung hinsichtlich der Beteiligung &ffentlich-

rechtlicher Trager (nachfolgend Ziff. VII.5.c.).

Exkurs: Nach Ubereinstimmender Auffassung des Bundesministeriums fir Arbeit und So-
ziales und des Staatsministeriums fur Familie, Arbeit und Soziales ist in diesen Fallen
trotz der Ubernahme regelbedarfsrelevanter Kosten im Rahmen der KdU keinesfalls im
Gegenzug der Regelbedarf zu reduzieren. Es kommt auch keine Reduzierung der KdU in
Hoéhe des RBEG-Regelbedarfsanteils in Betracht. Sollten Jobcenter dennoch entspre-
chend verfahren, haben die Leistungsberechtigten einen Nachzahlungsanspruch (§ 44
Abs. 1 SGB X). Sofern der in der Inklusivmiete enthaltene Stromanteil beziffert ist, sind
die KdU aber entsprechend zu bereinigen (BSG, Urt. v. 24.11.2011 - B 14 AS 151/10 R).
Wir weisen darauf hin, dass der Vollzug in den gemeinsamen Einrichtungen insoweit der
Bundesagentur fur Arbeit, die Aufsicht dem Bundesministerium fir Arbeit und Soziales

obliegt.
b. Sonderfall Verpflegungskosten
In Bezug auf Verpflegungskosten ist wie folgt zu differenzieren:

- Wenn Verpflegungskosten als unausweichliche Zusatz-Kosten ausgestaltet wer-
den und zugleich quantifizierbar sind, sind die Kosten der Unterkunft (ggf. anteilig,
sofern Hohe des Regelbedarfsanteils tGberschritten wird) um den im Regelbedarf ent-
haltenen Verpflegungsteil zu mindern. Die Annahme einer Quantifizierbarkeit der in
Rechnung gestellten Kosten setzt bei den Verpflegungskosten voraus, dass eine
Vollverpflegung geleistet und zudem im Bedarfsfall — etwa bei Abwesenheiten
wahrend des Tages wegen der Wahrnehmung von Lernangeboten oder Praktika an
einem anderen Ort als dem Ort der Unterkunft — auch auBerhalb der Unterkunft zur

Verfiigung gestellt wird (z. B. durch Lunchpakete).
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- Sofern die Verpflegungskosten als unausweichliche Zusatz-Kosten ausgestaltet
werden, aber nicht quantifizierbar sind, sind die Kosten in voller Hohe als Kosten
der Unterkunft anzuerkennen.

- Wenn die Kosten der Verpflegung nicht den Kosten der Unterkunft zuzurechnen

sind, sind sie aus dem Regelbedarf zu bestreiten.
Erlauterung des Vorstehenden:

Bei den Verpflegungskosten, soweit diese mit den weiteren Unterkunftskosten un-
ausweichlich verkniipft sind, handelt es sich um einen Sonderfall, da die Verpfle-
gungskosten — im Gegensatz zu vielen anderen unausweichlichen Zusatz-Kosten fir Un-
terkuinfte — bereits mit einem entsprechenden Teil im Regelbedarf bericksichtigt sind.
Daher kann nach Feststellung, dass es sich um unausweichliche Zusatz-Kosten flir
die Unterkunft handelt — in einem weiteren Schritt — die Rechtsprechung des BSG (BSG
vom 27.02.2008 — B 14/11b AS 15/07 R) zum Umgang mit Kosten, die sich sowohl im
Regelbedarf, als auch als Teil der Kosten der Unterkunft niederschlagen (Warmwasser-
kosten nach alter Rechtslage), unseres Erachtens angewendet werden.

Die grundsatzliche Ablehnung des BSG einer solchen Herausrechnung aufgrund
der gesetzlich nicht vorgesehenen individuellen Bedarfsermittiung (BSG vom 24.11.2011
— B 14 AS 151/10 R) greift unseres Erachtens aufgrund des Sonderfalls der vorliegen-
den Konstellation nicht. Dennoch sind insbesondere bei der Quantifizierbarkeit strenge

Anforderungen zu stellen.

Das BSG fuhrt in seiner Entscheidung vom 27.02.2008 (B 14/11b AS 15/07 R) in Rn. 20
wie folgt aus:

»,Grundsétzlich besteht damit gemal § 22 Abs. 1 SGB Il - im Rahmen der Angemessen-
heit - ein Anspruch auf Ubernahme der vollsténdigen und tatséchlichen Kosten fiir die
Bereitung von Warmwasser. Allerdings besteht dieser Anspruch auf Ubernahme der Kos-

ten der Unterkunft nur, soweit der Bedarf nicht bereits anderweitiq gedeckt ist. Dies ist

hier der Fall. Die Kosten der Warmwasserbereitung sind bereits von der Regelleistung
gemal3 § 20 SGB Il umfasst. Diese kénnen daher nicht zweifach gedeckt werden: Im
Rahmen der Regelleistung geméal § 20 Abs. 2 SGB Il und im Rahmen der Kosten der
Unterkunft geméal3 § 22 SGB I1.“
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Das BSG ordnet somit die Warmwasserkosten (nach der alten Rechtslage) grundsatz-
lich einmal beiden Bereichen zu: Regelbedarf und KdU. In einem nachsten Schritt
trifft es sodann eine Entscheidung bzgl. der Vor- und Nachrangigkeit der Anspriuche
zueinander. Es kann sich nur um KdU handeln, soweit der Bedarf nicht bereits anderwei-
tig gedeckt ist. Auch diese Ausflihnrungen setzen bereits denknotwendig voraus, dass
diese Kosten grundsatzlich beiden Bereichen zuzuordnen sind. Hinsichtlich dieses
Punktes konnen die Wertungen des BSG-Urteils auch fiir die vorliegende Konstel-
lation gédngig gemacht werden: Die reinen Verpflegungskosten sind in bestimmter
Hoéhe bereits Teil des Regelbedarfs. Uber die Verkniipfung im Mietvertrag zu unaus-

weichlichen Zusatz-Kosten werden sie auch zu KdU.

Des Weiteren wird in dem o.g. BSG-Urteil in Rn. 26 ausgeflhrt:

LISt es lber die Einrichtung getrennter Zahler oder sonstiger Vorrichtungen technisch
mdéglich, die Kosten fiir Warmwasserbereitung konkret zu erfassen, so sind auch diese
konkreten Kosten von den geltend gemachten Kosten der Unterkunft geméi3 § 22 Abs. 1
Satz 1 SGB Il abzuziehen. Auch dies liegt in der Logik des Systems der Regelleistung. In
dem Moment, in dem eine konkrete Erfassung der Kosten der Warmwasserbereitung

méglich ist, obliegt es der Selbstverantwortung und dem Selbstbestimmungsrecht des

Grundsicherungsempféngers, seinen Warmwasserverbrauch zu steuern.

Dies ist in der vorliegenden Konstellation bei den Verpflegungskosten gerade nicht
der Fall. Es obliegt nicht der Selbstverantwortung oder dem Selbstbestimmungs-
recht der Grundsicherungsempfanger, ob bzw. in welcher Hohe die Kosten entste-
hen. Vielmehr ist davon auszugehen, dass im Mietvertrag festgehalten ist, dass die Ver-
pflegungskosten in feststehender und gleichbleibender Hohe entstehen, ohne dass
die Leistungsberechtigten hierauf einen Einfluss nehmen und die Kosten z.B. durch ge-

ringe Inanspruchnahme beeinflussen kénnten.

Demnach kénnen auch unter Zugrundelegung der Rechtsprechung zu den Warmwasser-
kosten nach alter Rechtslage allenfalls die KAU um den im Regelbedarf vorgesehe-
nen Anteil fur die Verpflegungskosten gemindert werden, da nur insoweit bereits
eine Deckung der Kosten stattfindet und die Kostenhéhe im Ubrigen nicht dem Einfluss

der Leistungsberechtigten obliegt.
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Es besteht auch lediglich in Hohe der im Regelbedarf vorgesehenen Kosten fir Verpfle-
gung das Risiko einer Ungleichbehandlung aufgrund einer Beglinstigung im Vergleich mit
anderen Leistungsberechtigten. Soweit die KdU um die im Regelbedarf vorgesehenen
Verpflegungsanteile gemindert werden konnen, steht hinsichtlich weiterer, den Regelbe-
darf libersteigender Verpflegungskosten dem insoweit gewéahrten KdU-Bedarf (inkl.
Verpflegungskosten) eine zu erfiillende Forderung aus dem Mietvertrag gegeniiber,
ohne dass fur diesen Teil auch entsprechende Leistungen im Regelbedarf vorgesehen
waren. Dieser feststehenden Kostenbelastung als Teil des Unterkunftsbedarfs stehen
andere Leistungsberechtigte (die keine entsprechend verknlpften Unterkunftskosten
haben) nicht gegeniiber.

Dies unterscheidet die vorliegende Konstellation auch von derjenigen, die der Gesetzge-
ber bei Schaffung des § 65 Abs. 1 SGB Il a.F. und dem damit verfolgten Ziel der Vermei-
dung von Ungleichheiten bei der Leistungsgewahrung vor Augen hatte. Bei diesem ging
es um den Erhalt kostenloser Verpflegung bei gleichzeitigem Erhalt des entsprechen-
den Regelbedarfsanteils. Vorliegend steht der erhaltenen Verpflegung jedoch zwingend

auch eine Kostenbelastung gegenuber.

Auch aufgrund der Funktion der Kosten der Unterkunft und Heizung, das physische
Existenzminimum zu sichern, kann eine Minderung in diesen Fallen héchstens bis zu
den im Regelbedarf vorgesehenen Anteil fur Verpflegung vorgenommen werden. Sofern
die Leistungsberechtigten die Kostenhdhe, wie obenstehend bereits ausgeschlossen,
nicht durch ggf. sparsames Verhalten, sondern nur durch einen Umzug erzielen kénnen,
ist der Ublichen Systematik der KdU folgend die Prifung der Angemessenheit (soweit
aktuell mdglich) durchzufihren.

Hierbei sind die Malistabe zur Beurteilung der generell-abstrakten Angemessenheit der
Aufwendungen flr die Unterkunft allein wegen der unausweichlichen Zusatz-Kosten
i.d.R. nicht zu modifizieren. Die notwendigen Feststellungen betreffen die értlichen Gege-
benheiten des Wohnungsmarktes und haben sich zur Vermeidung eines Zirkelschlusses
nicht auf Wohnungen zu beschranken, die gewissermalen ein besonderes Ausstattungs-
merkmal aufgrund der unausweichlichen Zusatz-Kosten beinhalten (vgl. auch BSG, Urteil
v. 14.04.2011 - B 8 SO 19/09 R).
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Sofern die Gesamtkosten die abstrakten Angemessenheitswerte tUberschreiten, ist die
konkrete Angemessenheit zu prifen und ggf. ein Kostensenkungsverfahren durchzuftih-
ren. Auch hierdurch wird eine Gleichbehandlung mit anderen Leistungsberechtigten er-

zielt.

Gemal Urteil des BSG vom 24.11.2011 (B 14 AS 151/10 R) erfordert jede Kiirzung des
Bedarfs, der sich aus dem Regelbedarf und den tatsachlichen Aufwendungen fir die Un-
terkunft und Heizung, soweit diese angemessen sind, zusammensetzt, eine begriindete
Herleitung dieses Kirzungsbetrages. Zu beachten sind zudem auch die im Urteil des
BSG vom 14.04.2011 (B 8 SO 19/09 R) aufgestellten Grundsatze. Demnach ist zwin-
gende Voraussetzung, dass die Kosten identisch mit den im Regelbedarf hierfiir vor-
gesehenen Kosten und damit quantifizierbar sind. Fehlt es an einer Quantifizierbar-
keit, sind die Verpflegungskosten vollstandig als KdU anzuerkennen.

Die Annahme einer Quantifizierbarkeit der in Rechnung gestellten Kosten setzt bei den
Verpflegungskosten voraus, dass eine Vollverpflegung geleistet und zudem im Be-
darfsfall — etwa bei Abwesenheiten wahrend des Tages wegen der Wahrnehmung von
Lernangeboten oder Praktika an einem anderen Ort als dem Ort der Unterkunft — auch
auBerhalb der Unterkunft zur Verfiigung gestellt wird (z. B. durch Lunchpakete). Inso-
weit sind hier die Ausflihrungen in der Gesetzesbegriindung zur Einfihrung des § 65
Abs. 1 SGB Il a.F. heranzuziehen (BT-Drs. 18/8909, S. 34), soweit es darum geht, wel-
che Anforderungen an die geleistete Verpflegung zu stellen sind, um den entsprechen-
den Regelbedarfsanteil der bzw. dem Leistungsberechtigten — in einem ersten Schritt

(vor der dortigen Uberleitung auf den Unterkunftstrager) — vollstandig zu entziehen.

Diese Anforderung ist auch nach unserem Dafurhalten systemgerecht, da bei einer nur
teilweise zur Verfugung gestellten Verpflegung eine Quantifizierung mit dem im Regelbe-
darf vorgesehenen Anteil nicht mdglich ware. Der entsprechende Regelbedarfsanteil
sieht einen festen monatlichen Betrag fir die Verpflegung vor, welcher durch den Ge-
setzgeber nicht auf einzelne Mahlzeiten aufgeteilt wurde. Insoweit kann auch im Voll-
zugswege und unter Berlcksichtigung der angeflihrten BSG-Rechtsprechung keine sol-

che Aufteilung und Kirzung der KdU erfolgen.

Sofern aufgrund fehlender Quantifizierbarkeit eine Ubernahme als KdU vorzunehmen ist,

bleibt es jedoch auch weiterhin (soweit aktuell méglich) bei der Durchflihrung einer Ange-
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messenheitsprifung und ggf. der Durchflihrung eines Kostensenkungsverfahrens. Inso-
weit wird auch hier eine Ungleichbehandlung mit anderen Leistungsberechtigten vermie-

den.
c. Beteiligung offentlich-rechtlicher Trager auf Vermieterseite

Handelt es sich um Konstellationen, in denen auf Vermieterseite ein offentlich-rechtlicher
Trager eingebunden ist (so z.B. im Fall der Gemeinschaftsunterklinfte oder Anmietung
von Hotel- oder Pensionszimmern unmittelbar durch die Kommune), sind solche Gestal-

tungen moglichst zu vermeiden:

Der o&ffentliche Trager kann auf die Vertragsgestaltung und die Entscheidung, ob es sich
um ausweichliche Zusatz-Kosten im Sinne des Vorstehenden und damit Kosten der Un-
terkunft handelt, bestimmenden Einfluss nehmen. Der 6ffentliche Trager hat zu bertck-
sichtigen, dass die dargestellte Gestaltung dazu fiihrt, dass an sich dem Regelbedarf
zuzuordnende Bedarfe den KdU zugeordnet und somit durch zusatzliche SGB II-
Leistungen ausgeglichen werden. Das ist unter Gleichbehandlungsgesichtspunk-
ten gegeniber anderen Leistungsberechtigten problematisch und daher grundsatzlich
unerwiinscht. Keinesfalls darf eine solche Gestaltung missbraucht werden, um
letztlich eine Bundesbeteiligung zu erzwingen.

Zur Verhinderung von unerwiinschten Vertragsgestaltungen und Vermeidung von
moglichen Schadensersatzanspriichen des Bundes gegeniiber den 6ffentlich-
rechtlichen Tragern oder gegeniiber ihren Aufsichtsstellen weisen wir darauf hin,
dass Kosten nur unter folgenden alternativen Voraussetzungen mit der Unterkunft
derart verkniipft werden diirfen, dass die Unterkunft ohne diese Aufwendungen nicht

erlangt oder erhalten werden kann:

- Die Aufwendungen sind von den Unterkunftskosten nicht trennbar bzw. herausldsbar.
Dies ist auch dann anzunehmen, wenn eine Trennbarkeit nur unter unverhaltnisma-
Rig groRem Aufwand mdglich ware.

- Oder: Andere, gewichtige Grinde des Einzelfalls, die eine solche Ausgestaltung

zwingend notwendig machen, liegen vor.

Hinsichtlich der Verpflegungskosten wird im Regelfall eine Untrennbarkeit nicht vorliegen.
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6. Beriicksichtigungsfahige Kosten bei einer Unterkunft zur Miete

Zu den berucksichtigungsfahigen Kosten der Unterkunft (ohne Heizung) gehoren bei
Mietverhaltnissen alle (nicht offensichtlich unwirksamen, nicht dauerhaft gestundeten)

Zahlungsverpflichtungen, die sich aus dem Mietvertrag fir die Unterkunft ergeben.
a. Miete

Hierzu z&hlen zum einen die vertraglich vereinbarte Miete (Grundmiete oder Nettokalt-

miete).

Nicht immer verursacht eine Unterkunft nur Mietzahlungen im eigentlichen Sinne. Biswei-
len treten an deren Stelle Nutzungsentschadigungen (z.B. bei Weiternutzung einer Woh-
nung nach Ende des Mietvertrages; differenzierend zur Nutzung des vormals gemeinsam
bewohnten, im Miteigentum stehenden Hauseigentums BSG, Urt. v. 19.8.2015 - B 14 AS
13/14 R) bzw. sonstige die Unterkunft sichernde Zahlungen. Denkbar sind z.B. monatli-
che Beitrage bei Genossenschaftswohnungen.

Die Zielsetzung des § 22 Abs. 1 SGB Il ist gegenuber diesen unterschiedlichen Formen
von Unterkunftskosten neutral. Das ergibt sich schon aus dem Wortlaut, der nicht von

Mietwohnung, sondern von Unterkunft spricht.
b. Kalte Betriebskosten

Erfasst sind die mietvertraglich geschuldeten kalten Betriebskosten. Diese ergeben sich
aus § 556 Abs. 1 BGB i.V.m. § 2 Betriebskostenverordnung. Sie umfassen insbesondere

Aufwendungen fur folgende Zweckbestimmungen:

e laufende o6ffentliche Lasten des Grundstlcks,

¢ Kosten der Wasserversorgung und Entwasserung,

e Kosten des Betriebs der zentralen Heizungsanlage bzw. Brennstoffversorgungsanlage,
der eigenstandig gewerblichen Lieferung von Warme oder der Reinigung und Wartung
von Etagenheizungen und Gaseinzelfeuerstatten,

¢ Kosten verbundener Heizungs- und Warmwasserversorgungsanlagen,

e Kosten des Betriebs des Personen- oder Lastenaufzugs,

¢ Kosten der Stral3enreinigung und Millbeseitigung,

¢ Kosten der Gebaudereinigung, Ungezieferbekampfung und Gartenpflege,
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¢ Kosten der Beleuchtung und Schornsteinreinigung,

¢ Kosten der Sach- und Haftpflichtversicherung und fiir den Hauswart,

o Kosten des Betriebs der Gemeinschafts-Antennenanlage, oder des Betriebs der mit ei-
nem Breitbandnetz verbundenen privaten Verteilanlage,

¢ Kosten des Betriebs der Einrichtungen fir die Waschepflege,

¢ sonstige Betriebskosten (z.B. Rauchmelder).

Die kalten Betriebskosten sind in angemessener Hohe zu Gbernehmen, soweit sie nicht
im Regelbedarf enthalten sind. Dabei ist zu beachten, ob die Betriebskosten mietvertrag-
lich zur Disposition der Leistungsberechtigten stehen und ob sie wegen verbrauchsunab-

hangiger Erhebung deren Einfluss entzogen sind (siehe IV. 5.).

Nach § 556 Abs. 3 Satz 2 BGB ist die Nebenkostenabrechnung dem Mieter spatestens

bis zum Ablauf des zwdlften Monats nach Ende des Abrechnungszeitraumes mitzuteilen.

Folgende Kostenarten durfen z.B. nicht auf die Mieter umgelegt werden: Hausverwal-

tung, Kontogebuhren, Instandhaltung und Sanierungen.
c. Ein-/Auszugs-/laufende Renovierungen bzw. Schonheitsreparaturen

Auch Aufwendungen fur Einzugs- / Auszugs- / laufende Renovierungen bzw. Schénheits-

reparaturen kdnnen Kosten der Unterkunft und Heizung sein.

Dies gilt insbesondere, wenn sie mietvertraglich vereinbart worden sind, d.h. vom Mieter
zu tragen sind. Haufig werden derartige Aufwendungen mietvertraglich auf den Mieter

abgewalzt und kénnen damit Kosten der Unterkunft sein.

Sofern keine vertragliche Vereinbarung getroffen wurde, sind die Kosten als angemessen
anzusehen, wenn die MaRnahme erforderlich ist, um die Bewohnbarkeit der Wohnung
herzustellen, diese ortsublich ist, weil kein renovierter Wohnraum im unteren Wohnseg-
ment in ausreichendem Umfang zur Verfligung steht und soweit sie der Hohe nach zur
Herstellung des Standards einer Wohnung im unteren Wohnsegment erforderlich ist (zur
Einzugsrenovierung BSG, Urt. v. 16.12.2008 - B 4 AS 49/07 R).
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Insgesamt sind die Leistungsberechtigten dabei grundsatzlich nach dem im SGB Il ver-
ankerten Selbsthilfegrundsatz verpflichtet, die Renovierung bzw. Reparatur selbst bezie-
hungsweise gegebenenfalls mit der Hilfe von Freunden oder Verwandten vorzunehmen.

Etwas anderes gilt, wenn dies nachweislich nicht moglich ist.

Unabhangig davon sind diese Kosten aber weder Wohnungsbeschaffungskosten i.S.v.
§ 22 Abs. 6 SGB Il noch vom Regelbedarf gedeckt.

d. Sonstiges

Nicht zu den Kosten der Unterkunft und Heizung gehdéren hingegen vertragliche oder de-
liktische Schadensersatzanspriiche des Vermieters gegen die Leistungsberechtigten z.B.
wegen Beschadigung der Mietsache. Diese Anspruche des Vermieters entstehen nur

aus Anlass des Mietverhaltnisses, aber nicht fir die Unterkunft.

Gdf. sind im Einzelfall sonstige Annexkosten (z.B. Kosten zur Durchsetzung berechtigter
mietrechtlicher Anspriche) zu Gbernehmen (BSG, Urt. v. 17.6.2010 - B 14 AS 58/09 R).

7. Gebiihren fiir die Benutzung von Unterkiinften

a. Allgemeines

Letztlich macht es keinen Unterschied, ob sich die Zahlungsverpflichtung aus burgerli-
chem oder offentlichem Recht ergibt. Auch bei ,irregularen® Unterkunftsverhaltnissen
sind die — privat- oder 6ffentlich-rechtlich — Dritten geschuldeten Aufwendungen fur die
Deckung des Unterkunfts- bzw. Heizungsbedarfs umfasst, z.B. Benutzungsgebuhren fur
staatliche oder kommunale Unterkinfte. Dabei sind die jeweiligen Ausfuhrungen zu den

bertcksichtigungsfahigen Kosten bei einer Unterkunft zur Miete sinngemaf anzuwenden.

Kreisfreien Gemeinden obliegt es selbst, Gebuhrensatzungen fir kommunale Unter-
kinfte zu erlassen. Diese kdnnen — wie nachfolgend dargestellt — mit derselben Folge
ebenfalls so ausgestaltet werden, dass die Energiekosten von der Geblhr umfasst sind.
Auch bezuglich der Auslagen der Verpflegung kann eine mit der DVAsyl vergleichbare

Regelung geschaffen werden.
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b. Exkurs: Gebuhren nach der DVAsyl

Die folgende Darstellung des Verfahrens der Gebuhrenerhebung dient ausschliel3lich der
Information. Die Jobcenter sind weder verpflichtet noch berechtigt, dieses Verfahren zu

Uberprifen.

aa. Keine Einheitsgebiihr mehr

Bei der Gebuhrenerhebung nach der DVAsyl wurde bis einschlief3lich 30. November2023
nicht zwischen einer Gebuhr fur die (staatliche) Unterkunft und fir die Haushaltsenergie
differenziert, sondern stattdessen eine Einheitsgebihr festgesetzt. Dies hatte zur Folge,
dass diese Benutzungsgebuihr nach § 23 DVAsyl a.F. grundsatzlich vollstandig (d.h.
ohne Abzug) als Kosten der Unterkunft und Heizung Berticksichtigung fand.

Seit dem 1. Dezember 2023 werden die Geblhrenbestandteile fir Heizung und Haus-
haltsenergie auf dem Bescheid gesondert ausgewiesen, um Transparenz und Ver-
brauchskostensensibilitat bei den Bewohnern zu schaffen. Der gesondert ausgewiesene
Anteil an Haushaltsenergie ist daher nicht mehr als Kosten der Unterkunft im SGB 1l zu

qualifizieren.

bb. Verpflegung

Far die Erhebung von Auslagen der Verpflegung besteht mit § 24 DVAsyl eine geson-
derte Rechtsgrundlage. Soweit einer kostenpflichtigen Person staatlich zurechenbar Voll-
verpflegung zur Verfugung gestellt wird, richten sich die Auslagen fur die Verpflegung
gem. § 24 Satz 1 DVAsyl nach dem jeweils zugrundeliegenden Vertrag zur Sicherstel-
lung der Verpflegung. Die Auslagen werden pro Monat gem. § 24 Satz 2 DVAsyl auf die
Hohe der jeweiligen Betrage fur den Bereich Nahrungsmittel und Getranke der Abteilung
1 und 2 des § 5 Abs. 1 und § 6 Abs. 1 Regelbedarfs-Ermittlungsgesetz gedeckelt, die
Kosten sind vom Regelbedarf zu bestreiten.

Hinsichtlich des Verfahrens bei Erstattungsanspruchen nach § 74 Abs. 5 Satz 4 SGB |l
i.V.m. § 104 SGB X wird in Bezug auf die gemeinsamen Einrichtungen auf die Weisungs-
zustandigkeit der BA, mit Blick auf die kommunalen Jobcenter auf unser Rundschreiben
vom 19.08.2022 ,Verpflegung in Gemeinschaftsunterklnften; Erstattungsanspruch nach
§ 74 Abs. 5 SGB Il i.V.m. § 104 SGB X" (Az. S9/6074.04-1/549) verwiesen.
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cc. Zugrundeliegende Zeitraume

Grundsatzlich erhebt die Zentrale Gebuhrenabrechnungsstelle des Freistaats Bayern Be-
nutzungsgebuhren fir laufende Zeitrdume. Allerdings ist auch eine Erhebung von Ge-

bihren fur vergangene Zeitrdume denkbar.

Dabei werden keine Benutzungsgebuhren fur die Unterbringung in staatlichen Unterkunf-
ten fur Zeitraume erhoben, in denen Leistungen nach dem AsylbLG gewahrt werden. Da-

von gibt es lediglich zwei Ausnahmefalle.

So mussen Asylbewerber die Kosten fur Unterkunft, Heizung und Energie nach § 7

Abs. 1 Satz 3 AsylbLG erstatten bzw. im Rahmen der DVAsyl staatliche Benutzungsge-
bidhren bezahlen, wenn sie Gber relevantes Einkommen bzw. Vermdgen verfiigen. In der
Regel erfolgt eine laufende Abrechnung, so dass ein Bezugspunkt zum SGB Il nicht in
Betracht kommt. Lediglich im ,Ausnahmefall des Ausnahmefalls®, namlich wenn der Be-
troffene aufgrund von Einkommen und Vermdgen zunachst eigentlich Gebuhren bezah-
len hatte missen, diese nicht gleich abgerechnet wurden, der Betroffene kurze Zeit spa-
ter jedoch anerkannt wird und aufgrund mangelnden Einkommens und Vermoégens nun
SGB llI-Leistungen bezieht, erfolgt hier die Kostenlibernahme aus einer Abrechnung
nachtraglich fur vergangene Zeitraume. Dies kann im ,Ausnahmefall des Ausnahmefalls
des Ausnahmefalls” zu einem Zeitpunkt erfolgen, in dem der Betroffene bereits SGB |-

Leistungen bezieht.

Der zweite Anwendungsfall betrifft kiirzlich anerkannte Flichtlinge. Mit Ablauf des Mo-
nats der Anerkennung unterfallen Anerkannte nicht mehr dem Anwendungsbereich des
AsylbLG. Um einen reibungslosen Rechtskreiswechsel vom AsylbLG in das SGB Il (bzw.
SGB XllI) sicherzustellen, gewahren die Sozialamter in Bayern auf Kosten des Freistaats
den Betroffenen zum Teil einen Monat langer — nach Ablauf des Monats der Anerken-
nung — Leistungen nach dem AsylbLG. Dadurch werden die teilweise folgenreichen
Probleme beim Rechtskreiswechsel (insbesondere Antragstellung SGB Il) im Einzelfall
abgemildert und das Existenzminium fur den Betroffenen durchgehend gewahrleistet.
Hiervon unabhangig sind die Betroffenen nach Ablauf des Monats der Anerkennung sog.

Fehlbeleger, von denen Gebuhren erhoben werden.
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Der Bund wird diese Kosten vorerst und ausnahmsweise auch als fluchtbedingte Kosten
der Unterkunft anerkennen. Im Ubrigen hat der Freistaat die anderen Lander Uber seine

Rechtsauffassung in Kenntnis gesetzt; Einwande wurden (bisher) nicht erhoben.

Fur kommunale Geblhrenbescheide gilt grundsatzlich das Gleiche wie flr staatliche Ge-
bihrenbescheide. Unterschiede ergeben sich jedoch, wenn die kommunale Satzung ab-

weichende Falligkeitszeitpunkte festlegt.

dd. Verfahren

Die Zentrale GeblUhrenabrechnungsstelle des Freistaats Bayern stellt im Namen des an-

erkannten Flichtlings einen fristwahrenden Kurzantrag (siehe Ziff. XI. 7. und 8).

8. Beriicksichtigungsfahige Kosten bei Eigenheimen / Eigentumswohnungen

Bei den berucksichtigungsfahigen Kosten bei Eigenheimen / Eigentumswohnungen ver-
weisen wir auf das Rundschreiben zu ,Bedarfe fur Unterkunft und Heizung; hier: Eigen-

heime / Eigentumswohnungen®.

9. Berucksichtigungsfahige Kosten der Heizung

a. Allgemeines
Zu den Heizkosten im Sinne des § 22 Abs. 1 SGB Il zahlen:

¢ Monatliche Abschlagszahlungen bei Vorauszahlung an den Vermieter oder an das
Energie- bzw. Fernwarmeversorgungsunternehmen,

¢ Nachforderungen fur Heizkosten nach Abrechnung des tatsachlichen Verbrauchs,

¢ Anschaffungskosten fur Heizmaterialien (z.B. Kohle, Heizél oder Gas bei selbst zu be-
stlckender Heizung bzw. selbst zu beflllendem Tank),

e Grund- und Zahlergebuhren,

e mietrechtlich geschuldete Kosten fir Wartung und Instandhaltung,

e Strombedarf fur den Betrieb der Heizungsanlage (Betriebsstromkosten)

e Kohlendioxidkosten.
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Die Betriebsstromkosten sind — sofern mdglich — abzugrenzen von der im Regelbedarf
nach § 20 Abs. 1 Satz 1 SGB Il enthaltenen Position fir Haushaltsstrom bzw. Kochfeue-
rung. Als Kosten des Betriebs einer zentralen Heizungsanlage sind die Betriebsstrom-
kosten regelmafig in den monatlichen Abschlagszahlungen enthalten. Sofern flir den Be-
triebsstrom kein separater Zahler bzw. Zwischenzahler existiert, kommt eine Schatzung
des Stromverbrauchs in Betracht (BSG, Urt. v. 03.12.2015 - B 4 AS 47/14 R; Urt. v.
07.07.2011 - B 14 AS 51/10 R).

Die gleiche Problematik besteht in Fallen, in denen eine Mietwohnung mangels ander-
weitiger Heizkérper zum Teil mit einem separaten Heizstrahler beheizt wird. Auch hier ist
eine Abgrenzung des Energieanteils im Rahmen der Heizkosten von der im Regelbedarf
enthaltenen Haushaltsenergie erforderlich. Vorzugswiirdig ist auch hier der Einsatz sepa-
rater Zahler bzw. Zwischenzahler. Sofern solche nicht vorhanden sind, kommt ebenfalls
eine Schatzung des Stromverbrauchs in Betracht (z.B. geschatzter Stromverbrauch des

HeizlGfters wahrend der ebenfalls geschatzten durchschnittlichen Betriebsstunden).
b. Kosten der zentralen Warmwasserbereitung

Die Kosten der Warmwasserbereitung sind nicht vom Regelbedarf umfasst, sondern wer-
den als eigenstandiger Bedarf erfasst, der in angemessener Hohe zu ibernehmen ist.
Der Bedarf fur zentral bereitgestelltes Warmwasser gehort — ohne ausdrtckliche Erwah-

nung im Gesetzestext — zu den nach § 22 Abs. 1 SGB Il zu Gibernehmenden Heizkosten.

Erfolgt die Warmwasserversorgung uber die zentrale Heizungsanlage, so handelt es sich
um eine zentrale Warmwassererzeugung. Sie ist auch bei Unterkinften mit Einzelhei-
zung (z.B. Olbrenner, separate Gastherme) gegeben, sofern tber diese nicht nur ge-
heizt, sondern auch Warmwasser erzeugt wird. Die Olkosten bzw. der Abschlag an den
Gasversorger sind in diesen Fallen grundsatzlich ungekurzt als Bedarf nach § 22 Abs. 1

SGB Il zu Ubernehmen.
C. Kosten der dezentralen Warmwassererzeugung

Von der zentralen Warmwassererzeugung zu unterscheiden sind Kosten der dezentralen
Warmwasserversorgung. Sie werden durch Anerkennung eines Mehrbedarfs nach
§ 21 Abs. 7 SGB Il ausgeglichen.
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Wird Warmwasser Uber eine in der Unterkunft installierte, technisch aber von der Hei-
zungsanlage getrennte Vorrichtung erzeugt (z.B. Boiler, Durchlauferhitzer, Badeofen),

handelt es sich um dezentrale Warmwassererzeugung.

VIII. Abgrenzung Bedarf / Schulden

1. Allgemeines

Bei den Bedarfen flr Unterkunft und Heizung sind die ungedeckten Bedarfe von den
Schulden abzugrenzen. Ausgehend von dem Zweck der Leistungen nach dem SGB |l ist
danach zu unterscheiden, ob es sich um einen tatsachlich eingetretenen und bisher noch
nicht von dem SGB II-Trager gedeckten Bedarf handelt (dann Kosten gemalf} § 22 Abs. 1
SGB Il) oder nicht (dann Schulden, u.U. gemaf § 22 Abs. 8 SGB II).

Diese Abgrenzung ist nach der Rechtsprechung (BSG, Urt. v. 17.06.2010 - B 14 AS
58/09 R) unabhangig von der zivilrechtlichen Einordnung zu treffen. Es kénnen also zivil-
rechtliche Schulden der Leistungsberechtigten gegenliber seinem Vermieter und damit
im Aulenverhaltnis bestehen, die im Innenverhaltnis zwischen Leistungsberechtigten

und Jobcenter keine Schulden im Sinne des SGB Il sind.

Fir die Abgrenzung zwischen aktuellem Bedarf und Schulden ist vom Ziel des

§ 22 Abs. 1 SGB Il einen aktuellen tatsachlichen Bedarf zu decken, auszugehen (aus-
fuhrlich dazu Oestreicher/Lau, SGB II, § 22 Rn. 82). Damit wird das Bestehen eines aktu-
ellen Bedarfs zum malfgeblichen Abgrenzungskriterium. Dabei ist zu berlcksichtigen,
dass sich der Bedarf nicht auf die Unterkunft und Warme als solche, sondern die daflr

erforderlichen Geldmittel bezieht (s.o.).

2. MaRgeblicher Zeitpunkt: Falligkeit

Mafgeblich ist allein der Zeitpunkt der Falligkeit der Kosten fur Unterkunft und Heizung
(BSG, Urt. v. 19.05.2021, B 14 AS 19/20 R; Urt. v. 08.05.2019 - B 14 AS 20/18 R; so
auch schon BVerwG, Urt. v. 04.02.1988 - 5 C 26/87 und 5 C 89.85). Entscheidend ist,
wann die Leistungsberechtigten - in den Grenzen der Antragswirkung nach § 37 Abs. 2
SGB Il - mit einer falligen Forderung des Dritten (z. B. des Vermieters, einer Gebuhren-

abrechnungsstelle) belastet waren.
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SchlieBlich bedarf der Betroffene zu diesem Zeitpunkt SGB lI-Leistungen, wenn er
(dadurch) hilfebeddrftig ist (BVerwG, Urt. v. 04.02.1988 - 5 C 26/87 und 5 C 89.85; BSG,
Urt. v. 19.05.2021, B 14 AS 19/20 R). Zu anderen Zeitpunkten (z.B. des Entstehens der
Forderung, Notlage etc.) bedarf er dieser Leistungen nicht; daher sind andere Zeitpunkte
irrelevant (BVerwG, Urt. v. 04.02.1988 - 5 C 26/87 und 5 C 89.85; BSG Urt. v.

19.05.2021 - B 14 AS 19/20 R). Fiktive Uberlegungen oder Betrachtungsweisen, die auf
einen (vermeintlichen) Optimalfall abstellen, sind abzulehnen. Bei dieser Uberlegung wird
ubersehen, dass es bei existenzsichernden Leistungen auf die tatsachliche Lage des Hil-
fesuchenden ankommt, nicht auf Gegebenheiten, die hatten sein kdnnen bzw. missen
(BVerwG, Urt. v. 04.02.1988 - 5 C 26/87 und 5 C 89.85).

Dies ist selbst dann der Fall, wenn der Zeitpunkt der Falligkeit und andere Zeitpunkte
auseinanderfallen. Ausschlieflich (jeweils) auf den Zeitpunkt der Falligkeit abzustellen ist
auch bei Voraus- bzw. Nachzahlungen; die jeweiligen Zahlungsverpflichtungen sind da-
her jeweils vollkommen unabhangig voneinander zu betrachten (BVerwG, Urt. v.
04.02.1988 - 5 C 26/87 und 5 C 89.85). Daran andert sich auch nichts dadurch, dass die
Falligkeit durch den Erlass eines Gebuhrenbescheids oder eine anderweitige Bestim-
mung der Leistungszeit durch Rechnungslegung vom Glaubiger gesteuert werden kann
(BSG, Urt. v. 19.05.2021 - B 14 AS 19/20 R).

Dabei macht es ebenfalls keinen Unterschied, ob sich die Zahlungsverpflichtung aus bur-

gerlichem oder 6ffentlichem Recht ergibt.

Dies gilt auch fur Gebuhren fur die Benutzung von Unterklinften nach der DVAsyl.
Schlie3lich sieht § 27 Abs. 1 DVAsyl das Entstehen der Forderung bei Einzug in die Un-
terkunft vor; zu diesem Zeitpunkt ist jedoch grundsatzlich noch nicht einmal in Ansatz
klar, welcher Bedarf besteht. Vielmehr ist daher konsequenterweise auf die Bekanntgabe
des Kostenbescheids und damit die Falligkeit abzustellen (§ 27 Abs. 2 Satz 1 DVAsyl).
Die Tatsache, dass eine Vorschrift in der DVAsyl eine Bertlicksichtigung von Einkommen
und Vermoégen bei der Gebuhrenerhebung vorsieht, andert daran nichts; diese Vorschrift
betrifft seit jeher Asylbewerber, nicht SGB II-Leistungsempfanger (inzwischen klargestellt
in § 25 Abs. 1 DVAsyl; daher wohl schon im Ansatz verfehlt LSG Nordrhein-Westfalen,
Urt. v. 09.10.2019 - L 7 AS 922/18, nrkr.). Fallig werden die Benutzungsgebuhren fir die
Unterbringung in staatlichen Unterklnften mit der Bekanntgabe des Geblhrenbeschei-
des (§ 27 Abs. 2 Satz 1 DVAsyl). Soweit der Gebuhrentatbestand durch die Nutzung der
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Unterkunft entsteht und der leistungsberechtigte Schuldner den davon abweichenden
Zeitpunkt der Falligkeit der Geblhrenforderung nicht beeinflussen kann, ist eine Gleich-
behandlung der Gebiuhrenforderung mit den Fallen der Abrechnung von Betriebskosten
geboten (BSG, Urt. v. 19.05.2021 - B 14 AS 19/20 R), was insbesondere zu den gleichen
Fragestellungen hinsichtlich eines Erfordernisses einer existenzsicherungsrechtlich rele-
vanten Verkndpfung fahrt, vgl. insoweit die Ausfihrungen unter Ziff. X.

Bei kommunalen Unterkiinften ist zu beachten, dass kommunale Satzungen mitunter ab-
weichende Falligkeitszeitpunkte festlegen, z.B. den jeweils ersten Tag eines Kalender-

monats der Unterbringung.

3. Aktuelle Bedarfe

Soweit Forderungen also wahrend der Zeit der Hilfebedurftigkeit fallig werden, stellen sie
im Zeitpunkt der Falligkeit einen aktuellen Bedarf dar. Damit besteht ein Anspruch auf
Anerkennung. Anerkennungsfahig sind grundsatzlich auch solche Aufwendungen, die vor
Eintritt der Hilfebedurftigkeit bzw. eines Antrags tatsachlich entstanden sind, aber erst
spater fallig werden. Unerheblich ist, ob bereits im gesamten Abrechnungszeitraum Hilfe-
bedurftigkeit bzw. ein Antrag bestanden hat (BSG, Urt. v. 08.05.2019 - B 14 AS 20/18 R;
Urt. v. 24.11.2011 - B 14 AS 121/10 R).

Das gilt auch, wenn der Falligkeitszeitpunkt tGberschritten wurde und damit zivilrechtlich
Schulden des Hilfebedurftigen entstanden sind. Denn dies andert nichts daran, dass —
mit der offenen Forderung — ein ungedeckter und noch aktueller Bedarf besteht. Allein
die Nichtzahlung von Kosten, die z.B. auf einer fehlerhaften und unzureichenden Be-
darfsdeckung durch den Grundsicherungstrager beruhen, fihrt nicht dazu, entstandene

Zahlungsruckstande als Schulden zu qualifizieren.

Die zweckkonforme Verwendung der unterkunftsbezogenen Leistungen ist keine An-

spruchsvoraussetzung.

4. Schulden

Nicht zu Gbernehmen sind hingegen Kosten fur Unterkunft und Heizung, die vor Eintritt
der Hilfebedurftigkeit bzw. vor dem Monat der Antragsstellung fallig wurden (BSG, Urt. v.
08.05.2019 - B 14 AS 20/18 R; Urt. v. 19.09.2008 - B 14 AS 54/07 R). Waren Forderun-
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gen in der Vergangenheit fallig und wurde dieser Bedarf damals durch den Grundsiche-
rungstrager gedeckt (oder bestandskraftig abgelehnt), so handelt es sich ebenfalls um
Schulden, wenn aus dieser Zeit noch offene Forderungen bestehen. Denn diese Forde-
rungen beziehen sich auf einen vergangenen, bereits gedeckten (oder bestandskraftig

abgelehnten) Bedarf.

Nicht zu Gbernehmen sind auch Kosten flr Unterkunft und Heizung, die wahrend einer
Hilfebedurftigkeit tatsachlich entstanden sind, aber erst nach deren Ende fallig werden.
Unter Umstanden kdnnen Kosten fur Unterkunft und Heizung (z.B. Heizkostennachzah-
lungen bzw. Benutzungsgebuhren fur die Unterbringung in staatlichen Unterklnften) aber
zu einer (erneuten) Hilfebedurftigkeit fihren (BSG, Urt. v. 08.05.2019 - B 14 AS 20/18 R).

Ebenfalls von Schulden ist auszugehen, wenn der Hilfebedulrftige seinen falligen Ver-

pflichtungen in Zeitrdumen nicht nachkommt, in denen er keine Leistungen bezogen hat.
IX. Gegenwartigkeitsprinzip nicht anzuwenden

Das Gegenwartigkeitsprinzip kommt bei den Bedarfen fur Unterkunft und Heizung aller-

dings nicht zur Anwendung.

Zwar hat das Bundesverfassungsgericht (Urt. v. 12.5.2005 — 1 BvR 569/05) zum BSHG
festgestellt, dass das Existenzminimum nur im Augenblick seiner Entstehung befriedigt
werden kann und keine rentenahnliche Dauerleistung sein kann. Allerdings ist dieser
Grundsatz nicht verfassungsrechtlich geschutzt. Er konnte daher durch den Gesetzgeber

(teilweise) modifiziert werden.

Laut dem Bundessozialgericht sei dies auch bei den Bedarfen fur Unterkunft und Hei-
zung der Fall. Dies sei so gut wie unbestritten bzw. stehe praktisch auler Zweifel. Dem
Gesetz sei mit der notwendigen Klarheit zu entnehmen, dass der Gesetzgeber entgegen
der vormaligen Rechtsprechung kein generell vorgehendes normatives Strukturprinzip
(,keine Leistungen fur die Vergangenheit®; Bedarfsdeckungsgrundsatz; Aktualitatsprinzip)
anerkenne. Dies gelte auch, soweit die Leistungen nicht als Pauschalen gewahrt werden.
Abweichende Auffassungen der Landessozialgerichte bzw. der Literatur seien nicht er-
sichtlich (BSG, Beschl. v. 07.05.2009 — B 14 AS 3/09 BH).

Zwar seien die Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts grundsatzlich von einer

aktuellen, nicht anderweitig zu beseitigenden Hilfebedurftigkeit abhangig. Die Bewilligung
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der Kosten fiir Unterkunft und Heizung flr einen bestimmten Zeitraum verdeutliche aber,
dass nicht nur hinsichtlich der pauschalierten Regelleistung, sondern auch bezogen auf
die Kosten fur Unterkunft und Heizung eine Bedarfsdeckung nicht nur wegen eines ge-
genwartigen, sondern auch wegen eines prognostischen zukunftigen Hilfebedarfs im
Wege der Bewilligung einer Dauerleistung stattfinde und insofern bereits normativ eine
Einschrankung von dem in der Vergangenheit fur die Sozialhilfe vertretenen Konzept ei-
ner ,Nothilfe" vorliege (BSG, Urt. v. 01.06.2010 — B 4 AS 78/09 R).

So habe die Rechtsprechung eine ,Existenzschwéache" des Sozialhilfeanspruchs, wo-
nach Sozialhilfe nicht riickwirkend erbracht werden kdnne, gerade aus dem Kenntnis-
grundsatz des Dritten Kapitels des SGB XIlI bzw. des BSHGs hergeleitet. Dies sei an-
ders, sofern wie hier im Hinblick auf den fur die Gewahrung erforderlichen Antrag oh-
nedies nicht zweifelhaft sei, ab wann diese Leistungen zu erbringen sind. Der Beginn des
Bewilligungszeitraums und dessen Dauer zeigen, dass die Leistungen abweichend vom
Gegenwartigkeitsprinzip nicht beschrankt auf die Deckung des gegenwartig Notwendi-
gen, sondern — wenn auch flr einen begrenzten Zeitraum — abhangig von einem nur
prognostischen Bedarf fur einen langeren Zeitraum bewilligt und erbracht werden (Urt. v.
16.10.2007 - B 8/9b SO 8/06 R; BSG, Urt. v. 01.06.2010 — B 4 AS 78/09 R).

Damit sind — vorbehaltlich einer rechtzeitigen Antragstellung — auch Kosten der Unter-
kunft und Heizung Ubernahmefahig, die bereits vor langerer Zeit (wahrend eines SGB II-

Bezugs) fallig geworden sind.

Im Ubrigen dirften die Jobcenter bei fluchtbedingten Kosten der Unterkunft und Heizung
ein erhebliches Eigeninteresse haben, den Vorgang innerhalb von drei Monaten ab Fal-
ligkeit zu bearbeiten. Andernfalls scheidet eine vollstandige Refinanzierung beim Bund
aus (siehe unser Rundschreiben zur ,Bundesbeteiligung an den Kosten flr Unterkunft
und Heizung nach § 46 Abs. 8 und 9 SGB Il; Abrechnung der Bildungs- und Teilhabeleis-

tungen und der Fluchtkosten®).
X. Unterkunftssicherung kein Kriterium

Auf eine Unterkunftssicherung kommt es nicht an.
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1. Urspriinglicher Grundsatz des BSG

Zwar hat das Bundessozialgericht urspringlich bei Betriebs- und Heizkostennachzahlun-
gen (BSG, Urt. v. 25.06.2015 — B 14 AS 40/14 R) - nicht jedoch bei der Beschaffung von
Heizmaterialien (BSG, Urt. v 08.05.2019 - B 14 AS 20/18 R) - den Grundsatz aufgestellt,
dass § 22 Abs. 1 Satz 1 SGB |l der Unterkunftssicherung diene.

Durch die existenzsichernden Leistungen solle der aktuelle rdumliche Lebensmittelpunkt
beibehalten werden kénnen und sollen so der persdnliche Lebensbereich ,Wohnung* so-
wie das Grundbedurfnis ,Wohnen* geschitzt werden. Der Leistungsanspruch beziehe

sich deshalb grundsétzlich nur auf die Ubernahme der Aufwendungen fiir die tatsachlich

genutzte konkrete Wohnung, die den aktuell bestehenden Unterkunftsbedarf decke.

2. Abriicken vom Grundsatz durch BSG

Inzwischen benennt das Bundessozialgericht diesen Grundsatz (auch bei Nachzahlun-
gen, siehe BSG, Urt. v. 13.07.2017 — B 4 AS 12/16 R) nicht mehr. Vielmehr macht es
deutlich, dass auch eine Ubernahme der aktuell falligen Kosten einer nicht mehr genutz-

ten Unterkunft (einschlieBlich Heizung) in Betracht kommt.

Die obergerichtliche Rechtsprechung hat diesen Grundsatz vielfach sogar ausdricklich
bereits aufgegeben (LSG Sachsen, Urt. v. 10.09.2009 - L 3 AS 188/08; LSG Mecklen-
burg-Vorpommern, Urt. v. 26.01.2017, L 8 AS 272/12). Zum Teil wird sogar die Ansicht
vertreten, eine Ubernahme erfolge grundséatzlich auch, wenn das einstige Mietverhaltnis
bei Falligkeit der Nebenkostennachforderung nicht mehr bestand (LSG Nordrhein-West-
falen, Urt. v. 23.05.2019 - L 7 AS 1440/18). Dies bedeutet nicht zwingend einen Dissens
zum Bundessozialgericht, da die vom Bundessozialgericht gebildeten Fallgruppen nicht
abschlief3end sind. Dies verdeutlicht bereits das Wort ,jedenfalls im Urteil des Bundes-
sozialgerichts vom 30.03.2017 - B 14 AS 13/16 R, das weitere Fallkonstellationen zulasst
(LSG Mecklenburg-Vorpommern, Urt. v. 24.02.2016 — 10 AS 461/12, LSG Nordrhein-
Westfalen, Urt. v. 23.05.2019 - L 7 AS 1440/18). Letztlich durfte es sich vielfach um Bil-

ligkeitsentscheidungen handeln.

Nach der obergerichtlichen Rechtsprechung bezwecke die Grundsicherung, soweit sie
die Leistungen fur Unterkunft und Heizung betreffe, nicht nur, den Hilfebedurftigen durch

die Ubernahme der angemessenen Aufwendungen vor Wohnungslosigkeit zu bewahren.
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Vielmehr solle mit dem Birgergeld dem Betroffenen und den mit ihm in einer Bedarfsge-
meinschaft lebenden Angehérigen ein der Wirde des Menschen entsprechendes Leben
ermdglicht und der Lebensunterhalt im Rahmen des soziokulturellen Existenzminimums
gesichert werden, wenn diese hierzu selbst nicht in der Lage sind (vgl. BT-Drs. 15/1516
S. 44 1.). Dies bedeute aber, dass ein Hilfebedurftiger, der u.a. seinen Verpflichtungen
aus einem Mietvertrag ordnungsgemal nachkomme und bei dem die Unterkunfts- und
Heizkosten angemessen seien, nicht mit einem Teil dieser Kosten als Schulden zurtck-
gelassen werden dirfe. Etwas anderes kdnne mdglicherweise gelten, wenn es sich um
Mietschulden handeln wiirde, die aus der Zeit vor Eintritt der Hilfebedurftigkeit herrihren
wurden oder aber wenn im Zeitpunkt des Bedarfs beim Leistungsempfanger Hilfebedurf-
tigkeit nicht mehr vorliegen wirde (so ausdricklich LSG Sachsen, Urt. v. 10.09.2009 - L
3 AS 188/08; LSG Mecklenburg-Vorpommern, Urt. v. 26.01.2017 - L 8 AS 272/12).

3. Ablehnung einer existenzsicherungsrechtlich relevanten Verknupfung

Unabhangig davon setzt die aktuelle Rechtsprechung grundséatzlich voraus, dass eine
Lexistenzsicherungsrechtlich relevante VerknlUpfung“ der Forderung fur die in der Vergan-
genheit bewohnte Unterkunft mit dem aktuellen unterkunftsbezogenen Bedarf besteht
(BSG, Urt. v. 19.05.2021 — B 14 AS 19/20 R).

Jedoch ist unseres Erachtens aus mehreren Griinden zweifelhaft, dass eine derartige

Verknipfung notwendig ist. Vielmehr muss der Zeitpunkt des Entstehens irrelevant sein.

Zum einen besteht der Bedarf ausschlieRlich in der Ubernahme der zu leistenden Geld-
betrage, nicht aber in dem realen Bedarf an Unterkunft bzw. Warme (siehe V.). Zum an-
deren ist allein der Zeitpunkt der Falligkeit der Kosten fir Unterkunft und Heizung malf3-
geblich (siehe VII. 2.). Aullerdem kommt nach der Rechtsprechung des Bundessozialge-
richts bei den Bedarfen fir Unterkunft und Heizung ausdrticklich das Gegenwartigkeits-

prinzip nicht zur Anwendung (siehe Ziff. X.2.).

Es ware Uberaus inkonsequent, diese Grundsatze zu postulieren, sie jedoch Gber ein im
Gesetz nicht vorgesehenes Tatbestandsmerkmal der ,Unterkunftssicherung® bzw. ,exis-
tenzsicherungsrechtlich relevante Verknlpfung“ praktisch wieder zu nivellieren. Dabei ist
zu bericksichtigen, dass lediglich § 22 Abs. 8 SGB I, nicht jedoch § 22 Abs. 1 SGB Il ein

Tatbestandsmerkmal ,Unterkunftssicherung“ vorsieht.
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Aulerdem wirde eine andere Auslegung auch zu einer zu Recht problematisierten Um-
zugssperre fuhren, wenn Forderungen fir eine friihere Wohnung nicht Gbernommen wiir-
den (dazu BSG, Urt. v. 20.12.2011 — B 4 AS 9/11 R; Urt. v. 30.03.2017 - B 14 AS 13/16
R; LSG Nordrhein-Westfalen, Urt. v. 23.05.2019 - L 7 AS 1440/18; LSG Berlin-Branden-
burg, Beschl. v. 30.04.2020 — L 19 AS 2352/19). Eine leistungsberechtigte Person, die
umgezogen ist, wirde gegenlber derjenigen, bei der dies nicht der Fall ist, benachteiligt.
Dies dirfte die Bereitschaft flr einen Umzug erheblich senken. Dies ware im Hinblick auf
eine Eingliederung in Arbeit, aber auch bei anerkannten Fllchtlingen problematisch.
Letztere sind schlieBlich gehalten, nach ihrer Anerkennung aus Flichtlingsunterkinften

auszuziehen.

Auch in Fallen niedriger Abschlagszahlungen ist die Gefahr einer Umzugssperre beson-
ders hoch. Wenn ein Guthaben aus einem friheren Wohnverhaltnis auf das neue Miet-
verhaltnis angerechnet wird (§ 22 Abs. 3 SGB Il), spricht dies auch fir eine spiegelbildli-
che Ubernahme der Nachzahlung. Eine etwaige Warnfunktion (z.B. einer Zusicherung)
greift als Gegenargument nicht. Denn diese soll den Leistungsbezieher vor zukinftigen
und unangemessenen Kosten schitzen, nicht jedoch Kosten fur den Leistungstrager er-

sparen, die bei einem Verbleib in der Wohnung zu Gbernehmen waren.

Ebenso zu berlcksichtigen ist, dass es haufig dem Zufall Gberlassen bleibt, ob nach dem
Verbrauchszeitraum Nachzahlungen zu leisten sind oder Guthaben entstehen (LSG
Mecklenburg-Vorpommern, Urt. v. 24.02.2016 — 10 AS 461/12).

Zudem wirden u.U. Folgeprobleme fir die aktuelle Wohnsituation drohen, sei es, dass
die neue Wohnung beim Vermieter der friheren Wohnung gemietet ist oder sei es, dass
fur die Heizenergieversorgung derselbe Energielieferant zusténdig ist. Es ware unbillig,
eine Ubernahmeverpflichtung von dem Zufall, ob der neue auch der alte Vermieter / Ver-
sorger ist, abhangig zu machen (dazu LSG Nordrhein-Westfalen, Urt. v. 23.05.2019-L 7
AS 1440/18 mit Verweis auf BSG, Urt. v. 30.03.2017 - B 14 AS 13/16 R).

Aus diesen Griinden hat schon das Bundesverwaltungsgericht zum BSHG (bei der Uber-
nahme nachzuzahlender Heizungskosten) selbst bei Umzugsfallen nur auf den Zeitpunkt
der Falligkeit der Forderung abgestellt; der Zeitpunkt des Entstehens der Forderung sei

danach absolut irrelevant (BVerwG, Urt. v. 04.02.1988 - 5 C 26/87 und 5 C 89.85). Es ist

kein Grund ersichtlich, warum im SGB |l etwas anderes gelten sollte.
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4, Exkurs: Rechtsprechung

Unabhangig davon wollen wir nachfolgend die aktuelle Rechtsprechung darstellen: Vo-
raussetzung ist danach, dass die Leistungsberechtigten sowohl bereits im Zeitpunkt der
tatsachlichen Entstehung der Kosten als auch im Zeitpunkt der Falligkeit der Aufwendun-
gen existenzsicherungsrechtliche Leistungen bezogen haben (siehe a.). Weitere zusatzli-
che Voraussetzungen werden von der Rechtsprechung diskutiert, sind unserer Auffas-

sung nach aber ebenfalls nicht notwendig (siehe b.).
a. Leistungsbezug

Eine existenzsicherungsrechtlich relevante Verknipfung besteht nach der Rechtspre-
chung - insbesondere (aber nicht ausschliellich) -, wenn die Leistungsberechtigten un-
unterbrochen sowohl bereits im Zeitpunkt der tatsachlichen Entstehung der Kosten als
auch noch im Zeitpunkt der Falligkeit der Aufwendungen im Leistungsbezug nach dem
SGB Il stehen.

Andernfalls bestlinde die Gefahr einer faktischen Umzugssperre (s.0.).

Entsprechend der Rechtsprechung der Landessozialgerichte reicht aber auch aus, dass
der Leistungsberechtigte nur in der Zeit der tatsachlichen Entstehung der Kosten Grund-
sicherungsleistungen erhalten hat (LSG Mecklenburg-Vorpommern, Urt. v. 26.01.2017 -
L 8 AS 272/12; wohl auch LSG Berlin-Brandenburg, Beschl. v. 30.04.2020 — L 19 AS
2352/19; evt. weitergehend LSG Mecklenburg-Vorpommern, Urt. v. 24.02.2016 — 10 AS
461/12: ,Leistungsbezug®). Auf einen ununterbrochenen Leistungsbezug kommt es da-
nach nicht an. Dem ist zu folgen. Andernfalls wiirden diejenigen Leistungsberechtigten
benachteiligt, die sich bemuhen, (zumindest zeitweilig) ihre Hilfebedurftigkeit zu Uberwin-
den. Eine abweichende Auslegung wirde zu einer problematischen Umzugssperre fiih-
ren (s.0.). Zudem sind selbst nach Auffassung des BSG dessen gebildete Fallgruppen

nicht abschlielend (s.o0.).

Zu den existenzsichernden Leistungen, die eine existenzsicherungsrechtlich relevante
Verknupfung ermdglichen kdnnen, gehdren unserer Ansicht nach auch Leistungen nach
dem AsylbLG. Andernfalls wirden Fluchtlinge durch dieses Sonderrecht benachteiligt.
Diese sind schliel3lich gehalten, nach ihrer Anerkennung aus Flichtlingsunterkiinften

auszuziehen. Andernfalls ware auch hier eine Umzugssperre zu beflrchten.
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b. Weitere Voraussetzungen

Weitere zusatzliche Voraussetzungen werden zwar von der Rechtsprechung diskutiert,

sind unserer Auffassung nach aber nicht notwendig.

aa. Keine weitere Voraussetzung

Daher erscheint es uns vertretbar, entsprechend der obergerichtlichen Rechtsprechung
(LSG Nordrhein-Westfalen, Urt. v. 23.05.2019 - L 7 AS 1440/18) ber den Zusammen-
hang zum Leistungsbezug hinaus (a.) keine weiteren Anforderungen vorzusehen. An-
dernfalls ware eine faktische Umzugssperre zu befiurchten, wenn Nachforderungen fir
eine frihere Wohnung nicht ibernommen wirden (s.0.). Zudem wiirden u.U. Folgeprob-

leme fir die aktuelle Wohnsituation drohen (s.0.)

bb. Erfillung einer Obliegenheit

Nach einem Teil der Rechtsprechung sind neben den Anforderungen aus Ziff. a. weitere
Umstande ndtig, um eine existenzsicherungsrechtlich relevante Verknipfung zu begrin-

den.

Solche Umstande seien insbesondere dann, aber nicht ausschlief3lich (BSG, Urt. v.
30.03.2017 - B 14 AS 13/16 R; LSG Nordrhein-Westfalen, Urt. v. 23.05.2019 - L 7 AS
1440/18; LSG Mecklenburg-Vorpommern, Urt. v. 26.01.2017 - L 8 AS 272/12; LSG Ber-
lin-Brandenburg, Beschl. v. 30.04.2020 — L 19 AS 2352/19) gegeben, wenn die Aufgabe
der Unterkunft nach einer Kostensenkungsaufforderung des Leistungstragers erfolgt ist
(BSG, Urt. v. 20.12.2011 - B 4 AS 9/11 R).

Begriindet wird dies damit, dass der Berechtigte nicht benachteiligt werden soll, sofern er
mit dem Unterkunftswechsel lediglich einer gesetzlich auferlegten Obliegenheit nach-

kommt.

Aus diesem Grund ist es auch nicht sachgerecht, die Anerkennung als Unterkunftsbedarf
davon abhangig zu machen, ob der Umzug in Umsetzung einer behdrdlichen Aufforde-
rung erfolgte oder nicht. Zumindest der Fall, in dem den Betroffenen eine Obliegenheit

trifft, durfte mit dem Fall der tatsachlich erteilten Aufforderung gleichzustellen sein (LSG
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Mecklenburg-Vorpommern, Urt. v. 24.02.2016 — 10 AS 461/12). Andernfalls wirden die-
jenigen Leistungsberechtigten benachteiligt, die proaktiv — vor einer formalen Aufforde-
rung — ihren Obliegenheiten nachkommen.

Aufgrund dieser Argumentation erscheint uns eine Anerkennung als Unterkunftsbedarf
auch dann angezeigt, wenn ein Umzug behdrdlich, gesetzlich oder sonstig veranlasst ist
(z.B. durch Auszugsaufforderung bzw. Wohnsitzauflage bei einer Unterbringung in einer

Fluchtlingsunterkunft).

Allerdings bestehen Zweifel, ob die Anforderung ,Erflllung einer Obliegenheit” tatsach-
lich ein sachgerechtes Kriterium fur die Anerkennung als Unterkunftsbedarf ist. Schlief3-
lich bezieht sich in einem solchen Fall die Forderung auf unangemessene Unterkunfts-
kosten. Eine Erstattung ware bei einem Verbleiben des Betroffenen in der Wohnung nicht
in Betracht gekommen (LSG Nordrhein-Westfalen, Urt. v. 23.05.2019 - L 7 AS 1440/18).

cc. Zusicherung

Nach einem Teil der Rechtsprechung kommt - neben den Anforderungen aus Ziff. a. —
als weiterer Umstand auch der Fall einer Zusicherung hinsichtlich des Umzugs der Leis-
tungsberechtigten durch das Jobcenter in Betracht (BSG, Urt. v. 19.05.2021, B 14 AS
19/20 R; Urt. v. 13.07.2017 - B 4 AS 12/16 R).

Allerdings erscheint unserer Einschatzung nach auch die Anforderung ,Zusicherung hin-
sichtlich des Umzugs* fur eine ,existenzsicherungsrechtlich relevante Verknlpfung“ zwei-
felhaft, da sich diese Zusicherung nur auf die Kosten der kinftigen Wohnung bezieht und
Kosten der bisherigen Wohnung gerade nicht in den Blick nimmt (LSG Nordrhein-Westfa-
len, Urt. v. 23.05.2019 - L 7 AS 1440/18). Ein Leistungsempfanger darf eine unangemes-
sene Wohnung beziehen, wenn er die Differenz zwischen angemessener Mietober-
grenze und tatsachlicher Miete selbst finanziert. Eine Sanktionierung dieses zulassigen
Verhaltens dadurch, dass angemessene Nebenkosten flir eine nicht mehr bewohnte
Wohnung nicht erstattet werden, ist unzulassig (LSG Nordrhein-Westfalen, Urt. v.
23.05.2019- L 7 AS 1440/18).
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XI. Antragstellung

1. Grundsatz

Der Betroffene muss spatestens im Laufe des Monats der Falligkeit der Forderung einen
Antrag auf Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts beim Jobcenter gestellt ha-
ben. Andernfalls scheidet eine Ubernahme als Kosten der Unterkunft und Heizung grund-
séatzlich aus (§ 37 Abs. 2 Satz 1 SGB II). Ein gesonderter Antrag zur Ubernahme der

Kosten der Unterkunft und Heizung ist nicht notwendig.

Exkurs: In der Vergangenheit waren héufig Félle problematisch, in denen anerkannte
Fliichtlinge erst gegen Ende des Monats einen Gebiihrenbescheid wegen der Nutzung
staatlicher Unterkiinfte erhalten haben. Hier war eine rechtzeitige Antragsstellung beim
Jobcenter massiv erschwert. Zur Vermeidung von Problemen bei der Antragsstellung
sieht daher die Zentrale Geblihrenabrechnungsstelle des Freistaats Bayern inzwischen
einen Versendungsstopp ab Mitte des Monats fiir die Geblihrenerhebung vor. Zudem
stellt sie im Namen des anerkannten Fliichtlings einen fristwahrenden Kurzantrag (siehe
Xl. 7. und 8).

2. Rechtscharakter des Antrags

§ 37 Abs. 1 SGB Il normiert den allgemeinen Grundsatz, dass Leistungen generell nur
auf Antrag erbracht werden kénnen (Antragsprinzip). Der Antrag hat verfahrensrechtliche
Wirkung. Dadurch wird das Verwaltungsverfahren eingeleitet (§ 40 Abs. 1 SGB Il, §§ 8,
18 SGB X). Dies folgt schon aus der systematischen Stellung des § 37 SGB Il im Kapitel
uber ,Zustandigkeit und Verfahren®. Ab diesem Zeitpunkt hat der Leistungstrager die Ver-
pflichtung, das Bestehen des Leistungsanspruchs zu prifen und zu bescheiden (BSG,
Urt. v. 16.05.2012 — B 4 AS 186/11 R; Urt. v. 30.9.2008 — B 4 AS 29/07 R). Das Bundes-
sozialgericht spricht hier sehr plastisch von einem ,Turéffner” (st. Rspr., u.a. BSG, Urt. v.
24.04.2015 - B 4 AS 22/14).

Zudem hat der Antrag konstitutive Wirkung fir einen Leistungsanspruch, so dass Leis-
tungen grundsatzlich erst ab dem Monat der Antragstellung zustehen kénnen (BT-Drs.
15/1516 S. 62). AuRerdem sind die Leistungen jeweils nach dem abgelaufenen Bewilli-
gungszeitraum neu zu beantragen (stRspr, u.a. BSG, Urt. v. 16.05.2012 — B 4 AS 166/11

R). Das schlieft jedoch nicht aus, rlickwirkend dann Leistungen zu gewahren, wenn die
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verzdgerte Antragstellung auf einem Fehler der Verwaltung beruht (insbesondere auf un-
zureichender Beratung), der im Einzelfall einen sozialrechtlichen Herstellungsanspruch
begriinden kann (stRspr, u.a. BSG, Urt. v. 16.05.2012 — B 4 AS 166/11 R).

3. Auslegung des Antrags

Der Antrag ist eine einseitige, empfangsbedurftige Willenserklarung des 6ffentlichen
Rechts. Bei der Beurteilung, ob ein Antrag vorliegt und welchen Inhalt er hat, ist vorran-
gig — vor allem bei rechtsunerfahrenen Antragstellern — unabhangig vom Wortlaut der
2wirkliche Wille* (§ 133 BGB) zu erforschen. Das Begehren ist dabei unter Berticksichti-

gung des Prinzips der Meistbeglnstigung auszulegen.

Danach ist grundsatzlich von der fir ihn optimalen Leistung auszugehen, wenn jeder ver-
nunftige Antragsteller mutmalRlich seinen Antrag bei sachgerechter Beratung entspre-
chend anpassen wurde und keine Grinde fur ein anderes Verhalten vorliegen. Sofern
eine ausdruckliche Beschrankung auf eine bestimmte Leistung nicht vorliegt, ist davon
auszugehen, dass die leistungsberechtigte Person die Sozialleistungen begehrt, die nach
der Lage des Falls ernsthaft in Betracht kommen (st. Rspr., u.a. BSG, Urt. v. 24.04.2015
— B 4 AS 22/14). Das sind bei einem Antrag auf Leistungen zur Sicherung des Lebensun-
terhalts regelmagig alle im 1. und 2. Unterabschnitt des 2. Abschnitts des 3. Kapitels
SGB Il genannten Leistungen (BSG, Urt. v. 22.03.2010 - B 4 AS 62/09 R).

Ein Antrag ist dann schon rechtsverbindlich gestellt, wenn ein Antragstellungswille er-

kennbar ist.

4. Anforderungen an einen Antrag

Der Antrag leitet lediglich das Verwaltungsverfahren ein. Nicht erforderlich ist, dass alle
rechtserheblichen Angaben getatigt und alle erforderlichen (beweiserheblichen) Unterla-
gen beigebracht worden sind (Minder/Schoch, SGB I, § 37 Rn.16; Gagel/Striebinger,
SGB II, § 37 Rn. 51 ff.). Die Rechtsprechung hat inzwischen die Auffassung bestatigt, der
zufolge an einen ,vollstandigen Leistungsantrag“ ,keine strengen Anforderungen® zu stel-

len sind.
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Danach liegt ein akzeptabler Antrag vor, wenn der zustandige Leistungstrager in die
Lage versetzt wird, den geltend gemachten Anspruch nach Grund und Héhe zu Gberpri-
fen. Er muss die Moglichkeit haben, die von Amts wegen durchzufiihrende Ermittlung
des Sachverhalts (§ 20 SGB X) zligig aufzunehmen und die ggf. noch erforderlichen tat-
sachlichen Feststellungen zu treffen und die begehrte Leistung zu bewilligen. Fir den
Antragsteller bedeutet Vollstandigkeit des Leistungsantrags, die Amtsermittlung des Leis-
tungstragers in dem im Rahmen seiner Mitwirkungsmaoglichkeit und -pflichten (§§ 60, 65

SGB 1) zumutbaren Umfang vorzubereiten und zu erméglichen.

Ein Leistungsantrag ist daher nicht erst dann ,vollstandig" im Sinne des Gesetzes, wenn

der Leistungstrager allein schon durch ihn in die Lage versetzt wird, das Leistungsbegeh-
ren abschlielend zu verbescheiden (LSG Nordrhein-Westfalen, Urt. v. 16.05.2013 - L 19
AS 1168/12).

Die Abgabe der vollstandigen Antragsunterlagen spielt fir den Zeitpunkt der Antragstel-
lung keine Rolle (Hauck/Noftz/Valgolio, SGB Il, § 37 Rn. 45). Der Zeitpunkt bleibt auch
dann malRRgebend, wenn der Antragsteller seine Anspriiche eine Zeit lang nicht weiterver-
folgt hat (BSG, Urt. v. 28.10.2009 — B 14 AS 56/08 R). Ein einmal gestellter Antrag ver-
liert auch nicht nach dem Zeitpunkt der Abgabe der vollstandigen Antragsunterlagen
seine Wirkung (LSG Niedersachsen-Bremen, Urt. v. 11.03.2008 - L 7 AS 143/07).

5. Pflichten der Behorde

Im Rahmen dieses durch den Antrag erdffneten Verwaltungsverfahrens treffen zunachst

die Behorde bestimmte Pflichten, die im Einzelnen im SGB | und SGB X normiert sind.

Zunachst ist nach § 2 Abs. 2 HS 2 SGB | sicherzustellen, dass die sozialen Rechte mdg-
lichst weitgehend verwirklicht werden. AuRerdem muss der Betroffene aufgeklart (§ 13
SGB 1) und beraten werden (§ 14 SGB I) sowie Auskunft (ber alle sozialen Angelegen-
heiten nach dem Sozialgesetzbuch erhalten (§ 15 SGB I). Zudem ist die spezifische Be-
ratungs- und Auskunftsvorschrift des § 14 Abs. 2 SGB |l zu beachten.

So ist beispielsweise grundséatzlich eine frihestmdgliche Kontaktaufnahme mit dem Be-
troffenen angezeigt, sofern das Jobcenter Kenntnis erhalt von etwaigen Kosten der Un-

terkunft und Heizung (z.B. durch ein Mitteilungsschreiben bzw. einen Abdruck der Zent-
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ralen Geblhrenabrechnungsstelle des Freistaats Bayern). Dabei ist der Betroffene — so-
fern noch nicht geschehen — mit Dringlichkeit auf das Erfordernis der Antragsstellung hin-
zuweisen. SchlieBlich kdnnen die Jobcenter Kosten nur bei einer Antragstellung im lau-

fenden Monat der Falligkeit erstatten.

Im Ubrigen dirften die Jobcenter bei fluchtbedingten Kosten der Unterkunft und Heizung
ein erhebliches Eigeninteresse haben, den Vorgang innerhalb von drei Monaten ab Fal-
ligkeit zu bearbeiten. Andernfalls scheidet eine vollstandige Refinanzierung beim Bund
aus (siehe unser Rundschreiben zur ,Bundesbeteiligung an den Kosten flr Unterkunft
und Heizung nach § 46 Abs. 8 und 9 SGB Il; Abrechnung der Bildungs- und Teilhabeleis-

tungen und der Fluchtkosten®).

Zudem sind Antrage, die bei einem unzustandigen Leistungstrager (z.B. Sozialamt, aber
auch unzustandiger Kommune), bei einer fur die Sozialleistung nicht zustandigen Ge-
meinde oder bei einer amtlichen Vertretung der Bundesrepublik Deutschland im Ausland
gestellt werden, unverziglich an den zustandigen Leistungstrager weiterzuleiten. Dies
gilt auch fur diejenigen Falle, in denen unterschiedliche Auffassungen Uber die Zustan-
digkeit fur die Beruicksichtigung von Gebuhren flr vergangene Zeitrdume bestehen. Ist
die Sozialleistung von einem Antrag abhangig, gilt der Antrag als zu dem Zeitpunkt ge-
stellt, in dem er bei einer der eben genannten Stellen eingegangen ist (§ 16 Abs. 2

SGB ).

Die Leistungstrager sind im Ubrigen verpflichtet, darauf hinzuwirken, dass unverziglich
klare und sachdienliche Antrage gestellt und unvollstandige Angaben erganzt werden

(§ 16 Abs. 3 SGB I). AuRerdem ist der Zugang zu den Sozialleistungen moglichst einfach
zu gestalten, insbesondere durch Verwendung allgemein verstandlicher Antragsvordru-
cke (§ 17 Abs. 1 Nr. 3 SGB I).

Sofern eine verzogerte Antragstellung auf einem Fehler der Verwaltung beruht (insbe-
sondere auf unzureichender Beratung), kommt ggf. ein sozialrechtlicher Herstellungsan-
spruch in Betracht (stRspr, u.a. BSG, Urt. v. 16.05.2012 — B 4 AS 166/11 R). Unter Um-

stdnden sind dann rickwirkend Leistungen zu gewahren.
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6. Obliegenheiten des Antragstellers

Mit den Pflichten der Behdrde korrespondiert die Obliegenheit des antragstellenden Biir-
gers, im Verwaltungsverfahren mitzuwirken.

So kann nach § 60 SGB | von dem Antragsteller verlangt werden, leistungserhebliche
Tatsachen (§ 60 Abs. 2 SGB I) anzugeben sowie bestimmte Beweismittel zu bezeichnen
und auf Verlangen des zustandigen Leistungstragers Beweisurkunden vorzulegen oder
ihrer Vorlage zuzustimmen (§ 60 Abs. 1 Nr. 3 SGB I). Dementsprechend kann der Trager
verlangen, bestimmte Vordrucke — wie etwa das Antragsformular — zu benutzen und die-
ses ausgeflllt vorzulegen. § 66 SGB | sieht bei fehlender oder nicht rechtzeitiger Mitwir-
kung die Sanktion der Leistungsversagung vor, wenn die dort genannten formalen Vo-
raussetzungen erfillt sind (BSG, Urt. v. 28.10.2009 — B 14 AS 56/08 R: Danach ist auch
eine Verwirkung nicht moglich. Vielmehr kénne ein Leistungsberechtigter darauf ver-
trauen, dass er auf Mitwirkungsversaumnisse schriftlich hingewiesen wird und zudem die

Gelegenheit erhalt, das Versaumte nachzuholen).

7. Antragsberechtigung, Form des Antrags

a. Antragsberechtigung

Bei der Antragsberechtigung sind die Vorschriften der §§ 36 und 38 SGB Il zu beachten.
Eine personliche Antragstellung ist nicht erforderlich (§ 13 SGB X).

Trotz sehr starker ,Begleitung” durch Behdrden, Ehrenamtliche etc. versdumen insbe-
sondere Fluchtlinge mitunter, rechtzeitig Antrage beim Jobcenter zu stellen. Daher stellt
die Zentrale Gebuhrenabrechnungsstelle des Freistaates Bayern z.T. ohne Vollmacht
des Fluchtlings in dessen Namen Antrage beim Jobcenter und informiert den Flichtling

darUber.

Hier kommt eine sog. Duldungsvollmacht in Betracht (siehe BSG Urteil v. 08.12.2020 - B
4 AS 46/20 R; LSG Hamburg, Urt. v. 20.10.2011 - L 5 AS 87/08; LSG Niedersachsen-
Bremen, Urt. v. 10.08.2011 - L 15 AS 1036/09; Eicher/Luik/Silbermann SGB I, Rn. 28;
Munder/Schwitzky, SGB Il, § 34a Rn. 3; so auch Arbeitshilfe der BA ,Individuelle Anspri-
che in der Bedarfsgemeinschaft®, S. 4, 6). Eine Duldungsvollmacht liegt vor, wenn der

Vertretene das Auftreten des unbefugten Dritten als Vertreter wissentlich geschehen



SEITE 55

lasst und der Geschaftsgegner diese Duldung dahin versteht und nach Treu und Glau-
ben und unter Berlcksichtigung der Verkehrssitte auch dahin werten darf, dass der Han-
delnde Vollmacht habe. Da wissentliches Dulden vorliegen muss, kann schon ein einma-

liges Gewahrenlassen eine Duldungsvollmacht begriinden.

Vorgehen und rechtliche Bewertung bzgl. der Duldungsvolimacht sind mit der Regionaldi-
rektion Bayern der Bundesagentur flr Arbeit abgestimmt. Somit ist ein Gleichlauf in Be-

zug auf den Regelbedarf gewahrleistet.

Unabhangig von einem Antrag nach § 37 SGB Il ist eine Duldungsvollmacht auch bei ei-
nem Antrag nach § 22 Abs. 7 Satz 1 SGB Il denkbar (siehe dazu unser Rundschreiben
zu ,Bedarfe fur Unterkunft und Heizung; hier: Abtretung, Ubertragung, Verpfandung und
Pfandung; Direktzahlungen an Vermieter oder Versorgungsunternenhmen; Ubernahme

von Schulden; Information bei Raumungsklage®).
b. Form des Antrags

Der Antrag auf Leistungen ist grundsatzlich an keine Form gebunden. Es gilt der Grund-
satz der Nichtférmlichkeit des Verwaltungsverfahrens (§ 9 SGB X).

Lediglich in § 19 SGB X sind Vorschriften zur Einreichung fremdsprachlicher Antrage ent-
halten.

AulRerdem sieht § 60 Abs. 2 SGB | eine Sollvorschrift fir die Verwendung von Vordru-
cken vor. Hier sind aber an deren Verstandlichkeit hohe am Laienverstandnis orientierte
Anforderungen zu stellen (§ 17 Abs. 1 Nr. 3 SGB ). Das Ausfullen von Antragsformula-
ren im Rahmen einer Mitwirkungsobliegenheit ist aber lediglich die Konkretisierung eines
evtl. davor gestellten formlosen Antrags (LSG Hessen, Urt. v. 27.03.2013 — L 6 AS
400/12 B ER,; siehe auch § 20 Abs. 3 SGB X).

Auch eine konkludente Antragsstellung ist zulassig, sofern der Wille zur Inanspruch-

nahme der Leistungen erkennbar ist.

Der Sozialleistungstrager hat unabhangig davon in jedem Fall sicher zu stellen, dass die
Antragstellung rechtssicher erfasst und mit Bezug auf die individuelle Leistungsakte do-
kumentiert wird. Bei fehlender Feststellbarkeit trifft die Leistungsberechtigten die objek-
tive Beweislast fur den Zeitpunkt der Antragstellung (LSG Hamburg, Urt. v. 24.11.2009 —
L 5 AS 10/06). Eine Wiedereinsetzung nach § 27 Abs. 1 SGB X in den vorherigen Stand
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ist nicht moglich. § 37 SGB Il regelt keine gesetzliche Frist, sondern lediglich das Verhalt-
nis zwischen Leistungsbeginn und Antragstellung (BSG, Urt. v. 18.01.2011 - B 4 AS
99/10 R). In Betracht kommt nur eine ,Heilung® im Wege des sozialrechtlichen Herstel-

lungsanspruchs.

Stellt der Antragssteller abweichend vom Vordruck des Jobcenters ein formloses Begeh-
ren, das aufgrund der oben dargelegten Auslegungskriterien als Antrag zu bewerten ist,
so bleibt der Betroffene aufgrund seiner Mitwirkungspflichten verpflichtet, anschlieRend
den Vordruck des Jobcenters auszufillen. Fir die Antragswirkungen des § 37 SGB |l ist

jedoch der zuvor gestellte formlose Antrag mafRgeblich.

8. Muster-Antrage

Insbesondere fiir den Fall der anerkannten Asylbewerber hat das Staatsministerium fir
Familie, Arbeit und Soziales in Abstimmung mit der Regionaldirektion Bayern der Bunde-
sagentur fur Arbeit einen Muster-Kurzantrag (siehe Anlage) entwickelt. Des Weiteren
verweisen wir auf das Informationsschreiben der Zentralen Gebuhrenabrechnungsstelle
des Freistaats Bayern mit (Kurz-) Antrag auf Leistungen nach SGB Il in Vertretung des

Betroffenen.

Um den Jobcentern kinftig die Arbeit zu erleichtern, nimmt die Zentrale Gebuhrenab-
rechnungsstelle in den Kurzantragen die Gesamtforderung (ohne Verpflegungskosten)
mit auf. FUr Rackfragen in Einzelfallen stehen die Sachbearbeiter Zentralen Gebuhrenab-

rechnungsstelle zur Verfigung.

Diese Musterantrage sind ausreichend, ihre Nutzung wird empfohlen, ist aber keinesfalls

zwingend.

Xll.  Zeitliche Zuordnung der Aufwendungen

1. MaRgeblicher Zeitpunkt: Falligkeit

Grundsatzlich sind die Aufwendungen fur Unterkunft und Heizung im Zeitpunkt der Fallig-
keit zu bertcksichtigen. Eine Auf- bzw. Verteilung der aktuell falligen Kosten fur Unter-
kunft und Heizung (insbesondere einer einmaligen Zahlung) auf mehrere (vergangene

bzw. zukiinftige) Monate ist (selbst bei groReren Aufwendungen) nicht zulassig.
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Unbeachtlich ist grundsatzlich, flr welchen Zeitraum die bedarfsbegriindende Aufwen-
dung jeweils bestimmt ist. Nach Auffassung des Bundessozialgerichts gilt dies ,auch® fur
einmalige unterkunftsbezogene Aufwendungen (BSG, Urt. v. 19.05.2021 — B 14 AS
19/20 R). Angesichts dieser Formulierung sind auch laufende Kosten erfasst. Es kann

daher nicht zwischen einmaligen und laufenden Kosten unterschieden werden.

Es ware kaum nachzuvollziehen, bei der Abgrenzung Bedarf / Schulden auf die Falligkeit
abzustellen, bei der zeitlichen Zuordnung aber anders zu verfahren. Dies gilt auch des-
halb, da der Bedarf in der Zahlungsverpflichtung liegt (und nicht in der Bereitstellung von

Unterkunft und Warme).

Aulerdem lasst der Begriff ,tatsachlich“ den Schluss zu, dass die Kosten dann zu be-

ricksichtigen sind, wenn sie anfallen.

Das Begehr auf Ubernahme von Kosten fir Unterkunft und Heizung fir vergangene Zeit-
raume stellt daher einen Antrag auf Abanderung des Bewilligungsbescheids nach § 48
SGB X (wesentliche Anderung der tatsachlichen bzw. rechtlichen Verhaltnisse) dar,
wenn die Falligkeit erst nach Erlass des letzten Bewilligungsbescheids eingetreten ist.
Lag die Falligkeit hingegen bei Erlass bereits vor, ist § 44 SGB X (unrichtige Sachver-
halts- bzw. Rechtsanwendung) mafigeblich (siehe Schmidt, NZS 2017, 796; verfehlt LSG
Nordrhein-Westfalen, Urt. v. 09.10.2019 - L 7 AS 922/18, nrkr.; bestatigend, dass kein
Fall von § 44 SGB X vorlag nachfolgendes Urt. des BSG zum Rechtsstreit v. 19.05.2021,
B 14 AS 19/20 R).

Hinsichtlich der Sonderregelung fur Antréage auf Leistungen nach dem SGB Il fur einen
einzelnen Monat, in dem aus Jahresabrechnungen von Heizenergiekosten oder aus der
angemessenen Bevorratung mit Heizmitteln resultierende Aufwendungen fur die Heizung

fallig sind, wird auf Ziff. VIII.2. verwiesen.

2. Keine Korrektur

Normative Korrekturen dirfen nicht vorgenommen werden; sie bleiben dem Gesetzgeber
vorbehalten (BSG, Urt. v. 08.05.2019 - B 14 AS 20/18 R).
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a. Sozialwidriges Verhalten

Es kdnnten ,Manipulationen® seitens der Leistungsberechtigten denkbar sein (z.B. be-
wusste Blindelung von Kosten zu einem bestimmten Falligkeitszeitpunkt, um Hilfebedurf-
tigkeit auszuldsen). Diesen kann jedoch u.a. durch einen Schadensersatzanspruch we-

gen sozialwidrigen Verhaltens (§ 34 SGB Il) begegnet werden.
b. Angemessenheit

Zum anderen kommt eine (Teil-)Ablehnung wegen Unangemessenheit in Betracht. Dabei
ist allerdings § 22 Abs. 1 Satz 7 SGB Il zu beachten. Zwar wird vertreten, die Warnfunk-
tion einer friheren Kostensenkungsaufforderung genige nicht, wenn ein betrachtlicher
Zeitraum zwischen dem Ausscheiden aus dem Leistungsbezug und dem erneuten Eintritt
in den Leistungsbezug verstrichen ist (LSG Niedersachsen-Bremen, Beschl. v.
18.05.2009 — L 9 AS 529/09 B ER). Demnach mussten Kosten — sofern zwischen diesen
genugend Abstand liegt und der Betroffene zwischenzeitlich nicht im Leistungsbezug
steht — jedes Mal in voller HOhe ibernommen werden, ohne dass die Angemessenheit
uberpruft werden kénnte (so SG Dresden, Urt. v.16.02.2015 - S 48 AS 6069/12). Aller-
dings durfte eine Bosglaubigkeit vorliegen, wenn der Betroffene zurechenbar sowohl den
zu erwartenden SGB II-Leistungsbezug als auch die unangemessenen tatsachlichen
Kosten fur Unterkunft und Heizung kennt. In diesem Fall brauchen die unangemessenen
Kosten je nach Lage des Einzelfalls nicht Gbernommen zu werden (BSG, Urt. v.
30.08.2010 - B 4 AS 10/10 R; siehe dazu unser Rundschreiben zu ,Bedarfe fiir Unter-
kunft und Heizung; hier: Konkrete Angemessenheit; Kostensenkungsverfahren®). Hin-
weise auf eine ,Bdsglaubigkeit” kdnnen sich aus der Hohe der Aufwendungen fir Unter-

kunft und Heizung bzw. aus einem vorherigen Leistungsbezug ergeben.
c. Unterlassene Selbsthilfemdglichkeit / Nachranggrundsatz

Aulerdem kommt u.U. eine (Teil-)Ablehnung wegen unterlassener Selbsthilfemdglichkei-
ten und somit wegen des Nachranggrundsatzes in Betracht (LSG Thuringen, Urt. v.
14.03.2013 - L 9 AS 1302/10; a. A. LSG Mecklenburg-Vorpommern, Beschl. v.
10.01.2019 - L 8 AS 247/18 B ER; offen gelassen von BSG, Urt. v. 08.05.2019 - B 14 AS
20/18 R). Haben die Leistungsberechtigten z.B. die Option, monatliche Zahlungen zu
vereinbaren oder zunachst geringere Kosten anfallen zu lassen bzw. sich einen Teil der

Kosten von der Vermieterin bzw. dem Vermieter zurtickzuholen (bspw. aufgrund eigener
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Versorgung mit Warme und Warmwasser und entsprechenden Ansprichen auf (Teil-)
Ubernahme der Kohlendioxidkosten), besteht eine Selbsthilfeméglichkeit, die Hilfebediirf-
tigkeit vermeiden kénnte. Das Entstehen einer solchen Obliegenheit setzt jedoch eine
entsprechende Beratung im Vorhinein durch das Jobcenter voraus. Wann eine Beratung
im Vorhinein vorliegt, bestimmt sich nach den Umstanden des Einzelfalls. Maf3geblich ist,
ob die Leistungsberechtigten das begehrte Verhalten (bspw. Vereinbarung monatlicher
Zahlungen) fUr die im konkreten Fall geltend gemachten Aufwendungen noch herbeiftih-
ren kdnnen (bspw. aufgrund einer noch nicht abgelaufenen Frist bzgl. der Wahl des ge-

wilnschten Zahlungsmodells).
d. Kein Verweis auf Ansparungen

Betroffene kdnnen bei einer Abrechnung fur zukunftige Zeitrdume nicht auf die Bildung

von etwaigen Ansparungen verwiesen werden.

SchlieRlich sind die Kosten féllig, die monatliche Aufteilung der Kosten (auf einen zukunf-
tigen Zeitraum) impliziert jedoch erst in der Zukunft noch vorzunehmende Ansparungen.
Ebenso besteht keine Rechtspflicht, zunachst Ansparungen zu bilden. Eine Person, die
keine staatlichen Fursorgeleistungen bezieht, ist in ihrer Einkommensverwendung grund-
satzlich frei. Erst ein Verhalten, welches die Schwelle des § 31 Abs. 2 Nr. 1 oder 2

SGB Il erreicht, fihrt zu einer Minderung des Leistungsanspruchs (so SG Nordhausen,
Urt. v. 10.11.2015 - S 13 AS 1351/14).

Xlll.  Zustandigkeit

1. Erlass des Bescheids

Die Frage der Falligkeit ist (vorbehaltlich vorlaufiger Leistungen, siehe XIV.) auch fir die
Bestimmung des zustandigen kommunalen Tragers mal3geblich: Fir die Kosten fir Un-
terkunft und Heizung muss diejenige Kommune aufkommen, in der der Berechtigte zum
Zeitpunkt der Falligkeit der Aufwendungen seinen gewdhnlichen Aufenthalt hat (§ 36
Abs. 1 Satz 2 SGB II).

Folglich muss der Leistungstrager (z.B. bei Heizkostennachzahlungen bzw. Benutzungs-
gebuhren fir staatliche Unterklinfte) méglicherweise auch fir Kosten aufkommen, die in
einer anderen Gebietskorperschaft entstanden sind. Dies kann beispielsweise dazu flih-

ren, dass der Leistungstrager Kosten zu ibernehmen hat, die im letzten Jahr entstanden
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sind, obwohl dieser erst seit einem Monat im Landkreis bzw. der kreisfreien Stadt seinen
gewodhnlichen Aufenthalt hat. Entscheidend ist ausschlieBlich der Zeitpunkt der Falligkeit
der Aufwendungen. Hier ist jedoch nochmals anzumerken, dass der Bund grundsatzlich
die fluchtbedingten Kosten tbernimmt (siehe unser Rundschreiben zur ,Bundesbeteili-
gung an den Kosten fir Unterkunft und Heizung nach § 46 Abs. 8 und 9 SGB Il; Abrech-
nung der Bildungs- und Teilhabeleistungen und der Fluchtkosten®).

Allein auf diese Weise wird der mit dieser Vorschrift verfolgte Sinn und Zweck erreicht:
Den Hilfefall sollte der ortsnahe Trager regeln. Das betrifft vornehmlich die Feststellun-
gen zu den persénlichen und wirtschaftlichen Verhaltnissen des Leistungsberechtigten.
Der ,ferne” Trager kénnte dies nur unter Inanspruchnahme der Amtshilfe des Tragers
tun, in dessen Bereich der Leistungsberechtigte sich gegenwartig tatsachlich aufhalt
(BVerwG, Urt. v. 04.02.1988 - 5 C 26/87 und 5 C 89.85).

2. Aufhebung des Bescheids

Aus diesen Grunden halten wir es auch in Bezug auf die Aufhebung des bisherigen Be-
scheids fur vertretbar, auf die allgemeinen gesetzlichen Vorschriften abzustellen. Zustan-
dig fur die Korrekturentscheidung ist danach nach § 44 Abs. 3 HS 1 (evtl. i.V.m. § 48
Abs. 4) SGB X die (aktuell) zustandige Behoérde; das gilt auch, wenn auf Grund eines
zwischenzeitlichen Zustandigkeitswechsels etwa nach einem Umzug der zu Uberpri-
fende Bescheid von einer ganz anderen Behdrde stammt (vgl. § 44 Abs. 3 HS 2 SGB X).
Vorzugswirdig erscheint jedoch — zumindest in Bezug auf kommunale Leistungen nach
dem SGB Il (hier: Kosten der Unterkunft) — die Rechtsprechung des Bundessozialge-
richts. Insoweit ist mit dem Wechsel der ortlichen Zustandigkeit gleichzeitig auch ein
Wechsel der sog. Verbandszustandigkeit verbunden, die sich auf das raumliche Gebiet
der Kommune beschrankt. Auf diese ist § 44 Abs. 3 SGB X nicht anwendbar, so dass es
fur die Aufhebung des bisherigen Bescheides bezlglich der kommunalen Leistungen bei
der Zustandigkeit des alten Tragers bleibt (BSG Urt. v. 23.5.2012 — B 14 AS 133/11 R).

XIV. Vorlaufige Leistung

Es kommen auch vorlaufige Leistungen nach § 43 SGB | in Betracht (siehe Krah-
mer/Timme, SGB |, §43 Rn. 5 ff.).
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Voraussetzung fir die Gewahrung vorlaufiger Leistungen ist zunachst das Bestehen ei-
nes Anspruchs. Es missen alle Voraussetzungen des Anspruchs (u.a. der Antrag) vorlie-
gen. Einzige Ausnahme ist die Klarung, von welchem Trager die Leistung zu erbringen
ist. Es muss also feststehen, dass ein Anspruch besteht, nicht dagegen, gegentber wel-

chem Trager.

Allerdings ist erforderlich, dass der Anspruch nicht nur entstanden, sondern auch fallig ist
und ihm keine Einwendungen und Einreden entgegenstehen. § 43 SGB | ist auch dann
ausgeschlossen, wenn der eigentlich zustéandige Trager die Erbringung der Leistungen
bereits bestandskraftig abgelehnt hat (LSG Baden-Wirttemberg, Urt. v. 25.03.2011 - L 12
AS 910/10).

Ein Zustandigkeitsstreit liegt dann vor, wenn mindestens zwei Leistungstrager eine Ver-
pflichtung verneinen (negativer Kompetenzkonflikt), was nicht zwangslaufig einen Ver-
waltungsakt der Leistungstrager voraussetzt. Es genigt bereits, wenn unter Hinweis auf
die eigene Unzustandigkeit mit dem Hinweis auf einen anderen Leistungstrager ein Ver-
waltungsverfahren nicht eréffnet wird. Das ist auch der Fall, wenn ein Zustandigkeitsstreit

erst spater offenbar wird.

Vorlaufig leistungsverpflichtet ist der zuerst angegangene Leistungstrager. Das muss
nicht der Leistungstrager sein, bei dem der Betroffene zuerst den Antrag auf Leistungs-
gewahrung gestellt hat. Insoweit reicht es aus, dass der Betreffende sein Leistungsbe-
gehren zum Ausdruck gebracht hat. Das ist allerdings nicht schon der Fall, wenn er sich
nur beraten lassen will oder eine Auskunft begehrt. Das wird erst dann der Fall sein,

wenn im Rahmen einer anschliefenden Beratung ein Leistungsbegehren folgt.

Ein freiwilliges Eintreten eines anderen Tragers bei Sdumigkeit des zur vorlaufigen Leis-
tung verpflichteten Tragers ist von der Vorschrift nicht gedeckt (so BVerwG, Urt. v.
12.9.1991 - 5 C 41/86).

Die Entscheidungsfreiheit des vorleistungspflichtigen Leistungstragers ist zweistufig auf-
gebaut. Grundsatzlich steht es gemal Abs. 1 Satz 1 der Vorschrift in seinem Ermessen,
ob er vorlaufige Leistungen erbringt. Stellt der Berechtigte einen Antrag auf vorlaufige
Leistung, verdichtet sich sein Anspruch gemaf Abs. 1 Satz 2 zu einem (einklagbaren)

Rechtsanspruch, wenn alle weiteren Voraussetzungen vorliegen.
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Antragsberechtigt ist nach § 5 Abs. 3 SGB Il auch der zweitangegangene Trager der
Grundsicherung (Mrozynski SGB | SGB | § 43 Rn. 9-15). Andernfalls kénnte das Verwal-
tungsverfahren blockiert werden. Zwangslaufig misste dann der Rechtsweg beschritten
werden. Eine andere Auffassung ware auch unpraktikabel. Schlie3lich kénnten die nach-
rangigen Leistungstrager den Leistungsberechtigten im Rahmen seiner Selbsthilfeoblie-

genheit veranlassen, den Antrag nach § 43 SGB | zu stellen.

Der vorleistende Trager kann sich nur an den endgultig zustandigen Leistungstrager mit

seinem Erstattungsanspruch halten. Dieses Verhaltnis regelt § 102 SGB X.
XV. Einzelfalle zu lll. - XIV.

1. Neben- und Heizkostennachzahlungen

Konstellation 1: Ein in einer Wohnung in X lebender Betroffener beantragt am 01.07.2022
SGB ll-Leistungen. Das Jobcenter bewilligt und Gbernimmt entsprechend dem (Fortzah-
lungs-)Antrag die laufenden Vorauszahlungen / die monatlich gleichbleibenden Ab-
schlagszahlungen hinsichtlich der Neben- und Heizkosten. Am 03.06.2023 (wahrend sei-
nes SGB ll-Leistungsbezugs) erhalt er die Aufforderung zur Heizkostennachzahlung
2022.

Diese Forderung wird in der gesamten HOhe erst im Juni 2023 fallig. Zustandig ist das
Jobcenter X. Es hat die Forderung in voller Hohe zu Gbernehmen (sofern sie angemes-

sen ist).

Fur die Ubernahme der Nachzahlungen bedarf es keines gesonderten (vorherigen) An-
trages (BSG, Urt. v. 22.03.2010 — B 4 AS 62/09 R). Die Nachforderungen, die nach re-
gelmaBiger Ubernahme der Heizkostenvorauszahlungen bzw. —abschlage der jeweiligen
Monate entstehen, gehdren als einmalig geschuldete Zahlungen zum aktuellen Bedarf im
Falligkeitsmonat. Es liegt eine wesentliche Anderung der tatséchlichen Verhaltnisse vor,
und der Leistungsbescheid ist nach § 40 Abs. 2 Nr. 3 SGB I, § 330 Abs. 3 S. 1 SGB I,
§ 48 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 SGB X riickwirkend zum Zeitpunkt der Anderung der Verhalt-
nisse zu andern. Fir die Anderung bedarf es lediglich einer Mitteilung tiber die Anderung

der Verhaltnisse.
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Konstellation 2: Ein Betroffener lebt zunachst in einer Wohnung in X und beantragt am
01.07.2022 erstmals SGB Il-Leistungen. Am 01.05.2023 zieht er in eine Wohnung in Y
um, nachdem er eine Kostensenkungsaufforderung erhalten hat. Am 03.06.2023 erhalt
er (wahrend seines SGB Il-Leistungsbezugs) eine Aufforderung zur Heizkostennachzah-

lung fur seine ehemalige Wohnung in X.

Diese Forderung wird in der gesamten Hohe erst im Juni 2023 féallig. Zustandig ist das
Jobcenter Y. Es hat die Forderung in voller Hohe zu Gbernehmen (sofern sie angemes-

sen ist).

Konstellation 3: Ein Betroffener lebt zunachst in einer Wohnung in X und beantragt am
01.07.2022 erstmals SGB Il-Leistungen. Abgesehen von einer kurzen Erwerbstatigkeit
vom 01.10.2022 bis 31.12.2022 ist der Betroffene im SGB II-Leistungsbezug. Am
01.05.2023 zieht er — ohne Aufforderung — in eine Wohnung in Y um. Am 03.06.2023 er-

halt er eine Aufforderung zur Heizkostennachzahlung fir seine ehemalige Wohnung in X.

Diese Forderung wird in der gesamten HOhe erst im Juni 2023 fallig. Zustandig ist das
Jobcenter Y. Es hat die Forderung in voller Hohe zu Ubernehmen (sofern sie angemes-

sen ist).

Konstellation 4: Die fur die Nebenkosten durch den Energieversorger festgesetzte und
bei der Leistungsberechnung berticksichtigte Abschlagshéhe fir das Kalenderjahr 2023
betragt 80 € pro Monat (= 960 € pro Jahr). Der Leistungsberechtigte zahlt jedoch tber
das ganze Jahr 2023 jeden Monat freiwillig hdhere Abschlage i.H.v. 90 € (= 1080 € pro
Jahr). Die Jahresabrechnung des Energieversorgers weist fur 2023 eine Nachzahlungs-
forderung in Hohe von 120 € aus, d.h. die tatsachlichen Heizkosten liegen bei 100 € pro
Monat bzw. 1200 € im Jahr.

Zunachst ist die Heizkostennachforderung - soweit diese angemessen ist - unproblema-
tisch in Hohe der vom Energieversorger ausgewiesenen 120 € im Falligkeitsmonat der
Nachforderung als einmaliger Bedarf zu ibernehmen. Die Leistungen fur Unterkunft und
Heizung werden ,in Hohe der tatsachlichen Aufwendungen® erbracht, soweit diese ange-
messen sind. Die Nachforderung ist damit in der vom Energieversorger tatsachlich aus-
gewiesenen Hohe (hier: 120 €) im Zeitpunkt ihrer Falligkeit als einmaliger Bedarf zu be-
ricksichtigen (vgl. hierzu Ziff. VII.1., Ziff. VIII.2. und Ziff. Xl1.1.) DarlGber hinaus halten wir

es fur vertretbar, auch den rechnerisch verbleibenden Differenzbetrag i.H.v. 120 € (d.h.
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insgesamt die rechnerisch bestehende Nachforderung ohne Berticksichtigung der vom
Leistungsberechtigten freiwillig aus eigenen Mitteln beglichenen Abschlagsanteile) zu
Ubernehmen. Dies lasst sich damit begriinden, dass aufgrund einer Vereinbarung zwi-
schen Leistungsberechtigtem und Energieversorger jeden Monat entsprechend héhere
bedarfsbegriindende Aufwendungen (hier 10 € pro Monat) fallig waren. Voraussetzung
ist, dass die Entgegennahme der freiwilligen Abschlagszahlungen durch den Energiever-
sorger als konkludente Annahme des Antrags des Leistungsberechtigen auf Vertragsan-
derung und Zahlung héherer Abschlagszahlungen ausgelegt wird. Entsprechend ware
der laufende Bedarf des Leistungsberechtigten durch Anderungsbescheid gem. § 48

SGB X in Héhe von 10 € pro Monat zu erhéhen und riickwirkend zu Gbernehmen.

2, Bevorratung mit Heizmaterialien

a. Bei laufendem Leistungsbezug

Konstellation: Ein in seinem Eigenheim in X lebender Betroffener beantragt am
01.07.2022 SGB llI-Leistungen. Im (Fortzahlungs-)Antrag (ggf. in einer Anlage hierzu)
gibt der Leistungsberechtigte allgemein an, dass Brennstoffe fir die Einzelofenheizung
eigens beschafft werden missen. Das Jobcenter bewilligt die Kosten der Unterkunft und
Heizung ohne Berucksichtigung eines einmaligen Bedarfs, da weder Zeitpunkt noch
Hoéhe des (spateren) Bedarfs bekannt sind. Am 03.06.2023 soll der Betroffene (wahrend
seines SGB ll-Leistungsbezugs) eine Heizbllieferung, die den Bedarf flr ein Jahr decken

soll, bezahlen.

Es liegt eine wesentliche Anderung der tatsachlichen Verhaltnisse vor, so dass es keines
gesonderten Antrages, sondern lediglich einer Mitteilung bedarf. Auch bei der Anschaf-
fung von Heizmaterialien ist allein auf den Zeitpunkt der Falligkeit abzustellen (BSG, Urt.
v 08.05.2019 - B 14 AS 20/18 R). Die o.g. Forderung wird in der gesamten Hohe im Juni
2023 fallig.

Unerheblich ist, ob im gesamten Verbrauchszeitraum Hilfebedurftigkeit besteht. Auch ein
kurzfristiger Leistungsbezug ist ausreichend (BSG, Urt. v 08.05.2019 - B 14 AS 20/18 R).
Fir die zeitliche Zuordnung kommt es darauf an, wann der Leistungsberechtigte - in den
Grenzen der Antragswirkung nach § 37 Abs. 2 SGB Il - mit einer falligen Forderung des

Dritten belastet ist. Zustandig ist das Jobcenter X. Es hat die Forderung in voller Héhe zu

Ubernehmen (sofern sie angemessen ist).
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Bei laufendem Leistungsbezug sind auch einmalige Kosten fir die Beschaffung von
Heizmaterial unter § 22 Abs. 1 SGB Il zu subsumieren (BSG, Urt. v 08.05.2019 - B 14 AS
20/18 R). Der Bedarf besteht dann in Hohe der tatsachlich angefallenen Kosten.

b. Ohne laufenden Leistungsbezug

Konstellation: Wenn ein in seinem Eigenheim in X lebender Betroffener am 03.06.2023
(ohne im SGB Il-Leistungsbezug zu sein) eine Heizollieferung, die den Bedarf fur ein
Jahr decken soll, bezahlen soll, wird diese Forderung in der gesamten Hohe im Juni
2023 fallig. Zustandig ist das Jobcenter X, sofern der Betroffene durch die Forderung hil-
febedurftig wird und er im Juni 2023 SGB II-Leistungen beantragt. Das Jobcenter X hat
die Forderung in voller Hohe zu tGbernehmen, sofern sie angemessen ist. Aulerdem
muss der Betroffene hilfebedurftig sein, nicht sozialwidrig gehandelt und dem Selbsthil-

fegrundsatz entsprochen haben.

Auch hier ist allein auf den Zeitpunkt der Falligkeit der Forderung abzustellen, selbst
wenn der Betroffene zum Zeitpunkt der Falligkeit nicht im Leistungsbezug stand (BSG,
Urt. v. 08.05.2019 - B 14 AS 20/18 R). Im Ubrigen ist zu priifen, ob der Betroffene hilfe-
bedurftig und die Forderung angemessen ist (BSG, Urt. v. 16.5.2007 — B 7b AS 40/06;
siehe dazu unser Rundschreiben zu ,Bedarfe fur Unterkunft und Heizung; hier: Konkrete

Angemessenheit; Kostensenkungsverfahren®).

3. Benutzungsgebiihren fiir staatliche und kommunale Unterkiinfte

a. Nachtragliche Einreichung eines staatlichen Gebulhrenbescheids

Wenn ein in einer staatlichen Sammelunterkunft in X lebender anerkannter Asylbewerber
am 01.07.2022 erstmals SGB ll-Leistungen beantragt, aber erst am 03.06.2023 einen
staatlichen Gebuhrenbescheid fir 07/22 bis 06/23 erhalt, wird diese Forderung der staat-
lichen Gebuhrenstelle in der gesamten Hohe erst im Juni 2023 fallig. Zustandig ist das
Jobcenter X. Es hat die Kosten der Unterkunft und Heizung in voller Hohe zu Uberneh-

men.

Dies ist selbst dann der Fall, wenn der Betroffene den Bescheid dem Jobcenter erst im
Oktober 2023 vorlegt mit der Folge, dass eine vollstandige Refinanzierung beim Bund

ausscheidet (siehe unser Rundschreiben ,Zuweisungen an die kreisfreien Gemeinden
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und die Landkreise; Abrechnung der Bildungs- und Teilhabeleistungen und der Flucht-
kosten®). Denn der — rechtzeitig gestellte — Antrag auf SGB Il-Leistungen umfasst auch

die Kosten der Unterkunft und Heizung.

b. Nachtraglicher, noch rechtzeitiger Antrag unter Einreichung eines staatli-

chen Gebiihrenbescheids

Ein anerkannter Asylbewerber lebt in einer staatlichen Sammelunterkunft in X. SGB II-
Leistungen wurden zunachst nicht beantragt. Am 03.06.2023 erhalt der Betroffene einen
staatlichen Gebuhrenbescheid flir 07/22 bis 06/23.

Diese Forderung der staatlichen Gebuhrenstelle wird in der gesamten Héhe im Juni 2023
fallig. Sofern der Betroffenen im Juni 2023 einen Antrag stellt und in voller Hohe hilfebe-

dirftig ist, sind die Kosten vollstandig zu Ubernehmen. Zustandig ist das Jobcenter X.

c. Nachtraglicher, nicht mehr rechtzeitiger Antrag unter Einreichung eines

staatlichen Gebiihrenbescheids

Ein anerkannter Asylbewerber lebt in einer staatlichen Sammelunterkunft in X. SGB II-
Leistungen wurden zunachst nicht beantragt. Am 03.06.2023 erhalt der Betroffene einen
staatlichen Gebuhrenbescheid fur 07/22 bis 06/23. Diese Forderung der staatlichen Ge-
buhrenstelle wird in der gesamten Hohe im Juni 2023 fallig. Der Betroffene stellt erst im
Juli 2023 einen Antrag, obwohl er in voller Hohe hilfebedurftig ist. Die Kosten der Unter-
kunft und Heizung kénnen wegen verspateter Antragsstellung nicht tbernommen wer-

den.
d. Kommunale Gebiihrenbescheide

Far kommunale Gebuhrenbescheide gilt grundsatzlich das Gleiche wie fir staatliche Ge-
buhrenbescheide. Unterschiede ergeben sich jedoch, wenn die kommunale Satzung ab-

weichende Falligkeitszeitpunkte festlegt.

Konstellation: Ein anerkannter Asylbewerber lebt in einer kommunalen Sammelunterkunft
in X. Die kommunale Satzung legt abweichende Falligkeitszeitpunkte fest, namlich den
jeweils ersten Tag eines Kalendermonats der Unterbringung. SGB ll-Leistungen wurden
zunachst nicht beantragt. Am 03.06.2023 erhalt der Betroffene einen kommunalen Ge-

bihrenbescheid fir 07/22 bis 06/23. Diese Forderung der kommunalen Gebihrenstelle
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wird jeweils am ersten Tag eines Kalendermonats der Unterbringung fallig. Der Be-
troffene stellt erst im Juni 2023 einen Antrag. Die Kosten der Unterkunft und Heizung
kénnen nur fir Juni 2023, im Ubrigen wegen verspateter Antragsstellung nicht tibernom-

men werden.
e. Umzugsfalle

Konstellation 1: Ein anerkannter Asylbewerber lebt zunachst in einer staatlichen Sam-
melunterkunft in X und beantragt am 01.07.2022 erstmals SGB II-Leistungen. Am
01.05.2023 zieht er in eine eigene Wohnung in Y um (nachdem er eine Auszugsaufforde-
rung bzw. eine Wohnsitzzuweisung in Y) erhalten hat. Am 03.06.2023 erhalt er einen
staatlichen Gebuhrenbescheid fur 07/22 bis 04/23.

Diese Forderung der staatlichen Gebuhrenstelle wird in der gesamten Hoéhe erst im Juni
2023 fallig. Zustandig ist das Jobcenter Y. Es hat die Kosten in voller Héhe zu Gberneh-

men. Auf die Wohnsitzauflage bzw. Auszugsaufforderung kommt es nicht an.

Konstellation 2: Ein Asylbewerber lebt zundchst in einer staatlichen Sammelunterkunft
in X. Der Betroffene beantragt am 01.07.2022 erstmals SGB Il-Leistungen. Am
01.05.2023 zieht er (ohne ausdruckliche Aufforderung) in eine eigene Wohnung in Y
nach Nordrhein-Westfalen um. Am 03.06.2023 erhalt er einen staatlichen Gebuhrenbe-
scheid fur 07/22 bis 04/23.

Diese Forderung der staatlichen Gebuhrenstelle wird in der gesamten HOhe erst im Juni
2023 fallig. Zustandig ist das Jobcenter Y. Es hat die Kosten der Unterkunft und Heizung
in voller Héhe zu Ubernehmen. Sollte das Jobcenter Y (aufgrund einer anderen Rechts-
auffassung) eine Zustandigkeit ablehnen, kommen vorlaufige Leistungen des erstange-
gangenen Jobcenters nach § 43 SGB | in Betracht. Sollte das erstangegangene Jobcen-
ter trotzdem (vorlaufige) Leistungen ablehnen, kann der Leistungsberechtigte (bzw. das

zweitangegangene Jobcenter) dieses ausdricklich beantragen.

Konstellation 3: Ein Asylbewerber lebt zunachst in einer staatlichen Sammelunterkunft
in X. Abgesehen von kurzen Erwerbstatigkeiten vom 01.01.2022 — 01.04.2022 und
01.01.2023 — 01.04.2023 verfligt er Uber kein relevantes Einkommen und Vermdgen.
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Seine Anerkennung durch einen BAMF-Bescheid erhalt er am 28.05.2022. Der Rechts-
kreiswechsel wirde danach an sich zum 01.06.2022 erfolgen. Das Sozialamt gewahrt je-
doch noch Leistungen nach AsylbLG fir Juni 2022, mit Ablauf des Monats werden die
Leistungen eingestellt. Der Betroffene beantragt am 01.07.2022 erstmals SGB Il-Leistun-
gen. Abgesehen von der Zeit seiner Erwerbstatigkeit vom 01.01.2023 — 01.04.2023 er-
halt er auch durchgangig SGB ll-Leistungen. Am 01.05.2023 zieht er — ohne ausdrickli-
che Aufforderung — in eine eigene Wohnung in Y um. Am 03.06.2023 erhalt er einen
staatlichen Gebuhrenbescheid fur 01/22 bis 04/23 (mit Unterbrechungen fur die Zeiten

wahrend des AsylbLG-Bezuges und zeitgleicher Erwerbseinkiinfte).

Diese Forderung der staatlichen Gebuhrenstelle wird in der gesamten Hoéhe erst im Juni
2023 fallig. Zustandig ist das Jobcenter Y. Es hat die Kosten der Unterkunft und Heizung
in voller Héhe zu Gbernehmen. Grundsatzlich missen auch Forderungen Gibernommen
werden fUr Zeitrdume, in denen der Leistungsberechtigte Asylbewerber war, anderwei-
tige Leistungen bzw. keine SGB llI-Leistungen bezogen hat bzw. nicht hilfebedurftig war.

Entscheidend ist, dass er zum Zeitpunkt der Falligkeit der Forderung hilfebedurftig war.

Konstellation 4: Ein anerkannter Asylbewerber lebt zunachst in einer kommunalen Sam-
melunterkunft in X und beantragt am 01.07.2022 erstmals SGB II-Leistungen. Am
01.05.2023 zieht er in eine eigene Wohnung in Y um. Am 03.06.2023 erhalt er einen
kommunalen Gebuhrenbescheid fur 07/22 bis 04/23. Die kommunale Satzung sieht vor,
dass die Benutzungsgebuhren jeweils mit dem ersten Tag eines Kalendermonats fallig

werden.

Zustandig ist das Jobcenter X. Es hat die Kosten der Unterkunft und Heizung in voller
Hohe zu Gbernehmen - unabhangig von der Frage, ob die Kosten als fluchtbedingte Kos-

ten der Unterkunft und Heizung durch den Bund zu Gbernehmen sind.
XVI. Berechnung der Kosten der Unterkunft und Heizung

Bei der Berechnung der Kosten der Unterkunft und Heizung sind u.a. folgende Aspekte

zu berticksichtigen:
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1. Anrechnung von Riickzahlungen und Guthaben

a. Grundsatz

Nach der Sonderregelung des § 22 Abs. 3 SGB Il mindern Rickzahlungen und Gutha-
ben, die dem Bedarf fir Unterkunft und Heizung zuzuordnen sind, die nach dem Monat
der Rickzahlung oder der Gutschrift entstehenden Aufwendungen fir Unterkunft und
Heizung. Es erfolgt eine bedarfsmindernde Direktanrechnung der Gutschrift auf die Auf-

wendungen fur Unterkunft und Heizung.

Die allgemeine Berechnungsregelung des § 19 Abs. 3 SGB Il kommt somit nicht zur An-
wendung. Vielmehr werden die Guthaben stattdessen in die Bedarfsermittlung der Auf-
wendungen nach § 22 SGB |l einbezogen. Der Regelbedarf bleibt bei einem Einkom-
menszufluss gemal § 22 Abs. 3 SGB Il unberthrt.

Sinn und Zweck der Vorschrift ist es, die Anrechnung der Rickzahlungen und Guthaben
uber die Vorschriften zur Einkommensberucksichtigung (§§ 11 ff. SGB Il) im Grundsatz
zu vermeiden. Denn wirden die Betrage als Einnahmen nach § 11 SGB Il bericksichtigt,
mussten sie primar auf Leistungen der Bundesagentur flr Arbeit angerechnet werden,
obwohl die Uberzahlten Betrédge zuvor von den kommunalen Tragern erbracht worden

sind.

Ubersteigt die Riickzahlung das im Folgemonat gezahlte Biirgergeld, ist sie auch nicht
nach der Systematik der allgemeinen Regelungen als einmalige Einnahme nach § 11
Abs. 3 Satz 4 SGB Il auf die folgenden 6 Monate zu verteilen (BSG, Urt. v. 24. 6. 2020 —
B 4 AS 8/20 R).

b. Zuordnung zu Unterkunft und Heizung

Erfasst werden nur solche Ruckzahlungen und Guthaben, die unmittelbar dem Bereich
der Bedarfe fur Unterkunft und Heizung zuzuordnen sind. Dies sind insbesondere Positi-
onen, die sich nach Abrechnung bei Heizkosten- und Betriebskostenvorauszahlungen er-
geben. Dabei sind die Anteile fir Heizkosten bzw. Betriebskosten jeweils getrennt zu er-
mitteln. Dies gilt auch, soweit mehrere Bedarfe (bspw. flir Heizen und Strom) vom selben
Anbieter bezogen und in einer gemeinsamen Jahresabrechnung erfasst werden.

Nicht erfasst sind:

¢ Rickzahlungen von Mietkautionen,
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¢ Rickzahlungen oder Teile davon, die ausdriicklich der Haushaltsenergie zuzuordnen
sind,

¢ Anteile, die andere Regelbedarfe betreffen und bereits aus den Unterkunfts- und Heiz-
kosten herausgerechnet werden mussten,

¢ Anteile, welche zwar zu den Kosten der Unterkunft und Heizung zuzuordnen sind, die
jedoch infolge von Sanktionen oder aufgrund von Unangemessenheit der Unterkunfts-
und Heizkosten nicht bzw. nur teilweise gewahrt wurden.

Fir die Kosten der Haushaltsenergie gilt die allgemeine Regelung des § 19 Abs. 3

SGB 11, da diese Kosten grundsatzlich aus dem Regelbedarf aufzubringen sind. Rick-

zahlungen fir nicht anerkannte Aufwendungen fir Kosten der Unterkunft und Heizung

sind weder mindernd auf die Kosten der Unterkunft und Heizung noch als Einkommen

anzurechnen. Dies ist seit dem 01.08.2016 durch eine Erganzung in § 22 Abs. 3 SGB |l

klargestellt.

C. Bereite Mittel

AulRerdem mussen bereite Mittel vorliegen. Hier sind die Grundsatze der Einkom-
mensanrechnung heranzuziehen. Unser AMS kann zur Auslegung des § 11 SGB Il keine
verbindlichen Hinweise geben. Insoweit liegt die Zustandigkeit innerhalb der gemeinsa-
men Einrichtungen bei der Bundesagentur fur Arbeit (§ 44a Abs. 4 Satz 3 SGB Il) und die
Aufsicht beim BMAS (§ 47 Abs. 1 SGB II).

d. Verrechnungszeitpunkt

Ruckzahlungen und Guthaben, die dem Bedarf fir Unterkunft und Heizung zuzuordnen
sind, mindern die Aufwendungen fur Unterkunft und Heizung nach dem Monat der Rick-
zahlung oder der Gutschrift (§ 22 Abs. 3 Satz 1 SGB II).

Die Berucksichtigung der Gutschrift erfolgt nach Mafligabe der Verhaltnisse im Zufluss-
zeitpunkt, unabhangig davon, wie und fir welchen Zeitraum ein Guthaben tatsachlich er-
wirtschaftet wurde. Hinsichtlich der Berlcksichtigung der Aufteilung der Gutschrift auf

Kopfteile verweisen wir auf Ziff. VII.

Es kommt fiir die Minderung der unterkunftsbezogenen Aufwendungen nicht darauf an,
ob das Guthaben aus einer Abrechnungsperiode stammt, in der keine Hilfebedurftigkeit

vorlag, und wer sich in diesem Zeitraum an den Vorauszahlungen wirtschaftlich beteiligt
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hat. MaRgeblich sind allein die Umsténde im Folgemonat der Gutschrift. Ubersteigen die
Ruckzahlungen oder Guthaben die Ublichen Aufwendungen, so kann der Gberschiissige

Teil mit den Aufwendungen in den Folgemonaten verrechnet werden.
e. Keine Gegenseitigkeit im engeren Sinne erforderlich

Es ist keine Gegenseitigkeit im engeren Sinne zwischen Subjekt und Objekt der Anrech-
nung erforderlich. Das bedeutet, dass die gesamten Bedarfe fir Unterkunft und Heizung
mit einer erfolgten Rickzahlung bzw. Gutschrift verrechnet werden kénnen, unabhangig
von der Art der Unterkunft- und Heizungs-Aufwendungen, fir die die Rickzahlung oder
die Gutschrift erfolgt ist.

Auch Guthaben, die aus einem frilheren Mietverhaltnis stammen, sind nach MalRgabe
des § 22 Abs. 3 SGB Il zu berlcksichtigen.

f. Anspruchsiibergang auf das Jobcenter

Soweit Vermieterinnen und Vermieter fallige Rickforderungsansprtiche der Leistungsbe-
rechtigten nicht fristgerecht erfillen und hierdurch eine Anrechnung nach § 22 Abs. 3
SGB Il vereiteln, gehen die Ruckforderungsanspriche per Gesetz auf die Jobcenter Uber
(§ 33 Abs. 1 SGB Il). Voraussetzung des gesetzlichen Anspruchsubergangs ist somit,
dass die Vermieterinnen und Vermieter mit der Riickzahlung mindestens einen Monat im
Verzug sind. Vermieterinnen und Vermieter, die keine Kenntnis vom SGB II-Leistungsbe-
zug haben, kénnen im Ubrigen auch verspatet mit befreiender Wirkung an die Leistungs-
berechtigten zahlen (§§ 404, 412 BGB); in diesem Fall geht der Anspruchsiibergang ins

Leere.

Der Anspruchsubergang ist somit vorrangig dann von Bedeutung, wenn Vermieterinnen
und Vermieter den Ruickzahlungsanspruch Gberhaupt nicht erflllen. Sofern Hinweise
dazu vorliegen, dass Ruckzahlungen trotz Falligkeit unterbleiben, haben die Jobcenter
Anlass, Mallnahmen zur Geltendmachung etwaiger Ubergegangener Anspriche zu er-

greifen.

Im Falle von bereicherungsrechtlichen Anspriichen der Leistungsberechtigten im Falle
der Mietminderung (§§ 812, 818 BGB) wurde der Anspruchsiibergang durch den BGH
bestatigt (Urteil v. 05.06.2024 - VIII ZR 150/23). Das Urteil ist auf alle anderen mdglichen
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Ruckforderungsanspriiche der Leistungsberechtigten gegen Vermieterinnen und Vermie-

ter Ubertragbar. Das gilt grundsatzlich auch fir Nebenkostenabrechnungen.

2. Behandlung von Einkiinften aus Untervermietung

Untervermietungen von Teilen der angemieteten Unterkunft sind als Kostensenkungs-
maflnahmen bei der Bedarfsberechnung der Kosten der Unterkunft und Heizung zu be-

rucksichtigen.

Einklnfte hieraus reduzieren die Kosten der Unterkunft und Heizung nach § 22 Abs. 1
Satz 1 SGB Il und stellen kein Einkommen im Sinne von § 11 SGB Il dar (BSG, Urt. v.
06.08.2014 - B 4 AS 37/13 R). Dies folgt aus Gesetzeswortlaut, Begrindung des Gesetz-
entwurfs, Systematik sowie Sinn und Zweck der Regelung. Auch die differenzierte Tra-
gerzustandigkeit nach § 6 SGB Il legt eine Berticksichtigung der Untervermietungser-
trage unmittelbar bei den Unterkunftskosten nahe. Eine Anrechnung als Einkommen
wirde ansonsten nach § 19 Abs. 3 Satz 2 SGB Il - nach Abzug der Versicherungspau-
schale - zunachst die Geldleistungen der Bundesagentur fur Arbeit und damit den Regel-
bedarf der Leistungsberechtigten mindern. Die kommunalen Trager - obwohl nach

§ 6 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 SGB Il Erbringer der Unterkunftsleistungen - profitierten nicht von
der als Kostensenkungsmalfinahme ausdricklich im Gesetz vorgesehenen Untervermie-
tung. Schliel3lich stellt im Falle unangemessen hoher Mietkosten neben der Moglichkeit
des Umzugs gerade die Untervermietung eine Mdglichkeit der Kostensenkung dar. Ge-
lingt diese, muss die Kommune hiervon profitieren und darf nicht weiterhin zur Uber-

nahme der unangemessenen Aufwendungen verpflichtet bleiben.

Ein eventueller die tatsachlichen Aufwendungen fir die Unterkunft Gbersteigender Ertrag
aus der Untervermietung ist als Einkommen nach § 11 SGB Il bei der Berechnung der
SGB IlI-Leistungen zu berlcksichtigen. Denn dieser Teil des Ertrages dient nicht mehr
der Senkung der Unterkunftskosten, sondern der Einkommenserzielung (z. B. bei Ver-

mietung von Teilen eines Eigenheimes).
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3. Beriicksichtigung der einkommensorientierten Zusatzféorderung nach den

Wohnraumférderungsbestimmungen (EOF)

Das Bayerische Wohnungsbauprogramm sieht im Rahmen der Férderung des Baus von
Mietwohnraum neben der Grundférderung mit Darlehen und einem ergénzenden Zu-
schuss, die jeweils an den Bauherrn / Vermieter flieRen, eine einkommensorientierte Zu-
satzforderung vor (EOF). Diese flief3t i.d.R. an den Mieter und gleicht den Unterschieds-
betrag zwischen der Erstvermietungsmiete (das ist die ortlich durchschnittliche Miete flir
neugeschaffenen Mietwohnraum) und der flir den Mieter nach seinem Einkommen zu-

mutbaren Miete aus.

Forderempfanger ist insgesamt — also einschliellich der Zusatzférderung — ausschlief3-
lich der Bauherr / Vermieter (Art. 10 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 BayWoFG). In der Forderzusage
wird fur die jeweilige Wohnung bestimmt, welche Zusatzférderung (je nach der fur die
Wohnung festgelegten Einkommensstufe) hochstens bezahlt wird. Dem Gesetzeszweck
entsprechend soll auch der Teil der Férderung, der als Zusatzférderung — zunachst —
dem Mieter zuflief3t, letztendlich dem vermietenden Bauherrn als dem Fordernehmer zu-
kommen, sei es Uber den Mieter, der diese im Wege der Mietzahlungen an den Vermie-
ter weitergibt (Regelfall), sei es durch direkte Auszahlung an den Vermieter (Sonderfall
bei nicht gewahrleisteten Mietzahlungen; bei dieser Variante hat der Vermieter die Miete

um den Betrag der Zusatzférderung zu kirzen, vgl. Nr. 19.6 Satz 2 WFB 2012).

Die Zusatzférderung kann Schwankungen unterliegen, weil die Einkommen der Mieter in
einem Drei-Jahres-Rhythmus Uberprift werden. Steigt das Einkommen des Mieters zu
einem spateren Zeitpunkt Uber eine vorgegebene Grenze, wird die Zusatzférderung ent-
sprechend gekuirzt. Im Verhaltnis Vermieter / Mieter schuldet der Mieter aber immer die

festgelegte Erstvermietungsmiete.

Aufgrund des Vorstehenden handelt es sich auch bei der Zusatzférderung um eine ob-
jektbezogene Forderung. Unter dem Blickwinkel des SGB Il ist die Férderung Uber den
Mieter ebenso zu behandeln wie die unmittelbar an den Bauherrn / Vermieter ausbe-
zahlte Forderleistung. Die Zusatzférderung ist zur Begleichung der Miete zu verwenden,
reduziert diese also. Dies ist bereits bei der Beurteilung der Angemessenheit der Miet-

kosten (Produkt aus WohnungsgréfRe und Quadratmeterpreis) zu bertcksichtigen. Auch
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bei der Berechnung der SGB ll-Leistungen sind auf der Bedarfsseite die Wohnungskos-

ten um die Zusatzférderung zu reduzieren.

Es erfolgt keine Anrechnung der einkommensorientierten Zusatzférderung auf den Re-
gelbedarf bzw. die sonstigen Leistungen (z. B einmalige Leistungen, Mehrbedarfe flr Al-
leinerziehende oder kostenaufwandige Ernahrung) nach dem SGB Il. Diese Leistungen

stehen den Leistungsberechtigten weiterhin in vollem Umfang zur Verfigung.

4. Zuwendungen Dritter

Mafgeblich sind die im AuRenverhaltnis entstehenden Aufwendungen. Unterkunftsbe-
darfsbezogene Zuwendungen Dritter (z.B. Familienangehorige) sind in der Regel als Ein-
kommen zu berlcksichtigen. Sie mindern nicht unmittelbar die Unterkunftskosten. Das ist
selbst dann der Fall, wenn die Zuwendungen unmittelbar an den Vermieter Uberwiesen

werden.

Aufgrund der Zahlungen durch einen Familienangehdrigen kann nicht von einer fakti-
schen Bedarfsdeckung und einem daher nicht mehr bestehenden Bedarf ausgegangen
werden. Soweit in § 9 Abs. 1 letzter Halbsatz SGB Il neben den Mdglichkeiten der Be-
darfsdeckung durch zu bertcksichtigendes Einkommen und Vermoégen auf die erforderli-
che Hilfe anderer, insbesondere die Hilfe von Angehdrigen, Bezug genommen wird, wird
keine weitere, eigenstandige Moglichkeit der ,faktischen“ Bedarfsdeckung aufgezeigt.
,Erhalt* ein Hilfebedurftiger solche Hilfen, handelt es sich um Einkommen im Sinne des
§ 11 Abs. 1 Satz 1 SGB Il (so ausdriicklich BSG, Urt. v. 18.02.2010 - B 14 AS 32/08 R).

Unser AMS kann zur Auslegung der §§ 9 und 11 SGB Il keine verbindlichen Hinweise
geben. Insoweit liegt die Zustandigkeit innerhalb der gemeinsamen Einrichtungen bei der
Bundesagentur flr Arbeit (§ 44a Abs. 4 Satz 3 SGB Il) und die Aufsicht beim BMAS

(§ 47 Abs. 1 SGB II).

Davon zu unterscheiden ist die Frage, wo etwaiges Einkommen anzurechnen ist. Grund-
satzlich sind zunachst die Regelbedarfe zu decken (§ 19 Abs. 3 SGB Il). Andernfalls
ware z.B. auch nicht die Sonderregelung des § 22 Abs. 3 SGB Il erklarbar. Davon abwei-

chend erscheint auch eine Einkommensanrechnung vorrangig auf den Bedarf fur die
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Kosten der Unterkunft und Heizung vertretbar, sofern jedoch ein unmittelbarer Zusam-
menhang mit den Kosten der Unterkunft und Heizung besteht (so etwa LSG Berlin-Bran-
denburg, Urt. v. 26.01.2011 - L 28 AS 2276/07).

XVII. Aufteilung nach Kopfanteilen
1. Grundsatz

Die Kosten der Unterkunft und Heizung sind nach gefestigter Rechtsprechung im Regel-
fall unabhangig von Alter und Nutzungsintensitat anteilig aufzuteilen, wenn mehrere Per-
sonen eine Unterkunft gemeinsam nutzen (BSG, Urt. v. 25.04.2018 - B 14 AS 14/17 R;
Urt. v. 23.11.2006 - B 11b AS 1/06 R; Urt. v. 31.10.2007 - B 14/11b AS 7/07 R). Dies gilt
unabhangig davon, ob die Personen Mitglieder einer Bedarfsgemeinschaft sind oder
nicht und auch dann, wenn einzelne Bewohner nicht leistungsberechtigt nach dem

SGB Il sind.

Hintergrund ist die Uberlegung, dass die gemeinsame Nutzung einer Wohnung durch
mehrere Personen deren Unterkunftsbedirfnis dem Grunde nach abdeckt und in aller
Regel eine an der unterschiedlichen Intensitat der Nutzung ausgerichtete Aufteilung der
Aufwendungen fur die Erfullung des Grundbedirfnisses Wohnen nicht zulasst (BSG, Urt.
v. 29.11.2012 — B 14 AS 36/12 R). Auch sollen Unterkunftskosten fur nicht nach dem
SGB Il Leistungsberechtigte nicht iber das SGB Il abgedeckt werden.

Auch die Berlcksichtigung der Gutschrift erfolgt - wie auch die Aufteilung des Unter-
kunftsbedarfs selbst - kopfteilig nach MalRgabe der Verhaltnisse im Zuflusszeitpunkt, un-
abhangig davon, wie, durch wen und fur welchen Zeitraum ein Guthaben tatsachlich er-

wirtschaftet wurde.

2, Geltung des Kopfteilungsprinzips auch in der Karenzzeit und auch bei Ge-
biihrenerhebungen nach der DVAsyl

Das Kopfteilungsprinzip gilt auch in der Karenzzeit.

Das Kopfteilungsprinzip gilt auch bei Geblhrenerhebungen nach der DVAsyl. Da sich die
Heizkosten im Rahmen der Geblhrenerhebung nach dem Alter der Person bemessen,

kénnen bei mehreren Personen (z.B. Mutter - Kind) in einer Bedarfsgemeinschaft die
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Rechnungen der zGAST unterschiedlich hoch ausfallen. Im SGB Il werden die Gesamt-

kosten dennoch gleichmaRig verteilt.

3. Ausnahmen vom Kopfteilungsprinzip

Nicht ausreichend fir eine Aufteilung ist der gelegentliche Aufenthalt weiterer Personen
z.B. zu Besuchszwecken. Hierbei ist in Anlehnung an die im Mietrecht geltenden Grunds-
atze in der Regel von einem Zeitraum von 6 bis maximal 8 Wochen auszugehen. Eine
Aufteilung erfolgt auch dann nicht, wenn wirksame Untermietverhaltnisse oder andere
rechtlich verbindliche Regelungen bestehen. Dann sind diese mal3geblich. Dies gilt ins-
besondere in Fallen, in denen Personen in einer Wohnung zusammenleben, ohne eine
Bedarfsgemeinschaft zu bilden. Hier haben wirksame vertragliche Abreden Uber die Kos-
tenaufteilung Vorrang (BSG, Urt. v. 22.08.2013 — B 14 AS 85/12 R).

Eine vorubergehende Abweichung vom Prinzip der Aufteilung nach ,Kopfanteilen" hat
das BSG auch dann angenommen, wenn durch eine Berucksichtigung der Kosten der
Unterkunft und Heizung nach Kopfteilen eine Bedarfsunterdeckung und folglich Miet-
schulden entstehen wurden, z. B. durch voribergehende Abwesenheit (unter 6 Monate)
eines Mitglieds der Bedarfsgemeinschaft, sofern dieses Mitglied nicht Gber Einkommen
oder Vermogen verfugt bzw. die Ubrigen Haushaltsmitglieder nicht darauf verwiesen wer-
den kdnnen, den Unterkunftsanteil zu verlangen. Die Kosten der Unterkunft und Heizung
sind dann auf die verbliebenen Mitglieder der Bedarfsgemeinschaft aufzuteilen (BSG,
Urt. v. 02.12.2014 - B 14 AS 50/13 R; Urt. v. 23.05.2013 — B 4 AS 67/12 R; Urt. v.
19.10.2010 — B 14 AS 50/10).

4, Sonderfall: Bedarfsdeckendes Einkommen eines in der gemeinsamen Woh-

nung lebenden Kindes

Inzwischen hat das Bundessozialgericht auch festgelegt, wie die Berechnung der KdU
erfolgt, wenn ein in der gemeinsamen Wohnung lebendes Kind bedarfsdeckendes Ein-
kommen hat (BSG, Urt. v. 25.04.2018 - B 14 AS 14/17 R).

Im entschiedenen Fall hatte das Jobcenter festgestellt, dass die tatsachlichen KdU fir ei-
nen Zweipersonenhaushalt unangemessen seien. Der sich bei kopfteiliger Aufteilung der

KdU ergebende Anteil der tatsachlichen KdU ware aber fir einen Einpersonenhaushalt
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angemessen gewesen. Darauf war der Rechtsstreit gerichtet und im Ergebnis auch flr

die leistungsberechtigte Person erfolgreich.

Zur Darstellung der Auswirkungen des Urteils soll folgendes vereinfachtes Beispiel die-
nen: Tatsachliche KdU 500 Euro, Angemessenheit flr einen Zweipersonenhaushalt 300

Euro und fir einen Einpersonenhaushalt 260 Euro

Diese Konstellation ist — in Ubereinstimmung mit den Ausflihrungen im Urteil und mit der

Auffassung des Bundesministeriums fur Arbeit und Soziales — wie folgt zu behandeln:

e Die Verteilung der KdU erfolgt in Fallen des Zusammenlebens von Elternteilen mit
Kindern nach § 7 Absatz 3 Nummer 4 SGB |l kopfteilig, und zwar unabhangig davon,
ob die Personen Mitglieder einer Bedarfsgemeinschaft sind oder nicht.

e Zu prifen ist dann, ob das Kind, das bei bedarfsdeckendem eigenen Einkommen
und/oder Vermdgen aus der Bedarfsgemeinschaft ausscheidet, den so ermittelten
Bedarf aus eigenem Einkommen decken kann.

e Wenn ja, bildet der verbleibende Elternteil eine separate Bedarfsgemeinschaft mit der
Folge, dass die Angemessenheit der KdU nur fir diesen Elternteil (und ggf. weitere
Personen, die mit diesem Elternteil in einer Bedarfsgemeinschaft leben) zu prifen ist.
Der Kopfteil in Hohe von 250 Euro ware angemessen und zu bertcksichtigen.

e Wenn nein, bildet das Kind eine Bedarfsgemeinschaft (ausgehend von den tatsachli-
chen KdU) mit dem Elternteil. In diesem Fall waren die tatsachlichen KdU (500 Euro)
unangemessen mit der Folge, dass nach einem Kostensenkungsverfahren die KdU
nur in Héhe des angemessenen Betrages in Hohe von 300 Euro anerkannt werden.

¢ Auch wenn das Kind in diesem Fall die auf 150 Euro/Kopf gedeckelten KdU aus eige-
nem Einkommen und/oder Vermdgen tragen kann, scheidet es nicht aus der Bedarfs-
gemeinschaft aus. In der Folge ist bei dem Elternteil nur der Kopfteil des fir zwei Per-

sonen angemessenen Betrages (150 Euro) als Bedarf zu berlcksichtigen.

Das vorstehende Beispiel kann zudem als allgemeines Beispiel zur Angemessenheitsbe-

stimmung fur Bedarfs- oder Haushaltsgemeinschaften verstanden werden.

Hinweise zur Aufsicht: Das Bundesministerium fur Arbeit und Soziales ist gegentber den
gemeinsamen Einrichtungen zusténdige Aufsichtsbehdrde in Bezug auf die Zugehorig-

keit von Kindern zur Bedarfsgemeinschaft nach § 7 Absatz 3 Nummer 4 SGB II; das
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StMAS ist zustandige Aufsichtsbehorde hinsichtlich der geschilderten Folge bei der Ver-

teilung der Aufwendungen fir Unterkunft und Heizung.

5. Sonderfall der temporaren Bedarfsgemeinschaft

Ein Sonderfall der temporaren Bedarfsgemeinschaft besteht, wenn die getrennt lebenden
Eltern ihr Kind gleichmafig im Sinne eines familienrechtlichen Wechselmodells betreuen;
in diesem Fall hat das Kind einen grundsicherungsrechtlich anzuerkennenden Wohnbe-
darf in den Wohnungen beider Eltern (BSG, Urt. v. 11.7.2019 — B 14 AS 23/18 R). Beim
sog. ,Nestmodell, bei dem die dort verbleibenden Kinder in der bisherigen Wohnung im
regelmafigen Wechsel durch einen dann dort wohnenden Elternteil betreut werden, sol-
len dem Grunde nach Unterkunftskosten fur die ,Nestwohnung“ und die ,Ausweichunter-
kunft* zu Gbernehmen sein (LSG Niedersachsen-Bremen, Beschl. v. 19.05.2017 — L 11
AS 245/17 B ER). In anderen als diesen Sonderfallen der Ausgestaltung der Trennungs-
situation und der Regelung des Umgangsrechts ist bei der Angemessenheitsprifung in
Bezug auf den umgangsberechtigten Elternteil zu prifen, ob/in welchem Umfang wegen
der Ausibung des Umgangsrechts ein erhéhter Raum- bzw. Wohnflachenbedarf anzuer-
kennen ist. Zur Feststellung der konkret angemessenen KdU verweisen wir auf das
Rundschreiben zu ,Bedarfe fur Unterkunft und Heizung; hier: Konkrete Angemessenheit;

Kostensenkungsverfahren®.
XVIIll. Angemessenheit

1. Abstrakte Angemessenheit

Bedarfe fur Unterkunft und Heizung werden nach § 22 Abs. 1 Satz 1 SGB Il in Hohe der
tatsachlichen Aufwendungen anerkannt, soweit diese angemessen sind. Die Beurteilung
der Bedarfe fur Unterkunft bzw. Heizung erfolgt dem Wortlaut von § 22 Abs. 1 SGB Il ge-
maf grundsatzlich getrennt voneinander (BSG, Urt. v. 13.04.2011 — B 14 AS 32/09 R;
BSG, Urt. v. 02.07.2009 — B 14 AS 36/08 R). Dazu durfen die Kosten der Unterkunft und
Heizung grundsatzlich nicht die abstrakt angemessenen Aufwendungen Ubersteigen.
Hierzu sind Richtwerte durch das Jobcenter/Kommune so festzulegen, dass es den Leis-
tungsberechtigten grundsatzlich ermaoglicht wird, im gesamten raumlichen Vergleichs-

raum eine angemessene Unterkunft zu finden.

Zur Feststellung der abstrakt angemessenen Kosten der Unterkunft und Heizung bzw.
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zur Moglichkeit einer Gesamtangemessenheitsgrenze verweisen wir auf das Rundschrei-
ben zu ,Abstrakten Angemessenheit der Leistungen fir Unterkunft und Heizung nach

§ 22 SGB Il und Erstellen eines schliussigen Konzepts; Herausgabe interner kommunaler
Richtlinien zur Angemessenheit an Blrger“. Bei den Besonderheiten bei Eigenheimen /
Eigentumswohnungen verweisen wir auf das Rundschreiben zu ,Bedarfe fir Unterkunft

und Heizung; hier: Eigenheime / Eigentumswohnungen®.

2. Konkrete Angemessenheit

Liegen die tatsachlichen Aufwendungen der leistungsberechtigten Person Gber dem abs-
trakt als angemessen festgestellten Betrag, ist der ,konkret angemessene Bedarf“ zu
prufen (BSG, Urt. v. 7.11.2006 - B 7b AS 18/06 R; BSG, Urt. v. 19.2.2009 — B 4 AS 30/08
R; BSG, Urt. v. 20.8.2009 - B 14 AS 65/08 R; BSG, Urt. v. 19.10.2010 - B 14 AS 50/10
R). Die abstrakt angemessenen Kosten stellen lediglich vom 6értlichen kommunalen Tra-
ger bestimmte Richtwerte fir die Einstufung der im Einzelfall bertcksichtigungsfahigen
Kosten dar. Die abstrakten Parameter kdnnen dabei im Rahmen der ,konkreten Ange-
messenheitsprifung“ unter Berlcksichtigung des Einzelfalls, also der relevanten persén-

lichen Besonderheiten, modifiziert werden.

Zur Feststellung der konkret angemessenen Kosten der Unterkunft und Heizung verwei-
sen wir auf das Rundschreiben zur ,Bedarfe fir Unterkunft und Heizung; hier: Konkrete
Angemessenheit; Kostensenkungsverfahren®. Bei den Besonderheiten bei Eigenheimen /
Eigentumswohnungen verweisen wir auf das Rundschreiben zu ,Bedarfe fur Unterkunft

und Heizung; hier: Eigenheime / Eigentumswohnungen.

3. Karenzzeit

In der Karenzzeit werden die Bedarfe fur Unterkunft in Hohe der tatsachlichen Aufwen-
dungen anerkannt. Zur Karenzzeit i. E. vgl. oben Ziff. V. Zum Sonderfall der Einleitung
eines Kostensenkungsverfahrens anlasslich unangemessener Heizkosten verweisen wir
auf das Rundschreiben zur ,Bedarfe fir Unterkunft und Heizung; hier: Konkrete Ange-

messenheit; Kostensenkungsverfahren®.

XIX. Zahlungsempfanger

Im Regelfall werden die Leistungen flir Bedarfe nach § 22 SGB Il unmittelbar an die Leis-
tungsberechtigten erbracht (Ausnahmen: § 22 Abs. 7, § 31a Abs. 3 Satz 3 SGB Il bzw.
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§§ 42 Abs. 4 SGB II, 53 Abs. 2 Nr. 2 SGB [; vgl. hierzu unser Rundschreiben zu ,Bedarfe
fir Unterkunft und Heizung; hier: Abtretung, Ubertragung, Verpfandung und Pfandung;
Direktzahlungen an Vermieter oder Versorgungsunternehmen; Ubernahme von Schul-

den; Information bei Raumungsklage®.

Mit freundlichen GriiRen

;;eéw ( .. W

Jochen Schumacher

Ministerialrat
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Anlage:

Antrag auf Leistungen nach SGB Il

Name Vorname Geburtsdatum

Mit dem in Kopie beigefiigten Bescheid des Bundesamtes fur Migration und Flichtlinge
(BAMF) vom wurde mir ein Bleiberecht zuerkannt.

Daher beantrage ich hiermit ab dem fur meine Bedarfsgemeinschaft
alle moglichen Leistungen der Grundsicherung flr Arbeitsuchende (SGB II).

Mir stehen keine ausreichenden eigenen Existenzmittel zur Verfligung. Bisher erhielt ich
Leistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz (AsylbLG).

Ort, Datum Unterschrift
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	Leistungsberechtigte sind nicht verpflichtet, Wohngeld nach dem Wohngeldgesetz  oder Kinderzuschlag nach dem Bundeskindergeldgesetz in Anspruch zu nehmen, wenn dadurch nicht die Hilfebedürftigkeit aller Mitglieder der Bedarfsgemeinschaft für einen zu-sammenhängenden Zeitraum von mindestens drei Monaten beseitigt würde (§ 12a Satz 2 Nr. 2 SGB II). 
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	Maßgeblicher Bemessungszeitraum für Bedarfe der Unterkunft bei Miete, DA C.3.1.2.1 (S. 30 f.): (1) 1Bewohnen die Berechtigten den selbst genutzten Wohnraum zur Miete, sind die lau-fenden monatlichen Bedarfe für den ersten Monat des BZW [Bewilligungszeitraum, Anm. d. Verf.] maßgeblich (…). 
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	(2) 1Treten während des BWZ Änderungen in den tatsächlichen oder rechtlichen Verhält-nissen ein, sind diese unbeachtlich (§ 6a Absatz 7 Satz 3 BKGG). 2Die Bewilligung ist deswegen nicht aufzuheben oder zu ändern. 3Etwas anderes gilt nur, wenn sich die Zu-sammensetzung der BG [Bedarfsgemeinschaft, Anm. d. Verf.] ändert oder der Höchstbe-trag des Kinderzuschlags nach § 6a Absatz 2 BKGG neu festgelegt wird (siehe DA E.2.1). 
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	Das Gesetz verwendet nicht den Begriff der Wohnung, sondern den vom Wortsinn her weiter gefassten Begriff der Unterkunft. Darunter sind alle baulichen Anlagen oder Teile zu subsumieren, die tatsächlich geeignet sind, vor den Unbilden der Witterung zu schüt-zen und ein Mindestmaß an Privatheit sicherzustellen, einschließlich der Möglichkeit, pri-vate Gegenstände wie Kleidung, Hausrat und Möbel zu verwahren. Die Verwendung die-ses weiten Begriffs ermöglicht es, auch die Kosten aus atypischen Unterkunftsverhältnis-sen zu übernehmen. Er umfasst jede Art von Wohnraum. 
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	Auf die Rechtmäßigkeit der Nutzung der Unterkunft (z.B. fehlende Erlaubnis zur Unter-miete, baurechtliche Unzulässigkeit der Nutzung) und formal vertragliche Verhältnisse kommt es nicht an, solange den Leistungsberechtigten Kosten entstehen (BayLSG, Urt. v. 15.03.2007 - L 7 AS 134/06; BSG, Urt. v. 03.03.2009 - B 4 AS 37/08 R). 
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	Wird im Zusammenhang mit einer die Hilfebedürftigkeit nicht ausschließenden Erwerbs-tätigkeit von Leistungsberechtigten bei sogenannter doppelter Haushaltsführung eine Zweitwohnung unterhalten, können die dafür anfallenden Kosten nur als Absetzungen vom Einkommen nach § 
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	2. Rechtmäßigkeit der Nutzung irrelevant 

	Voraussetzung für die Übernahme der Bedarfe ist aber, dass es sich um eine privat ge-nutzte Unterkunft handelt. Kosten für gewerblich genutzte Räume werden nicht übernom-men, auch wenn sich die Leistungsberechtigten tagsüber ausschließlich dort aufhalten. 
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	Ist eine Unterkunft so klein, dass die oder der Leistungsberechtigte kaum mehr als ein „Dach über dem Kopf“ hat, kann ein zusätzlicher Raum zur Lagerung persönlicher Ge-genstände mit zur Unterkunft gehören (BSG, Urt. v. 16.12.2008 - B 4 AS 1/08 R; BayLSG, Urt. v. 28.11.2012 - L 11 AS 79/09 ZVW). Ein solcher Fall ist beispielsweise bei einer Unterbringung in einer Flüchtlingsunterkunft denkbar. 
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	2. Warmwasser 
	2. Warmwasser 
	Kein Bestandteil der Heizungskosten sind hingegen die Aufwendungen für Haushalts-energie (z.B. Strom). 
	Seit Einführung des Bürgergeldes zum 1.1.2023 gilt gemäß § 22 Abs. 1 Satz 2 SGB II für die Anerkennung der Bedarfe für die Unterkunft (ohne Heizen) in vielen, nicht jedoch in allen Fällen, eine Karenzzeit für ein Jahr. Sie läuft ab Beginn des Monats, für den erst-mals Leistungen nach diesem Buch bezogen werden. Erstmalig bedeutet nach § 22 Abs. 1 S. 5 SGB II grundsätzlich, dass mindestens drei Jahre keine Leistungen nach SGB II oder SGB XII bezogen wurden. 
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	3. Abgrenzung zur Haushaltsenergie 
	Hinsichtlich möglicher Abtretungen verweisen wir auf unser Rundschreiben zu „Bedarfe für Unterkunft und Heizung; hier: Abtretung, Übertragung, Verpfändung und Pfändung; Direktzahlungen an Vermieter oder Versorgungsunternehmen; Übernahme von Schul-den; Information bei Räumungsklage“. 
	2. Warmwasser 
	Wird der Leistungsbezug in der Karenzzeit für mindestens einen Monat unterbrochen, verlängert sich gem. § 22 Abs. 1 Satz 4 SGB II die Karenzzeit um volle Monate ohne 
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	Leistungsbezug. Die Gründe für die Unterbrechung des Leistungsbezuges in der Karenz-zeit sind dabei unerheblich. Bereits der Wortlaut des § 22 Abs. 1 Satz 4 SGB II spricht, ohne nähere Definition bzw. Verweisung, von einer Unterbrechung. Zudem gilt es, den Sinn und Zweck der Regelung zu berücksichtigen: Diese dient dazu sicherzustellen, dass keine rein kalendermäßig ablaufende Karenzzeit gilt. Dementsprechend ist die geforderte Unterbrechung i.S.v. Zeiten ohne Leistungsbezug möglichst weit auszulegen und bspw. auch bei einer rückwirkenden Aufhebung von Leistungen anzuwenden. 
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	Gemäß § 65 Abs. 6 SGB II gilt – als Ausnahme zu § 22 Abs. 1 S. 2 SGB II – keine Ka-renzzeit in Fällen, in denen der zuständige Träger die Aufwendungen in einem der voran-gegangenen Bewilligungszeiträume nur in Höhe der angemessenen Aufwendungen an-erkannt hat. Sofern Leistungsberechtigte die Herabsetzung der Bedarfe für Unterkunft und Heizung auf das angemessene Maß zu einem früheren Zeitpunkt akzeptiert haben und ihre Aufwendungen auch nicht gesenkt haben, besteht kein Grund, mit Einführung der Karenzzeit wieder die tatsächlichen Aufwendungen als Bedarf anzuerkennen (BT-Drs. 20/3873, S. 98). 
	2. Beginn des Laufs der Karenzzeit im Anwendungsbereich der Übergangsvor-schrift 

	Für die Anwendung des § 65 Abs. 6 SGB II bedarf es keiner Absenkung auf die ange-messenen Kosten für einen gesamten vorangegangenen Bewilligungszeitraum, sondern es genügt eine im letzten Monat eines vorangegangenen Bewilligungszeitraums umge-setzte Absenkung. Erforderlich, aber auch ausreichend ist zudem, dass die Absenkung der KdU in einem der vorangegangenen Leistungszeiträume erfolgt ist. 
	Für die Anwendung des § 65 Abs. 6 SGB II bedarf es keiner Absenkung auf die ange-messenen Kosten für einen gesamten vorangegangenen Bewilligungszeitraum, sondern es genügt eine im letzten Monat eines vorangegangenen Bewilligungszeitraums umge-setzte Absenkung. Erforderlich, aber auch ausreichend ist zudem, dass die Absenkung der KdU in einem der vorangegangenen Leistungszeiträume erfolgt ist. 
	b. Berücksichtigung von Leistungsbezugszeiten vor dem 1.1.2023 als Aus-nahme von § 65 Abs. 3 SGB II 
	Zwar spricht die Stellung der Vorschrift im Gesetz (Einordnung in die Übergangsregelun-gen zur Einführung des Bürgergeldes zum 1.1.2023) dafür, § 65 Abs. 6 SGB II aus-schließlich als Ausnahmevorschrift zu § 65 Abs. 3 SGB II zu sehen. Indes sprechen der Wortlaut des § 65 Abs. 6 SGB II, der nur Bezug nimmt auf § 22 Abs. 1 S. 2 SGB II, nicht aber auf § 65 Abs. 3 SGB II, sowie Sinn und Zweck der Karenzzeit dafür, § 65 Abs. 6 SGB II als eine generelle Ausnahmevorschrift zu § 22 Abs. 1 S. 2 SGB II anzusehen. 

	Zwar spricht die Stellung der Vorschrift im Gesetz (Einordnung in die Übergangsregelun-gen zur Einführung des Bürgergeldes zum 1.1.2023) dafür, § 65 Abs. 6 SGB II aus-schließlich als Ausnahmevorschrift zu § 65 Abs. 3 SGB II zu sehen. Indes sprechen der Wortlaut des § 65 Abs. 6 SGB II, der nur Bezug nimmt auf § 22 Abs. 1 S. 2 SGB II, nicht aber auf § 65 Abs. 3 SGB II, sowie Sinn und Zweck der Karenzzeit dafür, § 65 Abs. 6 SGB II als eine generelle Ausnahmevorschrift zu § 22 Abs. 1 S. 2 SGB II anzusehen. 
	Davon zu unterscheiden ist der Fall, in dem lediglich zur Kostensenkung aufgefordert und eine Minderung der anerkannten KdU nach Ablauf bestimmter Fristen angekündigt, dieser aber noch nicht umgesetzt wurden. Hier greift § 65 Abs. 6 SGB II nicht. 
	Gemäß § 65 Abs. 6 SGB II werden unter den dort genannten Voraussetzungen Zeiten eines Leistungsbezugs vor dem 1.1.2023 entgegen § 65 Abs. 3 SGB II bei der Berech-nung der zum 1.1.2023 neu eingeführten Karenzzeit berücksichtigt. § 65 Abs. 6 SGB II verhindert im Ergebnis, dass den Leistungsberechtigten über § 65 Abs. 3 SGB II vorüber-gehend wieder ungekürzte Leistungen zustehen und die Leistungsberechtigten damit eine „überschießende“ Leistung erhalten. 
	Für die Anwendung des § 65 Abs. 6 SGB II bedarf es keiner Absenkung auf die ange-messenen Kosten für einen gesamten vorangegangenen Bewilligungszeitraum, sondern es genügt eine im letzten Monat eines vorangegangenen Bewilligungszeitraums umge-setzte Absenkung. Erforderlich, aber auch ausreichend ist zudem, dass die Absenkung der KdU in einem der vorangegangenen Leistungszeiträume erfolgt ist. 

	Bislang ist nicht höchstrichterlich geklärt, ob der Anwendungsbereich des § 65 Abs. 6 SGB II über den Anwendungsbereich der Übergangsvorschrift des § 65 Abs. 3 SGB II hinaus reicht.  
	Zwar spricht die Stellung der Vorschrift im Gesetz (Einordnung in die Übergangsregelun-gen zur Einführung des Bürgergeldes zum 1.1.2023) dafür, § 65 Abs. 6 SGB II aus-schließlich als Ausnahmevorschrift zu § 65 Abs. 3 SGB II zu sehen. Indes sprechen der Wortlaut des § 65 Abs. 6 SGB II, der nur Bezug nimmt auf § 22 Abs. 1 S. 2 SGB II, nicht aber auf § 65 Abs. 3 SGB II, sowie Sinn und Zweck der Karenzzeit dafür, § 65 Abs. 6 SGB II als eine generelle Ausnahmevorschrift zu § 22 Abs. 1 S. 2 SGB II anzusehen. 
	Für die Anwendung des § 65 Abs. 6 SGB II bedarf es keiner Absenkung auf die ange-messenen Kosten für einen gesamten vorangegangenen Bewilligungszeitraum, sondern es genügt eine im letzten Monat eines vorangegangenen Bewilligungszeitraums umge-setzte Absenkung. Erforderlich, aber auch ausreichend ist zudem, dass die Absenkung der KdU in einem der vorangegangenen Leistungszeiträume erfolgt ist. 
	Davon zu unterscheiden ist der Fall, in dem lediglich zur Kostensenkung aufgefordert und eine Minderung der anerkannten KdU nach Ablauf bestimmter Fristen angekündigt, dieser aber noch nicht umgesetzt wurden. Hier greift § 65 Abs. 6 SGB II nicht. 

	c. § 65 Abs. 6 SGB II als generelle Ausschlussnorm zu § 22 Abs. 1 S. 2 SGB II 
	Bislang ist nicht höchstrichterlich geklärt, ob der Anwendungsbereich des § 65 Abs. 6 SGB II über den Anwendungsbereich der Übergangsvorschrift des § 65 Abs. 3 SGB II hinaus reicht.  
	Für die Anwendung des § 65 Abs. 6 SGB II bedarf es keiner Absenkung auf die ange-messenen Kosten für einen gesamten vorangegangenen Bewilligungszeitraum, sondern es genügt eine im letzten Monat eines vorangegangenen Bewilligungszeitraums umge-setzte Absenkung. Erforderlich, aber auch ausreichend ist zudem, dass die Absenkung der KdU in einem der vorangegangenen Leistungszeiträume erfolgt ist. 
	Die Gesetzesformulierung ist mit der Formulierung „in einem der vorangegangenen Be-willigungszeiträume“ unscharf. Laut Gesetzesbegründung (BT-Drs. 20/3873, 98) sind da-mit Bewilligungszeiträume vor dem Inkrafttreten des § 67 SGB II durch das Sozialschutz-Paket, d.h. vor dem 1.3.2020, gemeint.  
	Gemäß § 65 Abs. 6 SGB II werden unter den dort genannten Voraussetzungen Zeiten eines Leistungsbezugs vor dem 1.1.2023 entgegen § 65 Abs. 3 SGB II bei der Berech-nung der zum 1.1.2023 neu eingeführten Karenzzeit berücksichtigt. § 65 Abs. 6 SGB II verhindert im Ergebnis, dass den Leistungsberechtigten über § 65 Abs. 3 SGB II vorüber-gehend wieder ungekürzte Leistungen zustehen und die Leistungsberechtigten damit eine „überschießende“ Leistung erhalten. 
	Davon zu unterscheiden ist der Fall, in dem lediglich zur Kostensenkung aufgefordert und eine Minderung der anerkannten KdU nach Ablauf bestimmter Fristen angekündigt, dieser aber noch nicht umgesetzt wurden. Hier greift § 65 Abs. 6 SGB II nicht. 
	Gemäß § 65 Abs. 6 SGB II werden unter den dort genannten Voraussetzungen Zeiten eines Leistungsbezugs vor dem 1.1.2023 entgegen § 65 Abs. 3 SGB II bei der Berech-nung der zum 1.1.2023 neu eingeführten Karenzzeit berücksichtigt. § 65 Abs. 6 SGB II verhindert im Ergebnis, dass den Leistungsberechtigten über § 65 Abs. 3 SGB II vorüber-gehend wieder ungekürzte Leistungen zustehen und die Leistungsberechtigten damit eine „überschießende“ Leistung erhalten. 
	Davon zu unterscheiden ist der Fall, in dem lediglich zur Kostensenkung aufgefordert und eine Minderung der anerkannten KdU nach Ablauf bestimmter Fristen angekündigt, dieser aber noch nicht umgesetzt wurden. Hier greift § 65 Abs. 6 SGB II nicht. 
	Für die Anwendung des § 65 Abs. 6 SGB II bedarf es keiner Absenkung auf die ange-messenen Kosten für einen gesamten vorangegangenen Bewilligungszeitraum, sondern es genügt eine im letzten Monat eines vorangegangenen Bewilligungszeitraums umge-setzte Absenkung. Erforderlich, aber auch ausreichend ist zudem, dass die Absenkung der KdU in einem der vorangegangenen Leistungszeiträume erfolgt ist. 
	b. Berücksichtigung von Leistungsbezugszeiten vor dem 1.1.2023 als Aus-nahme von § 65 Abs. 3 SGB II 

	Für die Anwendung des § 65 Abs. 6 SGB II bedarf es keiner Absenkung auf die ange-messenen Kosten für einen gesamten vorangegangenen Bewilligungszeitraum, sondern es genügt eine im letzten Monat eines vorangegangenen Bewilligungszeitraums umge-setzte Absenkung. Erforderlich, aber auch ausreichend ist zudem, dass die Absenkung der KdU in einem der vorangegangenen Leistungszeiträume erfolgt ist. 
	Für die Anwendung des § 65 Abs. 6 SGB II bedarf es keiner Absenkung auf die ange-messenen Kosten für einen gesamten vorangegangenen Bewilligungszeitraum, sondern es genügt eine im letzten Monat eines vorangegangenen Bewilligungszeitraums umge-setzte Absenkung. Erforderlich, aber auch ausreichend ist zudem, dass die Absenkung der KdU in einem der vorangegangenen Leistungszeiträume erfolgt ist. 
	Die Gesetzesformulierung ist mit der Formulierung „in einem der vorangegangenen Be-willigungszeiträume“ unscharf. Laut Gesetzesbegründung (BT-Drs. 20/3873, 98) sind da-mit Bewilligungszeiträume vor dem Inkrafttreten des § 67 SGB II durch das Sozialschutz-Paket, d.h. vor dem 1.3.2020, gemeint.  
	c. § 65 Abs. 6 SGB II als generelle Ausschlussnorm zu § 22 Abs. 1 S. 2 SGB II 
	b. Berücksichtigung von Leistungsbezugszeiten vor dem 1.1.2023 als Aus-nahme von § 65 Abs. 3 SGB II 
	Die Gesetzesformulierung ist mit der Formulierung „in einem der vorangegangenen Be-willigungszeiträume“ unscharf. Laut Gesetzesbegründung (BT-Drs. 20/3873, 98) sind da-mit Bewilligungszeiträume vor dem Inkrafttreten des § 67 SGB II durch das Sozialschutz-Paket, d.h. vor dem 1.3.2020, gemeint.  
	Für die Anwendung des § 65 Abs. 6 SGB II bedarf es keiner Absenkung auf die ange-messenen Kosten für einen gesamten vorangegangenen Bewilligungszeitraum, sondern es genügt eine im letzten Monat eines vorangegangenen Bewilligungszeitraums umge-setzte Absenkung. Erforderlich, aber auch ausreichend ist zudem, dass die Absenkung der KdU in einem der vorangegangenen Leistungszeiträume erfolgt ist. 
	Gemäß § 65 Abs. 6 SGB II werden unter den dort genannten Voraussetzungen Zeiten eines Leistungsbezugs vor dem 1.1.2023 entgegen § 65 Abs. 3 SGB II bei der Berech-nung der zum 1.1.2023 neu eingeführten Karenzzeit berücksichtigt. § 65 Abs. 6 SGB II verhindert im Ergebnis, dass den Leistungsberechtigten über § 65 Abs. 3 SGB II vorüber-gehend wieder ungekürzte Leistungen zustehen und die Leistungsberechtigten damit eine „überschießende“ Leistung erhalten. 
	Bislang ist nicht höchstrichterlich geklärt, ob der Anwendungsbereich des § 65 Abs. 6 SGB II über den Anwendungsbereich der Übergangsvorschrift des § 65 Abs. 3 SGB II hinaus reicht.  

	Die Gesetzesformulierung ist mit der Formulierung „in einem der vorangegangenen Be-willigungszeiträume“ unscharf. Laut Gesetzesbegründung (BT-Drs. 20/3873, 98) sind da-mit Bewilligungszeiträume vor dem Inkrafttreten des § 67 SGB II durch das Sozialschutz-Paket, d.h. vor dem 1.3.2020, gemeint.  
	Davon zu unterscheiden ist der Fall, in dem lediglich zur Kostensenkung aufgefordert und eine Minderung der anerkannten KdU nach Ablauf bestimmter Fristen angekündigt, dieser aber noch nicht umgesetzt wurden. Hier greift § 65 Abs. 6 SGB II nicht. 
	Bislang ist nicht höchstrichterlich geklärt, ob der Anwendungsbereich des § 65 Abs. 6 SGB II über den Anwendungsbereich der Übergangsvorschrift des § 65 Abs. 3 SGB II hinaus reicht.  
	Davon zu unterscheiden ist der Fall, in dem lediglich zur Kostensenkung aufgefordert und eine Minderung der anerkannten KdU nach Ablauf bestimmter Fristen angekündigt, dieser aber noch nicht umgesetzt wurden. Hier greift § 65 Abs. 6 SGB II nicht. 
	Bislang ist nicht höchstrichterlich geklärt, ob der Anwendungsbereich des § 65 Abs. 6 SGB II über den Anwendungsbereich der Übergangsvorschrift des § 65 Abs. 3 SGB II hinaus reicht.  

	b. Berücksichtigung von Leistungsbezugszeiten vor dem 1.1.2023 als Aus-nahme von § 65 Abs. 3 SGB II 
	Gemäß § 65 Abs. 6 SGB II werden unter den dort genannten Voraussetzungen Zeiten eines Leistungsbezugs vor dem 1.1.2023 entgegen § 65 Abs. 3 SGB II bei der Berech-nung der zum 1.1.2023 neu eingeführten Karenzzeit berücksichtigt. § 65 Abs. 6 SGB II verhindert im Ergebnis, dass den Leistungsberechtigten über § 65 Abs. 3 SGB II vorüber-gehend wieder ungekürzte Leistungen zustehen und die Leistungsberechtigten damit eine „überschießende“ Leistung erhalten. 
	Für die Anwendung des § 65 Abs. 6 SGB II bedarf es keiner Absenkung auf die ange-messenen Kosten für einen gesamten vorangegangenen Bewilligungszeitraum, sondern es genügt eine im letzten Monat eines vorangegangenen Bewilligungszeitraums umge-setzte Absenkung. Erforderlich, aber auch ausreichend ist zudem, dass die Absenkung der KdU in einem der vorangegangenen Leistungszeiträume erfolgt ist. 
	b. Berücksichtigung von Leistungsbezugszeiten vor dem 1.1.2023 als Aus-nahme von § 65 Abs. 3 SGB II 
	Die Gesetzesformulierung ist mit der Formulierung „in einem der vorangegangenen Be-willigungszeiträume“ unscharf. Laut Gesetzesbegründung (BT-Drs. 20/3873, 98) sind da-mit Bewilligungszeiträume vor dem Inkrafttreten des § 67 SGB II durch das Sozialschutz-Paket, d.h. vor dem 1.3.2020, gemeint.  
	Für die Anwendung des § 65 Abs. 6 SGB II bedarf es keiner Absenkung auf die ange-messenen Kosten für einen gesamten vorangegangenen Bewilligungszeitraum, sondern es genügt eine im letzten Monat eines vorangegangenen Bewilligungszeitraums umge-setzte Absenkung. Erforderlich, aber auch ausreichend ist zudem, dass die Absenkung der KdU in einem der vorangegangenen Leistungszeiträume erfolgt ist. 

	Für die Anwendung des § 65 Abs. 6 SGB II bedarf es keiner Absenkung auf die ange-messenen Kosten für einen gesamten vorangegangenen Bewilligungszeitraum, sondern es genügt eine im letzten Monat eines vorangegangenen Bewilligungszeitraums umge-setzte Absenkung. Erforderlich, aber auch ausreichend ist zudem, dass die Absenkung der KdU in einem der vorangegangenen Leistungszeiträume erfolgt ist. 
	Die Gesetzesformulierung ist mit der Formulierung „in einem der vorangegangenen Be-willigungszeiträume“ unscharf. Laut Gesetzesbegründung (BT-Drs. 20/3873, 98) sind da-mit Bewilligungszeiträume vor dem Inkrafttreten des § 67 SGB II durch das Sozialschutz-Paket, d.h. vor dem 1.3.2020, gemeint.  
	Gemäß § 65 Abs. 6 SGB II werden unter den dort genannten Voraussetzungen Zeiten eines Leistungsbezugs vor dem 1.1.2023 entgegen § 65 Abs. 3 SGB II bei der Berech-nung der zum 1.1.2023 neu eingeführten Karenzzeit berücksichtigt. § 65 Abs. 6 SGB II verhindert im Ergebnis, dass den Leistungsberechtigten über § 65 Abs. 3 SGB II vorüber-gehend wieder ungekürzte Leistungen zustehen und die Leistungsberechtigten damit eine „überschießende“ Leistung erhalten. 
	Die Gesetzesformulierung ist mit der Formulierung „in einem der vorangegangenen Be-willigungszeiträume“ unscharf. Laut Gesetzesbegründung (BT-Drs. 20/3873, 98) sind da-mit Bewilligungszeiträume vor dem Inkrafttreten des § 67 SGB II durch das Sozialschutz-Paket, d.h. vor dem 1.3.2020, gemeint.  
	c. § 65 Abs. 6 SGB II als generelle Ausschlussnorm zu § 22 Abs. 1 S. 2 SGB II 
	b. Berücksichtigung von Leistungsbezugszeiten vor dem 1.1.2023 als Aus-nahme von § 65 Abs. 3 SGB II 
	Für die Anwendung des § 65 Abs. 6 SGB II bedarf es keiner Absenkung auf die ange-messenen Kosten für einen gesamten vorangegangenen Bewilligungszeitraum, sondern es genügt eine im letzten Monat eines vorangegangenen Bewilligungszeitraums umge-setzte Absenkung. Erforderlich, aber auch ausreichend ist zudem, dass die Absenkung der KdU in einem der vorangegangenen Leistungszeiträume erfolgt ist. 
	b. Berücksichtigung von Leistungsbezugszeiten vor dem 1.1.2023 als Aus-nahme von § 65 Abs. 3 SGB II 
	Die Gesetzesformulierung ist mit der Formulierung „in einem der vorangegangenen Be-willigungszeiträume“ unscharf. Laut Gesetzesbegründung (BT-Drs. 20/3873, 98) sind da-mit Bewilligungszeiträume vor dem Inkrafttreten des § 67 SGB II durch das Sozialschutz-Paket, d.h. vor dem 1.3.2020, gemeint.  

	c. § 65 Abs. 6 SGB II als generelle Ausschlussnorm zu § 22 Abs. 1 S. 2 SGB II 
	Bislang ist nicht höchstrichterlich geklärt, ob der Anwendungsbereich des § 65 Abs. 6 SGB II über den Anwendungsbereich der Übergangsvorschrift des § 65 Abs. 3 SGB II hinaus reicht.  
	c. § 65 Abs. 6 SGB II als generelle Ausschlussnorm zu § 22 Abs. 1 S. 2 SGB II 

	Gemäß § 65 Abs. 6 SGB II werden unter den dort genannten Voraussetzungen Zeiten eines Leistungsbezugs vor dem 1.1.2023 entgegen § 65 Abs. 3 SGB II bei der Berech-nung der zum 1.1.2023 neu eingeführten Karenzzeit berücksichtigt. § 65 Abs. 6 SGB II verhindert im Ergebnis, dass den Leistungsberechtigten über § 65 Abs. 3 SGB II vorüber-gehend wieder ungekürzte Leistungen zustehen und die Leistungsberechtigten damit eine „überschießende“ Leistung erhalten. 
	c. § 65 Abs. 6 SGB II als generelle Ausschlussnorm zu § 22 Abs. 1 S. 2 SGB II 
	Davon zu unterscheiden ist der Fall, in dem lediglich zur Kostensenkung aufgefordert und eine Minderung der anerkannten KdU nach Ablauf bestimmter Fristen angekündigt, dieser aber noch nicht umgesetzt wurden. Hier greift § 65 Abs. 6 SGB II nicht. 

	c. § 65 Abs. 6 SGB II als generelle Ausschlussnorm zu § 22 Abs. 1 S. 2 SGB II 
	Davon zu unterscheiden ist der Fall, in dem lediglich zur Kostensenkung aufgefordert und eine Minderung der anerkannten KdU nach Ablauf bestimmter Fristen angekündigt, dieser aber noch nicht umgesetzt wurden. Hier greift § 65 Abs. 6 SGB II nicht. 
	b. Berücksichtigung von Leistungsbezugszeiten vor dem 1.1.2023 als Aus-nahme von § 65 Abs. 3 SGB II 
	Die Gesetzesformulierung ist mit der Formulierung „in einem der vorangegangenen Be-willigungszeiträume“ unscharf. Laut Gesetzesbegründung (BT-Drs. 20/3873, 98) sind da-mit Bewilligungszeiträume vor dem Inkrafttreten des § 67 SGB II durch das Sozialschutz-Paket, d.h. vor dem 1.3.2020, gemeint.  
	Gemäß § 65 Abs. 6 SGB II werden unter den dort genannten Voraussetzungen Zeiten eines Leistungsbezugs vor dem 1.1.2023 entgegen § 65 Abs. 3 SGB II bei der Berech-nung der zum 1.1.2023 neu eingeführten Karenzzeit berücksichtigt. § 65 Abs. 6 SGB II verhindert im Ergebnis, dass den Leistungsberechtigten über § 65 Abs. 3 SGB II vorüber-gehend wieder ungekürzte Leistungen zustehen und die Leistungsberechtigten damit eine „überschießende“ Leistung erhalten. 

	Gemäß § 65 Abs. 6 SGB II werden unter den dort genannten Voraussetzungen Zeiten eines Leistungsbezugs vor dem 1.1.2023 entgegen § 65 Abs. 3 SGB II bei der Berech-nung der zum 1.1.2023 neu eingeführten Karenzzeit berücksichtigt. § 65 Abs. 6 SGB II verhindert im Ergebnis, dass den Leistungsberechtigten über § 65 Abs. 3 SGB II vorüber-gehend wieder ungekürzte Leistungen zustehen und die Leistungsberechtigten damit eine „überschießende“ Leistung erhalten. 
	Für die Anwendung des § 65 Abs. 6 SGB II bedarf es keiner Absenkung auf die ange-messenen Kosten für einen gesamten vorangegangenen Bewilligungszeitraum, sondern es genügt eine im letzten Monat eines vorangegangenen Bewilligungszeitraums umge-setzte Absenkung. Erforderlich, aber auch ausreichend ist zudem, dass die Absenkung der KdU in einem der vorangegangenen Leistungszeiträume erfolgt ist. 
	Die Gesetzesformulierung ist mit der Formulierung „in einem der vorangegangenen Be-willigungszeiträume“ unscharf. Laut Gesetzesbegründung (BT-Drs. 20/3873, 98) sind da-mit Bewilligungszeiträume vor dem Inkrafttreten des § 67 SGB II durch das Sozialschutz-Paket, d.h. vor dem 1.3.2020, gemeint.  
	Für die Anwendung des § 65 Abs. 6 SGB II bedarf es keiner Absenkung auf die ange-messenen Kosten für einen gesamten vorangegangenen Bewilligungszeitraum, sondern es genügt eine im letzten Monat eines vorangegangenen Bewilligungszeitraums umge-setzte Absenkung. Erforderlich, aber auch ausreichend ist zudem, dass die Absenkung der KdU in einem der vorangegangenen Leistungszeiträume erfolgt ist. 
	Davon zu unterscheiden ist der Fall, in dem lediglich zur Kostensenkung aufgefordert und eine Minderung der anerkannten KdU nach Ablauf bestimmter Fristen angekündigt, dieser aber noch nicht umgesetzt wurden. Hier greift § 65 Abs. 6 SGB II nicht. 

	Die Gesetzesformulierung ist mit der Formulierung „in einem der vorangegangenen Be-willigungszeiträume“ unscharf. Laut Gesetzesbegründung (BT-Drs. 20/3873, 98) sind da-mit Bewilligungszeiträume vor dem Inkrafttreten des § 67 SGB II durch das Sozialschutz-Paket, d.h. vor dem 1.3.2020, gemeint.  
	Davon zu unterscheiden ist der Fall, in dem lediglich zur Kostensenkung aufgefordert und eine Minderung der anerkannten KdU nach Ablauf bestimmter Fristen angekündigt, dieser aber noch nicht umgesetzt wurden. Hier greift § 65 Abs. 6 SGB II nicht. 
	Bislang ist nicht höchstrichterlich geklärt, ob der Anwendungsbereich des § 65 Abs. 6 SGB II über den Anwendungsbereich der Übergangsvorschrift des § 65 Abs. 3 SGB II hinaus reicht.  
	Die Gesetzesformulierung ist mit der Formulierung „in einem der vorangegangenen Be-willigungszeiträume“ unscharf. Laut Gesetzesbegründung (BT-Drs. 20/3873, 98) sind da-mit Bewilligungszeiträume vor dem Inkrafttreten des § 67 SGB II durch das Sozialschutz-Paket, d.h. vor dem 1.3.2020, gemeint.  
	Gemäß § 65 Abs. 6 SGB II werden unter den dort genannten Voraussetzungen Zeiten eines Leistungsbezugs vor dem 1.1.2023 entgegen § 65 Abs. 3 SGB II bei der Berech-nung der zum 1.1.2023 neu eingeführten Karenzzeit berücksichtigt. § 65 Abs. 6 SGB II verhindert im Ergebnis, dass den Leistungsberechtigten über § 65 Abs. 3 SGB II vorüber-gehend wieder ungekürzte Leistungen zustehen und die Leistungsberechtigten damit eine „überschießende“ Leistung erhalten. 
	Die Gesetzesformulierung ist mit der Formulierung „in einem der vorangegangenen Be-willigungszeiträume“ unscharf. Laut Gesetzesbegründung (BT-Drs. 20/3873, 98) sind da-mit Bewilligungszeiträume vor dem Inkrafttreten des § 67 SGB II durch das Sozialschutz-Paket, d.h. vor dem 1.3.2020, gemeint.  

	c. § 65 Abs. 6 SGB II als generelle Ausschlussnorm zu § 22 Abs. 1 S. 2 SGB II 
	Bislang ist nicht höchstrichterlich geklärt, ob der Anwendungsbereich des § 65 Abs. 6 SGB II über den Anwendungsbereich der Übergangsvorschrift des § 65 Abs. 3 SGB II hinaus reicht.  
	Die Gesetzesformulierung ist mit der Formulierung „in einem der vorangegangenen Be-willigungszeiträume“ unscharf. Laut Gesetzesbegründung (BT-Drs. 20/3873, 98) sind da-mit Bewilligungszeiträume vor dem Inkrafttreten des § 67 SGB II durch das Sozialschutz-Paket, d.h. vor dem 1.3.2020, gemeint.  
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	§ 65 Abs. 6 SGB II steht demnach – zeitlich unbegrenzt – der Gewährung einer Karenz-zeit nach § 22 Abs. 1 S. 2 SGB II entgegen, wenn in irgendeinem vorangegangenen Be-willigungszeitraum bereits einmal die KdU für dieselbe Unterkunft abgesenkt wurden. 
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	In diesem Fall gilt: Die Karenzzeit beginnt ab dem 1.1.2023, da die KdU zuvor in tatsäch-licher Höhe übernommen wurden. Die Karenzzeit würde eigentlich am 31.12.2023 en-den. Aufgrund der Unterbrechung des Leistungsbezugs für drei Monate, verlängert sich die Karenzzeit jedoch um drei volle Monate bis zum 31.03.2024. 
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	Die Karenzzeit für die Kosten der Unterkunft knüpft nicht an den jeweiligen Bewilligungs-zeitraum an. Daher ist es je nach Wahl des Bewilligungszeitraums möglich, dass die Ka-renzzeit im Verlauf des Bewilligungszeitraums enden würde. Die Jobcenter haben fol-gende Handlungsoptionen: 
	o Var. 2: Bewilligungsbescheid wird sogleich verbunden mit einer direkten Auf-forderung für die Kostensenkung ab Ende der Karenzzeit. Bei dieser Var. wird das Kostensenkungsverfahren direkt eingeleitet. Hierbei ist allerdings deutlich zu machen, dass jegliche Bemühungen zur Kostensenkung erst zum Ende der Karenzzeit erwartet werden. 
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	8. Zusammentreffen von Karenzzeit für die Unterkunft und Tod eines Mitglieds der Bedarfs-/Haushaltsgemeinschaft 
	8. Zusammentreffen von Karenzzeit für die Unterkunft und Tod eines Mitglieds der Bedarfs-/Haushaltsgemeinschaft 
	9. Ausschluss der Karenzzeit bei Rechtsmissbrauch 
	Die Frist des § 22 Abs. 1 Satz 9 SGB II beginnt aufgrund des Wortlautes der Norm nach dem Sterbemonat zu laufen und knüpft an eine vor dem Sterbefall vorgelegene Ange-messenheit der Aufwendungen für die Unterkunft und Heizung an. Die Unterkunft muss daher vor dem Sterbefall entweder konkret angemessen gewesen sein oder ein Kosten-senkungsverfahren bereits abgeschlossen und die Kosten der Unterkunft und Heizung bereits auf die abstrakt angemessene Höhe begrenzen worden sein. Soweit ein Kosten-senkungsverfahren bisher lediglich eingeleitet und noch nicht abgeschlossen wurde, fin-det § 22 Abs. 1 Satz 9 SGB II keine Anwendung. Bei Aufgabe der Wohnung während der Sonderfrist von 12 Monaten sind die Bedarfe für Unterkunft und Heizung neu festzuset-zen (BT-Drs. 20/3873, S. 90). 
	Die Karenzzeit gilt nicht in Fällen, in denen Leistungsberechtigte rechtsmissbräuchlich gehandelt haben. Nach dem Grundsatz von Treu und Glauben (§ 242 BGB), der auch im öffentlichen Recht gilt, liegt Rechtsmissbrauch unter anderem vor, wenn jemand eine bloß formal bestehende Rechtsposition ohne schutzwürdiges Eigeninteresse ausnutzt. Dies kann im vorliegenden Kontext etwa dann der Fall sein, wenn eine offensichtlich un-angemessen teure Wohnung unmittelbar vor Beginn des Leistungsbezuges und der Gel-tung der Karenzzeit allein deswegen angemietet wurde, um die eigenen Wohnverhält-nisse unter Ausnutzung der Karenzzeit-Regelungen zu Lasten der Allgemeinheit zu ver-bessern. Hierbei ist eine Abwägung aller Umstände des Einzelfalles maßgeblich. Die vom BSG zur Regelung des § 67 Abs. 3 SGB II dargelegte Rechtsauffassung (vgl. BSG v. 14.12.2023, B 4 AS 4/23 R) ist insoweit auf die seit 01.01.2023 geltende Karenzzeit übertragbar. 
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	Damit besteht der Bedarf in der Übernahme der zu leistenden Geldbeträge, nicht aber in dem realen Bedarf an Unterkunft bzw. Wärme (siehe I.; so ausdrücklich zur Heizung BSG, Beschl. v. 16.05.2007 - B 7b AS 40/06 R; so auch schon BVerwG, Urt. v. 04.02.1988 - 5 C 26/87 und 5 C 89.85; mittlerweile wiederholt vom BSG bestätigt, BSG Urt. v. 19.05.2021 – B 14 AS 19/20 R). 
	Der Bedarf besteht darin, dass der Träger den Leistungsberechtigten Geldmittel zur Ver-fügung stellt, die diese benötigen, um die Unterkunft und die Lieferung der Wärme bzw. des Heizmaterials bezahlen zu können. Aus diesem Grund fallen darunter insbesondere Zahlungen an den Vermieter. Dies gilt grundsätzlich sogar während der Monate, in de-nen die Unterkunft bzw. deren Beheizung tatsächlich nicht erforderlich ist. 
	Die Leistungen im Rahmen der Grundsicherung für Arbeitsuchende sind schließlich pri-mär Geldleistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts (§ 4 Abs. 1 Nr. 2 SGB II). Eine Sachleistungsverantwortung (wie z.B. im AsylbLG) ist den Jobcentern für die Bedarfe für Unterkunft und Heizung nicht zugewiesen (siehe I.; so ausdrücklich BSG, Urt. v. 09.08.2018 - B 14 AS 38/17 R). Die Tatsache, dass Flüchtlinge häufig nach ihrer Aner-kennung (bzw. dem Rechtskreiswechsel AsylbLG / SGB II) zunächst in ihrer Unterkunft verbleiben, ändert daran nichts. 
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	VI. Bedarf / Aufwendungen 
	§ 22 Abs. 1 Satz 1 SGB II sieht zur Deckung des Bedürfnisses Wohnen die Übernahme der angemessenen tatsächlichen Aufwendungen für Unterkunft und Heizung als Teil des verfassungsrechtlich garantierten Anspruchs auf Existenzsicherung vor. 
	Die Leistungen im Rahmen der Grundsicherung für Arbeitsuchende sind schließlich pri-mär Geldleistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts (§ 4 Abs. 1 Nr. 2 SGB II). Eine Sachleistungsverantwortung (wie z.B. im AsylbLG) ist den Jobcentern für die Bedarfe für Unterkunft und Heizung nicht zugewiesen (siehe I.; so ausdrücklich BSG, Urt. v. 09.08.2018 - B 14 AS 38/17 R). Die Tatsache, dass Flüchtlinge häufig nach ihrer Aner-kennung (bzw. dem Rechtskreiswechsel AsylbLG / SGB II) zunächst in ihrer Unterkunft verbleiben, ändert daran nichts. 
	Der Bedarf besteht darin, dass der Träger den Leistungsberechtigten Geldmittel zur Ver-fügung stellt, die diese benötigen, um die Unterkunft und die Lieferung der Wärme bzw. des Heizmaterials bezahlen zu können. Aus diesem Grund fallen darunter insbesondere Zahlungen an den Vermieter. Dies gilt grundsätzlich sogar während der Monate, in de-nen die Unterkunft bzw. deren Beheizung tatsächlich nicht erforderlich ist. 
	Die Leistungen im Rahmen der Grundsicherung für Arbeitsuchende sind schließlich pri-mär Geldleistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts (§ 4 Abs. 1 Nr. 2 SGB II). Eine Sachleistungsverantwortung (wie z.B. im AsylbLG) ist den Jobcentern für die Bedarfe für Unterkunft und Heizung nicht zugewiesen (siehe I.; so ausdrücklich BSG, Urt. v. 09.08.2018 - B 14 AS 38/17 R). Die Tatsache, dass Flüchtlinge häufig nach ihrer Aner-kennung (bzw. dem Rechtskreiswechsel AsylbLG / SGB II) zunächst in ihrer Unterkunft verbleiben, ändert daran nichts. 
	Der Bedarf besteht darin, dass der Träger den Leistungsberechtigten Geldmittel zur Ver-fügung stellt, die diese benötigen, um die Unterkunft und die Lieferung der Wärme bzw. des Heizmaterials bezahlen zu können. Aus diesem Grund fallen darunter insbesondere Zahlungen an den Vermieter. Dies gilt grundsätzlich sogar während der Monate, in de-nen die Unterkunft bzw. deren Beheizung tatsächlich nicht erforderlich ist. 
	VI. Bedarf / Aufwendungen 
	Damit besteht der Bedarf in der Übernahme der zu leistenden Geldbeträge, nicht aber in dem realen Bedarf an Unterkunft bzw. Wärme (siehe I.; so ausdrücklich zur Heizung BSG, Beschl. v. 16.05.2007 - B 7b AS 40/06 R; so auch schon BVerwG, Urt. v. 04.02.1988 - 5 C 26/87 und 5 C 89.85; mittlerweile wiederholt vom BSG bestätigt, BSG Urt. v. 19.05.2021 – B 14 AS 19/20 R). 

	VI. Bedarf / Aufwendungen 
	VI. Bedarf / Aufwendungen 
	§ 22 Abs. 1 Satz 1 SGB II sieht zur Deckung des Bedürfnisses Wohnen die Übernahme der angemessenen tatsächlichen Aufwendungen für Unterkunft und Heizung als Teil des verfassungsrechtlich garantierten Anspruchs auf Existenzsicherung vor. 
	Vielmehr sind die Leistungsberechtigten in der Verantwortung, für ihre Unterkunft und Heizung innerhalb des Angemessenen selbst zu sorgen. Demgemäß bilden die tatsächli-chen Aufwendungen und damit die Zahlungsverpflichtungen, die sie für ihre Unterkunft und Heizung selbst eingegangen sind, den Ausgangspunkt für die Bestimmung des an-zuerkennenden Bedarfs für Unterkunft und Heizung (so ausdrücklich BSG, Urt. v. 09.08.2018 - B 14 AS 38/17 R). 
	Damit besteht der Bedarf in der Übernahme der zu leistenden Geldbeträge, nicht aber in dem realen Bedarf an Unterkunft bzw. Wärme (siehe I.; so ausdrücklich zur Heizung BSG, Beschl. v. 16.05.2007 - B 7b AS 40/06 R; so auch schon BVerwG, Urt. v. 04.02.1988 - 5 C 26/87 und 5 C 89.85; mittlerweile wiederholt vom BSG bestätigt, BSG Urt. v. 19.05.2021 – B 14 AS 19/20 R). 
	§ 22 Abs. 1 Satz 1 SGB II sieht zur Deckung des Bedürfnisses Wohnen die Übernahme der angemessenen tatsächlichen Aufwendungen für Unterkunft und Heizung als Teil des verfassungsrechtlich garantierten Anspruchs auf Existenzsicherung vor. 
	VI. Bedarf / Aufwendungen 
	Die Leistungen im Rahmen der Grundsicherung für Arbeitsuchende sind schließlich pri-mär Geldleistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts (§ 4 Abs. 1 Nr. 2 SGB II). Eine Sachleistungsverantwortung (wie z.B. im AsylbLG) ist den Jobcentern für die Bedarfe für Unterkunft und Heizung nicht zugewiesen (siehe I.; so ausdrücklich BSG, Urt. v. 09.08.2018 - B 14 AS 38/17 R). Die Tatsache, dass Flüchtlinge häufig nach ihrer Aner-kennung (bzw. dem Rechtskreiswechsel AsylbLG / SGB II) zunächst in ihrer Unterkunft verbleiben, ändert daran nichts. 

	§ 22 Abs. 1 Satz 1 SGB II sieht zur Deckung des Bedürfnisses Wohnen die Übernahme der angemessenen tatsächlichen Aufwendungen für Unterkunft und Heizung als Teil des verfassungsrechtlich garantierten Anspruchs auf Existenzsicherung vor. 
	Der Bedarf besteht darin, dass der Träger den Leistungsberechtigten Geldmittel zur Ver-fügung stellt, die diese benötigen, um die Unterkunft und die Lieferung der Wärme bzw. des Heizmaterials bezahlen zu können. Aus diesem Grund fallen darunter insbesondere Zahlungen an den Vermieter. Dies gilt grundsätzlich sogar während der Monate, in de-nen die Unterkunft bzw. deren Beheizung tatsächlich nicht erforderlich ist. 
	Der Bedarf besteht darin, dass der Träger den Leistungsberechtigten Geldmittel zur Ver-fügung stellt, die diese benötigen, um die Unterkunft und die Lieferung der Wärme bzw. des Heizmaterials bezahlen zu können. Aus diesem Grund fallen darunter insbesondere Zahlungen an den Vermieter. Dies gilt grundsätzlich sogar während der Monate, in de-nen die Unterkunft bzw. deren Beheizung tatsächlich nicht erforderlich ist. 

	Damit besteht der Bedarf in der Übernahme der zu leistenden Geldbeträge, nicht aber in dem realen Bedarf an Unterkunft bzw. Wärme (siehe I.; so ausdrücklich zur Heizung BSG, Beschl. v. 16.05.2007 - B 7b AS 40/06 R; so auch schon BVerwG, Urt. v. 04.02.1988 - 5 C 26/87 und 5 C 89.85; mittlerweile wiederholt vom BSG bestätigt, BSG Urt. v. 19.05.2021 – B 14 AS 19/20 R). 
	Die Leistungen im Rahmen der Grundsicherung für Arbeitsuchende sind schließlich pri-mär Geldleistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts (§ 4 Abs. 1 Nr. 2 SGB II). Eine Sachleistungsverantwortung (wie z.B. im AsylbLG) ist den Jobcentern für die Bedarfe für Unterkunft und Heizung nicht zugewiesen (siehe I.; so ausdrücklich BSG, Urt. v. 09.08.2018 - B 14 AS 38/17 R). Die Tatsache, dass Flüchtlinge häufig nach ihrer Aner-kennung (bzw. dem Rechtskreiswechsel AsylbLG / SGB II) zunächst in ihrer Unterkunft verbleiben, ändert daran nichts. 
	VI. Bedarf / Aufwendungen 
	Damit besteht der Bedarf in der Übernahme der zu leistenden Geldbeträge, nicht aber in dem realen Bedarf an Unterkunft bzw. Wärme (siehe I.; so ausdrücklich zur Heizung BSG, Beschl. v. 16.05.2007 - B 7b AS 40/06 R; so auch schon BVerwG, Urt. v. 04.02.1988 - 5 C 26/87 und 5 C 89.85; mittlerweile wiederholt vom BSG bestätigt, BSG Urt. v. 19.05.2021 – B 14 AS 19/20 R). 
	§ 22 Abs. 1 Satz 1 SGB II sieht zur Deckung des Bedürfnisses Wohnen die Übernahme der angemessenen tatsächlichen Aufwendungen für Unterkunft und Heizung als Teil des verfassungsrechtlich garantierten Anspruchs auf Existenzsicherung vor. 
	VI. Bedarf / Aufwendungen 

	VI. Bedarf / Aufwendungen 
	§ 22 Abs. 1 Satz 1 SGB II sieht zur Deckung des Bedürfnisses Wohnen die Übernahme der angemessenen tatsächlichen Aufwendungen für Unterkunft und Heizung als Teil des verfassungsrechtlich garantierten Anspruchs auf Existenzsicherung vor. 
	Die Leistungen im Rahmen der Grundsicherung für Arbeitsuchende sind schließlich pri-mär Geldleistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts (§ 4 Abs. 1 Nr. 2 SGB II). Eine Sachleistungsverantwortung (wie z.B. im AsylbLG) ist den Jobcentern für die Bedarfe für Unterkunft und Heizung nicht zugewiesen (siehe I.; so ausdrücklich BSG, Urt. v. 09.08.2018 - B 14 AS 38/17 R). Die Tatsache, dass Flüchtlinge häufig nach ihrer Aner-kennung (bzw. dem Rechtskreiswechsel AsylbLG / SGB II) zunächst in ihrer Unterkunft verbleiben, ändert daran nichts. 
	§ 22 Abs. 1 Satz 1 SGB II sieht zur Deckung des Bedürfnisses Wohnen die Übernahme der angemessenen tatsächlichen Aufwendungen für Unterkunft und Heizung als Teil des verfassungsrechtlich garantierten Anspruchs auf Existenzsicherung vor. 
	Vielmehr sind die Leistungsberechtigten in der Verantwortung, für ihre Unterkunft und Heizung innerhalb des Angemessenen selbst zu sorgen. Demgemäß bilden die tatsächli-chen Aufwendungen und damit die Zahlungsverpflichtungen, die sie für ihre Unterkunft und Heizung selbst eingegangen sind, den Ausgangspunkt für die Bestimmung des an-zuerkennenden Bedarfs für Unterkunft und Heizung (so ausdrücklich BSG, Urt. v. 09.08.2018 - B 14 AS 38/17 R). 
	Damit besteht der Bedarf in der Übernahme der zu leistenden Geldbeträge, nicht aber in dem realen Bedarf an Unterkunft bzw. Wärme (siehe I.; so ausdrücklich zur Heizung BSG, Beschl. v. 16.05.2007 - B 7b AS 40/06 R; so auch schon BVerwG, Urt. v. 04.02.1988 - 5 C 26/87 und 5 C 89.85; mittlerweile wiederholt vom BSG bestätigt, BSG Urt. v. 19.05.2021 – B 14 AS 19/20 R). 
	VI. Bedarf / Aufwendungen 
	Damit besteht der Bedarf in der Übernahme der zu leistenden Geldbeträge, nicht aber in dem realen Bedarf an Unterkunft bzw. Wärme (siehe I.; so ausdrücklich zur Heizung BSG, Beschl. v. 16.05.2007 - B 7b AS 40/06 R; so auch schon BVerwG, Urt. v. 04.02.1988 - 5 C 26/87 und 5 C 89.85; mittlerweile wiederholt vom BSG bestätigt, BSG Urt. v. 19.05.2021 – B 14 AS 19/20 R). 
	§ 22 Abs. 1 Satz 1 SGB II sieht zur Deckung des Bedürfnisses Wohnen die Übernahme der angemessenen tatsächlichen Aufwendungen für Unterkunft und Heizung als Teil des verfassungsrechtlich garantierten Anspruchs auf Existenzsicherung vor. 

	Vielmehr sind die Leistungsberechtigten in der Verantwortung, für ihre Unterkunft und Heizung innerhalb des Angemessenen selbst zu sorgen. Demgemäß bilden die tatsächli-chen Aufwendungen und damit die Zahlungsverpflichtungen, die sie für ihre Unterkunft und Heizung selbst eingegangen sind, den Ausgangspunkt für die Bestimmung des an-zuerkennenden Bedarfs für Unterkunft und Heizung (so ausdrücklich BSG, Urt. v. 09.08.2018 - B 14 AS 38/17 R). 
	Vielmehr sind die Leistungsberechtigten in der Verantwortung, für ihre Unterkunft und Heizung innerhalb des Angemessenen selbst zu sorgen. Demgemäß bilden die tatsächli-chen Aufwendungen und damit die Zahlungsverpflichtungen, die sie für ihre Unterkunft und Heizung selbst eingegangen sind, den Ausgangspunkt für die Bestimmung des an-zuerkennenden Bedarfs für Unterkunft und Heizung (so ausdrücklich BSG, Urt. v. 09.08.2018 - B 14 AS 38/17 R). 

	Die Leistungen im Rahmen der Grundsicherung für Arbeitsuchende sind schließlich pri-mär Geldleistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts (§ 4 Abs. 1 Nr. 2 SGB II). Eine Sachleistungsverantwortung (wie z.B. im AsylbLG) ist den Jobcentern für die Bedarfe für Unterkunft und Heizung nicht zugewiesen (siehe I.; so ausdrücklich BSG, Urt. v. 09.08.2018 - B 14 AS 38/17 R). Die Tatsache, dass Flüchtlinge häufig nach ihrer Aner-kennung (bzw. dem Rechtskreiswechsel AsylbLG / SGB II) zunächst in ihrer Unterkunft verbleiben, ändert daran nichts. 
	Vielmehr sind die Leistungsberechtigten in der Verantwortung, für ihre Unterkunft und Heizung innerhalb des Angemessenen selbst zu sorgen. Demgemäß bilden die tatsächli-chen Aufwendungen und damit die Zahlungsverpflichtungen, die sie für ihre Unterkunft und Heizung selbst eingegangen sind, den Ausgangspunkt für die Bestimmung des an-zuerkennenden Bedarfs für Unterkunft und Heizung (so ausdrücklich BSG, Urt. v. 09.08.2018 - B 14 AS 38/17 R). 
	Der Bedarf besteht darin, dass der Träger den Leistungsberechtigten Geldmittel zur Ver-fügung stellt, die diese benötigen, um die Unterkunft und die Lieferung der Wärme bzw. des Heizmaterials bezahlen zu können. Aus diesem Grund fallen darunter insbesondere Zahlungen an den Vermieter. Dies gilt grundsätzlich sogar während der Monate, in de-nen die Unterkunft bzw. deren Beheizung tatsächlich nicht erforderlich ist. 

	Vielmehr sind die Leistungsberechtigten in der Verantwortung, für ihre Unterkunft und Heizung innerhalb des Angemessenen selbst zu sorgen. Demgemäß bilden die tatsächli-chen Aufwendungen und damit die Zahlungsverpflichtungen, die sie für ihre Unterkunft und Heizung selbst eingegangen sind, den Ausgangspunkt für die Bestimmung des an-zuerkennenden Bedarfs für Unterkunft und Heizung (so ausdrücklich BSG, Urt. v. 09.08.2018 - B 14 AS 38/17 R). 
	Der Bedarf besteht darin, dass der Träger den Leistungsberechtigten Geldmittel zur Ver-fügung stellt, die diese benötigen, um die Unterkunft und die Lieferung der Wärme bzw. des Heizmaterials bezahlen zu können. Aus diesem Grund fallen darunter insbesondere Zahlungen an den Vermieter. Dies gilt grundsätzlich sogar während der Monate, in de-nen die Unterkunft bzw. deren Beheizung tatsächlich nicht erforderlich ist. 
	Damit besteht der Bedarf in der Übernahme der zu leistenden Geldbeträge, nicht aber in dem realen Bedarf an Unterkunft bzw. Wärme (siehe I.; so ausdrücklich zur Heizung BSG, Beschl. v. 16.05.2007 - B 7b AS 40/06 R; so auch schon BVerwG, Urt. v. 04.02.1988 - 5 C 26/87 und 5 C 89.85; mittlerweile wiederholt vom BSG bestätigt, BSG Urt. v. 19.05.2021 – B 14 AS 19/20 R). 
	§ 22 Abs. 1 Satz 1 SGB II sieht zur Deckung des Bedürfnisses Wohnen die Übernahme der angemessenen tatsächlichen Aufwendungen für Unterkunft und Heizung als Teil des verfassungsrechtlich garantierten Anspruchs auf Existenzsicherung vor. 
	Die Leistungen im Rahmen der Grundsicherung für Arbeitsuchende sind schließlich pri-mär Geldleistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts (§ 4 Abs. 1 Nr. 2 SGB II). Eine Sachleistungsverantwortung (wie z.B. im AsylbLG) ist den Jobcentern für die Bedarfe für Unterkunft und Heizung nicht zugewiesen (siehe I.; so ausdrücklich BSG, Urt. v. 09.08.2018 - B 14 AS 38/17 R). Die Tatsache, dass Flüchtlinge häufig nach ihrer Aner-kennung (bzw. dem Rechtskreiswechsel AsylbLG / SGB II) zunächst in ihrer Unterkunft verbleiben, ändert daran nichts. 

	Die Leistungen im Rahmen der Grundsicherung für Arbeitsuchende sind schließlich pri-mär Geldleistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts (§ 4 Abs. 1 Nr. 2 SGB II). Eine Sachleistungsverantwortung (wie z.B. im AsylbLG) ist den Jobcentern für die Bedarfe für Unterkunft und Heizung nicht zugewiesen (siehe I.; so ausdrücklich BSG, Urt. v. 09.08.2018 - B 14 AS 38/17 R). Die Tatsache, dass Flüchtlinge häufig nach ihrer Aner-kennung (bzw. dem Rechtskreiswechsel AsylbLG / SGB II) zunächst in ihrer Unterkunft verbleiben, ändert daran nichts. 
	VI. Bedarf / Aufwendungen 
	§ 22 Abs. 1 Satz 1 SGB II sieht zur Deckung des Bedürfnisses Wohnen die Übernahme der angemessenen tatsächlichen Aufwendungen für Unterkunft und Heizung als Teil des verfassungsrechtlich garantierten Anspruchs auf Existenzsicherung vor. 
	VI. Bedarf / Aufwendungen 
	Der Bedarf besteht darin, dass der Träger den Leistungsberechtigten Geldmittel zur Ver-fügung stellt, die diese benötigen, um die Unterkunft und die Lieferung der Wärme bzw. des Heizmaterials bezahlen zu können. Aus diesem Grund fallen darunter insbesondere Zahlungen an den Vermieter. Dies gilt grundsätzlich sogar während der Monate, in de-nen die Unterkunft bzw. deren Beheizung tatsächlich nicht erforderlich ist. 

	§ 22 Abs. 1 Satz 1 SGB II sieht zur Deckung des Bedürfnisses Wohnen die Übernahme der angemessenen tatsächlichen Aufwendungen für Unterkunft und Heizung als Teil des verfassungsrechtlich garantierten Anspruchs auf Existenzsicherung vor. 
	Der Bedarf besteht darin, dass der Träger den Leistungsberechtigten Geldmittel zur Ver-fügung stellt, die diese benötigen, um die Unterkunft und die Lieferung der Wärme bzw. des Heizmaterials bezahlen zu können. Aus diesem Grund fallen darunter insbesondere Zahlungen an den Vermieter. Dies gilt grundsätzlich sogar während der Monate, in de-nen die Unterkunft bzw. deren Beheizung tatsächlich nicht erforderlich ist. 
	§ 22 Abs. 1 Satz 1 SGB II sieht zur Deckung des Bedürfnisses Wohnen die Übernahme der angemessenen tatsächlichen Aufwendungen für Unterkunft und Heizung als Teil des verfassungsrechtlich garantierten Anspruchs auf Existenzsicherung vor. 
	Die Leistungen im Rahmen der Grundsicherung für Arbeitsuchende sind schließlich pri-mär Geldleistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts (§ 4 Abs. 1 Nr. 2 SGB II). Eine Sachleistungsverantwortung (wie z.B. im AsylbLG) ist den Jobcentern für die Bedarfe für Unterkunft und Heizung nicht zugewiesen (siehe I.; so ausdrücklich BSG, Urt. v. 09.08.2018 - B 14 AS 38/17 R). Die Tatsache, dass Flüchtlinge häufig nach ihrer Aner-kennung (bzw. dem Rechtskreiswechsel AsylbLG / SGB II) zunächst in ihrer Unterkunft verbleiben, ändert daran nichts. 
	§ 22 Abs. 1 Satz 1 SGB II sieht zur Deckung des Bedürfnisses Wohnen die Übernahme der angemessenen tatsächlichen Aufwendungen für Unterkunft und Heizung als Teil des verfassungsrechtlich garantierten Anspruchs auf Existenzsicherung vor. 

	Vielmehr sind die Leistungsberechtigten in der Verantwortung, für ihre Unterkunft und Heizung innerhalb des Angemessenen selbst zu sorgen. Demgemäß bilden die tatsächli-chen Aufwendungen und damit die Zahlungsverpflichtungen, die sie für ihre Unterkunft und Heizung selbst eingegangen sind, den Ausgangspunkt für die Bestimmung des an-zuerkennenden Bedarfs für Unterkunft und Heizung (so ausdrücklich BSG, Urt. v. 09.08.2018 - B 14 AS 38/17 R). 
	§ 22 Abs. 1 Satz 1 SGB II sieht zur Deckung des Bedürfnisses Wohnen die Übernahme der angemessenen tatsächlichen Aufwendungen für Unterkunft und Heizung als Teil des verfassungsrechtlich garantierten Anspruchs auf Existenzsicherung vor. 

	VII.  Tatsächliche Aufwendungen 
	VII.  Tatsächliche Aufwendungen 
	Unzulässig ist auch eine Abgeltung seitens des Grundsicherungsträgers durch monatli-che Pauschal- bzw. Durchschnittsleistungen (BSG, Urt. v. 16.05.2007 – B 7b AS 40/06 R; Urt. v. 29.11.2012 – B 14 AS 36/12 R). Schließlich ist der Bedarf entweder für die Ver-gangenheit bereits angefallen oder entsteht erst in der Zukunft. Daher sind die tatsäch-lich anfallenden Aufwendungen zu erstatten (sofern sie angemessen sind). 
	In einigen Fällen können Verpflichtungen zwar – insbesondere aus Sicht des Jobcenters - durchaus auf den ersten Blick als zweifelhaft oder nicht durchsetzbar erscheinen. In der Regel dürfte diese (vermeintliche) Unwirksamkeit jedoch nicht offensichtlich sein. 
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	Leistungen für die Unterkunft und Heizung werden grundsätzlich „in Höhe der tatsächli-chen Aufwendungen“ erbracht. Die Übernahme von Pauschalen scheidet damit aus. Die tatsächlichen Aufwendungen bilden unabhängig von den Besonderheiten des Einzelfalls die absolute Obergrenze für die Höhe der zu berücksichtigenden Bedarfe. 
	Bei der Bestimmung der tatsächlichen Kosten der Unterkunft und Heizung ist zu berück-sichtigen, dass etwaige monatliche Vorauszahlungen nur vorläufige Rechnungsposten sind. Die tatsächlich entfallenden Kosten lassen sich regelmäßig erst aus der Jahresab-rechnung ersehen. Wir verweisen hierzu auch auf unser Rundschreiben „Bedarfe für Un-terkunft und Heizung; hier: Konkrete Angemessenheit; Kostensenkungsverfahren“, dort insbes. Ziff. C. IV. 
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	Auch Mietpreisüberhöhungen (§ 5 WiStG) oder Mietwucher (§§ 291 StGB, 138 Abs. 2 BGB) sind im Regelfall nicht offensichtlich, selbst wenn die vereinbarte Miete die ortsübli-che Vergleichsmiete um mehr als 20 bzw. 50% übersteigt. Schließlich muss die Zwangs-lage des Mieters o.ä., die vom Vermieter ausgenutzt wurde, nach der Rechtsprechung geprüft und belegt werden. 
	Auch Mietpreisüberhöhungen (§ 5 WiStG) oder Mietwucher (§§ 291 StGB, 138 Abs. 2 BGB) sind im Regelfall nicht offensichtlich, selbst wenn die vereinbarte Miete die ortsübli-che Vergleichsmiete um mehr als 20 bzw. 50% übersteigt. Schließlich muss die Zwangs-lage des Mieters o.ä., die vom Vermieter ausgenutzt wurde, nach der Rechtsprechung geprüft und belegt werden. 
	Soweit Mieterinnen bzw. Mieter, die sich selbst mit Wärme und Warmwasser versorgen, etwa durch eine Gasetagenheizung, die Berechnung und Aufteilung anhand der Rech-nungen ihres Versorgers selbst durchführen müssen und anschließend ihre Vermieterin bzw. ihren Vermieter auf Erstattung dieses Anteiles an den Kohlendioxidkosten in An-spruch nehmen müssen, gilt Vorstehendes zur Offensichtlichkeit sinngemäß, soweit die Leistungsberechtigten eine Berechnung und Aufteilung vorgenommen haben; auch wenn diese bspw. zu einem Anteil der Mieterin bzw. des Mieters an den Kohlendioxidkosten i.H.v. 100 % führt. 
	Dies dürfte regelmäßig auch für die Berechnung und Aufteilung der Kohlendioxidkosten durch die Vermieterin bzw. den Vermieter gelten.  
	Hierbei ist zudem in Rechnung zu stellen, dass für die erwerbsfähigen Leistungsberech-tigten selbst eine rechtliche Bewertung und eine Bewertung der zu Grunde liegenden tat-sächlichen Umstände in einer Vielzahl von Fällen praktisch unmöglich ist. Der Grundsi-cherungsträger kann sich daher regelmäßig nicht auf die Unwirksamkeit bestimmter Klauseln berufen und deshalb gegenüber den tatsächlich geleisteten Zahlungen Abzüge vornehmen (BSG, Urt. v. 22. 9. 2009 – B 4 AS 8/09 R). 
	Auch Mietpreisüberhöhungen (§ 5 WiStG) oder Mietwucher (§§ 291 StGB, 138 Abs. 2 BGB) sind im Regelfall nicht offensichtlich, selbst wenn die vereinbarte Miete die ortsübli-che Vergleichsmiete um mehr als 20 bzw. 50% übersteigt. Schließlich muss die Zwangs-lage des Mieters o.ä., die vom Vermieter ausgenutzt wurde, nach der Rechtsprechung geprüft und belegt werden. 
	Auch Mietpreisüberhöhungen (§ 5 WiStG) oder Mietwucher (§§ 291 StGB, 138 Abs. 2 BGB) sind im Regelfall nicht offensichtlich, selbst wenn die vereinbarte Miete die ortsübli-che Vergleichsmiete um mehr als 20 bzw. 50% übersteigt. Schließlich muss die Zwangs-lage des Mieters o.ä., die vom Vermieter ausgenutzt wurde, nach der Rechtsprechung geprüft und belegt werden. 
	Dies dürfte regelmäßig auch für die Berechnung und Aufteilung der Kohlendioxidkosten durch die Vermieterin bzw. den Vermieter gelten.  

	Der Leistungsträger kann in solchen Fällen die Leistungsberechtigten jedoch im Rahmen eines Kostensenkungsverfahrens auffordern, sich gegen die Regelungen zu wehren bzw. eine rechtliche Klärung herbeizuführen (siehe dazu unser Rundschreiben zu „Bedarfe für Unterkunft und Heizung; hier: Konkrete Angemessenheit; Kostensenkungsverfahren“). 
	Auch Mietpreisüberhöhungen (§ 5 WiStG) oder Mietwucher (§§ 291 StGB, 138 Abs. 2 BGB) sind im Regelfall nicht offensichtlich, selbst wenn die vereinbarte Miete die ortsübli-che Vergleichsmiete um mehr als 20 bzw. 50% übersteigt. Schließlich muss die Zwangs-lage des Mieters o.ä., die vom Vermieter ausgenutzt wurde, nach der Rechtsprechung geprüft und belegt werden. 
	Auch sonstige Aufwendungen zur Erfüllung rechtlich schwer durchsetzbarer bzw. zweifel-hafter Verpflichtungen im Zusammenhang mit der Nutzung einer Unterkunft (z.B. auf-grund von verfristeten Abrechnungen, unzulässigen Klauseln bzw. Mieterhöhungen, Min-derung etc.) dürften in der Regel mangels offensichtlicher Nichtigkeit i.d.R. übernahmefä-hige Bedarfe begründen. Gleiches gilt für den ab dem 1. Juli 2024 in Kraft tretenden Wegfall des Nebenkostenprivilegs. 
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	Als Kosten der Unterkunft können auch Aufwendungen für Sach- oder Dienstleistungen angesehen werden, die zwar ihrer Art nach nicht dem Grundbedürfnis „Wohnen" dienen, aber mit der Unterkunft derart verknüpft sind, dass die Unterkunft ohne diese Aufwen-dungen nicht erlangt oder erhalten werden kann, wenn sie nicht zur Disposition der Leis-tungsberechtigten stehen und in diesem Sinne einen unausweichlichen Kostenfaktor der Wohnung darstellen (BSG, Urt. v. 14.04.2011 - 8 SO 19/09 R; LSG Bayern, Urt. v. 29.04.2020 – L 11 AS 656/19). 
	Dieser Grundsatz gilt selbst dann, wenn im Regelbedarf (§ 20 SGB II) ein entsprechen-der Anteil enthalten ist (BSG, Urt. v. 7.5. 2009 – B 14 AS 14/08 R). Bei einer Inklusiv-miete, in der auch die Stromkosten enthalten sind, sind die Leistungen für die Unterkunft daher nicht um einen aus dem Regelbedarf ermittelten Anteil für Haushaltsenergie zu 
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	Aus diesem Grund können beispielsweise neben Betriebskosten (z.B. Haushaltsenergie) auch Aufwendungen für Kücheneinrichtung, Möbel, Keller, Garage (LSG Bayern, Urt. v. 29.04.2020 – L 11 AS 656/19), Stellplatz, Kabel- oder Sat-Anschluss, Gemeinschaftsan-tenne, aber auch für Bewachung, Verköstigung, Betreuung, Hausmeister, Wäschedienst (z.B. in einer Flüchtlingsunterkunft) etc. anerkennungsfähig sein. 
	Dazu gehört z.B. ein Modernisierungszuschlag nach § 559 BGB (BSG, Urt. v. 19.10.2010 - B 14 AS 2/10 R) oder eine „Einheitsgebühr“ für die Benutzung von Unterkünften. 

	Wesentlich für die Frage der Übernahmefähigkeit von Aufwendungen als Bedarfe für Un-terkunft und Heizung im SGB II ist immer die tatsächliche Ausgestaltung dieser Aufwen-dungen. Damit sind auch „Sonderleistungen“ bzw. „Zuschläge“ als Unterkunftsbedarf an-zuerkennen, wenn die Unterkunft nur so erhältlich war (und sich die Kosten auch so noch innerhalb des Rahmens der Angemessenheit halten). Die Leistungsberechtigten können in einem Fall, in dem das Nutzungsentgelt notwendiger Bestandteil der Kosten ist, den Aufwendungen regelmäßig nicht ausweichen. Sind Aufwendungen mit der Unterkunft rechtlich und tatsächlich derartig verknüpft, sind sie daher zu übernehmen. 
	Dazu gehört z.B. ein Modernisierungszuschlag nach § 559 BGB (BSG, Urt. v. 19.10.2010 - B 14 AS 2/10 R) oder eine „Einheitsgebühr“ für die Benutzung von Unterkünften. 
	a. Allgemeines 

	Dazu gehört z.B. ein Modernisierungszuschlag nach § 559 BGB (BSG, Urt. v. 19.10.2010 - B 14 AS 2/10 R) oder eine „Einheitsgebühr“ für die Benutzung von Unterkünften. 
	a. Allgemeines 
	Als Kosten der Unterkunft können auch Aufwendungen für Sach- oder Dienstleistungen angesehen werden, die zwar ihrer Art nach nicht dem Grundbedürfnis „Wohnen" dienen, aber mit der Unterkunft derart verknüpft sind, dass die Unterkunft ohne diese Aufwen-dungen nicht erlangt oder erhalten werden kann, wenn sie nicht zur Disposition der Leis-tungsberechtigten stehen und in diesem Sinne einen unausweichlichen Kostenfaktor der Wohnung darstellen (BSG, Urt. v. 14.04.2011 - 8 SO 19/09 R; LSG Bayern, Urt. v. 29.04.2020 – L 11 AS 656/19). 
	5. Unausweichliche Zusatz-Kosten 
	Wesentlich für die Frage der Übernahmefähigkeit von Aufwendungen als Bedarfe für Un-terkunft und Heizung im SGB II ist immer die tatsächliche Ausgestaltung dieser Aufwen-dungen. Damit sind auch „Sonderleistungen“ bzw. „Zuschläge“ als Unterkunftsbedarf an-zuerkennen, wenn die Unterkunft nur so erhältlich war (und sich die Kosten auch so noch innerhalb des Rahmens der Angemessenheit halten). Die Leistungsberechtigten können in einem Fall, in dem das Nutzungsentgelt notwendiger Bestandteil der Kosten ist, den Aufwendungen regelmäßig nicht ausweichen. Sind Aufwendungen mit der Unterkunft rechtlich und tatsächlich derartig verknüpft, sind sie daher zu übernehmen. 

	Wesentlich für die Frage der Übernahmefähigkeit von Aufwendungen als Bedarfe für Un-terkunft und Heizung im SGB II ist immer die tatsächliche Ausgestaltung dieser Aufwen-dungen. Damit sind auch „Sonderleistungen“ bzw. „Zuschläge“ als Unterkunftsbedarf an-zuerkennen, wenn die Unterkunft nur so erhältlich war (und sich die Kosten auch so noch innerhalb des Rahmens der Angemessenheit halten). Die Leistungsberechtigten können in einem Fall, in dem das Nutzungsentgelt notwendiger Bestandteil der Kosten ist, den Aufwendungen regelmäßig nicht ausweichen. Sind Aufwendungen mit der Unterkunft rechtlich und tatsächlich derartig verknüpft, sind sie daher zu übernehmen. 
	nicht (BSG, Urt. v. 08.05.2019 - B 14 AS 20/18 R; verfehlt daher LSG Sachsen, Urt. v. 16.03.2016 – L 8 SO 10/14 zu den faktisch inhaltsgleichen Regelungen des SGB XII). 
	5. Unausweichliche Zusatz-Kosten 
	nicht (BSG, Urt. v. 08.05.2019 - B 14 AS 20/18 R; verfehlt daher LSG Sachsen, Urt. v. 16.03.2016 – L 8 SO 10/14 zu den faktisch inhaltsgleichen Regelungen des SGB XII). 
	a. Allgemeines 

	5. Unausweichliche Zusatz-Kosten 
	a. Allgemeines 
	Aus diesem Grund können beispielsweise neben Betriebskosten (z.B. Haushaltsenergie) auch Aufwendungen für Kücheneinrichtung, Möbel, Keller, Garage (LSG Bayern, Urt. v. 29.04.2020 – L 11 AS 656/19), Stellplatz, Kabel- oder Sat-Anschluss, Gemeinschaftsan-tenne, aber auch für Bewachung, Verköstigung, Betreuung, Hausmeister, Wäschedienst (z.B. in einer Flüchtlingsunterkunft) etc. anerkennungsfähig sein. 
	5. Unausweichliche Zusatz-Kosten 
	Wesentlich für die Frage der Übernahmefähigkeit von Aufwendungen als Bedarfe für Un-terkunft und Heizung im SGB II ist immer die tatsächliche Ausgestaltung dieser Aufwen-dungen. Damit sind auch „Sonderleistungen“ bzw. „Zuschläge“ als Unterkunftsbedarf an-zuerkennen, wenn die Unterkunft nur so erhältlich war (und sich die Kosten auch so noch innerhalb des Rahmens der Angemessenheit halten). Die Leistungsberechtigten können in einem Fall, in dem das Nutzungsentgelt notwendiger Bestandteil der Kosten ist, den Aufwendungen regelmäßig nicht ausweichen. Sind Aufwendungen mit der Unterkunft rechtlich und tatsächlich derartig verknüpft, sind sie daher zu übernehmen. 
	5. Unausweichliche Zusatz-Kosten 

	Dazu gehört z.B. ein Modernisierungszuschlag nach § 559 BGB (BSG, Urt. v. 19.10.2010 - B 14 AS 2/10 R) oder eine „Einheitsgebühr“ für die Benutzung von Unterkünften. 
	Aus diesem Grund können beispielsweise neben Betriebskosten (z.B. Haushaltsenergie) auch Aufwendungen für Kücheneinrichtung, Möbel, Keller, Garage (LSG Bayern, Urt. v. 29.04.2020 – L 11 AS 656/19), Stellplatz, Kabel- oder Sat-Anschluss, Gemeinschaftsan-tenne, aber auch für Bewachung, Verköstigung, Betreuung, Hausmeister, Wäschedienst (z.B. in einer Flüchtlingsunterkunft) etc. anerkennungsfähig sein. 
	5. Unausweichliche Zusatz-Kosten 

	kürzen (BSG, Urt. v. 24.11.2011 - B 14 AS 151/11 R). Dies gilt auch für entsprechende Benutzungsgebühren in staatlichen oder kommunalen Unterkünften. 
	kürzen (BSG, Urt. v. 24.11.2011 - B 14 AS 151/11 R). Dies gilt auch für entsprechende Benutzungsgebühren in staatlichen oder kommunalen Unterkünften. 
	b. Sonderfall Verpflegungskosten 
	Exkurs: Nach übereinstimmender Auffassung des Bundesministeriums für Arbeit und So-ziales und des Staatsministeriums für Familie, Arbeit und Soziales ist in diesen Fällen trotz der Übernahme regelbedarfsrelevanter Kosten im Rahmen der KdU keinesfalls im Gegenzug der Regelbedarf zu reduzieren. Es kommt auch keine Reduzierung der KdU in Höhe des RBEG-Regelbedarfsanteils in Betracht. Sollten Jobcenter dennoch entspre-chend verfahren, haben die Leistungsberechtigten einen Nachzahlungsanspruch (§ 44 Abs. 1 SGB X). Sofern der in der Inklusivmiete enthaltene Stromanteil beziffert ist, sind die KdU aber entsprechend zu bereinigen (BSG, Urt. v. 24.11.2011 - B 14 AS 151/10 R). Wir weisen darauf hin, dass der Vollzug in den gemeinsamen Einrichtungen insoweit der Bundesagentur für Arbeit, die Aufsicht dem Bundesministerium für Arbeit und Soziales obliegt. 
	In Bezug auf Verpflegungskosten ist wie folgt zu differenzieren: 
	kürzen (BSG, Urt. v. 24.11.2011 - B 14 AS 151/11 R). Dies gilt auch für entsprechende Benutzungsgebühren in staatlichen oder kommunalen Unterkünften. 
	kürzen (BSG, Urt. v. 24.11.2011 - B 14 AS 151/11 R). Dies gilt auch für entsprechende Benutzungsgebühren in staatlichen oder kommunalen Unterkünften. 
	Exkurs: Nach übereinstimmender Auffassung des Bundesministeriums für Arbeit und So-ziales und des Staatsministeriums für Familie, Arbeit und Soziales ist in diesen Fällen trotz der Übernahme regelbedarfsrelevanter Kosten im Rahmen der KdU keinesfalls im Gegenzug der Regelbedarf zu reduzieren. Es kommt auch keine Reduzierung der KdU in Höhe des RBEG-Regelbedarfsanteils in Betracht. Sollten Jobcenter dennoch entspre-chend verfahren, haben die Leistungsberechtigten einen Nachzahlungsanspruch (§ 44 Abs. 1 SGB X). Sofern der in der Inklusivmiete enthaltene Stromanteil beziffert ist, sind die KdU aber entsprechend zu bereinigen (BSG, Urt. v. 24.11.2011 - B 14 AS 151/10 R). Wir weisen darauf hin, dass der Vollzug in den gemeinsamen Einrichtungen insoweit der Bundesagentur für Arbeit, die Aufsicht dem Bundesministerium für Arbeit und Soziales obliegt. 

	- Wenn Verpflegungskosten als unausweichliche Zusatz-Kosten ausgestaltet wer-den und zugleich quantifizierbar sind, sind die Kosten der Unterkunft (ggf. anteilig, sofern Höhe des Regelbedarfsanteils überschritten wird) um den im Regelbedarf ent-haltenen Verpflegungsteil zu mindern. Die Annahme einer Quantifizierbarkeit der in Rechnung gestellten Kosten setzt bei den Verpflegungskosten voraus, dass eine Vollverpflegung geleistet und zudem im Bedarfsfall – etwa bei Abwesenheiten während des Tages wegen der Wahrnehmung von Lernangeboten oder Praktika an einem anderen Ort als dem Ort der Unterkunft – auch außerhalb der Unterkunft zur Verfügung gestellt wird (z. B. durch Lunchpakete). 
	kürzen (BSG, Urt. v. 24.11.2011 - B 14 AS 151/11 R). Dies gilt auch für entsprechende Benutzungsgebühren in staatlichen oder kommunalen Unterkünften. 
	Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales hat unsere oben dargelegte Rechtsauf-fassung in der Vergangenheit geteilt, lehnt sie nun aber in Bezug auf Verpflegungskosten ab und hält eine Übernahme der Verpflegungskosten im Wege der KdU generell für un-berechtigt. Wir halten an unserer Auffassung fest, präzisieren unsere Auffassung hin-sichtlich der besonderen Konstellation der Verpflegungskosten allerdings (nachfolgend Ziff.VII.5.b.); zudem ergänzen wir unsere Haltung hinsichtlich der Beteiligung öffentlich-rechtlicher Träger (nachfolgend Ziff. VII.5.c.). 
	In Bezug auf Verpflegungskosten ist wie folgt zu differenzieren: 
	Exkurs: Nach übereinstimmender Auffassung des Bundesministeriums für Arbeit und So-ziales und des Staatsministeriums für Familie, Arbeit und Soziales ist in diesen Fällen trotz der Übernahme regelbedarfsrelevanter Kosten im Rahmen der KdU keinesfalls im Gegenzug der Regelbedarf zu reduzieren. Es kommt auch keine Reduzierung der KdU in Höhe des RBEG-Regelbedarfsanteils in Betracht. Sollten Jobcenter dennoch entspre-chend verfahren, haben die Leistungsberechtigten einen Nachzahlungsanspruch (§ 44 Abs. 1 SGB X). Sofern der in der Inklusivmiete enthaltene Stromanteil beziffert ist, sind die KdU aber entsprechend zu bereinigen (BSG, Urt. v. 24.11.2011 - B 14 AS 151/10 R). Wir weisen darauf hin, dass der Vollzug in den gemeinsamen Einrichtungen insoweit der Bundesagentur für Arbeit, die Aufsicht dem Bundesministerium für Arbeit und Soziales obliegt. 
	In Bezug auf Verpflegungskosten ist wie folgt zu differenzieren: 
	Exkurs: Nach übereinstimmender Auffassung des Bundesministeriums für Arbeit und So-ziales und des Staatsministeriums für Familie, Arbeit und Soziales ist in diesen Fällen trotz der Übernahme regelbedarfsrelevanter Kosten im Rahmen der KdU keinesfalls im Gegenzug der Regelbedarf zu reduzieren. Es kommt auch keine Reduzierung der KdU in Höhe des RBEG-Regelbedarfsanteils in Betracht. Sollten Jobcenter dennoch entspre-chend verfahren, haben die Leistungsberechtigten einen Nachzahlungsanspruch (§ 44 Abs. 1 SGB X). Sofern der in der Inklusivmiete enthaltene Stromanteil beziffert ist, sind die KdU aber entsprechend zu bereinigen (BSG, Urt. v. 24.11.2011 - B 14 AS 151/10 R). Wir weisen darauf hin, dass der Vollzug in den gemeinsamen Einrichtungen insoweit der Bundesagentur für Arbeit, die Aufsicht dem Bundesministerium für Arbeit und Soziales obliegt. 
	kürzen (BSG, Urt. v. 24.11.2011 - B 14 AS 151/11 R). Dies gilt auch für entsprechende Benutzungsgebühren in staatlichen oder kommunalen Unterkünften. 
	b. Sonderfall Verpflegungskosten 

	kürzen (BSG, Urt. v. 24.11.2011 - B 14 AS 151/11 R). Dies gilt auch für entsprechende Benutzungsgebühren in staatlichen oder kommunalen Unterkünften. 
	kürzen (BSG, Urt. v. 24.11.2011 - B 14 AS 151/11 R). Dies gilt auch für entsprechende Benutzungsgebühren in staatlichen oder kommunalen Unterkünften. 
	Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales hat unsere oben dargelegte Rechtsauf-fassung in der Vergangenheit geteilt, lehnt sie nun aber in Bezug auf Verpflegungskosten ab und hält eine Übernahme der Verpflegungskosten im Wege der KdU generell für un-berechtigt. Wir halten an unserer Auffassung fest, präzisieren unsere Auffassung hin-sichtlich der besonderen Konstellation der Verpflegungskosten allerdings (nachfolgend Ziff.VII.5.b.); zudem ergänzen wir unsere Haltung hinsichtlich der Beteiligung öffentlich-rechtlicher Träger (nachfolgend Ziff. VII.5.c.). 
	- Wenn Verpflegungskosten als unausweichliche Zusatz-Kosten ausgestaltet wer-den und zugleich quantifizierbar sind, sind die Kosten der Unterkunft (ggf. anteilig, sofern Höhe des Regelbedarfsanteils überschritten wird) um den im Regelbedarf ent-haltenen Verpflegungsteil zu mindern. Die Annahme einer Quantifizierbarkeit der in Rechnung gestellten Kosten setzt bei den Verpflegungskosten voraus, dass eine Vollverpflegung geleistet und zudem im Bedarfsfall – etwa bei Abwesenheiten während des Tages wegen der Wahrnehmung von Lernangeboten oder Praktika an einem anderen Ort als dem Ort der Unterkunft – auch außerhalb der Unterkunft zur Verfügung gestellt wird (z. B. durch Lunchpakete). 
	b. Sonderfall Verpflegungskosten 
	Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales hat unsere oben dargelegte Rechtsauf-fassung in der Vergangenheit geteilt, lehnt sie nun aber in Bezug auf Verpflegungskosten ab und hält eine Übernahme der Verpflegungskosten im Wege der KdU generell für un-berechtigt. Wir halten an unserer Auffassung fest, präzisieren unsere Auffassung hin-sichtlich der besonderen Konstellation der Verpflegungskosten allerdings (nachfolgend Ziff.VII.5.b.); zudem ergänzen wir unsere Haltung hinsichtlich der Beteiligung öffentlich-rechtlicher Träger (nachfolgend Ziff. VII.5.c.). 
	kürzen (BSG, Urt. v. 24.11.2011 - B 14 AS 151/11 R). Dies gilt auch für entsprechende Benutzungsgebühren in staatlichen oder kommunalen Unterkünften. 
	In Bezug auf Verpflegungskosten ist wie folgt zu differenzieren: 

	Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales hat unsere oben dargelegte Rechtsauf-fassung in der Vergangenheit geteilt, lehnt sie nun aber in Bezug auf Verpflegungskosten ab und hält eine Übernahme der Verpflegungskosten im Wege der KdU generell für un-berechtigt. Wir halten an unserer Auffassung fest, präzisieren unsere Auffassung hin-sichtlich der besonderen Konstellation der Verpflegungskosten allerdings (nachfolgend Ziff.VII.5.b.); zudem ergänzen wir unsere Haltung hinsichtlich der Beteiligung öffentlich-rechtlicher Träger (nachfolgend Ziff. VII.5.c.). 
	Exkurs: Nach übereinstimmender Auffassung des Bundesministeriums für Arbeit und So-ziales und des Staatsministeriums für Familie, Arbeit und Soziales ist in diesen Fällen trotz der Übernahme regelbedarfsrelevanter Kosten im Rahmen der KdU keinesfalls im Gegenzug der Regelbedarf zu reduzieren. Es kommt auch keine Reduzierung der KdU in Höhe des RBEG-Regelbedarfsanteils in Betracht. Sollten Jobcenter dennoch entspre-chend verfahren, haben die Leistungsberechtigten einen Nachzahlungsanspruch (§ 44 Abs. 1 SGB X). Sofern der in der Inklusivmiete enthaltene Stromanteil beziffert ist, sind die KdU aber entsprechend zu bereinigen (BSG, Urt. v. 24.11.2011 - B 14 AS 151/10 R). Wir weisen darauf hin, dass der Vollzug in den gemeinsamen Einrichtungen insoweit der Bundesagentur für Arbeit, die Aufsicht dem Bundesministerium für Arbeit und Soziales obliegt. 
	Exkurs: Nach übereinstimmender Auffassung des Bundesministeriums für Arbeit und So-ziales und des Staatsministeriums für Familie, Arbeit und Soziales ist in diesen Fällen trotz der Übernahme regelbedarfsrelevanter Kosten im Rahmen der KdU keinesfalls im Gegenzug der Regelbedarf zu reduzieren. Es kommt auch keine Reduzierung der KdU in Höhe des RBEG-Regelbedarfsanteils in Betracht. Sollten Jobcenter dennoch entspre-chend verfahren, haben die Leistungsberechtigten einen Nachzahlungsanspruch (§ 44 Abs. 1 SGB X). Sofern der in der Inklusivmiete enthaltene Stromanteil beziffert ist, sind die KdU aber entsprechend zu bereinigen (BSG, Urt. v. 24.11.2011 - B 14 AS 151/10 R). Wir weisen darauf hin, dass der Vollzug in den gemeinsamen Einrichtungen insoweit der Bundesagentur für Arbeit, die Aufsicht dem Bundesministerium für Arbeit und Soziales obliegt. 

	b. Sonderfall Verpflegungskosten 
	In Bezug auf Verpflegungskosten ist wie folgt zu differenzieren: 
	kürzen (BSG, Urt. v. 24.11.2011 - B 14 AS 151/11 R). Dies gilt auch für entsprechende Benutzungsgebühren in staatlichen oder kommunalen Unterkünften. 
	b. Sonderfall Verpflegungskosten 
	Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales hat unsere oben dargelegte Rechtsauf-fassung in der Vergangenheit geteilt, lehnt sie nun aber in Bezug auf Verpflegungskosten ab und hält eine Übernahme der Verpflegungskosten im Wege der KdU generell für un-berechtigt. Wir halten an unserer Auffassung fest, präzisieren unsere Auffassung hin-sichtlich der besonderen Konstellation der Verpflegungskosten allerdings (nachfolgend Ziff.VII.5.b.); zudem ergänzen wir unsere Haltung hinsichtlich der Beteiligung öffentlich-rechtlicher Träger (nachfolgend Ziff. VII.5.c.). 
	kürzen (BSG, Urt. v. 24.11.2011 - B 14 AS 151/11 R). Dies gilt auch für entsprechende Benutzungsgebühren in staatlichen oder kommunalen Unterkünften. 

	kürzen (BSG, Urt. v. 24.11.2011 - B 14 AS 151/11 R). Dies gilt auch für entsprechende Benutzungsgebühren in staatlichen oder kommunalen Unterkünften. 
	Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales hat unsere oben dargelegte Rechtsauf-fassung in der Vergangenheit geteilt, lehnt sie nun aber in Bezug auf Verpflegungskosten ab und hält eine Übernahme der Verpflegungskosten im Wege der KdU generell für un-berechtigt. Wir halten an unserer Auffassung fest, präzisieren unsere Auffassung hin-sichtlich der besonderen Konstellation der Verpflegungskosten allerdings (nachfolgend Ziff.VII.5.b.); zudem ergänzen wir unsere Haltung hinsichtlich der Beteiligung öffentlich-rechtlicher Träger (nachfolgend Ziff. VII.5.c.). 
	In Bezug auf Verpflegungskosten ist wie folgt zu differenzieren: 
	Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales hat unsere oben dargelegte Rechtsauf-fassung in der Vergangenheit geteilt, lehnt sie nun aber in Bezug auf Verpflegungskosten ab und hält eine Übernahme der Verpflegungskosten im Wege der KdU generell für un-berechtigt. Wir halten an unserer Auffassung fest, präzisieren unsere Auffassung hin-sichtlich der besonderen Konstellation der Verpflegungskosten allerdings (nachfolgend Ziff.VII.5.b.); zudem ergänzen wir unsere Haltung hinsichtlich der Beteiligung öffentlich-rechtlicher Träger (nachfolgend Ziff. VII.5.c.). 
	- Wenn Verpflegungskosten als unausweichliche Zusatz-Kosten ausgestaltet wer-den und zugleich quantifizierbar sind, sind die Kosten der Unterkunft (ggf. anteilig, sofern Höhe des Regelbedarfsanteils überschritten wird) um den im Regelbedarf ent-haltenen Verpflegungsteil zu mindern. Die Annahme einer Quantifizierbarkeit der in Rechnung gestellten Kosten setzt bei den Verpflegungskosten voraus, dass eine Vollverpflegung geleistet und zudem im Bedarfsfall – etwa bei Abwesenheiten während des Tages wegen der Wahrnehmung von Lernangeboten oder Praktika an einem anderen Ort als dem Ort der Unterkunft – auch außerhalb der Unterkunft zur Verfügung gestellt wird (z. B. durch Lunchpakete). 
	b. Sonderfall Verpflegungskosten 
	kürzen (BSG, Urt. v. 24.11.2011 - B 14 AS 151/11 R). Dies gilt auch für entsprechende Benutzungsgebühren in staatlichen oder kommunalen Unterkünften. 
	b. Sonderfall Verpflegungskosten 
	Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales hat unsere oben dargelegte Rechtsauf-fassung in der Vergangenheit geteilt, lehnt sie nun aber in Bezug auf Verpflegungskosten ab und hält eine Übernahme der Verpflegungskosten im Wege der KdU generell für un-berechtigt. Wir halten an unserer Auffassung fest, präzisieren unsere Auffassung hin-sichtlich der besonderen Konstellation der Verpflegungskosten allerdings (nachfolgend Ziff.VII.5.b.); zudem ergänzen wir unsere Haltung hinsichtlich der Beteiligung öffentlich-rechtlicher Träger (nachfolgend Ziff. VII.5.c.). 

	- Wenn Verpflegungskosten als unausweichliche Zusatz-Kosten ausgestaltet wer-den und zugleich quantifizierbar sind, sind die Kosten der Unterkunft (ggf. anteilig, sofern Höhe des Regelbedarfsanteils überschritten wird) um den im Regelbedarf ent-haltenen Verpflegungsteil zu mindern. Die Annahme einer Quantifizierbarkeit der in Rechnung gestellten Kosten setzt bei den Verpflegungskosten voraus, dass eine Vollverpflegung geleistet und zudem im Bedarfsfall – etwa bei Abwesenheiten während des Tages wegen der Wahrnehmung von Lernangeboten oder Praktika an einem anderen Ort als dem Ort der Unterkunft – auch außerhalb der Unterkunft zur Verfügung gestellt wird (z. B. durch Lunchpakete). 
	- Wenn Verpflegungskosten als unausweichliche Zusatz-Kosten ausgestaltet wer-den und zugleich quantifizierbar sind, sind die Kosten der Unterkunft (ggf. anteilig, sofern Höhe des Regelbedarfsanteils überschritten wird) um den im Regelbedarf ent-haltenen Verpflegungsteil zu mindern. Die Annahme einer Quantifizierbarkeit der in Rechnung gestellten Kosten setzt bei den Verpflegungskosten voraus, dass eine Vollverpflegung geleistet und zudem im Bedarfsfall – etwa bei Abwesenheiten während des Tages wegen der Wahrnehmung von Lernangeboten oder Praktika an einem anderen Ort als dem Ort der Unterkunft – auch außerhalb der Unterkunft zur Verfügung gestellt wird (z. B. durch Lunchpakete). 

	In Bezug auf Verpflegungskosten ist wie folgt zu differenzieren: 
	- Wenn Verpflegungskosten als unausweichliche Zusatz-Kosten ausgestaltet wer-den und zugleich quantifizierbar sind, sind die Kosten der Unterkunft (ggf. anteilig, sofern Höhe des Regelbedarfsanteils überschritten wird) um den im Regelbedarf ent-haltenen Verpflegungsteil zu mindern. Die Annahme einer Quantifizierbarkeit der in Rechnung gestellten Kosten setzt bei den Verpflegungskosten voraus, dass eine Vollverpflegung geleistet und zudem im Bedarfsfall – etwa bei Abwesenheiten während des Tages wegen der Wahrnehmung von Lernangeboten oder Praktika an einem anderen Ort als dem Ort der Unterkunft – auch außerhalb der Unterkunft zur Verfügung gestellt wird (z. B. durch Lunchpakete). 
	Exkurs: Nach übereinstimmender Auffassung des Bundesministeriums für Arbeit und So-ziales und des Staatsministeriums für Familie, Arbeit und Soziales ist in diesen Fällen trotz der Übernahme regelbedarfsrelevanter Kosten im Rahmen der KdU keinesfalls im Gegenzug der Regelbedarf zu reduzieren. Es kommt auch keine Reduzierung der KdU in Höhe des RBEG-Regelbedarfsanteils in Betracht. Sollten Jobcenter dennoch entspre-chend verfahren, haben die Leistungsberechtigten einen Nachzahlungsanspruch (§ 44 Abs. 1 SGB X). Sofern der in der Inklusivmiete enthaltene Stromanteil beziffert ist, sind die KdU aber entsprechend zu bereinigen (BSG, Urt. v. 24.11.2011 - B 14 AS 151/10 R). Wir weisen darauf hin, dass der Vollzug in den gemeinsamen Einrichtungen insoweit der Bundesagentur für Arbeit, die Aufsicht dem Bundesministerium für Arbeit und Soziales obliegt. 

	- Wenn Verpflegungskosten als unausweichliche Zusatz-Kosten ausgestaltet wer-den und zugleich quantifizierbar sind, sind die Kosten der Unterkunft (ggf. anteilig, sofern Höhe des Regelbedarfsanteils überschritten wird) um den im Regelbedarf ent-haltenen Verpflegungsteil zu mindern. Die Annahme einer Quantifizierbarkeit der in Rechnung gestellten Kosten setzt bei den Verpflegungskosten voraus, dass eine Vollverpflegung geleistet und zudem im Bedarfsfall – etwa bei Abwesenheiten während des Tages wegen der Wahrnehmung von Lernangeboten oder Praktika an einem anderen Ort als dem Ort der Unterkunft – auch außerhalb der Unterkunft zur Verfügung gestellt wird (z. B. durch Lunchpakete). 
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	Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales hat unsere oben dargelegte Rechtsauf-fassung in der Vergangenheit geteilt, lehnt sie nun aber in Bezug auf Verpflegungskosten ab und hält eine Übernahme der Verpflegungskosten im Wege der KdU generell für un-berechtigt. Wir halten an unserer Auffassung fest, präzisieren unsere Auffassung hin-sichtlich der besonderen Konstellation der Verpflegungskosten allerdings (nachfolgend Ziff.VII.5.b.); zudem ergänzen wir unsere Haltung hinsichtlich der Beteiligung öffentlich-rechtlicher Träger (nachfolgend Ziff. VII.5.c.). 
	In Bezug auf Verpflegungskosten ist wie folgt zu differenzieren: 
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	Bei den Verpflegungskosten, soweit diese mit den weiteren Unterkunftskosten un-ausweichlich verknüpft sind, handelt es sich um einen Sonderfall, da die Verpfle-gungskosten – im Gegensatz zu vielen anderen unausweichlichen Zusatz-Kosten für Un-terkünfte – bereits mit einem entsprechenden Teil im Regelbedarf berücksichtigt sind. Daher kann nach Feststellung, dass es sich um unausweichliche Zusatz-Kosten für die Unterkunft handelt – in einem weiteren Schritt – die Rechtsprechung des BSG (BSG vom 27.02.2008 – B 14/11b AS 15/07 R) zum Umgang mit Kosten, die sich sowohl im Regelbedarf, als auch als Teil der Kosten der Unterkunft niederschlagen (Warmwasser-kosten nach alter Rechtslage), unseres Erachtens angewendet werden. 
	Erläuterung des Vorstehenden: 
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	„Grundsätzlich besteht damit gemäß § 22 Abs. 1 SGB II - im Rahmen der Angemessen-heit - ein Anspruch auf Übernahme der vollständigen und tatsächlichen Kosten für die Bereitung von Warmwasser. Allerdings besteht dieser Anspruch auf Übernahme der Kos-ten der Unterkunft nur, soweit der Bedarf nicht bereits anderweitig gedeckt ist. Dies ist hier der Fall. Die Kosten der Warmwasserbereitung sind bereits von der Regelleistung gemäß § 20 SGB II umfasst. Diese können daher nicht zweifach gedeckt werden: Im Rahmen der Regelleistung gemäß § 20 Abs. 2 SGB II und im Rahmen der Kosten der Unterkunft gemäß § 22 SGB II.“ 
	- Sofern die Verpflegungskosten als unausweichliche Zusatz-Kosten ausgestaltet werden, aber nicht quantifizierbar sind, sind die Kosten in voller Höhe als Kosten der Unterkunft anzuerkennen. 
	Erläuterung des Vorstehenden: 

	Das BSG führt in seiner Entscheidung vom 27.02.2008 (B 14/11b AS 15/07 R) in Rn. 20 wie folgt aus: 
	„Grundsätzlich besteht damit gemäß § 22 Abs. 1 SGB II - im Rahmen der Angemessen-heit - ein Anspruch auf Übernahme der vollständigen und tatsächlichen Kosten für die Bereitung von Warmwasser. Allerdings besteht dieser Anspruch auf Übernahme der Kos-ten der Unterkunft nur, soweit der Bedarf nicht bereits anderweitig gedeckt ist. Dies ist hier der Fall. Die Kosten der Warmwasserbereitung sind bereits von der Regelleistung gemäß § 20 SGB II umfasst. Diese können daher nicht zweifach gedeckt werden: Im Rahmen der Regelleistung gemäß § 20 Abs. 2 SGB II und im Rahmen der Kosten der Unterkunft gemäß § 22 SGB II.“ 
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	Das BSG ordnet somit die Warmwasserkosten (nach der alten Rechtslage) grundsätz-lich einmal beiden Bereichen zu: Regelbedarf und KdU. In einem nächsten Schritt trifft es sodann eine Entscheidung bzgl. der Vor- und Nachrangigkeit der Ansprüche zueinander. Es kann sich nur um KdU handeln, soweit der Bedarf nicht bereits anderwei-tig gedeckt ist. Auch diese Ausführungen setzen bereits denknotwendig voraus, dass diese Kosten grundsätzlich beiden Bereichen zuzuordnen sind. Hinsichtlich dieses Punktes können die Wertungen des BSG-Urteils auch für die vorliegende Konstel-lation gängig gemacht werden: Die reinen Verpflegungskosten sind in bestimmter Höhe bereits Teil des Regelbedarfs. Über die Verknüpfung im Mietvertrag zu unaus-weichlichen Zusatz-Kosten werden sie auch zu KdU. 
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	Dies ist in der vorliegenden Konstellation bei den Verpflegungskosten gerade nicht der Fall. Es obliegt nicht der Selbstverantwortung oder dem Selbstbestimmungs-recht der Grundsicherungsempfänger, ob bzw. in welcher Höhe die Kosten entste-hen. Vielmehr ist davon auszugehen, dass im Mietvertrag festgehalten ist, dass die Ver-pflegungskosten in feststehender und gleichbleibender Höhe entstehen, ohne dass die Leistungsberechtigten hierauf einen Einfluss nehmen und die Kosten z.B. durch ge-ringe Inanspruchnahme beeinflussen könnten. 
	„Ist es über die Einrichtung getrennter Zähler oder sonstiger Vorrichtungen technisch möglich, die Kosten für Warmwasserbereitung konkret zu erfassen, so sind auch diese konkreten Kosten von den geltend gemachten Kosten der Unterkunft gemäß § 22 Abs. 1 Satz 1 SGB II abzuziehen. Auch dies liegt in der Logik des Systems der Regelleistung. In dem Moment, in dem eine konkrete Erfassung der Kosten der Warmwasserbereitung möglich ist, obliegt es der Selbstverantwortung und dem Selbstbestimmungsrecht des Grundsicherungsempfängers, seinen Warmwasserverbrauch zu steuern. 
	Demnach können auch unter Zugrundelegung der Rechtsprechung zu den Warmwasser-kosten nach alter Rechtslage allenfalls die KdU um den im Regelbedarf vorgesehe-nen Anteil für die Verpflegungskosten gemindert werden, da nur insoweit bereits eine Deckung der Kosten stattfindet und die Kostenhöhe im Übrigen nicht dem Einfluss der Leistungsberechtigten obliegt. 
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	Es besteht auch lediglich in Höhe der im Regelbedarf vorgesehenen Kosten für Verpfle-gung das Risiko einer Ungleichbehandlung aufgrund einer Begünstigung im Vergleich mit anderen Leistungsberechtigten. Soweit die KdU um die im Regelbedarf vorgesehenen Verpflegungsanteile gemindert werden können, steht hinsichtlich weiterer, den Regelbe-darf übersteigender Verpflegungskosten dem insoweit gewährten KdU-Bedarf (inkl. Verpflegungskosten) eine zu erfüllende Forderung aus dem Mietvertrag gegenüber, ohne dass für diesen Teil auch entsprechende Leistungen im Regelbedarf vorgesehen wären. Dieser feststehenden Kostenbelastung als Teil des Unterkunftsbedarfs stehen andere Leistungsberechtigte (die keine entsprechend verknüpften Unterkunftskosten haben) nicht gegenüber. 
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	Hierbei sind die Maßstäbe zur Beurteilung der generell-abstrakten Angemessenheit der Aufwendungen für die Unterkunft allein wegen der unausweichlichen Zusatz-Kosten i.d.R. nicht zu modifizieren. Die notwendigen Feststellungen betreffen die örtlichen Gege-benheiten des Wohnungsmarktes und haben sich zur Vermeidung eines Zirkelschlusses nicht auf Wohnungen zu beschränken, die gewissermaßen ein besonderes Ausstattungs-merkmal aufgrund der unausweichlichen Zusatz-Kosten beinhalten (vgl. auch BSG, Urteil v. 14.04.2011 - B 8 SO 19/09 R). 
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	Es besteht auch lediglich in Höhe der im Regelbedarf vorgesehenen Kosten für Verpfle-gung das Risiko einer Ungleichbehandlung aufgrund einer Begünstigung im Vergleich mit anderen Leistungsberechtigten. Soweit die KdU um die im Regelbedarf vorgesehenen Verpflegungsanteile gemindert werden können, steht hinsichtlich weiterer, den Regelbe-darf übersteigender Verpflegungskosten dem insoweit gewährten KdU-Bedarf (inkl. Verpflegungskosten) eine zu erfüllende Forderung aus dem Mietvertrag gegenüber, ohne dass für diesen Teil auch entsprechende Leistungen im Regelbedarf vorgesehen wären. Dieser feststehenden Kostenbelastung als Teil des Unterkunftsbedarfs stehen andere Leistungsberechtigte (die keine entsprechend verknüpften Unterkunftskosten haben) nicht gegenüber. 
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	Sofern die Gesamtkosten die abstrakten Angemessenheitswerte überschreiten, ist die konkrete Angemessenheit zu prüfen und ggf. ein Kostensenkungsverfahren durchzufüh-ren. Auch hierdurch wird eine Gleichbehandlung mit anderen Leistungsberechtigten er-zielt. 
	Sofern die Gesamtkosten die abstrakten Angemessenheitswerte überschreiten, ist die konkrete Angemessenheit zu prüfen und ggf. ein Kostensenkungsverfahren durchzufüh-ren. Auch hierdurch wird eine Gleichbehandlung mit anderen Leistungsberechtigten er-zielt. 
	Diese Anforderung ist auch nach unserem Dafürhalten systemgerecht, da bei einer nur teilweise zur Verfügung gestellten Verpflegung eine Quantifizierung mit dem im Regelbe-darf vorgesehenen Anteil nicht möglich wäre. Der entsprechende Regelbedarfsanteil sieht einen festen monatlichen Betrag für die Verpflegung vor, welcher durch den Ge-setzgeber nicht auf einzelne Mahlzeiten aufgeteilt wurde. Insoweit kann auch im Voll-zugswege und unter Berücksichtigung der angeführten BSG-Rechtsprechung keine sol-che Aufteilung und Kürzung der KdU erfolgen. 
	Die Annahme einer Quantifizierbarkeit der in Rechnung gestellten Kosten setzt bei den Verpflegungskosten voraus, dass eine Vollverpflegung geleistet und zudem im Be-darfsfall – etwa bei Abwesenheiten während des Tages wegen der Wahrnehmung von Lernangeboten oder Praktika an einem anderen Ort als dem Ort der Unterkunft – auch außerhalb der Unterkunft zur Verfügung gestellt wird (z. B. durch Lunchpakete). Inso-weit sind hier die Ausführungen in der Gesetzesbegründung zur Einführung des § 65 Abs. 1 SGB II a.F. heranzuziehen (BT-Drs. 18/8909, S. 34), soweit es darum geht, wel-che Anforderungen an die geleistete Verpflegung zu stellen sind, um den entsprechen-den Regelbedarfsanteil der bzw. dem Leistungsberechtigten – in einem ersten Schritt (vor der dortigen Überleitung auf den Unterkunftsträger) – vollständig zu entziehen. 
	Sofern aufgrund fehlender Quantifizierbarkeit eine Übernahme als KdU vorzunehmen ist, bleibt es jedoch auch weiterhin (soweit aktuell möglich) bei der Durchführung einer Ange-
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	Gemäß Urteil des BSG vom 24.11.2011 (B 14 AS 151/10 R) erfordert jede Kürzung des Bedarfs, der sich aus dem Regelbedarf und den tatsächlichen Aufwendungen für die Un-terkunft und Heizung, soweit diese angemessen sind, zusammensetzt, eine begründete Herleitung dieses Kürzungsbetrages. Zu beachten sind zudem auch die im Urteil des BSG vom 14.04.2011 (B 8 SO 19/09 R) aufgestellten Grundsätze. Demnach ist zwin-gende Voraussetzung, dass die Kosten identisch mit den im Regelbedarf hierfür vor-gesehenen Kosten und damit quantifizierbar sind. Fehlt es an einer Quantifizierbar-keit, sind die Verpflegungskosten vollständig als KdU anzuerkennen. 
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	Der öffentliche Träger kann auf die Vertragsgestaltung und die Entscheidung, ob es sich um ausweichliche Zusatz-Kosten im Sinne des Vorstehenden und damit Kosten der Un-terkunft handelt, bestimmenden Einfluss nehmen. Der öffentliche Träger hat zu berück-sichtigen, dass die dargestellte Gestaltung dazu führt, dass an sich dem Regelbedarf zuzuordnende Bedarfe den KdU zugeordnet und somit durch zusätzliche SGB II-Leistungen ausgeglichen werden. Das ist unter Gleichbehandlungsgesichtspunk-ten gegenüber anderen Leistungsberechtigten problematisch und daher grundsätzlich unerwünscht. Keinesfalls darf eine solche Gestaltung missbraucht werden, um letztlich eine Bundesbeteiligung zu erzwingen. 
	Hinsichtlich der Verpflegungskosten wird im Regelfall eine Untrennbarkeit nicht vorliegen. 
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	Insgesamt sind die Leistungsberechtigten dabei grundsätzlich nach dem im SGB II ver-ankerten Selbsthilfegrundsatz verpflichtet, die Renovierung bzw. Reparatur selbst bezie-hungsweise gegebenenfalls mit der Hilfe von Freunden oder Verwandten vorzunehmen. Etwas anderes gilt, wenn dies nachweislich nicht möglich ist. 
	Insgesamt sind die Leistungsberechtigten dabei grundsätzlich nach dem im SGB II ver-ankerten Selbsthilfegrundsatz verpflichtet, die Renovierung bzw. Reparatur selbst bezie-hungsweise gegebenenfalls mit der Hilfe von Freunden oder Verwandten vorzunehmen. Etwas anderes gilt, wenn dies nachweislich nicht möglich ist. 
	 Abs. 
	Nicht zu den Kosten der Unterkunft und Heizung gehören hingegen vertragliche oder de-liktische Schadensersatzansprüche des Vermieters gegen die Leistungsberechtigten z.B. wegen Beschädigung der Mietsache. Diese Ansprüche des Vermieters entstehen nur aus Anlass des Mietverhältnisses, aber nicht für die Unterkunft. 
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	Ggf. sind im Einzelfall sonstige Annexkosten (z.B. Kosten zur Durchsetzung berechtigter mietrechtlicher Ansprüche) zu übernehmen (BSG, Urt. v. 17.6.2010 - B 14 AS 58/09 R). 
	22
	6
	Insgesamt sind die Leistungsberechtigten dabei grundsätzlich nach dem im SGB II ver-ankerten Selbsthilfegrundsatz verpflichtet, die Renovierung bzw. Reparatur selbst bezie-hungsweise gegebenenfalls mit der Hilfe von Freunden oder Verwandten vorzunehmen. Etwas anderes gilt, wenn dies nachweislich nicht möglich ist. 
	7. Gebühren für die Benutzung von Unterkünften 

	d. Sonstiges 
	Nicht zu den Kosten der Unterkunft und Heizung gehören hingegen vertragliche oder de-liktische Schadensersatzansprüche des Vermieters gegen die Leistungsberechtigten z.B. wegen Beschädigung der Mietsache. Diese Ansprüche des Vermieters entstehen nur aus Anlass des Mietverhältnisses, aber nicht für die Unterkunft. 
	Insgesamt sind die Leistungsberechtigten dabei grundsätzlich nach dem im SGB II ver-ankerten Selbsthilfegrundsatz verpflichtet, die Renovierung bzw. Reparatur selbst bezie-hungsweise gegebenenfalls mit der Hilfe von Freunden oder Verwandten vorzunehmen. Etwas anderes gilt, wenn dies nachweislich nicht möglich ist. 
	22

	 SGB II noch vom Regelbedarf gedeckt. 
	d. Sonstiges 
	7. Gebühren für die Benutzung von Unterkünften 
	Insgesamt sind die Leistungsberechtigten dabei grundsätzlich nach dem im SGB II ver-ankerten Selbsthilfegrundsatz verpflichtet, die Renovierung bzw. Reparatur selbst bezie-hungsweise gegebenenfalls mit der Hilfe von Freunden oder Verwandten vorzunehmen. Etwas anderes gilt, wenn dies nachweislich nicht möglich ist. 
	Unabhängig davon sind diese Kosten aber weder Wohnungsbeschaffungskosten i.S.v. § 
	6
	22
	6
	22
	7. Gebühren für die Benutzung von Unterkünften 
	Insgesamt sind die Leistungsberechtigten dabei grundsätzlich nach dem im SGB II ver-ankerten Selbsthilfegrundsatz verpflichtet, die Renovierung bzw. Reparatur selbst bezie-hungsweise gegebenenfalls mit der Hilfe von Freunden oder Verwandten vorzunehmen. Etwas anderes gilt, wenn dies nachweislich nicht möglich ist. 
	 Abs. 

	Insgesamt sind die Leistungsberechtigten dabei grundsätzlich nach dem im SGB II ver-ankerten Selbsthilfegrundsatz verpflichtet, die Renovierung bzw. Reparatur selbst bezie-hungsweise gegebenenfalls mit der Hilfe von Freunden oder Verwandten vorzunehmen. Etwas anderes gilt, wenn dies nachweislich nicht möglich ist. 
	Insgesamt sind die Leistungsberechtigten dabei grundsätzlich nach dem im SGB II ver-ankerten Selbsthilfegrundsatz verpflichtet, die Renovierung bzw. Reparatur selbst bezie-hungsweise gegebenenfalls mit der Hilfe von Freunden oder Verwandten vorzunehmen. Etwas anderes gilt, wenn dies nachweislich nicht möglich ist. 
	Unabhängig davon sind diese Kosten aber weder Wohnungsbeschaffungskosten i.S.v. § 
	 SGB II noch vom Regelbedarf gedeckt. 
	 Abs. 
	Unabhängig davon sind diese Kosten aber weder Wohnungsbeschaffungskosten i.S.v. § 
	Insgesamt sind die Leistungsberechtigten dabei grundsätzlich nach dem im SGB II ver-ankerten Selbsthilfegrundsatz verpflichtet, die Renovierung bzw. Reparatur selbst bezie-hungsweise gegebenenfalls mit der Hilfe von Freunden oder Verwandten vorzunehmen. Etwas anderes gilt, wenn dies nachweislich nicht möglich ist. 
	7. Gebühren für die Benutzung von Unterkünften 
	6
	d. Sonstiges 

	Unabhängig davon sind diese Kosten aber weder Wohnungsbeschaffungskosten i.S.v. § 
	22
	d. Sonstiges 
	22
	d. Sonstiges 

	 Abs. 
	6
	Insgesamt sind die Leistungsberechtigten dabei grundsätzlich nach dem im SGB II ver-ankerten Selbsthilfegrundsatz verpflichtet, die Renovierung bzw. Reparatur selbst bezie-hungsweise gegebenenfalls mit der Hilfe von Freunden oder Verwandten vorzunehmen. Etwas anderes gilt, wenn dies nachweislich nicht möglich ist. 
	 Abs. 
	Unabhängig davon sind diese Kosten aber weder Wohnungsbeschaffungskosten i.S.v. § 
	Insgesamt sind die Leistungsberechtigten dabei grundsätzlich nach dem im SGB II ver-ankerten Selbsthilfegrundsatz verpflichtet, die Renovierung bzw. Reparatur selbst bezie-hungsweise gegebenenfalls mit der Hilfe von Freunden oder Verwandten vorzunehmen. Etwas anderes gilt, wenn dies nachweislich nicht möglich ist. 

	Insgesamt sind die Leistungsberechtigten dabei grundsätzlich nach dem im SGB II ver-ankerten Selbsthilfegrundsatz verpflichtet, die Renovierung bzw. Reparatur selbst bezie-hungsweise gegebenenfalls mit der Hilfe von Freunden oder Verwandten vorzunehmen. Etwas anderes gilt, wenn dies nachweislich nicht möglich ist. 
	Unabhängig davon sind diese Kosten aber weder Wohnungsbeschaffungskosten i.S.v. § 
	6
	Unabhängig davon sind diese Kosten aber weder Wohnungsbeschaffungskosten i.S.v. § 
	 SGB II noch vom Regelbedarf gedeckt. 
	 Abs. 
	Insgesamt sind die Leistungsberechtigten dabei grundsätzlich nach dem im SGB II ver-ankerten Selbsthilfegrundsatz verpflichtet, die Renovierung bzw. Reparatur selbst bezie-hungsweise gegebenenfalls mit der Hilfe von Freunden oder Verwandten vorzunehmen. Etwas anderes gilt, wenn dies nachweislich nicht möglich ist. 
	 Abs. 
	Unabhängig davon sind diese Kosten aber weder Wohnungsbeschaffungskosten i.S.v. § 

	 SGB II noch vom Regelbedarf gedeckt. 
	d. Sonstiges 
	 SGB II noch vom Regelbedarf gedeckt. 

	6
	 SGB II noch vom Regelbedarf gedeckt. 
	22

	 SGB II noch vom Regelbedarf gedeckt. 
	22
	 Abs. 
	Unabhängig davon sind diese Kosten aber weder Wohnungsbeschaffungskosten i.S.v. § 
	6

	6
	Insgesamt sind die Leistungsberechtigten dabei grundsätzlich nach dem im SGB II ver-ankerten Selbsthilfegrundsatz verpflichtet, die Renovierung bzw. Reparatur selbst bezie-hungsweise gegebenenfalls mit der Hilfe von Freunden oder Verwandten vorzunehmen. Etwas anderes gilt, wenn dies nachweislich nicht möglich ist. 
	Unabhängig davon sind diese Kosten aber weder Wohnungsbeschaffungskosten i.S.v. § 
	Insgesamt sind die Leistungsberechtigten dabei grundsätzlich nach dem im SGB II ver-ankerten Selbsthilfegrundsatz verpflichtet, die Renovierung bzw. Reparatur selbst bezie-hungsweise gegebenenfalls mit der Hilfe von Freunden oder Verwandten vorzunehmen. Etwas anderes gilt, wenn dies nachweislich nicht möglich ist. 
	22

	Unabhängig davon sind diese Kosten aber weder Wohnungsbeschaffungskosten i.S.v. § 
	22
	d. Sonstiges 
	Unabhängig davon sind diese Kosten aber weder Wohnungsbeschaffungskosten i.S.v. § 
	6
	Unabhängig davon sind diese Kosten aber weder Wohnungsbeschaffungskosten i.S.v. § 

	 SGB II noch vom Regelbedarf gedeckt. 
	d. Sonstiges 
	Unabhängig davon sind diese Kosten aber weder Wohnungsbeschaffungskosten i.S.v. § 
	Kreisfreien Gemeinden obliegt es selbst, Gebührensatzungen für kommunale Unter-künfte zu erlassen. Diese können – wie nachfolgend dargestellt – mit derselben Folge ebenfalls so ausgestaltet werden, dass die Energiekosten von der Gebühr umfasst sind. Auch bezüglich der Auslagen der Verpflegung kann eine mit der DVAsyl vergleichbare Regelung geschaffen werden. 
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	Bei der Gebührenerhebung nach der DVAsyl wurde bis einschließlich 30. November2023 nicht zwischen einer Gebühr für die (staatliche) Unterkunft und für die Haushaltsenergie differenziert, sondern stattdessen eine Einheitsgebühr festgesetzt. Dies hatte zur Folge, dass diese Benutzungsgebühr nach § 23 DVAsyl a.F. grundsätzlich vollständig (d.h. ohne Abzug) als Kosten der Unterkunft und Heizung Berücksichtigung fand. 
	Hinsichtlich des Verfahrens bei Erstattungsansprüchen nach § 74 Abs. 5 Satz 4 SGB II i.V.m. § 104 SGB X wird in Bezug auf die gemeinsamen Einrichtungen auf die Weisungs-zuständigkeit der BA, mit Blick auf die kommunalen Jobcenter auf unser Rundschreiben vom 19.08.2022 „Verpflegung in Gemeinschaftsunterkünften; Erstattungsanspruch nach § 74 Abs. 5 SGB II i.V.m. § 104 SGB X“ (Az. S9/6074.04-1/549) verwiesen.  
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	aa. Keine Einheitsgebühr mehr 
	Seit dem 1. Dezember 2023 werden die Gebührenbestandteile für Heizung und Haus-haltsenergie auf dem Bescheid gesondert ausgewiesen, um Transparenz und Ver-brauchskostensensibilität bei den Bewohnern zu schaffen. Der gesondert ausgewiesene Anteil an Haushaltsenergie ist daher nicht mehr als Kosten der Unterkunft im SGB II zu qualifizieren. 
	b. Exkurs: Gebühren nach der DVAsyl 

	Für die Erhebung von Auslagen der Verpflegung besteht mit § 24 DVAsyl eine geson-derte Rechtsgrundlage. Soweit einer kostenpflichtigen Person staatlich zurechenbar Voll-verpflegung zur Verfügung gestellt wird, richten sich die Auslagen für die Verpflegung gem. § 24 Satz 1 DVAsyl nach dem jeweils zugrundeliegenden Vertrag zur Sicherstel-lung der Verpflegung. Die Auslagen werden pro Monat gem. § 24 Satz 2 DVAsyl auf die Höhe der jeweiligen Beträge für den Bereich Nahrungsmittel und Getränke der Abteilung 1 und 2 des § 5 Abs. 1 und § 6 Abs. 1 Regelbedarfs-Ermittlungsgesetz gedeckelt, die Kosten sind vom Regelbedarf zu bestreiten. 
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	So müssen Asylbewerber die Kosten für Unterkunft, Heizung und Energie nach § 7 Abs. 1 Satz 3 AsylbLG erstatten bzw. im Rahmen der DVAsyl staatliche Benutzungsge-bühren bezahlen, wenn sie über relevantes Einkommen bzw. Vermögen verfügen. In der Regel erfolgt eine laufende Abrechnung, so dass ein Bezugspunkt zum SGB II nicht in Betracht kommt. Lediglich im „Ausnahmefall des Ausnahmefalls“, nämlich wenn der Be-troffene aufgrund von Einkommen und Vermögen zunächst eigentlich Gebühren bezah-len hätte müssen, diese nicht gleich abgerechnet wurden, der Betroffene kurze Zeit spä-ter jedoch anerkannt wird und aufgrund mangelnden Einkommens und Vermögens nun SGB II-Leistungen bezieht, erfolgt hier die Kostenübernahme aus einer Abrechnung nachträglich für vergangene Zeiträume. Dies kann im „Ausnahmefall des Ausnahmefalls des Ausnahmefalls“ zu einem Zeitpunkt erfolgen, in dem der Betroffene bereits SGB II-Leistungen bezieht. 
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	Der zweite Anwendungsfall betrifft kürzlich anerkannte Flüchtlinge. Mit Ablauf des Mo-nats der Anerkennung unterfallen Anerkannte nicht mehr dem Anwendungsbereich des AsylbLG. Um einen reibungslosen Rechtskreiswechsel vom AsylbLG in das SGB II (bzw. SGB XII) sicherzustellen, gewähren die Sozialämter in Bayern auf Kosten des Freistaats den Betroffenen zum Teil einen Monat länger – nach Ablauf des Monats der Anerken-nung – Leistungen nach dem AsylbLG. Dadurch werden die teilweise folgenreichen Probleme beim Rechtskreiswechsel (insbesondere Antragstellung SGB II) im Einzelfall abgemildert und das Existenzminium für den Betroffenen durchgehend gewährleistet. Hiervon unabhängig sind die Betroffenen nach Ablauf des Monats der Anerkennung sog. Fehlbeleger, von denen Gebühren erhoben werden. 
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	Der zweite Anwendungsfall betrifft kürzlich anerkannte Flüchtlinge. Mit Ablauf des Mo-nats der Anerkennung unterfallen Anerkannte nicht mehr dem Anwendungsbereich des AsylbLG. Um einen reibungslosen Rechtskreiswechsel vom AsylbLG in das SGB II (bzw. SGB XII) sicherzustellen, gewähren die Sozialämter in Bayern auf Kosten des Freistaats den Betroffenen zum Teil einen Monat länger – nach Ablauf des Monats der Anerken-nung – Leistungen nach dem AsylbLG. Dadurch werden die teilweise folgenreichen Probleme beim Rechtskreiswechsel (insbesondere Antragstellung SGB II) im Einzelfall abgemildert und das Existenzminium für den Betroffenen durchgehend gewährleistet. Hiervon unabhängig sind die Betroffenen nach Ablauf des Monats der Anerkennung sog. Fehlbeleger, von denen Gebühren erhoben werden. 
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	Der Bund wird diese Kosten vorerst und ausnahmsweise auch als fluchtbedingte Kosten der Unterkunft anerkennen. Im Übrigen hat der Freistaat die anderen Länder über seine Rechtsauffassung in Kenntnis gesetzt; Einwände wurden (bisher) nicht erhoben. 
	Der Bund wird diese Kosten vorerst und ausnahmsweise auch als fluchtbedingte Kosten der Unterkunft anerkennen. Im Übrigen hat der Freistaat die anderen Länder über seine Rechtsauffassung in Kenntnis gesetzt; Einwände wurden (bisher) nicht erhoben. 
	Die Zentrale Gebührenabrechnungsstelle des Freistaats Bayern stellt im Namen des an-erkannten Flüchtlings einen fristwahrenden Kurzantrag (siehe Ziff. XI. 7. und 8). 
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	Für kommunale Gebührenbescheide gilt grundsätzlich das Gleiche wie für staatliche Ge-bührenbescheide. Unterschiede ergeben sich jedoch, wenn die kommunale Satzung ab-weichende Fälligkeitszeitpunkte festlegt. 
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	9. Berücksichtigungsfähige Kosten der Heizung 
	Für kommunale Gebührenbescheide gilt grundsätzlich das Gleiche wie für staatliche Ge-bührenbescheide. Unterschiede ergeben sich jedoch, wenn die kommunale Satzung ab-weichende Fälligkeitszeitpunkte festlegt. 
	8. Berücksichtigungsfähige Kosten bei Eigenheimen / Eigentumswohnungen 
	Für kommunale Gebührenbescheide gilt grundsätzlich das Gleiche wie für staatliche Ge-bührenbescheide. Unterschiede ergeben sich jedoch, wenn die kommunale Satzung ab-weichende Fälligkeitszeitpunkte festlegt. 

	Bei den berücksichtigungsfähigen Kosten bei Eigenheimen / Eigentumswohnungen ver-weisen wir auf das Rundschreiben zu „Bedarfe für Unterkunft und Heizung; hier: Eigen-heime / Eigentumswohnungen“. 
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	Für kommunale Gebührenbescheide gilt grundsätzlich das Gleiche wie für staatliche Ge-bührenbescheide. Unterschiede ergeben sich jedoch, wenn die kommunale Satzung ab-weichende Fälligkeitszeitpunkte festlegt. 
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	 Strombedarf für den Betrieb der Heizungsanlage (Betriebsstromkosten) 
	Die Betriebsstromkosten sind – sofern möglich – abzugrenzen von der im Regelbedarf nach § 20 Abs. 1 Satz 1 SGB II enthaltenen Position für Haushaltsstrom bzw. Kochfeue-rung. Als Kosten des Betriebs einer zentralen Heizungsanlage sind die Betriebsstrom-kosten regelmäßig in den monatlichen Abschlagszahlungen enthalten. Sofern für den Be-triebsstrom kein separater Zähler bzw. Zwischenzähler existiert, kommt eine Schätzung des Stromverbrauchs in Betracht (BSG, Urt. v. 03.12.2015 – B 4 AS 47/14 R; Urt. v. 07.07.2011 - B 14 AS 51/10 R). 
	Die Betriebsstromkosten sind – sofern möglich – abzugrenzen von der im Regelbedarf nach § 20 Abs. 1 Satz 1 SGB II enthaltenen Position für Haushaltsstrom bzw. Kochfeue-rung. Als Kosten des Betriebs einer zentralen Heizungsanlage sind die Betriebsstrom-kosten regelmäßig in den monatlichen Abschlagszahlungen enthalten. Sofern für den Be-triebsstrom kein separater Zähler bzw. Zwischenzähler existiert, kommt eine Schätzung des Stromverbrauchs in Betracht (BSG, Urt. v. 03.12.2015 – B 4 AS 47/14 R; Urt. v. 07.07.2011 - B 14 AS 51/10 R). 
	Die Kosten der Warmwasserbereitung sind nicht vom Regelbedarf umfasst, sondern wer-den als eigenständiger Bedarf erfasst, der in angemessener Höhe zu übernehmen ist. Der Bedarf für zentral bereitgestelltes Warmwasser gehört – ohne ausdrückliche Erwäh-nung im Gesetzestext – zu den nach § 22 Abs. 1 SGB II zu übernehmenden Heizkosten. 
	b. Kosten der zentralen Warmwasserbereitung 
	Erfolgt die Warmwasserversorgung über die zentrale Heizungsanlage, so handelt es sich um eine zentrale Warmwassererzeugung. Sie ist auch bei Unterkünften mit Einzelhei-zung (z.B. Ölbrenner, separate Gastherme) gegeben, sofern über diese nicht nur ge-heizt, sondern auch Warmwasser erzeugt wird. Die Ölkosten bzw. der Abschlag an den Gasversorger sind in diesen Fällen grundsätzlich ungekürzt als Bedarf nach § 22 Abs. 1 SGB II zu übernehmen. 
	Die Betriebsstromkosten sind – sofern möglich – abzugrenzen von der im Regelbedarf nach § 20 Abs. 1 Satz 1 SGB II enthaltenen Position für Haushaltsstrom bzw. Kochfeue-rung. Als Kosten des Betriebs einer zentralen Heizungsanlage sind die Betriebsstrom-kosten regelmäßig in den monatlichen Abschlagszahlungen enthalten. Sofern für den Be-triebsstrom kein separater Zähler bzw. Zwischenzähler existiert, kommt eine Schätzung des Stromverbrauchs in Betracht (BSG, Urt. v. 03.12.2015 – B 4 AS 47/14 R; Urt. v. 07.07.2011 - B 14 AS 51/10 R). 
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	b. Kosten der zentralen Warmwasserbereitung 
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	Die gleiche Problematik besteht in Fällen, in denen eine Mietwohnung mangels ander-weitiger Heizkörper zum Teil mit einem separaten Heizstrahler beheizt wird. Auch hier ist eine Abgrenzung des Energieanteils im Rahmen der Heizkosten von der im Regelbedarf enthaltenen Haushaltsenergie erforderlich. Vorzugswürdig ist auch hier der Einsatz sepa-rater Zähler bzw. Zwischenzähler. Sofern solche nicht vorhanden sind, kommt ebenfalls eine Schätzung des Stromverbrauchs in Betracht (z.B. geschätzter Stromverbrauch des Heizlüfters während der ebenfalls geschätzten durchschnittlichen Betriebsstunden). 
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	c. Kosten der dezentralen Warmwassererzeugung 
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	Erfolgt die Warmwasserversorgung über die zentrale Heizungsanlage, so handelt es sich um eine zentrale Warmwassererzeugung. Sie ist auch bei Unterkünften mit Einzelhei-zung (z.B. Ölbrenner, separate Gastherme) gegeben, sofern über diese nicht nur ge-heizt, sondern auch Warmwasser erzeugt wird. Die Ölkosten bzw. der Abschlag an den Gasversorger sind in diesen Fällen grundsätzlich ungekürzt als Bedarf nach § 22 Abs. 1 SGB II zu übernehmen. 
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	Die Betriebsstromkosten sind – sofern möglich – abzugrenzen von der im Regelbedarf nach § 20 Abs. 1 Satz 1 SGB II enthaltenen Position für Haushaltsstrom bzw. Kochfeue-rung. Als Kosten des Betriebs einer zentralen Heizungsanlage sind die Betriebsstrom-kosten regelmäßig in den monatlichen Abschlagszahlungen enthalten. Sofern für den Be-triebsstrom kein separater Zähler bzw. Zwischenzähler existiert, kommt eine Schätzung des Stromverbrauchs in Betracht (BSG, Urt. v. 03.12.2015 – B 4 AS 47/14 R; Urt. v. 07.07.2011 - B 14 AS 51/10 R). 
	Die gleiche Problematik besteht in Fällen, in denen eine Mietwohnung mangels ander-weitiger Heizkörper zum Teil mit einem separaten Heizstrahler beheizt wird. Auch hier ist eine Abgrenzung des Energieanteils im Rahmen der Heizkosten von der im Regelbedarf enthaltenen Haushaltsenergie erforderlich. Vorzugswürdig ist auch hier der Einsatz sepa-rater Zähler bzw. Zwischenzähler. Sofern solche nicht vorhanden sind, kommt ebenfalls eine Schätzung des Stromverbrauchs in Betracht (z.B. geschätzter Stromverbrauch des Heizlüfters während der ebenfalls geschätzten durchschnittlichen Betriebsstunden). 
	Die Betriebsstromkosten sind – sofern möglich – abzugrenzen von der im Regelbedarf nach § 20 Abs. 1 Satz 1 SGB II enthaltenen Position für Haushaltsstrom bzw. Kochfeue-rung. Als Kosten des Betriebs einer zentralen Heizungsanlage sind die Betriebsstrom-kosten regelmäßig in den monatlichen Abschlagszahlungen enthalten. Sofern für den Be-triebsstrom kein separater Zähler bzw. Zwischenzähler existiert, kommt eine Schätzung des Stromverbrauchs in Betracht (BSG, Urt. v. 03.12.2015 – B 4 AS 47/14 R; Urt. v. 07.07.2011 - B 14 AS 51/10 R). 
	b. Kosten der zentralen Warmwasserbereitung 

	Die gleiche Problematik besteht in Fällen, in denen eine Mietwohnung mangels ander-weitiger Heizkörper zum Teil mit einem separaten Heizstrahler beheizt wird. Auch hier ist eine Abgrenzung des Energieanteils im Rahmen der Heizkosten von der im Regelbedarf enthaltenen Haushaltsenergie erforderlich. Vorzugswürdig ist auch hier der Einsatz sepa-rater Zähler bzw. Zwischenzähler. Sofern solche nicht vorhanden sind, kommt ebenfalls eine Schätzung des Stromverbrauchs in Betracht (z.B. geschätzter Stromverbrauch des Heizlüfters während der ebenfalls geschätzten durchschnittlichen Betriebsstunden). 
	b. Kosten der zentralen Warmwasserbereitung 
	Von der zentralen Warmwassererzeugung zu unterscheiden sind Kosten der dezentralen Warmwasserversorgung. Sie werden durch Anerkennung eines Mehrbedarfs nach § 21 Abs. 7 SGB II ausgeglichen. 
	Die gleiche Problematik besteht in Fällen, in denen eine Mietwohnung mangels ander-weitiger Heizkörper zum Teil mit einem separaten Heizstrahler beheizt wird. Auch hier ist eine Abgrenzung des Energieanteils im Rahmen der Heizkosten von der im Regelbedarf enthaltenen Haushaltsenergie erforderlich. Vorzugswürdig ist auch hier der Einsatz sepa-rater Zähler bzw. Zwischenzähler. Sofern solche nicht vorhanden sind, kommt ebenfalls eine Schätzung des Stromverbrauchs in Betracht (z.B. geschätzter Stromverbrauch des Heizlüfters während der ebenfalls geschätzten durchschnittlichen Betriebsstunden). 
	Erfolgt die Warmwasserversorgung über die zentrale Heizungsanlage, so handelt es sich um eine zentrale Warmwassererzeugung. Sie ist auch bei Unterkünften mit Einzelhei-zung (z.B. Ölbrenner, separate Gastherme) gegeben, sofern über diese nicht nur ge-heizt, sondern auch Warmwasser erzeugt wird. Die Ölkosten bzw. der Abschlag an den Gasversorger sind in diesen Fällen grundsätzlich ungekürzt als Bedarf nach § 22 Abs. 1 SGB II zu übernehmen. 
	Die gleiche Problematik besteht in Fällen, in denen eine Mietwohnung mangels ander-weitiger Heizkörper zum Teil mit einem separaten Heizstrahler beheizt wird. Auch hier ist eine Abgrenzung des Energieanteils im Rahmen der Heizkosten von der im Regelbedarf enthaltenen Haushaltsenergie erforderlich. Vorzugswürdig ist auch hier der Einsatz sepa-rater Zähler bzw. Zwischenzähler. Sofern solche nicht vorhanden sind, kommt ebenfalls eine Schätzung des Stromverbrauchs in Betracht (z.B. geschätzter Stromverbrauch des Heizlüfters während der ebenfalls geschätzten durchschnittlichen Betriebsstunden). 

	c. Kosten der dezentralen Warmwassererzeugung 
	Von der zentralen Warmwassererzeugung zu unterscheiden sind Kosten der dezentralen Warmwasserversorgung. Sie werden durch Anerkennung eines Mehrbedarfs nach § 21 Abs. 7 SGB II ausgeglichen. 
	Die gleiche Problematik besteht in Fällen, in denen eine Mietwohnung mangels ander-weitiger Heizkörper zum Teil mit einem separaten Heizstrahler beheizt wird. Auch hier ist eine Abgrenzung des Energieanteils im Rahmen der Heizkosten von der im Regelbedarf enthaltenen Haushaltsenergie erforderlich. Vorzugswürdig ist auch hier der Einsatz sepa-rater Zähler bzw. Zwischenzähler. Sofern solche nicht vorhanden sind, kommt ebenfalls eine Schätzung des Stromverbrauchs in Betracht (z.B. geschätzter Stromverbrauch des Heizlüfters während der ebenfalls geschätzten durchschnittlichen Betriebsstunden). 

	Wird Warmwasser über eine in der Unterkunft installierte, technisch aber von der Hei-zungsanlage getrennte Vorrichtung erzeugt (z.B. Boiler, Durchlauferhitzer, Badeofen), handelt es sich um dezentrale Warmwassererzeugung. 
	Wird Warmwasser über eine in der Unterkunft installierte, technisch aber von der Hei-zungsanlage getrennte Vorrichtung erzeugt (z.B. Boiler, Durchlauferhitzer, Badeofen), handelt es sich um dezentrale Warmwassererzeugung. 
	Bei den Bedarfen für Unterkunft und Heizung sind die ungedeckten Bedarfe von den Schulden abzugrenzen. Ausgehend von dem Zweck der Leistungen nach dem SGB II ist danach zu unterscheiden, ob es sich um einen tatsächlich eingetretenen und bisher noch nicht von dem SGB II-Träger gedeckten Bedarf handelt (dann Kosten gemäß § 22 Abs. 1 SGB II) oder nicht (dann Schulden, u.U. gemäß § 22 Abs. 8 SGB II). 
	Maßgeblich ist allein der Zeitpunkt der Fälligkeit der Kosten für Unterkunft und Heizung (BSG, Urt. v. 19.05.2021, B 14 AS 19/20 R; Urt. v. 08.05.2019 - B 14 AS 20/18 R; so auch schon BVerwG, Urt. v. 04.02.1988 - 5 C 26/87 und 5 C 89.85). Entscheidend ist, wann die Leistungsberechtigten - in den Grenzen der Antragswirkung nach § 37 Abs. 2 SGB II - mit einer fälligen Forderung des Dritten (z. B. des Vermieters, einer Gebühren-abrechnungsstelle) belastet waren. 

	Maßgeblich ist allein der Zeitpunkt der Fälligkeit der Kosten für Unterkunft und Heizung (BSG, Urt. v. 19.05.2021, B 14 AS 19/20 R; Urt. v. 08.05.2019 - B 14 AS 20/18 R; so auch schon BVerwG, Urt. v. 04.02.1988 - 5 C 26/87 und 5 C 89.85). Entscheidend ist, wann die Leistungsberechtigten - in den Grenzen der Antragswirkung nach § 37 Abs. 2 SGB II - mit einer fälligen Forderung des Dritten (z. B. des Vermieters, einer Gebühren-abrechnungsstelle) belastet waren. 
	1. Allgemeines 
	Diese Abgrenzung ist nach der Rechtsprechung (BSG, Urt. v. 17.06.2010 - B 14 AS 58/09 R) unabhängig von der zivilrechtlichen Einordnung zu treffen. Es können also zivil-rechtliche Schulden der Leistungsberechtigten gegenüber seinem Vermieter und damit im Außenverhältnis bestehen, die im Innenverhältnis zwischen Leistungsberechtigten und Jobcenter keine Schulden im Sinne des SGB II sind. 
	Wird Warmwasser über eine in der Unterkunft installierte, technisch aber von der Hei-zungsanlage getrennte Vorrichtung erzeugt (z.B. Boiler, Durchlauferhitzer, Badeofen), handelt es sich um dezentrale Warmwassererzeugung. 

	2. Maßgeblicher Zeitpunkt: Fälligkeit 
	Maßgeblich ist allein der Zeitpunkt der Fälligkeit der Kosten für Unterkunft und Heizung (BSG, Urt. v. 19.05.2021, B 14 AS 19/20 R; Urt. v. 08.05.2019 - B 14 AS 20/18 R; so auch schon BVerwG, Urt. v. 04.02.1988 - 5 C 26/87 und 5 C 89.85). Entscheidend ist, wann die Leistungsberechtigten - in den Grenzen der Antragswirkung nach § 37 Abs. 2 SGB II - mit einer fälligen Forderung des Dritten (z. B. des Vermieters, einer Gebühren-abrechnungsstelle) belastet waren. 
	Wird Warmwasser über eine in der Unterkunft installierte, technisch aber von der Hei-zungsanlage getrennte Vorrichtung erzeugt (z.B. Boiler, Durchlauferhitzer, Badeofen), handelt es sich um dezentrale Warmwassererzeugung. 
	1. Allgemeines 

	Für die Abgrenzung zwischen aktuellem Bedarf und Schulden ist vom Ziel des § 22 Abs. 1 SGB II, einen aktuellen tatsächlichen Bedarf zu decken, auszugehen (aus-führlich dazu Oestreicher/Lau, SGB II, § 22 Rn. 82). Damit wird das Bestehen eines aktu-ellen Bedarfs zum maßgeblichen Abgrenzungskriterium. Dabei ist zu berücksichtigen, dass sich der Bedarf nicht auf die Unterkunft und Wärme als solche, sondern die dafür erforderlichen Geldmittel bezieht (s.o.). 
	2. Maßgeblicher Zeitpunkt: Fälligkeit 
	Wird Warmwasser über eine in der Unterkunft installierte, technisch aber von der Hei-zungsanlage getrennte Vorrichtung erzeugt (z.B. Boiler, Durchlauferhitzer, Badeofen), handelt es sich um dezentrale Warmwassererzeugung. 
	VIII. Abgrenzung Bedarf / Schulden 
	Diese Abgrenzung ist nach der Rechtsprechung (BSG, Urt. v. 17.06.2010 - B 14 AS 58/09 R) unabhängig von der zivilrechtlichen Einordnung zu treffen. Es können also zivil-rechtliche Schulden der Leistungsberechtigten gegenüber seinem Vermieter und damit im Außenverhältnis bestehen, die im Innenverhältnis zwischen Leistungsberechtigten und Jobcenter keine Schulden im Sinne des SGB II sind. 
	1. Allgemeines 
	Diese Abgrenzung ist nach der Rechtsprechung (BSG, Urt. v. 17.06.2010 - B 14 AS 58/09 R) unabhängig von der zivilrechtlichen Einordnung zu treffen. Es können also zivil-rechtliche Schulden der Leistungsberechtigten gegenüber seinem Vermieter und damit im Außenverhältnis bestehen, die im Innenverhältnis zwischen Leistungsberechtigten und Jobcenter keine Schulden im Sinne des SGB II sind. 
	1. Allgemeines 
	Wird Warmwasser über eine in der Unterkunft installierte, technisch aber von der Hei-zungsanlage getrennte Vorrichtung erzeugt (z.B. Boiler, Durchlauferhitzer, Badeofen), handelt es sich um dezentrale Warmwassererzeugung. 
	Bei den Bedarfen für Unterkunft und Heizung sind die ungedeckten Bedarfe von den Schulden abzugrenzen. Ausgehend von dem Zweck der Leistungen nach dem SGB II ist danach zu unterscheiden, ob es sich um einen tatsächlich eingetretenen und bisher noch nicht von dem SGB II-Träger gedeckten Bedarf handelt (dann Kosten gemäß § 22 Abs. 1 SGB II) oder nicht (dann Schulden, u.U. gemäß § 22 Abs. 8 SGB II). 

	Wird Warmwasser über eine in der Unterkunft installierte, technisch aber von der Hei-zungsanlage getrennte Vorrichtung erzeugt (z.B. Boiler, Durchlauferhitzer, Badeofen), handelt es sich um dezentrale Warmwassererzeugung. 
	Wird Warmwasser über eine in der Unterkunft installierte, technisch aber von der Hei-zungsanlage getrennte Vorrichtung erzeugt (z.B. Boiler, Durchlauferhitzer, Badeofen), handelt es sich um dezentrale Warmwassererzeugung. 
	VIII. Abgrenzung Bedarf / Schulden 
	Für die Abgrenzung zwischen aktuellem Bedarf und Schulden ist vom Ziel des § 22 Abs. 1 SGB II, einen aktuellen tatsächlichen Bedarf zu decken, auszugehen (aus-führlich dazu Oestreicher/Lau, SGB II, § 22 Rn. 82). Damit wird das Bestehen eines aktu-ellen Bedarfs zum maßgeblichen Abgrenzungskriterium. Dabei ist zu berücksichtigen, dass sich der Bedarf nicht auf die Unterkunft und Wärme als solche, sondern die dafür erforderlichen Geldmittel bezieht (s.o.). 
	Bei den Bedarfen für Unterkunft und Heizung sind die ungedeckten Bedarfe von den Schulden abzugrenzen. Ausgehend von dem Zweck der Leistungen nach dem SGB II ist danach zu unterscheiden, ob es sich um einen tatsächlich eingetretenen und bisher noch nicht von dem SGB II-Träger gedeckten Bedarf handelt (dann Kosten gemäß § 22 Abs. 1 SGB II) oder nicht (dann Schulden, u.U. gemäß § 22 Abs. 8 SGB II). 
	VIII. Abgrenzung Bedarf / Schulden 
	Wird Warmwasser über eine in der Unterkunft installierte, technisch aber von der Hei-zungsanlage getrennte Vorrichtung erzeugt (z.B. Boiler, Durchlauferhitzer, Badeofen), handelt es sich um dezentrale Warmwassererzeugung. 
	Diese Abgrenzung ist nach der Rechtsprechung (BSG, Urt. v. 17.06.2010 - B 14 AS 58/09 R) unabhängig von der zivilrechtlichen Einordnung zu treffen. Es können also zivil-rechtliche Schulden der Leistungsberechtigten gegenüber seinem Vermieter und damit im Außenverhältnis bestehen, die im Innenverhältnis zwischen Leistungsberechtigten und Jobcenter keine Schulden im Sinne des SGB II sind. 
	2. Maßgeblicher Zeitpunkt: Fälligkeit 

	VIII. Abgrenzung Bedarf / Schulden 
	1. Allgemeines 
	2. Maßgeblicher Zeitpunkt: Fälligkeit 
	1. Allgemeines 
	2. Maßgeblicher Zeitpunkt: Fälligkeit 

	Bei den Bedarfen für Unterkunft und Heizung sind die ungedeckten Bedarfe von den Schulden abzugrenzen. Ausgehend von dem Zweck der Leistungen nach dem SGB II ist danach zu unterscheiden, ob es sich um einen tatsächlich eingetretenen und bisher noch nicht von dem SGB II-Träger gedeckten Bedarf handelt (dann Kosten gemäß § 22 Abs. 1 SGB II) oder nicht (dann Schulden, u.U. gemäß § 22 Abs. 8 SGB II). 
	Diese Abgrenzung ist nach der Rechtsprechung (BSG, Urt. v. 17.06.2010 - B 14 AS 58/09 R) unabhängig von der zivilrechtlichen Einordnung zu treffen. Es können also zivil-rechtliche Schulden der Leistungsberechtigten gegenüber seinem Vermieter und damit im Außenverhältnis bestehen, die im Innenverhältnis zwischen Leistungsberechtigten und Jobcenter keine Schulden im Sinne des SGB II sind. 
	Wird Warmwasser über eine in der Unterkunft installierte, technisch aber von der Hei-zungsanlage getrennte Vorrichtung erzeugt (z.B. Boiler, Durchlauferhitzer, Badeofen), handelt es sich um dezentrale Warmwassererzeugung. 
	Bei den Bedarfen für Unterkunft und Heizung sind die ungedeckten Bedarfe von den Schulden abzugrenzen. Ausgehend von dem Zweck der Leistungen nach dem SGB II ist danach zu unterscheiden, ob es sich um einen tatsächlich eingetretenen und bisher noch nicht von dem SGB II-Träger gedeckten Bedarf handelt (dann Kosten gemäß § 22 Abs. 1 SGB II) oder nicht (dann Schulden, u.U. gemäß § 22 Abs. 8 SGB II). 
	VIII. Abgrenzung Bedarf / Schulden 
	Wird Warmwasser über eine in der Unterkunft installierte, technisch aber von der Hei-zungsanlage getrennte Vorrichtung erzeugt (z.B. Boiler, Durchlauferhitzer, Badeofen), handelt es sich um dezentrale Warmwassererzeugung. 

	Wird Warmwasser über eine in der Unterkunft installierte, technisch aber von der Hei-zungsanlage getrennte Vorrichtung erzeugt (z.B. Boiler, Durchlauferhitzer, Badeofen), handelt es sich um dezentrale Warmwassererzeugung. 
	VIII. Abgrenzung Bedarf / Schulden 
	Diese Abgrenzung ist nach der Rechtsprechung (BSG, Urt. v. 17.06.2010 - B 14 AS 58/09 R) unabhängig von der zivilrechtlichen Einordnung zu treffen. Es können also zivil-rechtliche Schulden der Leistungsberechtigten gegenüber seinem Vermieter und damit im Außenverhältnis bestehen, die im Innenverhältnis zwischen Leistungsberechtigten und Jobcenter keine Schulden im Sinne des SGB II sind. 
	VIII. Abgrenzung Bedarf / Schulden 
	Für die Abgrenzung zwischen aktuellem Bedarf und Schulden ist vom Ziel des § 22 Abs. 1 SGB II, einen aktuellen tatsächlichen Bedarf zu decken, auszugehen (aus-führlich dazu Oestreicher/Lau, SGB II, § 22 Rn. 82). Damit wird das Bestehen eines aktu-ellen Bedarfs zum maßgeblichen Abgrenzungskriterium. Dabei ist zu berücksichtigen, dass sich der Bedarf nicht auf die Unterkunft und Wärme als solche, sondern die dafür erforderlichen Geldmittel bezieht (s.o.). 
	Bei den Bedarfen für Unterkunft und Heizung sind die ungedeckten Bedarfe von den Schulden abzugrenzen. Ausgehend von dem Zweck der Leistungen nach dem SGB II ist danach zu unterscheiden, ob es sich um einen tatsächlich eingetretenen und bisher noch nicht von dem SGB II-Träger gedeckten Bedarf handelt (dann Kosten gemäß § 22 Abs. 1 SGB II) oder nicht (dann Schulden, u.U. gemäß § 22 Abs. 8 SGB II). 
	Wird Warmwasser über eine in der Unterkunft installierte, technisch aber von der Hei-zungsanlage getrennte Vorrichtung erzeugt (z.B. Boiler, Durchlauferhitzer, Badeofen), handelt es sich um dezentrale Warmwassererzeugung. 
	Bei den Bedarfen für Unterkunft und Heizung sind die ungedeckten Bedarfe von den Schulden abzugrenzen. Ausgehend von dem Zweck der Leistungen nach dem SGB II ist danach zu unterscheiden, ob es sich um einen tatsächlich eingetretenen und bisher noch nicht von dem SGB II-Träger gedeckten Bedarf handelt (dann Kosten gemäß § 22 Abs. 1 SGB II) oder nicht (dann Schulden, u.U. gemäß § 22 Abs. 8 SGB II). 
	VIII. Abgrenzung Bedarf / Schulden 

	Für die Abgrenzung zwischen aktuellem Bedarf und Schulden ist vom Ziel des § 22 Abs. 1 SGB II, einen aktuellen tatsächlichen Bedarf zu decken, auszugehen (aus-führlich dazu Oestreicher/Lau, SGB II, § 22 Rn. 82). Damit wird das Bestehen eines aktu-ellen Bedarfs zum maßgeblichen Abgrenzungskriterium. Dabei ist zu berücksichtigen, dass sich der Bedarf nicht auf die Unterkunft und Wärme als solche, sondern die dafür erforderlichen Geldmittel bezieht (s.o.). 
	2. Maßgeblicher Zeitpunkt: Fälligkeit 
	Für die Abgrenzung zwischen aktuellem Bedarf und Schulden ist vom Ziel des § 22 Abs. 1 SGB II, einen aktuellen tatsächlichen Bedarf zu decken, auszugehen (aus-führlich dazu Oestreicher/Lau, SGB II, § 22 Rn. 82). Damit wird das Bestehen eines aktu-ellen Bedarfs zum maßgeblichen Abgrenzungskriterium. Dabei ist zu berücksichtigen, dass sich der Bedarf nicht auf die Unterkunft und Wärme als solche, sondern die dafür erforderlichen Geldmittel bezieht (s.o.). 

	Diese Abgrenzung ist nach der Rechtsprechung (BSG, Urt. v. 17.06.2010 - B 14 AS 58/09 R) unabhängig von der zivilrechtlichen Einordnung zu treffen. Es können also zivil-rechtliche Schulden der Leistungsberechtigten gegenüber seinem Vermieter und damit im Außenverhältnis bestehen, die im Innenverhältnis zwischen Leistungsberechtigten und Jobcenter keine Schulden im Sinne des SGB II sind. 
	Für die Abgrenzung zwischen aktuellem Bedarf und Schulden ist vom Ziel des § 22 Abs. 1 SGB II, einen aktuellen tatsächlichen Bedarf zu decken, auszugehen (aus-führlich dazu Oestreicher/Lau, SGB II, § 22 Rn. 82). Damit wird das Bestehen eines aktu-ellen Bedarfs zum maßgeblichen Abgrenzungskriterium. Dabei ist zu berücksichtigen, dass sich der Bedarf nicht auf die Unterkunft und Wärme als solche, sondern die dafür erforderlichen Geldmittel bezieht (s.o.). 
	1. Allgemeines 

	Für die Abgrenzung zwischen aktuellem Bedarf und Schulden ist vom Ziel des § 22 Abs. 1 SGB II, einen aktuellen tatsächlichen Bedarf zu decken, auszugehen (aus-führlich dazu Oestreicher/Lau, SGB II, § 22 Rn. 82). Damit wird das Bestehen eines aktu-ellen Bedarfs zum maßgeblichen Abgrenzungskriterium. Dabei ist zu berücksichtigen, dass sich der Bedarf nicht auf die Unterkunft und Wärme als solche, sondern die dafür erforderlichen Geldmittel bezieht (s.o.). 
	1. Allgemeines 
	Bei den Bedarfen für Unterkunft und Heizung sind die ungedeckten Bedarfe von den Schulden abzugrenzen. Ausgehend von dem Zweck der Leistungen nach dem SGB II ist danach zu unterscheiden, ob es sich um einen tatsächlich eingetretenen und bisher noch nicht von dem SGB II-Träger gedeckten Bedarf handelt (dann Kosten gemäß § 22 Abs. 1 SGB II) oder nicht (dann Schulden, u.U. gemäß § 22 Abs. 8 SGB II). 
	VIII. Abgrenzung Bedarf / Schulden 
	Diese Abgrenzung ist nach der Rechtsprechung (BSG, Urt. v. 17.06.2010 - B 14 AS 58/09 R) unabhängig von der zivilrechtlichen Einordnung zu treffen. Es können also zivil-rechtliche Schulden der Leistungsberechtigten gegenüber seinem Vermieter und damit im Außenverhältnis bestehen, die im Innenverhältnis zwischen Leistungsberechtigten und Jobcenter keine Schulden im Sinne des SGB II sind. 

	Diese Abgrenzung ist nach der Rechtsprechung (BSG, Urt. v. 17.06.2010 - B 14 AS 58/09 R) unabhängig von der zivilrechtlichen Einordnung zu treffen. Es können also zivil-rechtliche Schulden der Leistungsberechtigten gegenüber seinem Vermieter und damit im Außenverhältnis bestehen, die im Innenverhältnis zwischen Leistungsberechtigten und Jobcenter keine Schulden im Sinne des SGB II sind. 
	Wird Warmwasser über eine in der Unterkunft installierte, technisch aber von der Hei-zungsanlage getrennte Vorrichtung erzeugt (z.B. Boiler, Durchlauferhitzer, Badeofen), handelt es sich um dezentrale Warmwassererzeugung. 
	VIII. Abgrenzung Bedarf / Schulden 
	Wird Warmwasser über eine in der Unterkunft installierte, technisch aber von der Hei-zungsanlage getrennte Vorrichtung erzeugt (z.B. Boiler, Durchlauferhitzer, Badeofen), handelt es sich um dezentrale Warmwassererzeugung. 
	1. Allgemeines 

	VIII. Abgrenzung Bedarf / Schulden 
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	VIII. Abgrenzung Bedarf / Schulden 
	Diese Abgrenzung ist nach der Rechtsprechung (BSG, Urt. v. 17.06.2010 - B 14 AS 58/09 R) unabhängig von der zivilrechtlichen Einordnung zu treffen. Es können also zivil-rechtliche Schulden der Leistungsberechtigten gegenüber seinem Vermieter und damit im Außenverhältnis bestehen, die im Innenverhältnis zwischen Leistungsberechtigten und Jobcenter keine Schulden im Sinne des SGB II sind. 
	VIII. Abgrenzung Bedarf / Schulden 

	Für die Abgrenzung zwischen aktuellem Bedarf und Schulden ist vom Ziel des § 22 Abs. 1 SGB II, einen aktuellen tatsächlichen Bedarf zu decken, auszugehen (aus-führlich dazu Oestreicher/Lau, SGB II, § 22 Rn. 82). Damit wird das Bestehen eines aktu-ellen Bedarfs zum maßgeblichen Abgrenzungskriterium. Dabei ist zu berücksichtigen, dass sich der Bedarf nicht auf die Unterkunft und Wärme als solche, sondern die dafür erforderlichen Geldmittel bezieht (s.o.). 
	2. Maßgeblicher Zeitpunkt: Fälligkeit 
	VIII. Abgrenzung Bedarf / Schulden 

	Schließlich bedarf der Betroffene zu diesem Zeitpunkt SGB II-Leistungen, wenn er (dadurch) hilfebedürftig ist (BVerwG, Urt. v. 04.02.1988 - 5 C 26/87 und 5 C 89.85; BSG, Urt. v. 19.05.2021, B 14 AS 19/20 R). Zu anderen Zeitpunkten (z.B. des Entstehens der Forderung, Notlage etc.) bedarf er dieser Leistungen nicht; daher sind andere Zeitpunkte irrelevant (BVerwG, Urt. v. 04.02.1988 - 5 C 26/87 und 5 C 89.85; BSG Urt. v. 19.05.2021 - B 14 AS 19/20 R). Fiktive Überlegungen oder Betrachtungsweisen, die auf einen (vermeintlichen) Optimalfall abstellen, sind abzulehnen. Bei dieser Überlegung wird übersehen, dass es bei existenzsichernden Leistungen auf die tatsächliche Lage des Hil-fesuchenden ankommt, nicht auf Gegebenheiten, die hätten sein können bzw. müssen (BVerwG, Urt. v. 04.02.1988 - 5 C 26/87 und 5 C 89.85). 
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	Soweit Forderungen also während der Zeit der Hilfebedürftigkeit fällig werden, stellen sie im Zeitpunkt der Fälligkeit einen aktuellen Bedarf dar. Damit besteht ein Anspruch auf Anerkennung. Anerkennungsfähig sind grundsätzlich auch solche Aufwendungen, die vor Eintritt der Hilfebedürftigkeit bzw. eines Antrags tatsächlich entstanden sind, aber erst später fällig werden. Unerheblich ist, ob bereits im gesamten Abrechnungszeitraum Hilfe-bedürftigkeit bzw. ein Antrag bestanden hat (BSG, Urt. v. 08.05.2019 - B 14 AS 20/18 R; Urt. v. 24.11.2011 – B 14 AS 121/10 R). 
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	Bei kommunalen Unterkünften ist zu beachten, dass kommunale Satzungen mitunter ab-weichende Fälligkeitszeitpunkte festlegen, z.B. den jeweils ersten Tag eines Kalender-monats der Unterbringung. 
	Die zweckkonforme Verwendung der unterkunftsbezogenen Leistungen ist keine An-spruchsvoraussetzung. 
	Soweit Forderungen also während der Zeit der Hilfebedürftigkeit fällig werden, stellen sie im Zeitpunkt der Fälligkeit einen aktuellen Bedarf dar. Damit besteht ein Anspruch auf Anerkennung. Anerkennungsfähig sind grundsätzlich auch solche Aufwendungen, die vor Eintritt der Hilfebedürftigkeit bzw. eines Antrags tatsächlich entstanden sind, aber erst später fällig werden. Unerheblich ist, ob bereits im gesamten Abrechnungszeitraum Hilfe-bedürftigkeit bzw. ein Antrag bestanden hat (BSG, Urt. v. 08.05.2019 - B 14 AS 20/18 R; Urt. v. 24.11.2011 – B 14 AS 121/10 R). 
	Unterkunft entsteht und der leistungsberechtigte Schuldner den davon abweichenden Zeitpunkt der Fälligkeit der Gebührenforderung nicht beeinflussen kann, ist eine Gleich-behandlung der Gebührenforderung mit den Fällen der Abrechnung von Betriebskosten geboten (BSG, Urt. v. 19.05.2021 - B 14 AS 19/20 R), was insbesondere zu den gleichen Fragestellungen hinsichtlich eines Erfordernisses einer existenzsicherungsrechtlich rele-vanten Verknüpfung führt, vgl. insoweit die Ausführungen unter Ziff. X. 
	Soweit Forderungen also während der Zeit der Hilfebedürftigkeit fällig werden, stellen sie im Zeitpunkt der Fälligkeit einen aktuellen Bedarf dar. Damit besteht ein Anspruch auf Anerkennung. Anerkennungsfähig sind grundsätzlich auch solche Aufwendungen, die vor Eintritt der Hilfebedürftigkeit bzw. eines Antrags tatsächlich entstanden sind, aber erst später fällig werden. Unerheblich ist, ob bereits im gesamten Abrechnungszeitraum Hilfe-bedürftigkeit bzw. ein Antrag bestanden hat (BSG, Urt. v. 08.05.2019 - B 14 AS 20/18 R; Urt. v. 24.11.2011 – B 14 AS 121/10 R). 
	Bei kommunalen Unterkünften ist zu beachten, dass kommunale Satzungen mitunter ab-weichende Fälligkeitszeitpunkte festlegen, z.B. den jeweils ersten Tag eines Kalender-monats der Unterbringung. 

	Die zweckkonforme Verwendung der unterkunftsbezogenen Leistungen ist keine An-spruchsvoraussetzung. 
	4. Schulden 
	Die zweckkonforme Verwendung der unterkunftsbezogenen Leistungen ist keine An-spruchsvoraussetzung. 

	Das gilt auch, wenn der Fälligkeitszeitpunkt überschritten wurde und damit zivilrechtlich Schulden des Hilfebedürftigen entstanden sind. Denn dies ändert nichts daran, dass – mit der offenen Forderung – ein ungedeckter und noch aktueller Bedarf besteht. Allein die Nichtzahlung von Kosten, die z.B. auf einer fehlerhaften und unzureichenden Be-darfsdeckung durch den Grundsicherungsträger beruhen, führt nicht dazu, entstandene Zahlungsrückstände als Schulden zu qualifizieren. 
	Die zweckkonforme Verwendung der unterkunftsbezogenen Leistungen ist keine An-spruchsvoraussetzung. 
	3. Aktuelle Bedarfe 
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	Soweit Forderungen also während der Zeit der Hilfebedürftigkeit fällig werden, stellen sie im Zeitpunkt der Fälligkeit einen aktuellen Bedarf dar. Damit besteht ein Anspruch auf Anerkennung. Anerkennungsfähig sind grundsätzlich auch solche Aufwendungen, die vor Eintritt der Hilfebedürftigkeit bzw. eines Antrags tatsächlich entstanden sind, aber erst später fällig werden. Unerheblich ist, ob bereits im gesamten Abrechnungszeitraum Hilfe-bedürftigkeit bzw. ein Antrag bestanden hat (BSG, Urt. v. 08.05.2019 - B 14 AS 20/18 R; Urt. v. 24.11.2011 – B 14 AS 121/10 R). 
	Bei kommunalen Unterkünften ist zu beachten, dass kommunale Satzungen mitunter ab-weichende Fälligkeitszeitpunkte festlegen, z.B. den jeweils ersten Tag eines Kalender-monats der Unterbringung. 
	Das gilt auch, wenn der Fälligkeitszeitpunkt überschritten wurde und damit zivilrechtlich Schulden des Hilfebedürftigen entstanden sind. Denn dies ändert nichts daran, dass – mit der offenen Forderung – ein ungedeckter und noch aktueller Bedarf besteht. Allein die Nichtzahlung von Kosten, die z.B. auf einer fehlerhaften und unzureichenden Be-darfsdeckung durch den Grundsicherungsträger beruhen, führt nicht dazu, entstandene Zahlungsrückstände als Schulden zu qualifizieren. 

	Das gilt auch, wenn der Fälligkeitszeitpunkt überschritten wurde und damit zivilrechtlich Schulden des Hilfebedürftigen entstanden sind. Denn dies ändert nichts daran, dass – mit der offenen Forderung – ein ungedeckter und noch aktueller Bedarf besteht. Allein die Nichtzahlung von Kosten, die z.B. auf einer fehlerhaften und unzureichenden Be-darfsdeckung durch den Grundsicherungsträger beruhen, führt nicht dazu, entstandene Zahlungsrückstände als Schulden zu qualifizieren. 
	Unterkunft entsteht und der leistungsberechtigte Schuldner den davon abweichenden Zeitpunkt der Fälligkeit der Gebührenforderung nicht beeinflussen kann, ist eine Gleich-behandlung der Gebührenforderung mit den Fällen der Abrechnung von Betriebskosten geboten (BSG, Urt. v. 19.05.2021 - B 14 AS 19/20 R), was insbesondere zu den gleichen Fragestellungen hinsichtlich eines Erfordernisses einer existenzsicherungsrechtlich rele-vanten Verknüpfung führt, vgl. insoweit die Ausführungen unter Ziff. X. 
	Bei kommunalen Unterkünften ist zu beachten, dass kommunale Satzungen mitunter ab-weichende Fälligkeitszeitpunkte festlegen, z.B. den jeweils ersten Tag eines Kalender-monats der Unterbringung. 
	Unterkunft entsteht und der leistungsberechtigte Schuldner den davon abweichenden Zeitpunkt der Fälligkeit der Gebührenforderung nicht beeinflussen kann, ist eine Gleich-behandlung der Gebührenforderung mit den Fällen der Abrechnung von Betriebskosten geboten (BSG, Urt. v. 19.05.2021 - B 14 AS 19/20 R), was insbesondere zu den gleichen Fragestellungen hinsichtlich eines Erfordernisses einer existenzsicherungsrechtlich rele-vanten Verknüpfung führt, vgl. insoweit die Ausführungen unter Ziff. X. 
	3. Aktuelle Bedarfe 

	Bei kommunalen Unterkünften ist zu beachten, dass kommunale Satzungen mitunter ab-weichende Fälligkeitszeitpunkte festlegen, z.B. den jeweils ersten Tag eines Kalender-monats der Unterbringung. 
	3. Aktuelle Bedarfe 
	4. Schulden 
	Bei kommunalen Unterkünften ist zu beachten, dass kommunale Satzungen mitunter ab-weichende Fälligkeitszeitpunkte festlegen, z.B. den jeweils ersten Tag eines Kalender-monats der Unterbringung. 
	Das gilt auch, wenn der Fälligkeitszeitpunkt überschritten wurde und damit zivilrechtlich Schulden des Hilfebedürftigen entstanden sind. Denn dies ändert nichts daran, dass – mit der offenen Forderung – ein ungedeckter und noch aktueller Bedarf besteht. Allein die Nichtzahlung von Kosten, die z.B. auf einer fehlerhaften und unzureichenden Be-darfsdeckung durch den Grundsicherungsträger beruhen, führt nicht dazu, entstandene Zahlungsrückstände als Schulden zu qualifizieren. 
	Bei kommunalen Unterkünften ist zu beachten, dass kommunale Satzungen mitunter ab-weichende Fälligkeitszeitpunkte festlegen, z.B. den jeweils ersten Tag eines Kalender-monats der Unterbringung. 

	Die zweckkonforme Verwendung der unterkunftsbezogenen Leistungen ist keine An-spruchsvoraussetzung. 
	4. Schulden 
	Bei kommunalen Unterkünften ist zu beachten, dass kommunale Satzungen mitunter ab-weichende Fälligkeitszeitpunkte festlegen, z.B. den jeweils ersten Tag eines Kalender-monats der Unterbringung. 

	gen in der Vergangenheit fällig und wurde dieser Bedarf damals durch den Grundsiche-rungsträger gedeckt (oder bestandskräftig abgelehnt), so handelt es sich ebenfalls um Schulden, wenn aus dieser Zeit noch offene Forderungen bestehen. Denn diese Forde-rungen beziehen sich auf einen vergangenen, bereits gedeckten (oder bestandskräftig abgelehnten) Bedarf. 
	gen in der Vergangenheit fällig und wurde dieser Bedarf damals durch den Grundsiche-rungsträger gedeckt (oder bestandskräftig abgelehnt), so handelt es sich ebenfalls um Schulden, wenn aus dieser Zeit noch offene Forderungen bestehen. Denn diese Forde-rungen beziehen sich auf einen vergangenen, bereits gedeckten (oder bestandskräftig abgelehnten) Bedarf. 
	IX. Gegenwärtigkeitsprinzip nicht anzuwenden 
	Zwar seien die Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts grundsätzlich von einer aktuellen, nicht anderweitig zu beseitigenden Hilfebedürftigkeit abhängig. Die Bewilligung 

	Zwar seien die Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts grundsätzlich von einer aktuellen, nicht anderweitig zu beseitigenden Hilfebedürftigkeit abhängig. Die Bewilligung 
	Ebenfalls von Schulden ist auszugehen, wenn der Hilfebedürftige seinen fälligen Ver-pflichtungen in Zeiträumen nicht nachkommt, in denen er keine Leistungen bezogen hat. 
	Das Gegenwärtigkeitsprinzip kommt bei den Bedarfen für Unterkunft und Heizung aller-dings nicht zur Anwendung. 
	gen in der Vergangenheit fällig und wurde dieser Bedarf damals durch den Grundsiche-rungsträger gedeckt (oder bestandskräftig abgelehnt), so handelt es sich ebenfalls um Schulden, wenn aus dieser Zeit noch offene Forderungen bestehen. Denn diese Forde-rungen beziehen sich auf einen vergangenen, bereits gedeckten (oder bestandskräftig abgelehnten) Bedarf. 

	Laut dem Bundessozialgericht sei dies auch bei den Bedarfen für Unterkunft und Hei-zung der Fall. Dies sei so gut wie unbestritten bzw. stehe praktisch außer Zweifel. Dem Gesetz sei mit der notwendigen Klarheit zu entnehmen, dass der Gesetzgeber entgegen der vormaligen Rechtsprechung kein generell vorgehendes normatives Strukturprinzip („keine Leistungen für die Vergangenheit“; Bedarfsdeckungsgrundsatz; Aktualitätsprinzip) anerkenne. Dies gelte auch, soweit die Leistungen nicht als Pauschalen gewährt werden. Abweichende Auffassungen der Landessozialgerichte bzw. der Literatur seien nicht er-sichtlich (BSG, Beschl. v. 07.05.2009 – B 14 AS 3/09 BH). 
	Zwar seien die Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts grundsätzlich von einer aktuellen, nicht anderweitig zu beseitigenden Hilfebedürftigkeit abhängig. Die Bewilligung 
	gen in der Vergangenheit fällig und wurde dieser Bedarf damals durch den Grundsiche-rungsträger gedeckt (oder bestandskräftig abgelehnt), so handelt es sich ebenfalls um Schulden, wenn aus dieser Zeit noch offene Forderungen bestehen. Denn diese Forde-rungen beziehen sich auf einen vergangenen, bereits gedeckten (oder bestandskräftig abgelehnten) Bedarf. 
	Ebenfalls von Schulden ist auszugehen, wenn der Hilfebedürftige seinen fälligen Ver-pflichtungen in Zeiträumen nicht nachkommt, in denen er keine Leistungen bezogen hat. 

	Zwar hat das Bundesverfassungsgericht (Urt. v. 12.5.2005 – 1 BvR 569/05) zum BSHG festgestellt, dass das Existenzminimum nur im Augenblick seiner Entstehung befriedigt werden kann und keine rentenähnliche Dauerleistung sein kann. Allerdings ist dieser Grundsatz nicht verfassungsrechtlich geschützt. Er konnte daher durch den Gesetzgeber (teilweise) modifiziert werden. 
	Laut dem Bundessozialgericht sei dies auch bei den Bedarfen für Unterkunft und Hei-zung der Fall. Dies sei so gut wie unbestritten bzw. stehe praktisch außer Zweifel. Dem Gesetz sei mit der notwendigen Klarheit zu entnehmen, dass der Gesetzgeber entgegen der vormaligen Rechtsprechung kein generell vorgehendes normatives Strukturprinzip („keine Leistungen für die Vergangenheit“; Bedarfsdeckungsgrundsatz; Aktualitätsprinzip) anerkenne. Dies gelte auch, soweit die Leistungen nicht als Pauschalen gewährt werden. Abweichende Auffassungen der Landessozialgerichte bzw. der Literatur seien nicht er-sichtlich (BSG, Beschl. v. 07.05.2009 – B 14 AS 3/09 BH). 
	gen in der Vergangenheit fällig und wurde dieser Bedarf damals durch den Grundsiche-rungsträger gedeckt (oder bestandskräftig abgelehnt), so handelt es sich ebenfalls um Schulden, wenn aus dieser Zeit noch offene Forderungen bestehen. Denn diese Forde-rungen beziehen sich auf einen vergangenen, bereits gedeckten (oder bestandskräftig abgelehnten) Bedarf. 
	Nicht zu übernehmen sind auch Kosten für Unterkunft und Heizung, die während einer Hilfebedürftigkeit tatsächlich entstanden sind, aber erst nach deren Ende fällig werden. Unter Umständen können Kosten für Unterkunft und Heizung (z.B. Heizkostennachzah-lungen bzw. Benutzungsgebühren für die Unterbringung in staatlichen Unterkünften) aber zu einer (erneuten) Hilfebedürftigkeit führen (BSG, Urt. v. 08.05.2019 - B 14 AS 20/18 R). 
	Das Gegenwärtigkeitsprinzip kommt bei den Bedarfen für Unterkunft und Heizung aller-dings nicht zur Anwendung. 
	Ebenfalls von Schulden ist auszugehen, wenn der Hilfebedürftige seinen fälligen Ver-pflichtungen in Zeiträumen nicht nachkommt, in denen er keine Leistungen bezogen hat. 
	Das Gegenwärtigkeitsprinzip kommt bei den Bedarfen für Unterkunft und Heizung aller-dings nicht zur Anwendung. 
	Ebenfalls von Schulden ist auszugehen, wenn der Hilfebedürftige seinen fälligen Ver-pflichtungen in Zeiträumen nicht nachkommt, in denen er keine Leistungen bezogen hat. 
	gen in der Vergangenheit fällig und wurde dieser Bedarf damals durch den Grundsiche-rungsträger gedeckt (oder bestandskräftig abgelehnt), so handelt es sich ebenfalls um Schulden, wenn aus dieser Zeit noch offene Forderungen bestehen. Denn diese Forde-rungen beziehen sich auf einen vergangenen, bereits gedeckten (oder bestandskräftig abgelehnten) Bedarf. 
	IX. Gegenwärtigkeitsprinzip nicht anzuwenden 

	gen in der Vergangenheit fällig und wurde dieser Bedarf damals durch den Grundsiche-rungsträger gedeckt (oder bestandskräftig abgelehnt), so handelt es sich ebenfalls um Schulden, wenn aus dieser Zeit noch offene Forderungen bestehen. Denn diese Forde-rungen beziehen sich auf einen vergangenen, bereits gedeckten (oder bestandskräftig abgelehnten) Bedarf. 
	gen in der Vergangenheit fällig und wurde dieser Bedarf damals durch den Grundsiche-rungsträger gedeckt (oder bestandskräftig abgelehnt), so handelt es sich ebenfalls um Schulden, wenn aus dieser Zeit noch offene Forderungen bestehen. Denn diese Forde-rungen beziehen sich auf einen vergangenen, bereits gedeckten (oder bestandskräftig abgelehnten) Bedarf. 
	Nicht zu übernehmen sind auch Kosten für Unterkunft und Heizung, die während einer Hilfebedürftigkeit tatsächlich entstanden sind, aber erst nach deren Ende fällig werden. Unter Umständen können Kosten für Unterkunft und Heizung (z.B. Heizkostennachzah-lungen bzw. Benutzungsgebühren für die Unterbringung in staatlichen Unterkünften) aber zu einer (erneuten) Hilfebedürftigkeit führen (BSG, Urt. v. 08.05.2019 - B 14 AS 20/18 R). 
	Zwar hat das Bundesverfassungsgericht (Urt. v. 12.5.2005 – 1 BvR 569/05) zum BSHG festgestellt, dass das Existenzminimum nur im Augenblick seiner Entstehung befriedigt werden kann und keine rentenähnliche Dauerleistung sein kann. Allerdings ist dieser Grundsatz nicht verfassungsrechtlich geschützt. Er konnte daher durch den Gesetzgeber (teilweise) modifiziert werden. 
	IX. Gegenwärtigkeitsprinzip nicht anzuwenden 
	Nicht zu übernehmen sind auch Kosten für Unterkunft und Heizung, die während einer Hilfebedürftigkeit tatsächlich entstanden sind, aber erst nach deren Ende fällig werden. Unter Umständen können Kosten für Unterkunft und Heizung (z.B. Heizkostennachzah-lungen bzw. Benutzungsgebühren für die Unterbringung in staatlichen Unterkünften) aber zu einer (erneuten) Hilfebedürftigkeit führen (BSG, Urt. v. 08.05.2019 - B 14 AS 20/18 R). 
	gen in der Vergangenheit fällig und wurde dieser Bedarf damals durch den Grundsiche-rungsträger gedeckt (oder bestandskräftig abgelehnt), so handelt es sich ebenfalls um Schulden, wenn aus dieser Zeit noch offene Forderungen bestehen. Denn diese Forde-rungen beziehen sich auf einen vergangenen, bereits gedeckten (oder bestandskräftig abgelehnten) Bedarf. 
	Das Gegenwärtigkeitsprinzip kommt bei den Bedarfen für Unterkunft und Heizung aller-dings nicht zur Anwendung. 
	Laut dem Bundessozialgericht sei dies auch bei den Bedarfen für Unterkunft und Hei-zung der Fall. Dies sei so gut wie unbestritten bzw. stehe praktisch außer Zweifel. Dem Gesetz sei mit der notwendigen Klarheit zu entnehmen, dass der Gesetzgeber entgegen der vormaligen Rechtsprechung kein generell vorgehendes normatives Strukturprinzip („keine Leistungen für die Vergangenheit“; Bedarfsdeckungsgrundsatz; Aktualitätsprinzip) anerkenne. Dies gelte auch, soweit die Leistungen nicht als Pauschalen gewährt werden. Abweichende Auffassungen der Landessozialgerichte bzw. der Literatur seien nicht er-sichtlich (BSG, Beschl. v. 07.05.2009 – B 14 AS 3/09 BH). 

	Nicht zu übernehmen sind auch Kosten für Unterkunft und Heizung, die während einer Hilfebedürftigkeit tatsächlich entstanden sind, aber erst nach deren Ende fällig werden. Unter Umständen können Kosten für Unterkunft und Heizung (z.B. Heizkostennachzah-lungen bzw. Benutzungsgebühren für die Unterbringung in staatlichen Unterkünften) aber zu einer (erneuten) Hilfebedürftigkeit führen (BSG, Urt. v. 08.05.2019 - B 14 AS 20/18 R). 
	Ebenfalls von Schulden ist auszugehen, wenn der Hilfebedürftige seinen fälligen Ver-pflichtungen in Zeiträumen nicht nachkommt, in denen er keine Leistungen bezogen hat. 
	Laut dem Bundessozialgericht sei dies auch bei den Bedarfen für Unterkunft und Hei-zung der Fall. Dies sei so gut wie unbestritten bzw. stehe praktisch außer Zweifel. Dem Gesetz sei mit der notwendigen Klarheit zu entnehmen, dass der Gesetzgeber entgegen der vormaligen Rechtsprechung kein generell vorgehendes normatives Strukturprinzip („keine Leistungen für die Vergangenheit“; Bedarfsdeckungsgrundsatz; Aktualitätsprinzip) anerkenne. Dies gelte auch, soweit die Leistungen nicht als Pauschalen gewährt werden. Abweichende Auffassungen der Landessozialgerichte bzw. der Literatur seien nicht er-sichtlich (BSG, Beschl. v. 07.05.2009 – B 14 AS 3/09 BH). 
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	Laut dem Bundessozialgericht sei dies auch bei den Bedarfen für Unterkunft und Hei-zung der Fall. Dies sei so gut wie unbestritten bzw. stehe praktisch außer Zweifel. Dem Gesetz sei mit der notwendigen Klarheit zu entnehmen, dass der Gesetzgeber entgegen der vormaligen Rechtsprechung kein generell vorgehendes normatives Strukturprinzip („keine Leistungen für die Vergangenheit“; Bedarfsdeckungsgrundsatz; Aktualitätsprinzip) anerkenne. Dies gelte auch, soweit die Leistungen nicht als Pauschalen gewährt werden. Abweichende Auffassungen der Landessozialgerichte bzw. der Literatur seien nicht er-sichtlich (BSG, Beschl. v. 07.05.2009 – B 14 AS 3/09 BH). 
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	Das Gegenwärtigkeitsprinzip kommt bei den Bedarfen für Unterkunft und Heizung aller-dings nicht zur Anwendung. 
	gen in der Vergangenheit fällig und wurde dieser Bedarf damals durch den Grundsiche-rungsträger gedeckt (oder bestandskräftig abgelehnt), so handelt es sich ebenfalls um Schulden, wenn aus dieser Zeit noch offene Forderungen bestehen. Denn diese Forde-rungen beziehen sich auf einen vergangenen, bereits gedeckten (oder bestandskräftig abgelehnten) Bedarf. 
	IX. Gegenwärtigkeitsprinzip nicht anzuwenden 
	Nicht zu übernehmen sind auch Kosten für Unterkunft und Heizung, die während einer Hilfebedürftigkeit tatsächlich entstanden sind, aber erst nach deren Ende fällig werden. Unter Umständen können Kosten für Unterkunft und Heizung (z.B. Heizkostennachzah-lungen bzw. Benutzungsgebühren für die Unterbringung in staatlichen Unterkünften) aber zu einer (erneuten) Hilfebedürftigkeit führen (BSG, Urt. v. 08.05.2019 - B 14 AS 20/18 R). 
	gen in der Vergangenheit fällig und wurde dieser Bedarf damals durch den Grundsiche-rungsträger gedeckt (oder bestandskräftig abgelehnt), so handelt es sich ebenfalls um Schulden, wenn aus dieser Zeit noch offene Forderungen bestehen. Denn diese Forde-rungen beziehen sich auf einen vergangenen, bereits gedeckten (oder bestandskräftig abgelehnten) Bedarf. 

	gen in der Vergangenheit fällig und wurde dieser Bedarf damals durch den Grundsiche-rungsträger gedeckt (oder bestandskräftig abgelehnt), so handelt es sich ebenfalls um Schulden, wenn aus dieser Zeit noch offene Forderungen bestehen. Denn diese Forde-rungen beziehen sich auf einen vergangenen, bereits gedeckten (oder bestandskräftig abgelehnten) Bedarf. 
	Nicht zu übernehmen sind auch Kosten für Unterkunft und Heizung, die während einer Hilfebedürftigkeit tatsächlich entstanden sind, aber erst nach deren Ende fällig werden. Unter Umständen können Kosten für Unterkunft und Heizung (z.B. Heizkostennachzah-lungen bzw. Benutzungsgebühren für die Unterbringung in staatlichen Unterkünften) aber zu einer (erneuten) Hilfebedürftigkeit führen (BSG, Urt. v. 08.05.2019 - B 14 AS 20/18 R). 
	Das Gegenwärtigkeitsprinzip kommt bei den Bedarfen für Unterkunft und Heizung aller-dings nicht zur Anwendung. 
	Nicht zu übernehmen sind auch Kosten für Unterkunft und Heizung, die während einer Hilfebedürftigkeit tatsächlich entstanden sind, aber erst nach deren Ende fällig werden. Unter Umständen können Kosten für Unterkunft und Heizung (z.B. Heizkostennachzah-lungen bzw. Benutzungsgebühren für die Unterbringung in staatlichen Unterkünften) aber zu einer (erneuten) Hilfebedürftigkeit führen (BSG, Urt. v. 08.05.2019 - B 14 AS 20/18 R). 
	Zwar hat das Bundesverfassungsgericht (Urt. v. 12.5.2005 – 1 BvR 569/05) zum BSHG festgestellt, dass das Existenzminimum nur im Augenblick seiner Entstehung befriedigt werden kann und keine rentenähnliche Dauerleistung sein kann. Allerdings ist dieser Grundsatz nicht verfassungsrechtlich geschützt. Er konnte daher durch den Gesetzgeber (teilweise) modifiziert werden. 
	IX. Gegenwärtigkeitsprinzip nicht anzuwenden 
	gen in der Vergangenheit fällig und wurde dieser Bedarf damals durch den Grundsiche-rungsträger gedeckt (oder bestandskräftig abgelehnt), so handelt es sich ebenfalls um Schulden, wenn aus dieser Zeit noch offene Forderungen bestehen. Denn diese Forde-rungen beziehen sich auf einen vergangenen, bereits gedeckten (oder bestandskräftig abgelehnten) Bedarf. 
	IX. Gegenwärtigkeitsprinzip nicht anzuwenden 
	Nicht zu übernehmen sind auch Kosten für Unterkunft und Heizung, die während einer Hilfebedürftigkeit tatsächlich entstanden sind, aber erst nach deren Ende fällig werden. Unter Umständen können Kosten für Unterkunft und Heizung (z.B. Heizkostennachzah-lungen bzw. Benutzungsgebühren für die Unterbringung in staatlichen Unterkünften) aber zu einer (erneuten) Hilfebedürftigkeit führen (BSG, Urt. v. 08.05.2019 - B 14 AS 20/18 R). 

	Zwar hat das Bundesverfassungsgericht (Urt. v. 12.5.2005 – 1 BvR 569/05) zum BSHG festgestellt, dass das Existenzminimum nur im Augenblick seiner Entstehung befriedigt werden kann und keine rentenähnliche Dauerleistung sein kann. Allerdings ist dieser Grundsatz nicht verfassungsrechtlich geschützt. Er konnte daher durch den Gesetzgeber (teilweise) modifiziert werden. 
	Laut dem Bundessozialgericht sei dies auch bei den Bedarfen für Unterkunft und Hei-zung der Fall. Dies sei so gut wie unbestritten bzw. stehe praktisch außer Zweifel. Dem Gesetz sei mit der notwendigen Klarheit zu entnehmen, dass der Gesetzgeber entgegen der vormaligen Rechtsprechung kein generell vorgehendes normatives Strukturprinzip („keine Leistungen für die Vergangenheit“; Bedarfsdeckungsgrundsatz; Aktualitätsprinzip) anerkenne. Dies gelte auch, soweit die Leistungen nicht als Pauschalen gewährt werden. Abweichende Auffassungen der Landessozialgerichte bzw. der Literatur seien nicht er-sichtlich (BSG, Beschl. v. 07.05.2009 – B 14 AS 3/09 BH). 
	Zwar hat das Bundesverfassungsgericht (Urt. v. 12.5.2005 – 1 BvR 569/05) zum BSHG festgestellt, dass das Existenzminimum nur im Augenblick seiner Entstehung befriedigt werden kann und keine rentenähnliche Dauerleistung sein kann. Allerdings ist dieser Grundsatz nicht verfassungsrechtlich geschützt. Er konnte daher durch den Gesetzgeber (teilweise) modifiziert werden. 
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	Ebenfalls von Schulden ist auszugehen, wenn der Hilfebedürftige seinen fälligen Ver-pflichtungen in Zeiträumen nicht nachkommt, in denen er keine Leistungen bezogen hat. 
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	der Kosten für Unterkunft und Heizung für einen bestimmten Zeitraum verdeutliche aber, dass nicht nur hinsichtlich der pauschalierten Regelleistung, sondern auch bezogen auf die Kosten für Unterkunft und Heizung eine Bedarfsdeckung nicht nur wegen eines ge-genwärtigen, sondern auch wegen eines prognostischen zukünftigen Hilfebedarfs im Wege der Bewilligung einer Dauerleistung stattfinde und insofern bereits normativ eine Einschränkung von dem in der Vergangenheit für die Sozialhilfe vertretenen Konzept ei-ner „Nothilfe" vorliege (BSG, Urt. v. 01.06.2010 – B 4 AS 78/09 R). 
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	Im Übrigen dürften die Jobcenter bei fluchtbedingten Kosten der Unterkunft und Heizung ein erhebliches Eigeninteresse haben, den Vorgang innerhalb von drei Monaten ab Fäl-ligkeit zu bearbeiten. Andernfalls scheidet eine vollständige Refinanzierung beim Bund aus (siehe unser Rundschreiben zur „Bundesbeteiligung an den Kosten für Unterkunft und Heizung nach § 46 Abs. 8 und 9 SGB II; Abrechnung der Bildungs- und Teilhabeleis-tungen und der Fluchtkosten“). 
	Damit sind – vorbehaltlich einer rechtzeitigen Antragstellung – auch Kosten der Unter-kunft und Heizung übernahmefähig, die bereits vor längerer Zeit (während eines SGB II-Bezugs) fällig geworden sind. 
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	So habe die Rechtsprechung eine „Existenzschwäche" des Sozialhilfeanspruchs, wo-nach Sozialhilfe nicht rückwirkend erbracht werden könne, gerade aus dem Kenntnis-grundsatz des Dritten Kapitels des SGB XII bzw. des BSHGs hergeleitet. Dies sei an-ders, sofern wie hier im Hinblick auf den für die Gewährung erforderlichen Antrag oh-nedies nicht zweifelhaft sei, ab wann diese Leistungen zu erbringen sind. Der Beginn des Bewilligungszeitraums und dessen Dauer zeigen, dass die Leistungen abweichend vom Gegenwärtigkeitsprinzip nicht beschränkt auf die Deckung des gegenwärtig Notwendi-gen, sondern – wenn auch für einen begrenzten Zeitraum – abhängig von einem nur prognostischen Bedarf für einen längeren Zeitraum bewilligt und erbracht werden (Urt. v. 16.10.2007 - B 8/9b SO 8/06 R; BSG, Urt. v. 01.06.2010 – B 4 AS 78/09 R). 
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	Vielmehr solle mit dem Bürgergeld dem Betroffenen und den mit ihm in einer Bedarfsge-meinschaft lebenden Angehörigen ein der Würde des Menschen entsprechendes Leben ermöglicht und der Lebensunterhalt im Rahmen des soziokulturellen Existenzminimums gesichert werden, wenn diese hierzu selbst nicht in der Lage sind (vgl. BT-Drs. 15/1516 S. 44 f.). Dies bedeute aber, dass ein Hilfebedürftiger, der u.a. seinen Verpflichtungen aus einem Mietvertrag ordnungsgemäß nachkomme und bei dem die Unterkunfts- und Heizkosten angemessen seien, nicht mit einem Teil dieser Kosten als Schulden zurück-gelassen werden dürfe. Etwas anderes könne möglicherweise gelten, wenn es sich um Mietschulden handeln würde, die aus der Zeit vor Eintritt der Hilfebedürftigkeit herrühren würden oder aber wenn im Zeitpunkt des Bedarfs beim Leistungsempfänger Hilfebedürf-tigkeit nicht mehr vorliegen würde (so ausdrücklich LSG Sachsen, Urt. v. 10.09.2009 - L 3 AS 188/08; LSG Mecklenburg-Vorpommern, Urt. v. 26.01.2017 - L 8 AS 272/12). 
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	Jedoch ist unseres Erachtens aus mehreren Gründen zweifelhaft, dass eine derartige Verknüpfung notwendig ist. Vielmehr muss der Zeitpunkt des Entstehens irrelevant sein. 
	Unabhängig davon setzt die aktuelle Rechtsprechung grundsätzlich voraus, dass eine „existenzsicherungsrechtlich relevante Verknüpfung“ der Forderung für die in der Vergan-genheit bewohnte Unterkunft mit dem aktuellen unterkunftsbezogenen Bedarf besteht (BSG, Urt. v. 19.05.2021 – B 14 AS 19/20 R).  
	Zum einen besteht der Bedarf ausschließlich in der Übernahme der zu leistenden Geld-beträge, nicht aber in dem realen Bedarf an Unterkunft bzw. Wärme (siehe V.). Zum an-deren ist allein der Zeitpunkt der Fälligkeit der Kosten für Unterkunft und Heizung maß-geblich (siehe VII. 2.). Außerdem kommt nach der Rechtsprechung des Bundessozialge-richts bei den Bedarfen für Unterkunft und Heizung ausdrücklich das Gegenwärtigkeits-prinzip nicht zur Anwendung (siehe Ziff. X.2.). 
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	Allerdings bestehen Zweifel, ob die Anforderung „Erfüllung einer Obliegenheit“ tatsäch-lich ein sachgerechtes Kriterium für die Anerkennung als Unterkunftsbedarf ist. Schließ-lich bezieht sich in einem solchen Fall die Forderung auf unangemessene Unterkunfts-kosten. Eine Erstattung wäre bei einem Verbleiben des Betroffenen in der Wohnung nicht in Betracht gekommen (LSG Nordrhein-Westfalen, Urt. v. 23.05.2019 - L 7 AS 1440/18). 
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	So ist beispielsweise grundsätzlich eine frühestmögliche Kontaktaufnahme mit dem Be-troffenen angezeigt, sofern das Jobcenter Kenntnis erhält von etwaigen Kosten der Un-terkunft und Heizung (z.B. durch ein Mitteilungsschreiben bzw. einen Abdruck der Zent-
	Danach liegt ein akzeptabler Antrag vor, wenn der zuständige Leistungsträger in die Lage versetzt wird, den geltend gemachten Anspruch nach Grund und Höhe zu überprü-fen. Er muss die Möglichkeit haben, die von Amts wegen durchzuführende Ermittlung des Sachverhalts (§ 20 SGB X) zügig aufzunehmen und die ggf. noch erforderlichen tat-sächlichen Feststellungen zu treffen und die begehrte Leistung zu bewilligen. Für den Antragsteller bedeutet Vollständigkeit des Leistungsantrags, die Amtsermittlung des Leis-tungsträgers in dem im Rahmen seiner Mitwirkungsmöglichkeit und -pflichten (§§ 60, 65 SGB I) zumutbaren Umfang vorzubereiten und zu ermöglichen. 
	Ein Leistungsantrag ist daher nicht erst dann „vollständig" im Sinne des Gesetzes, wenn der Leistungsträger allein schon durch ihn in die Lage versetzt wird, das Leistungsbegeh-ren abschließend zu verbescheiden (LSG Nordrhein-Westfalen, Urt. v. 16.05.2013 - L 19 AS 1168/12). 
	Im Rahmen dieses durch den Antrag eröffneten Verwaltungsverfahrens treffen zunächst die Behörde bestimmte Pflichten, die im Einzelnen im SGB I und SGB X normiert sind. 
	Die Abgabe der vollständigen Antragsunterlagen spielt für den Zeitpunkt der Antragstel-lung keine Rolle (Hauck/Noftz/Valgolio, SGB II, § 37 Rn. 45). Der Zeitpunkt bleibt auch dann maßgebend, wenn der Antragsteller seine Ansprüche eine Zeit lang nicht weiterver-folgt hat (BSG, Urt. v. 28.10.2009 – B 14 AS 56/08 R). Ein einmal gestellter Antrag ver-liert auch nicht nach dem Zeitpunkt der Abgabe der vollständigen Antragsunterlagen seine Wirkung (LSG Niedersachsen-Bremen, Urt. v. 11.03.2008 - L 7 AS 143/07). 
	Im Rahmen dieses durch den Antrag eröffneten Verwaltungsverfahrens treffen zunächst die Behörde bestimmte Pflichten, die im Einzelnen im SGB I und SGB X normiert sind. 
	Die Abgabe der vollständigen Antragsunterlagen spielt für den Zeitpunkt der Antragstel-lung keine Rolle (Hauck/Noftz/Valgolio, SGB II, § 37 Rn. 45). Der Zeitpunkt bleibt auch dann maßgebend, wenn der Antragsteller seine Ansprüche eine Zeit lang nicht weiterver-folgt hat (BSG, Urt. v. 28.10.2009 – B 14 AS 56/08 R). Ein einmal gestellter Antrag ver-liert auch nicht nach dem Zeitpunkt der Abgabe der vollständigen Antragsunterlagen seine Wirkung (LSG Niedersachsen-Bremen, Urt. v. 11.03.2008 - L 7 AS 143/07). 
	Danach liegt ein akzeptabler Antrag vor, wenn der zuständige Leistungsträger in die Lage versetzt wird, den geltend gemachten Anspruch nach Grund und Höhe zu überprü-fen. Er muss die Möglichkeit haben, die von Amts wegen durchzuführende Ermittlung des Sachverhalts (§ 20 SGB X) zügig aufzunehmen und die ggf. noch erforderlichen tat-sächlichen Feststellungen zu treffen und die begehrte Leistung zu bewilligen. Für den Antragsteller bedeutet Vollständigkeit des Leistungsantrags, die Amtsermittlung des Leis-tungsträgers in dem im Rahmen seiner Mitwirkungsmöglichkeit und -pflichten (§§ 60, 65 SGB I) zumutbaren Umfang vorzubereiten und zu ermöglichen. 
	5. Pflichten der Behörde 

	Danach liegt ein akzeptabler Antrag vor, wenn der zuständige Leistungsträger in die Lage versetzt wird, den geltend gemachten Anspruch nach Grund und Höhe zu überprü-fen. Er muss die Möglichkeit haben, die von Amts wegen durchzuführende Ermittlung des Sachverhalts (§ 20 SGB X) zügig aufzunehmen und die ggf. noch erforderlichen tat-sächlichen Feststellungen zu treffen und die begehrte Leistung zu bewilligen. Für den Antragsteller bedeutet Vollständigkeit des Leistungsantrags, die Amtsermittlung des Leis-tungsträgers in dem im Rahmen seiner Mitwirkungsmöglichkeit und -pflichten (§§ 60, 65 SGB I) zumutbaren Umfang vorzubereiten und zu ermöglichen. 
	Danach liegt ein akzeptabler Antrag vor, wenn der zuständige Leistungsträger in die Lage versetzt wird, den geltend gemachten Anspruch nach Grund und Höhe zu überprü-fen. Er muss die Möglichkeit haben, die von Amts wegen durchzuführende Ermittlung des Sachverhalts (§ 20 SGB X) zügig aufzunehmen und die ggf. noch erforderlichen tat-sächlichen Feststellungen zu treffen und die begehrte Leistung zu bewilligen. Für den Antragsteller bedeutet Vollständigkeit des Leistungsantrags, die Amtsermittlung des Leis-tungsträgers in dem im Rahmen seiner Mitwirkungsmöglichkeit und -pflichten (§§ 60, 65 SGB I) zumutbaren Umfang vorzubereiten und zu ermöglichen. 
	Ein Leistungsantrag ist daher nicht erst dann „vollständig" im Sinne des Gesetzes, wenn der Leistungsträger allein schon durch ihn in die Lage versetzt wird, das Leistungsbegeh-ren abschließend zu verbescheiden (LSG Nordrhein-Westfalen, Urt. v. 16.05.2013 - L 19 AS 1168/12). 
	Zunächst ist nach § 2 Abs. 2 HS 2 SGB I sicherzustellen, dass die sozialen Rechte mög-lichst weitgehend verwirklicht werden. Außerdem muss der Betroffene aufgeklärt (§ 13 SGB I) und beraten werden (§ 14 SGB I) sowie Auskunft über alle sozialen Angelegen-heiten nach dem Sozialgesetzbuch erhalten (§ 15 SGB I). Zudem ist die spezifische Be-ratungs- und Auskunftsvorschrift des § 14 Abs. 2 SGB II zu beachten. 
	5. Pflichten der Behörde 
	Ein Leistungsantrag ist daher nicht erst dann „vollständig" im Sinne des Gesetzes, wenn der Leistungsträger allein schon durch ihn in die Lage versetzt wird, das Leistungsbegeh-ren abschließend zu verbescheiden (LSG Nordrhein-Westfalen, Urt. v. 16.05.2013 - L 19 AS 1168/12). 
	Danach liegt ein akzeptabler Antrag vor, wenn der zuständige Leistungsträger in die Lage versetzt wird, den geltend gemachten Anspruch nach Grund und Höhe zu überprü-fen. Er muss die Möglichkeit haben, die von Amts wegen durchzuführende Ermittlung des Sachverhalts (§ 20 SGB X) zügig aufzunehmen und die ggf. noch erforderlichen tat-sächlichen Feststellungen zu treffen und die begehrte Leistung zu bewilligen. Für den Antragsteller bedeutet Vollständigkeit des Leistungsantrags, die Amtsermittlung des Leis-tungsträgers in dem im Rahmen seiner Mitwirkungsmöglichkeit und -pflichten (§§ 60, 65 SGB I) zumutbaren Umfang vorzubereiten und zu ermöglichen. 
	Im Rahmen dieses durch den Antrag eröffneten Verwaltungsverfahrens treffen zunächst die Behörde bestimmte Pflichten, die im Einzelnen im SGB I und SGB X normiert sind. 
	So ist beispielsweise grundsätzlich eine frühestmögliche Kontaktaufnahme mit dem Be-troffenen angezeigt, sofern das Jobcenter Kenntnis erhält von etwaigen Kosten der Un-terkunft und Heizung (z.B. durch ein Mitteilungsschreiben bzw. einen Abdruck der Zent-

	Ein Leistungsantrag ist daher nicht erst dann „vollständig" im Sinne des Gesetzes, wenn der Leistungsträger allein schon durch ihn in die Lage versetzt wird, das Leistungsbegeh-ren abschließend zu verbescheiden (LSG Nordrhein-Westfalen, Urt. v. 16.05.2013 - L 19 AS 1168/12). 
	Die Abgabe der vollständigen Antragsunterlagen spielt für den Zeitpunkt der Antragstel-lung keine Rolle (Hauck/Noftz/Valgolio, SGB II, § 37 Rn. 45). Der Zeitpunkt bleibt auch dann maßgebend, wenn der Antragsteller seine Ansprüche eine Zeit lang nicht weiterver-folgt hat (BSG, Urt. v. 28.10.2009 – B 14 AS 56/08 R). Ein einmal gestellter Antrag ver-liert auch nicht nach dem Zeitpunkt der Abgabe der vollständigen Antragsunterlagen seine Wirkung (LSG Niedersachsen-Bremen, Urt. v. 11.03.2008 - L 7 AS 143/07). 
	So ist beispielsweise grundsätzlich eine frühestmögliche Kontaktaufnahme mit dem Be-troffenen angezeigt, sofern das Jobcenter Kenntnis erhält von etwaigen Kosten der Un-terkunft und Heizung (z.B. durch ein Mitteilungsschreiben bzw. einen Abdruck der Zent-
	Die Abgabe der vollständigen Antragsunterlagen spielt für den Zeitpunkt der Antragstel-lung keine Rolle (Hauck/Noftz/Valgolio, SGB II, § 37 Rn. 45). Der Zeitpunkt bleibt auch dann maßgebend, wenn der Antragsteller seine Ansprüche eine Zeit lang nicht weiterver-folgt hat (BSG, Urt. v. 28.10.2009 – B 14 AS 56/08 R). Ein einmal gestellter Antrag ver-liert auch nicht nach dem Zeitpunkt der Abgabe der vollständigen Antragsunterlagen seine Wirkung (LSG Niedersachsen-Bremen, Urt. v. 11.03.2008 - L 7 AS 143/07). 
	So ist beispielsweise grundsätzlich eine frühestmögliche Kontaktaufnahme mit dem Be-troffenen angezeigt, sofern das Jobcenter Kenntnis erhält von etwaigen Kosten der Un-terkunft und Heizung (z.B. durch ein Mitteilungsschreiben bzw. einen Abdruck der Zent-

	5. Pflichten der Behörde 
	Im Rahmen dieses durch den Antrag eröffneten Verwaltungsverfahrens treffen zunächst die Behörde bestimmte Pflichten, die im Einzelnen im SGB I und SGB X normiert sind. 
	Danach liegt ein akzeptabler Antrag vor, wenn der zuständige Leistungsträger in die Lage versetzt wird, den geltend gemachten Anspruch nach Grund und Höhe zu überprü-fen. Er muss die Möglichkeit haben, die von Amts wegen durchzuführende Ermittlung des Sachverhalts (§ 20 SGB X) zügig aufzunehmen und die ggf. noch erforderlichen tat-sächlichen Feststellungen zu treffen und die begehrte Leistung zu bewilligen. Für den Antragsteller bedeutet Vollständigkeit des Leistungsantrags, die Amtsermittlung des Leis-tungsträgers in dem im Rahmen seiner Mitwirkungsmöglichkeit und -pflichten (§§ 60, 65 SGB I) zumutbaren Umfang vorzubereiten und zu ermöglichen. 
	5. Pflichten der Behörde 
	Ein Leistungsantrag ist daher nicht erst dann „vollständig" im Sinne des Gesetzes, wenn der Leistungsträger allein schon durch ihn in die Lage versetzt wird, das Leistungsbegeh-ren abschließend zu verbescheiden (LSG Nordrhein-Westfalen, Urt. v. 16.05.2013 - L 19 AS 1168/12). 
	Danach liegt ein akzeptabler Antrag vor, wenn der zuständige Leistungsträger in die Lage versetzt wird, den geltend gemachten Anspruch nach Grund und Höhe zu überprü-fen. Er muss die Möglichkeit haben, die von Amts wegen durchzuführende Ermittlung des Sachverhalts (§ 20 SGB X) zügig aufzunehmen und die ggf. noch erforderlichen tat-sächlichen Feststellungen zu treffen und die begehrte Leistung zu bewilligen. Für den Antragsteller bedeutet Vollständigkeit des Leistungsantrags, die Amtsermittlung des Leis-tungsträgers in dem im Rahmen seiner Mitwirkungsmöglichkeit und -pflichten (§§ 60, 65 SGB I) zumutbaren Umfang vorzubereiten und zu ermöglichen. 

	Danach liegt ein akzeptabler Antrag vor, wenn der zuständige Leistungsträger in die Lage versetzt wird, den geltend gemachten Anspruch nach Grund und Höhe zu überprü-fen. Er muss die Möglichkeit haben, die von Amts wegen durchzuführende Ermittlung des Sachverhalts (§ 20 SGB X) zügig aufzunehmen und die ggf. noch erforderlichen tat-sächlichen Feststellungen zu treffen und die begehrte Leistung zu bewilligen. Für den Antragsteller bedeutet Vollständigkeit des Leistungsantrags, die Amtsermittlung des Leis-tungsträgers in dem im Rahmen seiner Mitwirkungsmöglichkeit und -pflichten (§§ 60, 65 SGB I) zumutbaren Umfang vorzubereiten und zu ermöglichen. 
	Ein Leistungsantrag ist daher nicht erst dann „vollständig" im Sinne des Gesetzes, wenn der Leistungsträger allein schon durch ihn in die Lage versetzt wird, das Leistungsbegeh-ren abschließend zu verbescheiden (LSG Nordrhein-Westfalen, Urt. v. 16.05.2013 - L 19 AS 1168/12). 
	Im Rahmen dieses durch den Antrag eröffneten Verwaltungsverfahrens treffen zunächst die Behörde bestimmte Pflichten, die im Einzelnen im SGB I und SGB X normiert sind. 
	Ein Leistungsantrag ist daher nicht erst dann „vollständig" im Sinne des Gesetzes, wenn der Leistungsträger allein schon durch ihn in die Lage versetzt wird, das Leistungsbegeh-ren abschließend zu verbescheiden (LSG Nordrhein-Westfalen, Urt. v. 16.05.2013 - L 19 AS 1168/12). 
	Zunächst ist nach § 2 Abs. 2 HS 2 SGB I sicherzustellen, dass die sozialen Rechte mög-lichst weitgehend verwirklicht werden. Außerdem muss der Betroffene aufgeklärt (§ 13 SGB I) und beraten werden (§ 14 SGB I) sowie Auskunft über alle sozialen Angelegen-heiten nach dem Sozialgesetzbuch erhalten (§ 15 SGB I). Zudem ist die spezifische Be-ratungs- und Auskunftsvorschrift des § 14 Abs. 2 SGB II zu beachten. 
	5. Pflichten der Behörde 
	Danach liegt ein akzeptabler Antrag vor, wenn der zuständige Leistungsträger in die Lage versetzt wird, den geltend gemachten Anspruch nach Grund und Höhe zu überprü-fen. Er muss die Möglichkeit haben, die von Amts wegen durchzuführende Ermittlung des Sachverhalts (§ 20 SGB X) zügig aufzunehmen und die ggf. noch erforderlichen tat-sächlichen Feststellungen zu treffen und die begehrte Leistung zu bewilligen. Für den Antragsteller bedeutet Vollständigkeit des Leistungsantrags, die Amtsermittlung des Leis-tungsträgers in dem im Rahmen seiner Mitwirkungsmöglichkeit und -pflichten (§§ 60, 65 SGB I) zumutbaren Umfang vorzubereiten und zu ermöglichen. 
	5. Pflichten der Behörde 
	Ein Leistungsantrag ist daher nicht erst dann „vollständig" im Sinne des Gesetzes, wenn der Leistungsträger allein schon durch ihn in die Lage versetzt wird, das Leistungsbegeh-ren abschließend zu verbescheiden (LSG Nordrhein-Westfalen, Urt. v. 16.05.2013 - L 19 AS 1168/12). 

	Zunächst ist nach § 2 Abs. 2 HS 2 SGB I sicherzustellen, dass die sozialen Rechte mög-lichst weitgehend verwirklicht werden. Außerdem muss der Betroffene aufgeklärt (§ 13 SGB I) und beraten werden (§ 14 SGB I) sowie Auskunft über alle sozialen Angelegen-heiten nach dem Sozialgesetzbuch erhalten (§ 15 SGB I). Zudem ist die spezifische Be-ratungs- und Auskunftsvorschrift des § 14 Abs. 2 SGB II zu beachten. 
	So ist beispielsweise grundsätzlich eine frühestmögliche Kontaktaufnahme mit dem Be-troffenen angezeigt, sofern das Jobcenter Kenntnis erhält von etwaigen Kosten der Un-terkunft und Heizung (z.B. durch ein Mitteilungsschreiben bzw. einen Abdruck der Zent-
	Zunächst ist nach § 2 Abs. 2 HS 2 SGB I sicherzustellen, dass die sozialen Rechte mög-lichst weitgehend verwirklicht werden. Außerdem muss der Betroffene aufgeklärt (§ 13 SGB I) und beraten werden (§ 14 SGB I) sowie Auskunft über alle sozialen Angelegen-heiten nach dem Sozialgesetzbuch erhalten (§ 15 SGB I). Zudem ist die spezifische Be-ratungs- und Auskunftsvorschrift des § 14 Abs. 2 SGB II zu beachten. 

	Im Rahmen dieses durch den Antrag eröffneten Verwaltungsverfahrens treffen zunächst die Behörde bestimmte Pflichten, die im Einzelnen im SGB I und SGB X normiert sind. 
	Zunächst ist nach § 2 Abs. 2 HS 2 SGB I sicherzustellen, dass die sozialen Rechte mög-lichst weitgehend verwirklicht werden. Außerdem muss der Betroffene aufgeklärt (§ 13 SGB I) und beraten werden (§ 14 SGB I) sowie Auskunft über alle sozialen Angelegen-heiten nach dem Sozialgesetzbuch erhalten (§ 15 SGB I). Zudem ist die spezifische Be-ratungs- und Auskunftsvorschrift des § 14 Abs. 2 SGB II zu beachten. 
	Die Abgabe der vollständigen Antragsunterlagen spielt für den Zeitpunkt der Antragstel-lung keine Rolle (Hauck/Noftz/Valgolio, SGB II, § 37 Rn. 45). Der Zeitpunkt bleibt auch dann maßgebend, wenn der Antragsteller seine Ansprüche eine Zeit lang nicht weiterver-folgt hat (BSG, Urt. v. 28.10.2009 – B 14 AS 56/08 R). Ein einmal gestellter Antrag ver-liert auch nicht nach dem Zeitpunkt der Abgabe der vollständigen Antragsunterlagen seine Wirkung (LSG Niedersachsen-Bremen, Urt. v. 11.03.2008 - L 7 AS 143/07). 

	Zunächst ist nach § 2 Abs. 2 HS 2 SGB I sicherzustellen, dass die sozialen Rechte mög-lichst weitgehend verwirklicht werden. Außerdem muss der Betroffene aufgeklärt (§ 13 SGB I) und beraten werden (§ 14 SGB I) sowie Auskunft über alle sozialen Angelegen-heiten nach dem Sozialgesetzbuch erhalten (§ 15 SGB I). Zudem ist die spezifische Be-ratungs- und Auskunftsvorschrift des § 14 Abs. 2 SGB II zu beachten. 
	Die Abgabe der vollständigen Antragsunterlagen spielt für den Zeitpunkt der Antragstel-lung keine Rolle (Hauck/Noftz/Valgolio, SGB II, § 37 Rn. 45). Der Zeitpunkt bleibt auch dann maßgebend, wenn der Antragsteller seine Ansprüche eine Zeit lang nicht weiterver-folgt hat (BSG, Urt. v. 28.10.2009 – B 14 AS 56/08 R). Ein einmal gestellter Antrag ver-liert auch nicht nach dem Zeitpunkt der Abgabe der vollständigen Antragsunterlagen seine Wirkung (LSG Niedersachsen-Bremen, Urt. v. 11.03.2008 - L 7 AS 143/07). 
	5. Pflichten der Behörde 
	Ein Leistungsantrag ist daher nicht erst dann „vollständig" im Sinne des Gesetzes, wenn der Leistungsträger allein schon durch ihn in die Lage versetzt wird, das Leistungsbegeh-ren abschließend zu verbescheiden (LSG Nordrhein-Westfalen, Urt. v. 16.05.2013 - L 19 AS 1168/12). 
	Im Rahmen dieses durch den Antrag eröffneten Verwaltungsverfahrens treffen zunächst die Behörde bestimmte Pflichten, die im Einzelnen im SGB I und SGB X normiert sind. 

	Im Rahmen dieses durch den Antrag eröffneten Verwaltungsverfahrens treffen zunächst die Behörde bestimmte Pflichten, die im Einzelnen im SGB I und SGB X normiert sind. 
	Danach liegt ein akzeptabler Antrag vor, wenn der zuständige Leistungsträger in die Lage versetzt wird, den geltend gemachten Anspruch nach Grund und Höhe zu überprü-fen. Er muss die Möglichkeit haben, die von Amts wegen durchzuführende Ermittlung des Sachverhalts (§ 20 SGB X) zügig aufzunehmen und die ggf. noch erforderlichen tat-sächlichen Feststellungen zu treffen und die begehrte Leistung zu bewilligen. Für den Antragsteller bedeutet Vollständigkeit des Leistungsantrags, die Amtsermittlung des Leis-tungsträgers in dem im Rahmen seiner Mitwirkungsmöglichkeit und -pflichten (§§ 60, 65 SGB I) zumutbaren Umfang vorzubereiten und zu ermöglichen. 
	Ein Leistungsantrag ist daher nicht erst dann „vollständig" im Sinne des Gesetzes, wenn der Leistungsträger allein schon durch ihn in die Lage versetzt wird, das Leistungsbegeh-ren abschließend zu verbescheiden (LSG Nordrhein-Westfalen, Urt. v. 16.05.2013 - L 19 AS 1168/12). 
	Danach liegt ein akzeptabler Antrag vor, wenn der zuständige Leistungsträger in die Lage versetzt wird, den geltend gemachten Anspruch nach Grund und Höhe zu überprü-fen. Er muss die Möglichkeit haben, die von Amts wegen durchzuführende Ermittlung des Sachverhalts (§ 20 SGB X) zügig aufzunehmen und die ggf. noch erforderlichen tat-sächlichen Feststellungen zu treffen und die begehrte Leistung zu bewilligen. Für den Antragsteller bedeutet Vollständigkeit des Leistungsantrags, die Amtsermittlung des Leis-tungsträgers in dem im Rahmen seiner Mitwirkungsmöglichkeit und -pflichten (§§ 60, 65 SGB I) zumutbaren Umfang vorzubereiten und zu ermöglichen. 
	Die Abgabe der vollständigen Antragsunterlagen spielt für den Zeitpunkt der Antragstel-lung keine Rolle (Hauck/Noftz/Valgolio, SGB II, § 37 Rn. 45). Der Zeitpunkt bleibt auch dann maßgebend, wenn der Antragsteller seine Ansprüche eine Zeit lang nicht weiterver-folgt hat (BSG, Urt. v. 28.10.2009 – B 14 AS 56/08 R). Ein einmal gestellter Antrag ver-liert auch nicht nach dem Zeitpunkt der Abgabe der vollständigen Antragsunterlagen seine Wirkung (LSG Niedersachsen-Bremen, Urt. v. 11.03.2008 - L 7 AS 143/07). 

	Ein Leistungsantrag ist daher nicht erst dann „vollständig" im Sinne des Gesetzes, wenn der Leistungsträger allein schon durch ihn in die Lage versetzt wird, das Leistungsbegeh-ren abschließend zu verbescheiden (LSG Nordrhein-Westfalen, Urt. v. 16.05.2013 - L 19 AS 1168/12). 
	Die Abgabe der vollständigen Antragsunterlagen spielt für den Zeitpunkt der Antragstel-lung keine Rolle (Hauck/Noftz/Valgolio, SGB II, § 37 Rn. 45). Der Zeitpunkt bleibt auch dann maßgebend, wenn der Antragsteller seine Ansprüche eine Zeit lang nicht weiterver-folgt hat (BSG, Urt. v. 28.10.2009 – B 14 AS 56/08 R). Ein einmal gestellter Antrag ver-liert auch nicht nach dem Zeitpunkt der Abgabe der vollständigen Antragsunterlagen seine Wirkung (LSG Niedersachsen-Bremen, Urt. v. 11.03.2008 - L 7 AS 143/07). 
	So ist beispielsweise grundsätzlich eine frühestmögliche Kontaktaufnahme mit dem Be-troffenen angezeigt, sofern das Jobcenter Kenntnis erhält von etwaigen Kosten der Un-terkunft und Heizung (z.B. durch ein Mitteilungsschreiben bzw. einen Abdruck der Zent-
	Ein Leistungsantrag ist daher nicht erst dann „vollständig" im Sinne des Gesetzes, wenn der Leistungsträger allein schon durch ihn in die Lage versetzt wird, das Leistungsbegeh-ren abschließend zu verbescheiden (LSG Nordrhein-Westfalen, Urt. v. 16.05.2013 - L 19 AS 1168/12). 
	Im Rahmen dieses durch den Antrag eröffneten Verwaltungsverfahrens treffen zunächst die Behörde bestimmte Pflichten, die im Einzelnen im SGB I und SGB X normiert sind. 
	Ein Leistungsantrag ist daher nicht erst dann „vollständig" im Sinne des Gesetzes, wenn der Leistungsträger allein schon durch ihn in die Lage versetzt wird, das Leistungsbegeh-ren abschließend zu verbescheiden (LSG Nordrhein-Westfalen, Urt. v. 16.05.2013 - L 19 AS 1168/12). 

	Zunächst ist nach § 2 Abs. 2 HS 2 SGB I sicherzustellen, dass die sozialen Rechte mög-lichst weitgehend verwirklicht werden. Außerdem muss der Betroffene aufgeklärt (§ 13 SGB I) und beraten werden (§ 14 SGB I) sowie Auskunft über alle sozialen Angelegen-heiten nach dem Sozialgesetzbuch erhalten (§ 15 SGB I). Zudem ist die spezifische Be-ratungs- und Auskunftsvorschrift des § 14 Abs. 2 SGB II zu beachten. 
	So ist beispielsweise grundsätzlich eine frühestmögliche Kontaktaufnahme mit dem Be-troffenen angezeigt, sofern das Jobcenter Kenntnis erhält von etwaigen Kosten der Un-terkunft und Heizung (z.B. durch ein Mitteilungsschreiben bzw. einen Abdruck der Zent-
	Ein Leistungsantrag ist daher nicht erst dann „vollständig" im Sinne des Gesetzes, wenn der Leistungsträger allein schon durch ihn in die Lage versetzt wird, das Leistungsbegeh-ren abschließend zu verbescheiden (LSG Nordrhein-Westfalen, Urt. v. 16.05.2013 - L 19 AS 1168/12). 

	ralen Gebührenabrechnungsstelle des Freistaats Bayern). Dabei ist der Betroffene – so-fern noch nicht geschehen – mit Dringlichkeit auf das Erfordernis der Antragsstellung hin-zuweisen. Schließlich können die Jobcenter Kosten nur bei einer Antragstellung im lau-fenden Monat der Fälligkeit erstatten. 
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	Die Leistungsträger sind im Übrigen verpflichtet, darauf hinzuwirken, dass unverzüglich klare und sachdienliche Anträge gestellt und unvollständige Angaben ergänzt werden (§ 16 Abs. 3 SGB I). Außerdem ist der Zugang zu den Sozialleistungen möglichst einfach zu gestalten, insbesondere durch Verwendung allgemein verständlicher Antragsvordru-cke (§ 17 Abs. 1 Nr. 3 SGB I). 
	Zudem sind Anträge, die bei einem unzuständigen Leistungsträger (z.B. Sozialamt, aber auch unzuständiger Kommune), bei einer für die Sozialleistung nicht zuständigen Ge-meinde oder bei einer amtlichen Vertretung der Bundesrepublik Deutschland im Ausland gestellt werden, unverzüglich an den zuständigen Leistungsträger weiterzuleiten. Dies gilt auch für diejenigen Fälle, in denen unterschiedliche Auffassungen über die Zustän-digkeit für die Berücksichtigung von Gebühren für vergangene Zeiträume bestehen. Ist die Sozialleistung von einem Antrag abhängig, gilt der Antrag als zu dem Zeitpunkt ge-stellt, in dem er bei einer der eben genannten Stellen eingegangen ist (§ 16 Abs. 2 SGB I). 
	Sofern eine verzögerte Antragstellung auf einem Fehler der Verwaltung beruht (insbe-sondere auf unzureichender Beratung), kommt ggf. ein sozialrechtlicher Herstellungsan-spruch in Betracht (stRspr, u.a. BSG, Urt. v. 16.05.2012 – B 4 AS 166/11 R). Unter Um-ständen sind dann rückwirkend Leistungen zu gewähren. 
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	2. Aufhebung des Bescheids 

	Allein auf diese Weise wird der mit dieser Vorschrift verfolgte Sinn und Zweck erreicht: Den Hilfefall sollte der ortsnahe Träger regeln. Das betrifft vornehmlich die Feststellun-gen zu den persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnissen des Leistungsberechtigten. Der „ferne” Träger könnte dies nur unter Inanspruchnahme der Amtshilfe des Trägers tun, in dessen Bereich der Leistungsberechtigte sich gegenwärtig tatsächlich aufhält (BVerwG, Urt. v. 04.02.1988 - 5 C 26/87 und 5 C 89.85). 
	2. Aufhebung des Bescheids 
	Es kommen auch vorläufige Leistungen nach § 43 SGB I in Betracht (siehe Krah-mer/Timme, SGB I, § 43 Rn. 5 ff.).  
	Allein auf diese Weise wird der mit dieser Vorschrift verfolgte Sinn und Zweck erreicht: Den Hilfefall sollte der ortsnahe Träger regeln. Das betrifft vornehmlich die Feststellun-gen zu den persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnissen des Leistungsberechtigten. Der „ferne” Träger könnte dies nur unter Inanspruchnahme der Amtshilfe des Trägers tun, in dessen Bereich der Leistungsberechtigte sich gegenwärtig tatsächlich aufhält (BVerwG, Urt. v. 04.02.1988 - 5 C 26/87 und 5 C 89.85). 
	Vorzugswürdig erscheint jedoch – zumindest in Bezug auf kommunale Leistungen nach dem SGB II (hier: Kosten der Unterkunft) – die Rechtsprechung des Bundessozialge-richts. Insoweit ist mit dem Wechsel der örtlichen Zuständigkeit gleichzeitig auch ein Wechsel der sog. Verbandszuständigkeit verbunden, die sich auf das räumliche Gebiet der Kommune beschränkt. Auf diese ist § 44 Abs. 3 SGB X nicht anwendbar, so dass es für die Aufhebung des bisherigen Bescheides bezüglich der kommunalen Leistungen bei der Zuständigkeit des alten Trägers bleibt (BSG Urt. v. 23.5.2012 – B 14 AS 133/11 R). 
	Allein auf diese Weise wird der mit dieser Vorschrift verfolgte Sinn und Zweck erreicht: Den Hilfefall sollte der ortsnahe Träger regeln. Das betrifft vornehmlich die Feststellun-gen zu den persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnissen des Leistungsberechtigten. Der „ferne” Träger könnte dies nur unter Inanspruchnahme der Amtshilfe des Trägers tun, in dessen Bereich der Leistungsberechtigte sich gegenwärtig tatsächlich aufhält (BVerwG, Urt. v. 04.02.1988 - 5 C 26/87 und 5 C 89.85). 

	XIV. Vorläufige Leistung 
	Es kommen auch vorläufige Leistungen nach § 43 SGB I in Betracht (siehe Krah-mer/Timme, SGB I, § 43 Rn. 5 ff.).  
	Allein auf diese Weise wird der mit dieser Vorschrift verfolgte Sinn und Zweck erreicht: Den Hilfefall sollte der ortsnahe Träger regeln. Das betrifft vornehmlich die Feststellun-gen zu den persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnissen des Leistungsberechtigten. Der „ferne” Träger könnte dies nur unter Inanspruchnahme der Amtshilfe des Trägers tun, in dessen Bereich der Leistungsberechtigte sich gegenwärtig tatsächlich aufhält (BVerwG, Urt. v. 04.02.1988 - 5 C 26/87 und 5 C 89.85). 

	Voraussetzung für die Gewährung vorläufiger Leistungen ist zunächst das Bestehen ei-nes Anspruchs. Es müssen alle Voraussetzungen des Anspruchs (u.a. der Antrag) vorlie-gen. Einzige Ausnahme ist die Klärung, von welchem Träger die Leistung zu erbringen ist. Es muss also feststehen, dass ein Anspruch besteht, nicht dagegen, gegenüber wel-chem Träger. 
	Voraussetzung für die Gewährung vorläufiger Leistungen ist zunächst das Bestehen ei-nes Anspruchs. Es müssen alle Voraussetzungen des Anspruchs (u.a. der Antrag) vorlie-gen. Einzige Ausnahme ist die Klärung, von welchem Träger die Leistung zu erbringen ist. Es muss also feststehen, dass ein Anspruch besteht, nicht dagegen, gegenüber wel-chem Träger. 
	Vorläufig leistungsverpflichtet ist der zuerst angegangene Leistungsträger. Das muss nicht der Leistungsträger sein, bei dem der Betroffene zuerst den Antrag auf Leistungs-gewährung gestellt hat. Insoweit reicht es aus, dass der Betreffende sein Leistungsbe-gehren zum Ausdruck gebracht hat. Das ist allerdings nicht schon der Fall, wenn er sich nur beraten lassen will oder eine Auskunft begehrt. Das wird erst dann der Fall sein, wenn im Rahmen einer anschließenden Beratung ein Leistungsbegehren folgt. 
	Ein Zuständigkeitsstreit liegt dann vor, wenn mindestens zwei Leistungsträger eine Ver-pflichtung verneinen (negativer Kompetenzkonflikt), was nicht zwangsläufig einen Ver-waltungsakt der Leistungsträger voraussetzt. Es genügt bereits, wenn unter Hinweis auf die eigene Unzuständigkeit mit dem Hinweis auf einen anderen Leistungsträger ein Ver-waltungsverfahren nicht eröffnet wird. Das ist auch der Fall, wenn ein Zuständigkeitsstreit erst später offenbar wird. 
	Ein freiwilliges Eintreten eines anderen Trägers bei Säumigkeit des zur vorläufigen Leis-tung verpflichteten Trägers ist von der Vorschrift nicht gedeckt (so BVerwG, Urt. v. 12.9.1991 - 5 C 41/86). 
	Voraussetzung für die Gewährung vorläufiger Leistungen ist zunächst das Bestehen ei-nes Anspruchs. Es müssen alle Voraussetzungen des Anspruchs (u.a. der Antrag) vorlie-gen. Einzige Ausnahme ist die Klärung, von welchem Träger die Leistung zu erbringen ist. Es muss also feststehen, dass ein Anspruch besteht, nicht dagegen, gegenüber wel-chem Träger. 
	Voraussetzung für die Gewährung vorläufiger Leistungen ist zunächst das Bestehen ei-nes Anspruchs. Es müssen alle Voraussetzungen des Anspruchs (u.a. der Antrag) vorlie-gen. Einzige Ausnahme ist die Klärung, von welchem Träger die Leistung zu erbringen ist. Es muss also feststehen, dass ein Anspruch besteht, nicht dagegen, gegenüber wel-chem Träger. 
	Ein Zuständigkeitsstreit liegt dann vor, wenn mindestens zwei Leistungsträger eine Ver-pflichtung verneinen (negativer Kompetenzkonflikt), was nicht zwangsläufig einen Ver-waltungsakt der Leistungsträger voraussetzt. Es genügt bereits, wenn unter Hinweis auf die eigene Unzuständigkeit mit dem Hinweis auf einen anderen Leistungsträger ein Ver-waltungsverfahren nicht eröffnet wird. Das ist auch der Fall, wenn ein Zuständigkeitsstreit erst später offenbar wird. 

	Die Entscheidungsfreiheit des vorleistungspflichtigen Leistungsträgers ist zweistufig auf-gebaut. Grundsätzlich steht es gemäß Abs. 1 Satz 1 der Vorschrift in seinem Ermessen, ob er vorläufige Leistungen erbringt. Stellt der Berechtigte einen Antrag auf vorläufige Leistung, verdichtet sich sein Anspruch gemäß Abs. 1 Satz 2 zu einem (einklagbaren) Rechtsanspruch, wenn alle weiteren Voraussetzungen vorliegen. 
	Voraussetzung für die Gewährung vorläufiger Leistungen ist zunächst das Bestehen ei-nes Anspruchs. Es müssen alle Voraussetzungen des Anspruchs (u.a. der Antrag) vorlie-gen. Einzige Ausnahme ist die Klärung, von welchem Träger die Leistung zu erbringen ist. Es muss also feststehen, dass ein Anspruch besteht, nicht dagegen, gegenüber wel-chem Träger. 
	Allerdings ist erforderlich, dass der Anspruch nicht nur entstanden, sondern auch fällig ist und ihm keine Einwendungen und Einreden entgegenstehen. § 43 SGB I ist auch dann ausgeschlossen, wenn der eigentlich zuständige Träger die Erbringung der Leistungen bereits bestandskräftig abgelehnt hat (LSG Baden-Württemberg, Urt. v. 25.03.2011 - L 12 AS 910/10). 
	Ein freiwilliges Eintreten eines anderen Trägers bei Säumigkeit des zur vorläufigen Leis-tung verpflichteten Trägers ist von der Vorschrift nicht gedeckt (so BVerwG, Urt. v. 12.9.1991 - 5 C 41/86). 
	Ein Zuständigkeitsstreit liegt dann vor, wenn mindestens zwei Leistungsträger eine Ver-pflichtung verneinen (negativer Kompetenzkonflikt), was nicht zwangsläufig einen Ver-waltungsakt der Leistungsträger voraussetzt. Es genügt bereits, wenn unter Hinweis auf die eigene Unzuständigkeit mit dem Hinweis auf einen anderen Leistungsträger ein Ver-waltungsverfahren nicht eröffnet wird. Das ist auch der Fall, wenn ein Zuständigkeitsstreit erst später offenbar wird. 
	Ein freiwilliges Eintreten eines anderen Trägers bei Säumigkeit des zur vorläufigen Leis-tung verpflichteten Trägers ist von der Vorschrift nicht gedeckt (so BVerwG, Urt. v. 12.9.1991 - 5 C 41/86). 
	Ein Zuständigkeitsstreit liegt dann vor, wenn mindestens zwei Leistungsträger eine Ver-pflichtung verneinen (negativer Kompetenzkonflikt), was nicht zwangsläufig einen Ver-waltungsakt der Leistungsträger voraussetzt. Es genügt bereits, wenn unter Hinweis auf die eigene Unzuständigkeit mit dem Hinweis auf einen anderen Leistungsträger ein Ver-waltungsverfahren nicht eröffnet wird. Das ist auch der Fall, wenn ein Zuständigkeitsstreit erst später offenbar wird. 
	Voraussetzung für die Gewährung vorläufiger Leistungen ist zunächst das Bestehen ei-nes Anspruchs. Es müssen alle Voraussetzungen des Anspruchs (u.a. der Antrag) vorlie-gen. Einzige Ausnahme ist die Klärung, von welchem Träger die Leistung zu erbringen ist. Es muss also feststehen, dass ein Anspruch besteht, nicht dagegen, gegenüber wel-chem Träger. 
	Vorläufig leistungsverpflichtet ist der zuerst angegangene Leistungsträger. Das muss nicht der Leistungsträger sein, bei dem der Betroffene zuerst den Antrag auf Leistungs-gewährung gestellt hat. Insoweit reicht es aus, dass der Betreffende sein Leistungsbe-gehren zum Ausdruck gebracht hat. Das ist allerdings nicht schon der Fall, wenn er sich nur beraten lassen will oder eine Auskunft begehrt. Das wird erst dann der Fall sein, wenn im Rahmen einer anschließenden Beratung ein Leistungsbegehren folgt. 

	Voraussetzung für die Gewährung vorläufiger Leistungen ist zunächst das Bestehen ei-nes Anspruchs. Es müssen alle Voraussetzungen des Anspruchs (u.a. der Antrag) vorlie-gen. Einzige Ausnahme ist die Klärung, von welchem Träger die Leistung zu erbringen ist. Es muss also feststehen, dass ein Anspruch besteht, nicht dagegen, gegenüber wel-chem Träger. 
	Voraussetzung für die Gewährung vorläufiger Leistungen ist zunächst das Bestehen ei-nes Anspruchs. Es müssen alle Voraussetzungen des Anspruchs (u.a. der Antrag) vorlie-gen. Einzige Ausnahme ist die Klärung, von welchem Träger die Leistung zu erbringen ist. Es muss also feststehen, dass ein Anspruch besteht, nicht dagegen, gegenüber wel-chem Träger. 
	Allerdings ist erforderlich, dass der Anspruch nicht nur entstanden, sondern auch fällig ist und ihm keine Einwendungen und Einreden entgegenstehen. § 43 SGB I ist auch dann ausgeschlossen, wenn der eigentlich zuständige Träger die Erbringung der Leistungen bereits bestandskräftig abgelehnt hat (LSG Baden-Württemberg, Urt. v. 25.03.2011 - L 12 AS 910/10). 
	Die Entscheidungsfreiheit des vorleistungspflichtigen Leistungsträgers ist zweistufig auf-gebaut. Grundsätzlich steht es gemäß Abs. 1 Satz 1 der Vorschrift in seinem Ermessen, ob er vorläufige Leistungen erbringt. Stellt der Berechtigte einen Antrag auf vorläufige Leistung, verdichtet sich sein Anspruch gemäß Abs. 1 Satz 2 zu einem (einklagbaren) Rechtsanspruch, wenn alle weiteren Voraussetzungen vorliegen. 
	Vorläufig leistungsverpflichtet ist der zuerst angegangene Leistungsträger. Das muss nicht der Leistungsträger sein, bei dem der Betroffene zuerst den Antrag auf Leistungs-gewährung gestellt hat. Insoweit reicht es aus, dass der Betreffende sein Leistungsbe-gehren zum Ausdruck gebracht hat. Das ist allerdings nicht schon der Fall, wenn er sich nur beraten lassen will oder eine Auskunft begehrt. Das wird erst dann der Fall sein, wenn im Rahmen einer anschließenden Beratung ein Leistungsbegehren folgt. 
	Allerdings ist erforderlich, dass der Anspruch nicht nur entstanden, sondern auch fällig ist und ihm keine Einwendungen und Einreden entgegenstehen. § 43 SGB I ist auch dann ausgeschlossen, wenn der eigentlich zuständige Träger die Erbringung der Leistungen bereits bestandskräftig abgelehnt hat (LSG Baden-Württemberg, Urt. v. 25.03.2011 - L 12 AS 910/10). 
	Voraussetzung für die Gewährung vorläufiger Leistungen ist zunächst das Bestehen ei-nes Anspruchs. Es müssen alle Voraussetzungen des Anspruchs (u.a. der Antrag) vorlie-gen. Einzige Ausnahme ist die Klärung, von welchem Träger die Leistung zu erbringen ist. Es muss also feststehen, dass ein Anspruch besteht, nicht dagegen, gegenüber wel-chem Träger. 
	Ein freiwilliges Eintreten eines anderen Trägers bei Säumigkeit des zur vorläufigen Leis-tung verpflichteten Trägers ist von der Vorschrift nicht gedeckt (so BVerwG, Urt. v. 12.9.1991 - 5 C 41/86). 

	Allerdings ist erforderlich, dass der Anspruch nicht nur entstanden, sondern auch fällig ist und ihm keine Einwendungen und Einreden entgegenstehen. § 43 SGB I ist auch dann ausgeschlossen, wenn der eigentlich zuständige Träger die Erbringung der Leistungen bereits bestandskräftig abgelehnt hat (LSG Baden-Württemberg, Urt. v. 25.03.2011 - L 12 AS 910/10). 
	Ein Zuständigkeitsstreit liegt dann vor, wenn mindestens zwei Leistungsträger eine Ver-pflichtung verneinen (negativer Kompetenzkonflikt), was nicht zwangsläufig einen Ver-waltungsakt der Leistungsträger voraussetzt. Es genügt bereits, wenn unter Hinweis auf die eigene Unzuständigkeit mit dem Hinweis auf einen anderen Leistungsträger ein Ver-waltungsverfahren nicht eröffnet wird. Das ist auch der Fall, wenn ein Zuständigkeitsstreit erst später offenbar wird. 
	Ein Zuständigkeitsstreit liegt dann vor, wenn mindestens zwei Leistungsträger eine Ver-pflichtung verneinen (negativer Kompetenzkonflikt), was nicht zwangsläufig einen Ver-waltungsakt der Leistungsträger voraussetzt. Es genügt bereits, wenn unter Hinweis auf die eigene Unzuständigkeit mit dem Hinweis auf einen anderen Leistungsträger ein Ver-waltungsverfahren nicht eröffnet wird. Das ist auch der Fall, wenn ein Zuständigkeitsstreit erst später offenbar wird. 

	Vorläufig leistungsverpflichtet ist der zuerst angegangene Leistungsträger. Das muss nicht der Leistungsträger sein, bei dem der Betroffene zuerst den Antrag auf Leistungs-gewährung gestellt hat. Insoweit reicht es aus, dass der Betreffende sein Leistungsbe-gehren zum Ausdruck gebracht hat. Das ist allerdings nicht schon der Fall, wenn er sich nur beraten lassen will oder eine Auskunft begehrt. Das wird erst dann der Fall sein, wenn im Rahmen einer anschließenden Beratung ein Leistungsbegehren folgt. 
	Ein freiwilliges Eintreten eines anderen Trägers bei Säumigkeit des zur vorläufigen Leis-tung verpflichteten Trägers ist von der Vorschrift nicht gedeckt (so BVerwG, Urt. v. 12.9.1991 - 5 C 41/86). 
	Voraussetzung für die Gewährung vorläufiger Leistungen ist zunächst das Bestehen ei-nes Anspruchs. Es müssen alle Voraussetzungen des Anspruchs (u.a. der Antrag) vorlie-gen. Einzige Ausnahme ist die Klärung, von welchem Träger die Leistung zu erbringen ist. Es muss also feststehen, dass ein Anspruch besteht, nicht dagegen, gegenüber wel-chem Träger. 
	Vorläufig leistungsverpflichtet ist der zuerst angegangene Leistungsträger. Das muss nicht der Leistungsträger sein, bei dem der Betroffene zuerst den Antrag auf Leistungs-gewährung gestellt hat. Insoweit reicht es aus, dass der Betreffende sein Leistungsbe-gehren zum Ausdruck gebracht hat. Das ist allerdings nicht schon der Fall, wenn er sich nur beraten lassen will oder eine Auskunft begehrt. Das wird erst dann der Fall sein, wenn im Rahmen einer anschließenden Beratung ein Leistungsbegehren folgt. 
	Allerdings ist erforderlich, dass der Anspruch nicht nur entstanden, sondern auch fällig ist und ihm keine Einwendungen und Einreden entgegenstehen. § 43 SGB I ist auch dann ausgeschlossen, wenn der eigentlich zuständige Träger die Erbringung der Leistungen bereits bestandskräftig abgelehnt hat (LSG Baden-Württemberg, Urt. v. 25.03.2011 - L 12 AS 910/10). 
	Voraussetzung für die Gewährung vorläufiger Leistungen ist zunächst das Bestehen ei-nes Anspruchs. Es müssen alle Voraussetzungen des Anspruchs (u.a. der Antrag) vorlie-gen. Einzige Ausnahme ist die Klärung, von welchem Träger die Leistung zu erbringen ist. Es muss also feststehen, dass ein Anspruch besteht, nicht dagegen, gegenüber wel-chem Träger. 

	Voraussetzung für die Gewährung vorläufiger Leistungen ist zunächst das Bestehen ei-nes Anspruchs. Es müssen alle Voraussetzungen des Anspruchs (u.a. der Antrag) vorlie-gen. Einzige Ausnahme ist die Klärung, von welchem Träger die Leistung zu erbringen ist. Es muss also feststehen, dass ein Anspruch besteht, nicht dagegen, gegenüber wel-chem Träger. 
	Allerdings ist erforderlich, dass der Anspruch nicht nur entstanden, sondern auch fällig ist und ihm keine Einwendungen und Einreden entgegenstehen. § 43 SGB I ist auch dann ausgeschlossen, wenn der eigentlich zuständige Träger die Erbringung der Leistungen bereits bestandskräftig abgelehnt hat (LSG Baden-Württemberg, Urt. v. 25.03.2011 - L 12 AS 910/10). 
	Ein freiwilliges Eintreten eines anderen Trägers bei Säumigkeit des zur vorläufigen Leis-tung verpflichteten Trägers ist von der Vorschrift nicht gedeckt (so BVerwG, Urt. v. 12.9.1991 - 5 C 41/86). 
	Allerdings ist erforderlich, dass der Anspruch nicht nur entstanden, sondern auch fällig ist und ihm keine Einwendungen und Einreden entgegenstehen. § 43 SGB I ist auch dann ausgeschlossen, wenn der eigentlich zuständige Träger die Erbringung der Leistungen bereits bestandskräftig abgelehnt hat (LSG Baden-Württemberg, Urt. v. 25.03.2011 - L 12 AS 910/10). 
	Die Entscheidungsfreiheit des vorleistungspflichtigen Leistungsträgers ist zweistufig auf-gebaut. Grundsätzlich steht es gemäß Abs. 1 Satz 1 der Vorschrift in seinem Ermessen, ob er vorläufige Leistungen erbringt. Stellt der Berechtigte einen Antrag auf vorläufige Leistung, verdichtet sich sein Anspruch gemäß Abs. 1 Satz 2 zu einem (einklagbaren) Rechtsanspruch, wenn alle weiteren Voraussetzungen vorliegen. 
	Vorläufig leistungsverpflichtet ist der zuerst angegangene Leistungsträger. Das muss nicht der Leistungsträger sein, bei dem der Betroffene zuerst den Antrag auf Leistungs-gewährung gestellt hat. Insoweit reicht es aus, dass der Betreffende sein Leistungsbe-gehren zum Ausdruck gebracht hat. Das ist allerdings nicht schon der Fall, wenn er sich nur beraten lassen will oder eine Auskunft begehrt. Das wird erst dann der Fall sein, wenn im Rahmen einer anschließenden Beratung ein Leistungsbegehren folgt. 
	Voraussetzung für die Gewährung vorläufiger Leistungen ist zunächst das Bestehen ei-nes Anspruchs. Es müssen alle Voraussetzungen des Anspruchs (u.a. der Antrag) vorlie-gen. Einzige Ausnahme ist die Klärung, von welchem Träger die Leistung zu erbringen ist. Es muss also feststehen, dass ein Anspruch besteht, nicht dagegen, gegenüber wel-chem Träger. 
	Vorläufig leistungsverpflichtet ist der zuerst angegangene Leistungsträger. Das muss nicht der Leistungsträger sein, bei dem der Betroffene zuerst den Antrag auf Leistungs-gewährung gestellt hat. Insoweit reicht es aus, dass der Betreffende sein Leistungsbe-gehren zum Ausdruck gebracht hat. Das ist allerdings nicht schon der Fall, wenn er sich nur beraten lassen will oder eine Auskunft begehrt. Das wird erst dann der Fall sein, wenn im Rahmen einer anschließenden Beratung ein Leistungsbegehren folgt. 
	Allerdings ist erforderlich, dass der Anspruch nicht nur entstanden, sondern auch fällig ist und ihm keine Einwendungen und Einreden entgegenstehen. § 43 SGB I ist auch dann ausgeschlossen, wenn der eigentlich zuständige Träger die Erbringung der Leistungen bereits bestandskräftig abgelehnt hat (LSG Baden-Württemberg, Urt. v. 25.03.2011 - L 12 AS 910/10). 
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	Ein Zuständigkeitsstreit liegt dann vor, wenn mindestens zwei Leistungsträger eine Ver-pflichtung verneinen (negativer Kompetenzkonflikt), was nicht zwangsläufig einen Ver-waltungsakt der Leistungsträger voraussetzt. Es genügt bereits, wenn unter Hinweis auf die eigene Unzuständigkeit mit dem Hinweis auf einen anderen Leistungsträger ein Ver-waltungsverfahren nicht eröffnet wird. Das ist auch der Fall, wenn ein Zuständigkeitsstreit erst später offenbar wird. 

	Die Entscheidungsfreiheit des vorleistungspflichtigen Leistungsträgers ist zweistufig auf-gebaut. Grundsätzlich steht es gemäß Abs. 1 Satz 1 der Vorschrift in seinem Ermessen, ob er vorläufige Leistungen erbringt. Stellt der Berechtigte einen Antrag auf vorläufige Leistung, verdichtet sich sein Anspruch gemäß Abs. 1 Satz 2 zu einem (einklagbaren) Rechtsanspruch, wenn alle weiteren Voraussetzungen vorliegen. 
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	Zunächst ist die Heizkostennachforderung - soweit diese angemessen ist - unproblema-tisch in Höhe der vom Energieversorger ausgewiesenen 120 € im Fälligkeitsmonat der Nachforderung als einmaliger Bedarf zu übernehmen. Die Leistungen für Unterkunft und Heizung werden „in Höhe der tatsächlichen Aufwendungen“ erbracht, soweit diese ange-messen sind. Die Nachforderung ist damit in der vom Energieversorger tatsächlich aus-gewiesenen Höhe (hier: 120 €) im Zeitpunkt ihrer Fälligkeit als einmaliger Bedarf zu be-rücksichtigen (vgl. hierzu Ziff. VII.1., Ziff. VIII.2. und Ziff. XII.1.) Darüber hinaus halten wir es für vertretbar, auch den rechnerisch verbleibenden Differenzbetrag i.H.v. 120 € (d.h. 

	Konstellation 4: Die für die Nebenkosten durch den Energieversorger festgesetzte und bei der Leistungsberechnung berücksichtigte Abschlagshöhe für das Kalenderjahr 2023 beträgt 80 € pro Monat (= 960 € pro Jahr). Der Leistungsberechtigte zahlt jedoch über das ganze Jahr 2023 jeden Monat freiwillig höhere Abschläge i.H.v. 90 € (= 1080 € pro Jahr). Die Jahresabrechnung des Energieversorgers weist für 2023 eine Nachzahlungs-forderung in Höhe von 120 € aus, d.h. die tatsächlichen Heizkosten liegen bei 100 € pro Monat bzw. 1200 € im Jahr.  
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	Konstellation 3: Ein Betroffener lebt zunächst in einer Wohnung in X und beantragt am 01.07.2022 erstmals SGB II-Leistungen. Abgesehen von einer kurzen Erwerbstätigkeit vom 01.10.2022 bis 31.12.2022 ist der Betroffene im SGB II-Leistungsbezug. Am 01.05.2023 zieht er – ohne Aufforderung – in eine Wohnung in Y um. Am 03.06.2023 er-hält er eine Aufforderung zur Heizkostennachzahlung für seine ehemalige Wohnung in X. 
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	insgesamt die rechnerisch bestehende Nachforderung ohne Berücksichtigung der vom Leistungsberechtigten freiwillig aus eigenen Mitteln beglichenen Abschlagsanteile) zu übernehmen. Dies lässt sich damit begründen, dass aufgrund einer Vereinbarung zwi-schen Leistungsberechtigtem und Energieversorger jeden Monat entsprechend höhere bedarfsbegründende Aufwendungen (hier 10 € pro Monat) fällig waren. Voraussetzung ist, dass die Entgegennahme der freiwilligen Abschlagszahlungen durch den Energiever-sorger als konkludente Annahme des Antrags des Leistungsberechtigen auf Vertragsän-derung und Zahlung höherer Abschlagszahlungen ausgelegt wird. Entsprechend wäre der laufende Bedarf des Leistungsberechtigten durch Änderungsbescheid gem. § 48 SGB X in Höhe von 10 € pro Monat zu erhöhen und rückwirkend zu übernehmen. 
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	Konstellation: Ein in seinem Eigenheim in X lebender Betroffener beantragt am 01.07.2022 SGB II-Leistungen. Im (Fortzahlungs-)Antrag (ggf. in einer Anlage hierzu) gibt der Leistungsberechtigte allgemein an, dass Brennstoffe für die Einzelofenheizung eigens beschafft werden müssen. Das Jobcenter bewilligt die Kosten der Unterkunft und Heizung ohne Berücksichtigung eines einmaligen Bedarfs, da weder Zeitpunkt noch Höhe des (späteren) Bedarfs bekannt sind. Am 03.06.2023 soll der Betroffene (während seines SGB II-Leistungsbezugs) eine Heizöllieferung, die den Bedarf für ein Jahr decken soll, bezahlen. 
	a. Bei laufendem Leistungsbezug 
	Es liegt eine wesentliche Änderung der tatsächlichen Verhältnisse vor, so dass es keines gesonderten Antrages, sondern lediglich einer Mitteilung bedarf. Auch bei der Anschaf-fung von Heizmaterialien ist allein auf den Zeitpunkt der Fälligkeit abzustellen (BSG, Urt. v 08.05.2019 - B 14 AS 20/18 R). Die o.g. Forderung wird in der gesamten Höhe im Juni 2023 fällig. 
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	Unerheblich ist, ob im gesamten Verbrauchszeitraum Hilfebedürftigkeit besteht. Auch ein kurzfristiger Leistungsbezug ist ausreichend (BSG, Urt. v 08.05.2019 - B 14 AS 20/18 R). Für die zeitliche Zuordnung kommt es darauf an, wann der Leistungsberechtigte - in den Grenzen der Antragswirkung nach § 37 Abs. 2 SGB II - mit einer fälligen Forderung des Dritten belastet ist. Zuständig ist das Jobcenter X. Es hat die Forderung in voller Höhe zu übernehmen (sofern sie angemessen ist). 
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	XVI. Berechnung der Kosten der Unterkunft und Heizung 
	Seine Anerkennung durch einen BAMF-Bescheid erhält er am 28.05.2022. Der Rechts-kreiswechsel würde danach an sich zum 01.06.2022 erfolgen. Das Sozialamt gewährt je-doch noch Leistungen nach AsylbLG für Juni 2022, mit Ablauf des Monats werden die Leistungen eingestellt. Der Betroffene beantragt am 01.07.2022 erstmals SGB II-Leistun-gen. Abgesehen von der Zeit seiner Erwerbstätigkeit vom 01.01.2023 – 01.04.2023 er-hält er auch durchgängig SGB II-Leistungen. Am 01.05.2023 zieht er – ohne ausdrückli-che Aufforderung – in eine eigene Wohnung in Y um. Am 03.06.2023 erhält er einen staatlichen Gebührenbescheid für 01/22 bis 04/23 (mit Unterbrechungen für die Zeiten während des AsylbLG-Bezuges und zeitgleicher Erwerbseinkünfte). 
	Seine Anerkennung durch einen BAMF-Bescheid erhält er am 28.05.2022. Der Rechts-kreiswechsel würde danach an sich zum 01.06.2022 erfolgen. Das Sozialamt gewährt je-doch noch Leistungen nach AsylbLG für Juni 2022, mit Ablauf des Monats werden die Leistungen eingestellt. Der Betroffene beantragt am 01.07.2022 erstmals SGB II-Leistun-gen. Abgesehen von der Zeit seiner Erwerbstätigkeit vom 01.01.2023 – 01.04.2023 er-hält er auch durchgängig SGB II-Leistungen. Am 01.05.2023 zieht er – ohne ausdrückli-che Aufforderung – in eine eigene Wohnung in Y um. Am 03.06.2023 erhält er einen staatlichen Gebührenbescheid für 01/22 bis 04/23 (mit Unterbrechungen für die Zeiten während des AsylbLG-Bezuges und zeitgleicher Erwerbseinkünfte). 
	Konstellation 4: Ein anerkannter Asylbewerber lebt zunächst in einer kommunalen Sam-melunterkunft in X und beantragt am 01.07.2022 erstmals SGB II-Leistungen. Am 01.05.2023 zieht er in eine eigene Wohnung in Y um. Am 03.06.2023 erhält er einen kommunalen Gebührenbescheid für 07/22 bis 04/23. Die kommunale Satzung sieht vor, dass die Benutzungsgebühren jeweils mit dem ersten Tag eines Kalendermonats fällig werden. 

	Bei der Berechnung der Kosten der Unterkunft und Heizung sind u.a. folgende Aspekte zu berücksichtigen: 
	Seine Anerkennung durch einen BAMF-Bescheid erhält er am 28.05.2022. Der Rechts-kreiswechsel würde danach an sich zum 01.06.2022 erfolgen. Das Sozialamt gewährt je-doch noch Leistungen nach AsylbLG für Juni 2022, mit Ablauf des Monats werden die Leistungen eingestellt. Der Betroffene beantragt am 01.07.2022 erstmals SGB II-Leistun-gen. Abgesehen von der Zeit seiner Erwerbstätigkeit vom 01.01.2023 – 01.04.2023 er-hält er auch durchgängig SGB II-Leistungen. Am 01.05.2023 zieht er – ohne ausdrückli-che Aufforderung – in eine eigene Wohnung in Y um. Am 03.06.2023 erhält er einen staatlichen Gebührenbescheid für 01/22 bis 04/23 (mit Unterbrechungen für die Zeiten während des AsylbLG-Bezuges und zeitgleicher Erwerbseinkünfte). 
	Diese Forderung der staatlichen Gebührenstelle wird in der gesamten Höhe erst im Juni 2023 fällig. Zuständig ist das Jobcenter Y. Es hat die Kosten der Unterkunft und Heizung in voller Höhe zu übernehmen. Grundsätzlich müssen auch Forderungen übernommen werden für Zeiträume, in denen der Leistungsberechtigte Asylbewerber war, anderwei-tige Leistungen bzw. keine SGB II-Leistungen bezogen hat bzw. nicht hilfebedürftig war. Entscheidend ist, dass er zum Zeitpunkt der Fälligkeit der Forderung hilfebedürftig war. 
	XVI. Berechnung der Kosten der Unterkunft und Heizung 
	Konstellation 4: Ein anerkannter Asylbewerber lebt zunächst in einer kommunalen Sam-melunterkunft in X und beantragt am 01.07.2022 erstmals SGB II-Leistungen. Am 01.05.2023 zieht er in eine eigene Wohnung in Y um. Am 03.06.2023 erhält er einen kommunalen Gebührenbescheid für 07/22 bis 04/23. Die kommunale Satzung sieht vor, dass die Benutzungsgebühren jeweils mit dem ersten Tag eines Kalendermonats fällig werden. 
	XVI. Berechnung der Kosten der Unterkunft und Heizung 
	Konstellation 4: Ein anerkannter Asylbewerber lebt zunächst in einer kommunalen Sam-melunterkunft in X und beantragt am 01.07.2022 erstmals SGB II-Leistungen. Am 01.05.2023 zieht er in eine eigene Wohnung in Y um. Am 03.06.2023 erhält er einen kommunalen Gebührenbescheid für 07/22 bis 04/23. Die kommunale Satzung sieht vor, dass die Benutzungsgebühren jeweils mit dem ersten Tag eines Kalendermonats fällig werden. 
	Seine Anerkennung durch einen BAMF-Bescheid erhält er am 28.05.2022. Der Rechts-kreiswechsel würde danach an sich zum 01.06.2022 erfolgen. Das Sozialamt gewährt je-doch noch Leistungen nach AsylbLG für Juni 2022, mit Ablauf des Monats werden die Leistungen eingestellt. Der Betroffene beantragt am 01.07.2022 erstmals SGB II-Leistun-gen. Abgesehen von der Zeit seiner Erwerbstätigkeit vom 01.01.2023 – 01.04.2023 er-hält er auch durchgängig SGB II-Leistungen. Am 01.05.2023 zieht er – ohne ausdrückli-che Aufforderung – in eine eigene Wohnung in Y um. Am 03.06.2023 erhält er einen staatlichen Gebührenbescheid für 01/22 bis 04/23 (mit Unterbrechungen für die Zeiten während des AsylbLG-Bezuges und zeitgleicher Erwerbseinkünfte). 
	Zuständig ist das Jobcenter X. Es hat die Kosten der Unterkunft und Heizung in voller Höhe zu übernehmen - unabhängig von der Frage, ob die Kosten als fluchtbedingte Kos-ten der Unterkunft und Heizung durch den Bund zu übernehmen sind. 

	Seine Anerkennung durch einen BAMF-Bescheid erhält er am 28.05.2022. Der Rechts-kreiswechsel würde danach an sich zum 01.06.2022 erfolgen. Das Sozialamt gewährt je-doch noch Leistungen nach AsylbLG für Juni 2022, mit Ablauf des Monats werden die Leistungen eingestellt. Der Betroffene beantragt am 01.07.2022 erstmals SGB II-Leistun-gen. Abgesehen von der Zeit seiner Erwerbstätigkeit vom 01.01.2023 – 01.04.2023 er-hält er auch durchgängig SGB II-Leistungen. Am 01.05.2023 zieht er – ohne ausdrückli-che Aufforderung – in eine eigene Wohnung in Y um. Am 03.06.2023 erhält er einen staatlichen Gebührenbescheid für 01/22 bis 04/23 (mit Unterbrechungen für die Zeiten während des AsylbLG-Bezuges und zeitgleicher Erwerbseinkünfte). 
	Seine Anerkennung durch einen BAMF-Bescheid erhält er am 28.05.2022. Der Rechts-kreiswechsel würde danach an sich zum 01.06.2022 erfolgen. Das Sozialamt gewährt je-doch noch Leistungen nach AsylbLG für Juni 2022, mit Ablauf des Monats werden die Leistungen eingestellt. Der Betroffene beantragt am 01.07.2022 erstmals SGB II-Leistun-gen. Abgesehen von der Zeit seiner Erwerbstätigkeit vom 01.01.2023 – 01.04.2023 er-hält er auch durchgängig SGB II-Leistungen. Am 01.05.2023 zieht er – ohne ausdrückli-che Aufforderung – in eine eigene Wohnung in Y um. Am 03.06.2023 erhält er einen staatlichen Gebührenbescheid für 01/22 bis 04/23 (mit Unterbrechungen für die Zeiten während des AsylbLG-Bezuges und zeitgleicher Erwerbseinkünfte). 
	Diese Forderung der staatlichen Gebührenstelle wird in der gesamten Höhe erst im Juni 2023 fällig. Zuständig ist das Jobcenter Y. Es hat die Kosten der Unterkunft und Heizung in voller Höhe zu übernehmen. Grundsätzlich müssen auch Forderungen übernommen werden für Zeiträume, in denen der Leistungsberechtigte Asylbewerber war, anderwei-tige Leistungen bzw. keine SGB II-Leistungen bezogen hat bzw. nicht hilfebedürftig war. Entscheidend ist, dass er zum Zeitpunkt der Fälligkeit der Forderung hilfebedürftig war. 
	Bei der Berechnung der Kosten der Unterkunft und Heizung sind u.a. folgende Aspekte zu berücksichtigen: 
	Zuständig ist das Jobcenter X. Es hat die Kosten der Unterkunft und Heizung in voller Höhe zu übernehmen - unabhängig von der Frage, ob die Kosten als fluchtbedingte Kos-ten der Unterkunft und Heizung durch den Bund zu übernehmen sind. 
	Diese Forderung der staatlichen Gebührenstelle wird in der gesamten Höhe erst im Juni 2023 fällig. Zuständig ist das Jobcenter Y. Es hat die Kosten der Unterkunft und Heizung in voller Höhe zu übernehmen. Grundsätzlich müssen auch Forderungen übernommen werden für Zeiträume, in denen der Leistungsberechtigte Asylbewerber war, anderwei-tige Leistungen bzw. keine SGB II-Leistungen bezogen hat bzw. nicht hilfebedürftig war. Entscheidend ist, dass er zum Zeitpunkt der Fälligkeit der Forderung hilfebedürftig war. 
	Seine Anerkennung durch einen BAMF-Bescheid erhält er am 28.05.2022. Der Rechts-kreiswechsel würde danach an sich zum 01.06.2022 erfolgen. Das Sozialamt gewährt je-doch noch Leistungen nach AsylbLG für Juni 2022, mit Ablauf des Monats werden die Leistungen eingestellt. Der Betroffene beantragt am 01.07.2022 erstmals SGB II-Leistun-gen. Abgesehen von der Zeit seiner Erwerbstätigkeit vom 01.01.2023 – 01.04.2023 er-hält er auch durchgängig SGB II-Leistungen. Am 01.05.2023 zieht er – ohne ausdrückli-che Aufforderung – in eine eigene Wohnung in Y um. Am 03.06.2023 erhält er einen staatlichen Gebührenbescheid für 01/22 bis 04/23 (mit Unterbrechungen für die Zeiten während des AsylbLG-Bezuges und zeitgleicher Erwerbseinkünfte). 
	XVI. Berechnung der Kosten der Unterkunft und Heizung 

	Diese Forderung der staatlichen Gebührenstelle wird in der gesamten Höhe erst im Juni 2023 fällig. Zuständig ist das Jobcenter Y. Es hat die Kosten der Unterkunft und Heizung in voller Höhe zu übernehmen. Grundsätzlich müssen auch Forderungen übernommen werden für Zeiträume, in denen der Leistungsberechtigte Asylbewerber war, anderwei-tige Leistungen bzw. keine SGB II-Leistungen bezogen hat bzw. nicht hilfebedürftig war. Entscheidend ist, dass er zum Zeitpunkt der Fälligkeit der Forderung hilfebedürftig war. 
	Konstellation 4: Ein anerkannter Asylbewerber lebt zunächst in einer kommunalen Sam-melunterkunft in X und beantragt am 01.07.2022 erstmals SGB II-Leistungen. Am 01.05.2023 zieht er in eine eigene Wohnung in Y um. Am 03.06.2023 erhält er einen kommunalen Gebührenbescheid für 07/22 bis 04/23. Die kommunale Satzung sieht vor, dass die Benutzungsgebühren jeweils mit dem ersten Tag eines Kalendermonats fällig werden. 
	Konstellation 4: Ein anerkannter Asylbewerber lebt zunächst in einer kommunalen Sam-melunterkunft in X und beantragt am 01.07.2022 erstmals SGB II-Leistungen. Am 01.05.2023 zieht er in eine eigene Wohnung in Y um. Am 03.06.2023 erhält er einen kommunalen Gebührenbescheid für 07/22 bis 04/23. Die kommunale Satzung sieht vor, dass die Benutzungsgebühren jeweils mit dem ersten Tag eines Kalendermonats fällig werden. 

	Zuständig ist das Jobcenter X. Es hat die Kosten der Unterkunft und Heizung in voller Höhe zu übernehmen - unabhängig von der Frage, ob die Kosten als fluchtbedingte Kos-ten der Unterkunft und Heizung durch den Bund zu übernehmen sind. 
	XVI. Berechnung der Kosten der Unterkunft und Heizung 
	Seine Anerkennung durch einen BAMF-Bescheid erhält er am 28.05.2022. Der Rechts-kreiswechsel würde danach an sich zum 01.06.2022 erfolgen. Das Sozialamt gewährt je-doch noch Leistungen nach AsylbLG für Juni 2022, mit Ablauf des Monats werden die Leistungen eingestellt. Der Betroffene beantragt am 01.07.2022 erstmals SGB II-Leistun-gen. Abgesehen von der Zeit seiner Erwerbstätigkeit vom 01.01.2023 – 01.04.2023 er-hält er auch durchgängig SGB II-Leistungen. Am 01.05.2023 zieht er – ohne ausdrückli-che Aufforderung – in eine eigene Wohnung in Y um. Am 03.06.2023 erhält er einen staatlichen Gebührenbescheid für 01/22 bis 04/23 (mit Unterbrechungen für die Zeiten während des AsylbLG-Bezuges und zeitgleicher Erwerbseinkünfte). 
	Zuständig ist das Jobcenter X. Es hat die Kosten der Unterkunft und Heizung in voller Höhe zu übernehmen - unabhängig von der Frage, ob die Kosten als fluchtbedingte Kos-ten der Unterkunft und Heizung durch den Bund zu übernehmen sind. 
	Diese Forderung der staatlichen Gebührenstelle wird in der gesamten Höhe erst im Juni 2023 fällig. Zuständig ist das Jobcenter Y. Es hat die Kosten der Unterkunft und Heizung in voller Höhe zu übernehmen. Grundsätzlich müssen auch Forderungen übernommen werden für Zeiträume, in denen der Leistungsberechtigte Asylbewerber war, anderwei-tige Leistungen bzw. keine SGB II-Leistungen bezogen hat bzw. nicht hilfebedürftig war. Entscheidend ist, dass er zum Zeitpunkt der Fälligkeit der Forderung hilfebedürftig war. 
	Seine Anerkennung durch einen BAMF-Bescheid erhält er am 28.05.2022. Der Rechts-kreiswechsel würde danach an sich zum 01.06.2022 erfolgen. Das Sozialamt gewährt je-doch noch Leistungen nach AsylbLG für Juni 2022, mit Ablauf des Monats werden die Leistungen eingestellt. Der Betroffene beantragt am 01.07.2022 erstmals SGB II-Leistun-gen. Abgesehen von der Zeit seiner Erwerbstätigkeit vom 01.01.2023 – 01.04.2023 er-hält er auch durchgängig SGB II-Leistungen. Am 01.05.2023 zieht er – ohne ausdrückli-che Aufforderung – in eine eigene Wohnung in Y um. Am 03.06.2023 erhält er einen staatlichen Gebührenbescheid für 01/22 bis 04/23 (mit Unterbrechungen für die Zeiten während des AsylbLG-Bezuges und zeitgleicher Erwerbseinkünfte). 

	Seine Anerkennung durch einen BAMF-Bescheid erhält er am 28.05.2022. Der Rechts-kreiswechsel würde danach an sich zum 01.06.2022 erfolgen. Das Sozialamt gewährt je-doch noch Leistungen nach AsylbLG für Juni 2022, mit Ablauf des Monats werden die Leistungen eingestellt. Der Betroffene beantragt am 01.07.2022 erstmals SGB II-Leistun-gen. Abgesehen von der Zeit seiner Erwerbstätigkeit vom 01.01.2023 – 01.04.2023 er-hält er auch durchgängig SGB II-Leistungen. Am 01.05.2023 zieht er – ohne ausdrückli-che Aufforderung – in eine eigene Wohnung in Y um. Am 03.06.2023 erhält er einen staatlichen Gebührenbescheid für 01/22 bis 04/23 (mit Unterbrechungen für die Zeiten während des AsylbLG-Bezuges und zeitgleicher Erwerbseinkünfte). 
	Diese Forderung der staatlichen Gebührenstelle wird in der gesamten Höhe erst im Juni 2023 fällig. Zuständig ist das Jobcenter Y. Es hat die Kosten der Unterkunft und Heizung in voller Höhe zu übernehmen. Grundsätzlich müssen auch Forderungen übernommen werden für Zeiträume, in denen der Leistungsberechtigte Asylbewerber war, anderwei-tige Leistungen bzw. keine SGB II-Leistungen bezogen hat bzw. nicht hilfebedürftig war. Entscheidend ist, dass er zum Zeitpunkt der Fälligkeit der Forderung hilfebedürftig war. 
	XVI. Berechnung der Kosten der Unterkunft und Heizung 
	Diese Forderung der staatlichen Gebührenstelle wird in der gesamten Höhe erst im Juni 2023 fällig. Zuständig ist das Jobcenter Y. Es hat die Kosten der Unterkunft und Heizung in voller Höhe zu übernehmen. Grundsätzlich müssen auch Forderungen übernommen werden für Zeiträume, in denen der Leistungsberechtigte Asylbewerber war, anderwei-tige Leistungen bzw. keine SGB II-Leistungen bezogen hat bzw. nicht hilfebedürftig war. Entscheidend ist, dass er zum Zeitpunkt der Fälligkeit der Forderung hilfebedürftig war. 
	Bei der Berechnung der Kosten der Unterkunft und Heizung sind u.a. folgende Aspekte zu berücksichtigen: 
	Zuständig ist das Jobcenter X. Es hat die Kosten der Unterkunft und Heizung in voller Höhe zu übernehmen - unabhängig von der Frage, ob die Kosten als fluchtbedingte Kos-ten der Unterkunft und Heizung durch den Bund zu übernehmen sind. 
	Seine Anerkennung durch einen BAMF-Bescheid erhält er am 28.05.2022. Der Rechts-kreiswechsel würde danach an sich zum 01.06.2022 erfolgen. Das Sozialamt gewährt je-doch noch Leistungen nach AsylbLG für Juni 2022, mit Ablauf des Monats werden die Leistungen eingestellt. Der Betroffene beantragt am 01.07.2022 erstmals SGB II-Leistun-gen. Abgesehen von der Zeit seiner Erwerbstätigkeit vom 01.01.2023 – 01.04.2023 er-hält er auch durchgängig SGB II-Leistungen. Am 01.05.2023 zieht er – ohne ausdrückli-che Aufforderung – in eine eigene Wohnung in Y um. Am 03.06.2023 erhält er einen staatlichen Gebührenbescheid für 01/22 bis 04/23 (mit Unterbrechungen für die Zeiten während des AsylbLG-Bezuges und zeitgleicher Erwerbseinkünfte). 
	Zuständig ist das Jobcenter X. Es hat die Kosten der Unterkunft und Heizung in voller Höhe zu übernehmen - unabhängig von der Frage, ob die Kosten als fluchtbedingte Kos-ten der Unterkunft und Heizung durch den Bund zu übernehmen sind. 
	Diese Forderung der staatlichen Gebührenstelle wird in der gesamten Höhe erst im Juni 2023 fällig. Zuständig ist das Jobcenter Y. Es hat die Kosten der Unterkunft und Heizung in voller Höhe zu übernehmen. Grundsätzlich müssen auch Forderungen übernommen werden für Zeiträume, in denen der Leistungsberechtigte Asylbewerber war, anderwei-tige Leistungen bzw. keine SGB II-Leistungen bezogen hat bzw. nicht hilfebedürftig war. Entscheidend ist, dass er zum Zeitpunkt der Fälligkeit der Forderung hilfebedürftig war. 

	Bei der Berechnung der Kosten der Unterkunft und Heizung sind u.a. folgende Aspekte zu berücksichtigen: 
	Bei der Berechnung der Kosten der Unterkunft und Heizung sind u.a. folgende Aspekte zu berücksichtigen: 

	XVI. Berechnung der Kosten der Unterkunft und Heizung 
	Bei der Berechnung der Kosten der Unterkunft und Heizung sind u.a. folgende Aspekte zu berücksichtigen: 
	Konstellation 4: Ein anerkannter Asylbewerber lebt zunächst in einer kommunalen Sam-melunterkunft in X und beantragt am 01.07.2022 erstmals SGB II-Leistungen. Am 01.05.2023 zieht er in eine eigene Wohnung in Y um. Am 03.06.2023 erhält er einen kommunalen Gebührenbescheid für 07/22 bis 04/23. Die kommunale Satzung sieht vor, dass die Benutzungsgebühren jeweils mit dem ersten Tag eines Kalendermonats fällig werden. 

	Bei der Berechnung der Kosten der Unterkunft und Heizung sind u.a. folgende Aspekte zu berücksichtigen: 
	Konstellation 4: Ein anerkannter Asylbewerber lebt zunächst in einer kommunalen Sam-melunterkunft in X und beantragt am 01.07.2022 erstmals SGB II-Leistungen. Am 01.05.2023 zieht er in eine eigene Wohnung in Y um. Am 03.06.2023 erhält er einen kommunalen Gebührenbescheid für 07/22 bis 04/23. Die kommunale Satzung sieht vor, dass die Benutzungsgebühren jeweils mit dem ersten Tag eines Kalendermonats fällig werden. 
	Zuständig ist das Jobcenter X. Es hat die Kosten der Unterkunft und Heizung in voller Höhe zu übernehmen - unabhängig von der Frage, ob die Kosten als fluchtbedingte Kos-ten der Unterkunft und Heizung durch den Bund zu übernehmen sind. 
	Diese Forderung der staatlichen Gebührenstelle wird in der gesamten Höhe erst im Juni 2023 fällig. Zuständig ist das Jobcenter Y. Es hat die Kosten der Unterkunft und Heizung in voller Höhe zu übernehmen. Grundsätzlich müssen auch Forderungen übernommen werden für Zeiträume, in denen der Leistungsberechtigte Asylbewerber war, anderwei-tige Leistungen bzw. keine SGB II-Leistungen bezogen hat bzw. nicht hilfebedürftig war. Entscheidend ist, dass er zum Zeitpunkt der Fälligkeit der Forderung hilfebedürftig war. 
	XVI. Berechnung der Kosten der Unterkunft und Heizung 

	XVI. Berechnung der Kosten der Unterkunft und Heizung 
	Seine Anerkennung durch einen BAMF-Bescheid erhält er am 28.05.2022. Der Rechts-kreiswechsel würde danach an sich zum 01.06.2022 erfolgen. Das Sozialamt gewährt je-doch noch Leistungen nach AsylbLG für Juni 2022, mit Ablauf des Monats werden die Leistungen eingestellt. Der Betroffene beantragt am 01.07.2022 erstmals SGB II-Leistun-gen. Abgesehen von der Zeit seiner Erwerbstätigkeit vom 01.01.2023 – 01.04.2023 er-hält er auch durchgängig SGB II-Leistungen. Am 01.05.2023 zieht er – ohne ausdrückli-che Aufforderung – in eine eigene Wohnung in Y um. Am 03.06.2023 erhält er einen staatlichen Gebührenbescheid für 01/22 bis 04/23 (mit Unterbrechungen für die Zeiten während des AsylbLG-Bezuges und zeitgleicher Erwerbseinkünfte). 
	Diese Forderung der staatlichen Gebührenstelle wird in der gesamten Höhe erst im Juni 2023 fällig. Zuständig ist das Jobcenter Y. Es hat die Kosten der Unterkunft und Heizung in voller Höhe zu übernehmen. Grundsätzlich müssen auch Forderungen übernommen werden für Zeiträume, in denen der Leistungsberechtigte Asylbewerber war, anderwei-tige Leistungen bzw. keine SGB II-Leistungen bezogen hat bzw. nicht hilfebedürftig war. Entscheidend ist, dass er zum Zeitpunkt der Fälligkeit der Forderung hilfebedürftig war. 
	Seine Anerkennung durch einen BAMF-Bescheid erhält er am 28.05.2022. Der Rechts-kreiswechsel würde danach an sich zum 01.06.2022 erfolgen. Das Sozialamt gewährt je-doch noch Leistungen nach AsylbLG für Juni 2022, mit Ablauf des Monats werden die Leistungen eingestellt. Der Betroffene beantragt am 01.07.2022 erstmals SGB II-Leistun-gen. Abgesehen von der Zeit seiner Erwerbstätigkeit vom 01.01.2023 – 01.04.2023 er-hält er auch durchgängig SGB II-Leistungen. Am 01.05.2023 zieht er – ohne ausdrückli-che Aufforderung – in eine eigene Wohnung in Y um. Am 03.06.2023 erhält er einen staatlichen Gebührenbescheid für 01/22 bis 04/23 (mit Unterbrechungen für die Zeiten während des AsylbLG-Bezuges und zeitgleicher Erwerbseinkünfte). 
	Konstellation 4: Ein anerkannter Asylbewerber lebt zunächst in einer kommunalen Sam-melunterkunft in X und beantragt am 01.07.2022 erstmals SGB II-Leistungen. Am 01.05.2023 zieht er in eine eigene Wohnung in Y um. Am 03.06.2023 erhält er einen kommunalen Gebührenbescheid für 07/22 bis 04/23. Die kommunale Satzung sieht vor, dass die Benutzungsgebühren jeweils mit dem ersten Tag eines Kalendermonats fällig werden. 

	Diese Forderung der staatlichen Gebührenstelle wird in der gesamten Höhe erst im Juni 2023 fällig. Zuständig ist das Jobcenter Y. Es hat die Kosten der Unterkunft und Heizung in voller Höhe zu übernehmen. Grundsätzlich müssen auch Forderungen übernommen werden für Zeiträume, in denen der Leistungsberechtigte Asylbewerber war, anderwei-tige Leistungen bzw. keine SGB II-Leistungen bezogen hat bzw. nicht hilfebedürftig war. Entscheidend ist, dass er zum Zeitpunkt der Fälligkeit der Forderung hilfebedürftig war. 
	Konstellation 4: Ein anerkannter Asylbewerber lebt zunächst in einer kommunalen Sam-melunterkunft in X und beantragt am 01.07.2022 erstmals SGB II-Leistungen. Am 01.05.2023 zieht er in eine eigene Wohnung in Y um. Am 03.06.2023 erhält er einen kommunalen Gebührenbescheid für 07/22 bis 04/23. Die kommunale Satzung sieht vor, dass die Benutzungsgebühren jeweils mit dem ersten Tag eines Kalendermonats fällig werden. 
	Diese Forderung der staatlichen Gebührenstelle wird in der gesamten Höhe erst im Juni 2023 fällig. Zuständig ist das Jobcenter Y. Es hat die Kosten der Unterkunft und Heizung in voller Höhe zu übernehmen. Grundsätzlich müssen auch Forderungen übernommen werden für Zeiträume, in denen der Leistungsberechtigte Asylbewerber war, anderwei-tige Leistungen bzw. keine SGB II-Leistungen bezogen hat bzw. nicht hilfebedürftig war. Entscheidend ist, dass er zum Zeitpunkt der Fälligkeit der Forderung hilfebedürftig war. 
	XVI. Berechnung der Kosten der Unterkunft und Heizung 
	Diese Forderung der staatlichen Gebührenstelle wird in der gesamten Höhe erst im Juni 2023 fällig. Zuständig ist das Jobcenter Y. Es hat die Kosten der Unterkunft und Heizung in voller Höhe zu übernehmen. Grundsätzlich müssen auch Forderungen übernommen werden für Zeiträume, in denen der Leistungsberechtigte Asylbewerber war, anderwei-tige Leistungen bzw. keine SGB II-Leistungen bezogen hat bzw. nicht hilfebedürftig war. Entscheidend ist, dass er zum Zeitpunkt der Fälligkeit der Forderung hilfebedürftig war. 

	Bei der Berechnung der Kosten der Unterkunft und Heizung sind u.a. folgende Aspekte zu berücksichtigen: 
	Diese Forderung der staatlichen Gebührenstelle wird in der gesamten Höhe erst im Juni 2023 fällig. Zuständig ist das Jobcenter Y. Es hat die Kosten der Unterkunft und Heizung in voller Höhe zu übernehmen. Grundsätzlich müssen auch Forderungen übernommen werden für Zeiträume, in denen der Leistungsberechtigte Asylbewerber war, anderwei-tige Leistungen bzw. keine SGB II-Leistungen bezogen hat bzw. nicht hilfebedürftig war. Entscheidend ist, dass er zum Zeitpunkt der Fälligkeit der Forderung hilfebedürftig war. 

	1. Anrechnung von Rückzahlungen und Guthaben 
	1. Anrechnung von Rückzahlungen und Guthaben 
	Die allgemeine Berechnungsregelung des § 19 Abs. 3 SGB II kommt somit nicht zur An-wendung. Vielmehr werden die Guthaben stattdessen in die Bedarfsermittlung der Auf-wendungen nach § 22 SGB II einbezogen. Der Regelbedarf bleibt bei einem Einkom-menszufluss gemäß § 22 Abs. 3 SGB II unberührt. 
	Erfasst werden nur solche Rückzahlungen und Guthaben, die unmittelbar dem Bereich der Bedarfe für Unterkunft und Heizung zuzuordnen sind. Dies sind insbesondere Positi-onen, die sich nach Abrechnung bei Heizkosten- und Betriebskostenvorauszahlungen er-geben. Dabei sind die Anteile für Heizkosten bzw. Betriebskosten jeweils getrennt zu er-mitteln. Dies gilt auch, soweit mehrere Bedarfe (bspw. für Heizen und Strom) vom selben Anbieter bezogen und in einer gemeinsamen Jahresabrechnung erfasst werden.  
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	Sinn und Zweck der Vorschrift ist es, die Anrechnung der Rückzahlungen und Guthaben über die Vorschriften zur Einkommensberücksichtigung (§§ 11 ff. SGB II) im Grundsatz zu vermeiden. Denn würden die Beträge als Einnahmen nach § 11 SGB II berücksichtigt, müssten sie primär auf Leistungen der Bundesagentur für Arbeit angerechnet werden, obwohl die überzahlten Beträge zuvor von den kommunalen Trägern erbracht worden sind. 
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	4. Zuwendungen Dritter 

	Es erfolgt keine Anrechnung der einkommensorientierten Zusatzförderung auf den Re-gelbedarf bzw. die sonstigen Leistungen (z. B einmalige Leistungen, Mehrbedarfe für Al-leinerziehende oder kostenaufwändige Ernährung) nach dem SGB II. Diese Leistungen stehen den Leistungsberechtigten weiterhin in vollem Umfang zur Verfügung. 
	4. Zuwendungen Dritter 
	Davon zu unterscheiden ist die Frage, wo etwaiges Einkommen anzurechnen ist. Grund-sätzlich sind zunächst die Regelbedarfe zu decken (§ 19 Abs. 3 SGB II). Andernfalls wäre z.B. auch nicht die Sonderregelung des § 22 Abs. 3 SGB II erklärbar. Davon abwei-chend erscheint auch eine Einkommensanrechnung vorrangig auf den Bedarf für die 
	Es erfolgt keine Anrechnung der einkommensorientierten Zusatzförderung auf den Re-gelbedarf bzw. die sonstigen Leistungen (z. B einmalige Leistungen, Mehrbedarfe für Al-leinerziehende oder kostenaufwändige Ernährung) nach dem SGB II. Diese Leistungen stehen den Leistungsberechtigten weiterhin in vollem Umfang zur Verfügung. 
	Aufgrund der Zahlungen durch einen Familienangehörigen kann nicht von einer fakti-schen Bedarfsdeckung und einem daher nicht mehr bestehenden Bedarf ausgegangen werden. Soweit in § 9 Abs. 1 letzter Halbsatz SGB II neben den Möglichkeiten der Be-darfsdeckung durch zu berücksichtigendes Einkommen und Vermögen auf die erforderli-che Hilfe anderer, insbesondere die Hilfe von Angehörigen, Bezug genommen wird, wird keine weitere, eigenständige Möglichkeit der „faktischen“ Bedarfsdeckung aufgezeigt. „Erhält“ ein Hilfebedürftiger solche Hilfen, handelt es sich um Einkommen im Sinne des § 11 Abs. 1 Satz 1 SGB II (so ausdrücklich BSG, Urt. v. 18.02.2010 - B 14 AS 32/08 R). 
	Es erfolgt keine Anrechnung der einkommensorientierten Zusatzförderung auf den Re-gelbedarf bzw. die sonstigen Leistungen (z. B einmalige Leistungen, Mehrbedarfe für Al-leinerziehende oder kostenaufwändige Ernährung) nach dem SGB II. Diese Leistungen stehen den Leistungsberechtigten weiterhin in vollem Umfang zur Verfügung. 

	Unser AMS kann zur Auslegung der §§ 9 und 11 SGB II keine verbindlichen Hinweise geben. Insoweit liegt die Zuständigkeit innerhalb der gemeinsamen Einrichtungen bei der Bundesagentur für Arbeit (§ 44a Abs. 4 Satz 3 SGB II) und die Aufsicht beim BMAS (§ 47 Abs. 1 SGB II). 
	Davon zu unterscheiden ist die Frage, wo etwaiges Einkommen anzurechnen ist. Grund-sätzlich sind zunächst die Regelbedarfe zu decken (§ 19 Abs. 3 SGB II). Andernfalls wäre z.B. auch nicht die Sonderregelung des § 22 Abs. 3 SGB II erklärbar. Davon abwei-chend erscheint auch eine Einkommensanrechnung vorrangig auf den Bedarf für die 
	Es erfolgt keine Anrechnung der einkommensorientierten Zusatzförderung auf den Re-gelbedarf bzw. die sonstigen Leistungen (z. B einmalige Leistungen, Mehrbedarfe für Al-leinerziehende oder kostenaufwändige Ernährung) nach dem SGB II. Diese Leistungen stehen den Leistungsberechtigten weiterhin in vollem Umfang zur Verfügung. 

	Kosten der Unterkunft und Heizung vertretbar, sofern jedoch ein unmittelbarer Zusam-menhang mit den Kosten der Unterkunft und Heizung besteht (so etwa LSG Berlin-Bran-denburg, Urt. v. 26.01.2011 - L 28 AS 2276/07). 
	Kosten der Unterkunft und Heizung vertretbar, sofern jedoch ein unmittelbarer Zusam-menhang mit den Kosten der Unterkunft und Heizung besteht (so etwa LSG Berlin-Bran-denburg, Urt. v. 26.01.2011 - L 28 AS 2276/07). 
	Die Kosten der Unterkunft und Heizung sind nach gefestigter Rechtsprechung im Regel-fall unabhängig von Alter und Nutzungsintensität anteilig aufzuteilen, wenn mehrere Per-sonen eine Unterkunft gemeinsam nutzen (BSG, Urt. v. 25.04.2018 - B 14 AS 14/17 R; Urt. v. 23.11.2006 - B 11b AS 1/06 R; Urt. v. 31.10.2007 - B 14/11b AS 7/07 R). Dies gilt unabhängig davon, ob die Personen Mitglieder einer Bedarfsgemeinschaft sind oder nicht und auch dann, wenn einzelne Bewohner nicht leistungsberechtigt nach dem SGB II sind. 
	Das Kopfteilungsprinzip gilt auch in der Karenzzeit. 

	Das Kopfteilungsprinzip gilt auch in der Karenzzeit. 
	Das Kopfteilungsprinzip gilt auch bei Gebührenerhebungen nach der DVAsyl. Da sich die Heizkosten im Rahmen der Gebührenerhebung nach dem Alter der Person bemessen, können bei mehreren Personen (z.B. Mutter - Kind) in einer Bedarfsgemeinschaft die 
	1. Grundsatz 
	Hintergrund ist die Überlegung, dass die gemeinsame Nutzung einer Wohnung durch mehrere Personen deren Unterkunftsbedürfnis dem Grunde nach abdeckt und in aller Regel eine an der unterschiedlichen Intensität der Nutzung ausgerichtete Aufteilung der Aufwendungen für die Erfüllung des Grundbedürfnisses Wohnen nicht zulässt (BSG, Urt. v. 29.11.2012 – B 14 AS 36/12 R). Auch sollen Unterkunftskosten für nicht nach dem SGB II Leistungsberechtigte nicht über das SGB II abgedeckt werden. 
	Kosten der Unterkunft und Heizung vertretbar, sofern jedoch ein unmittelbarer Zusam-menhang mit den Kosten der Unterkunft und Heizung besteht (so etwa LSG Berlin-Bran-denburg, Urt. v. 26.01.2011 - L 28 AS 2276/07). 

	2. Geltung des Kopfteilungsprinzips auch in der Karenzzeit und auch bei Ge-bührenerhebungen nach der DVAsyl 
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	1. Grundsatz 

	Auch die Berücksichtigung der Gutschrift erfolgt - wie auch die Aufteilung des Unter-kunftsbedarfs selbst - kopfteilig nach Maßgabe der Verhältnisse im Zuflusszeitpunkt, un-abhängig davon, wie, durch wen und für welchen Zeitraum ein Guthaben tatsächlich er-wirtschaftet wurde. 
	2. Geltung des Kopfteilungsprinzips auch in der Karenzzeit und auch bei Ge-bührenerhebungen nach der DVAsyl 
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	XVII. Aufteilung nach Kopfanteilen 
	Auch die Berücksichtigung der Gutschrift erfolgt - wie auch die Aufteilung des Unter-kunftsbedarfs selbst - kopfteilig nach Maßgabe der Verhältnisse im Zuflusszeitpunkt, un-abhängig davon, wie, durch wen und für welchen Zeitraum ein Guthaben tatsächlich er-wirtschaftet wurde. 
	Die Kosten der Unterkunft und Heizung sind nach gefestigter Rechtsprechung im Regel-fall unabhängig von Alter und Nutzungsintensität anteilig aufzuteilen, wenn mehrere Per-sonen eine Unterkunft gemeinsam nutzen (BSG, Urt. v. 25.04.2018 - B 14 AS 14/17 R; Urt. v. 23.11.2006 - B 11b AS 1/06 R; Urt. v. 31.10.2007 - B 14/11b AS 7/07 R). Dies gilt unabhängig davon, ob die Personen Mitglieder einer Bedarfsgemeinschaft sind oder nicht und auch dann, wenn einzelne Bewohner nicht leistungsberechtigt nach dem SGB II sind. 
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	Kosten der Unterkunft und Heizung vertretbar, sofern jedoch ein unmittelbarer Zusam-menhang mit den Kosten der Unterkunft und Heizung besteht (so etwa LSG Berlin-Bran-denburg, Urt. v. 26.01.2011 - L 28 AS 2276/07). 
	Hintergrund ist die Überlegung, dass die gemeinsame Nutzung einer Wohnung durch mehrere Personen deren Unterkunftsbedürfnis dem Grunde nach abdeckt und in aller Regel eine an der unterschiedlichen Intensität der Nutzung ausgerichtete Aufteilung der Aufwendungen für die Erfüllung des Grundbedürfnisses Wohnen nicht zulässt (BSG, Urt. v. 29.11.2012 – B 14 AS 36/12 R). Auch sollen Unterkunftskosten für nicht nach dem SGB II Leistungsberechtigte nicht über das SGB II abgedeckt werden. 
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	Die Kosten der Unterkunft und Heizung sind nach gefestigter Rechtsprechung im Regel-fall unabhängig von Alter und Nutzungsintensität anteilig aufzuteilen, wenn mehrere Per-sonen eine Unterkunft gemeinsam nutzen (BSG, Urt. v. 25.04.2018 - B 14 AS 14/17 R; Urt. v. 23.11.2006 - B 11b AS 1/06 R; Urt. v. 31.10.2007 - B 14/11b AS 7/07 R). Dies gilt unabhängig davon, ob die Personen Mitglieder einer Bedarfsgemeinschaft sind oder nicht und auch dann, wenn einzelne Bewohner nicht leistungsberechtigt nach dem SGB II sind. 
	Hintergrund ist die Überlegung, dass die gemeinsame Nutzung einer Wohnung durch mehrere Personen deren Unterkunftsbedürfnis dem Grunde nach abdeckt und in aller Regel eine an der unterschiedlichen Intensität der Nutzung ausgerichtete Aufteilung der Aufwendungen für die Erfüllung des Grundbedürfnisses Wohnen nicht zulässt (BSG, Urt. v. 29.11.2012 – B 14 AS 36/12 R). Auch sollen Unterkunftskosten für nicht nach dem SGB II Leistungsberechtigte nicht über das SGB II abgedeckt werden. 
	Kosten der Unterkunft und Heizung vertretbar, sofern jedoch ein unmittelbarer Zusam-menhang mit den Kosten der Unterkunft und Heizung besteht (so etwa LSG Berlin-Bran-denburg, Urt. v. 26.01.2011 - L 28 AS 2276/07). 
	Die Kosten der Unterkunft und Heizung sind nach gefestigter Rechtsprechung im Regel-fall unabhängig von Alter und Nutzungsintensität anteilig aufzuteilen, wenn mehrere Per-sonen eine Unterkunft gemeinsam nutzen (BSG, Urt. v. 25.04.2018 - B 14 AS 14/17 R; Urt. v. 23.11.2006 - B 11b AS 1/06 R; Urt. v. 31.10.2007 - B 14/11b AS 7/07 R). Dies gilt unabhängig davon, ob die Personen Mitglieder einer Bedarfsgemeinschaft sind oder nicht und auch dann, wenn einzelne Bewohner nicht leistungsberechtigt nach dem SGB II sind. 
	XVII. Aufteilung nach Kopfanteilen 
	Kosten der Unterkunft und Heizung vertretbar, sofern jedoch ein unmittelbarer Zusam-menhang mit den Kosten der Unterkunft und Heizung besteht (so etwa LSG Berlin-Bran-denburg, Urt. v. 26.01.2011 - L 28 AS 2276/07). 

	Kosten der Unterkunft und Heizung vertretbar, sofern jedoch ein unmittelbarer Zusam-menhang mit den Kosten der Unterkunft und Heizung besteht (so etwa LSG Berlin-Bran-denburg, Urt. v. 26.01.2011 - L 28 AS 2276/07). 
	XVII. Aufteilung nach Kopfanteilen 
	Hintergrund ist die Überlegung, dass die gemeinsame Nutzung einer Wohnung durch mehrere Personen deren Unterkunftsbedürfnis dem Grunde nach abdeckt und in aller Regel eine an der unterschiedlichen Intensität der Nutzung ausgerichtete Aufteilung der Aufwendungen für die Erfüllung des Grundbedürfnisses Wohnen nicht zulässt (BSG, Urt. v. 29.11.2012 – B 14 AS 36/12 R). Auch sollen Unterkunftskosten für nicht nach dem SGB II Leistungsberechtigte nicht über das SGB II abgedeckt werden. 
	XVII. Aufteilung nach Kopfanteilen 
	Auch die Berücksichtigung der Gutschrift erfolgt - wie auch die Aufteilung des Unter-kunftsbedarfs selbst - kopfteilig nach Maßgabe der Verhältnisse im Zuflusszeitpunkt, un-abhängig davon, wie, durch wen und für welchen Zeitraum ein Guthaben tatsächlich er-wirtschaftet wurde. 
	Die Kosten der Unterkunft und Heizung sind nach gefestigter Rechtsprechung im Regel-fall unabhängig von Alter und Nutzungsintensität anteilig aufzuteilen, wenn mehrere Per-sonen eine Unterkunft gemeinsam nutzen (BSG, Urt. v. 25.04.2018 - B 14 AS 14/17 R; Urt. v. 23.11.2006 - B 11b AS 1/06 R; Urt. v. 31.10.2007 - B 14/11b AS 7/07 R). Dies gilt unabhängig davon, ob die Personen Mitglieder einer Bedarfsgemeinschaft sind oder nicht und auch dann, wenn einzelne Bewohner nicht leistungsberechtigt nach dem SGB II sind. 
	Kosten der Unterkunft und Heizung vertretbar, sofern jedoch ein unmittelbarer Zusam-menhang mit den Kosten der Unterkunft und Heizung besteht (so etwa LSG Berlin-Bran-denburg, Urt. v. 26.01.2011 - L 28 AS 2276/07). 
	Die Kosten der Unterkunft und Heizung sind nach gefestigter Rechtsprechung im Regel-fall unabhängig von Alter und Nutzungsintensität anteilig aufzuteilen, wenn mehrere Per-sonen eine Unterkunft gemeinsam nutzen (BSG, Urt. v. 25.04.2018 - B 14 AS 14/17 R; Urt. v. 23.11.2006 - B 11b AS 1/06 R; Urt. v. 31.10.2007 - B 14/11b AS 7/07 R). Dies gilt unabhängig davon, ob die Personen Mitglieder einer Bedarfsgemeinschaft sind oder nicht und auch dann, wenn einzelne Bewohner nicht leistungsberechtigt nach dem SGB II sind. 
	XVII. Aufteilung nach Kopfanteilen 

	Auch die Berücksichtigung der Gutschrift erfolgt - wie auch die Aufteilung des Unter-kunftsbedarfs selbst - kopfteilig nach Maßgabe der Verhältnisse im Zuflusszeitpunkt, un-abhängig davon, wie, durch wen und für welchen Zeitraum ein Guthaben tatsächlich er-wirtschaftet wurde. 
	2. Geltung des Kopfteilungsprinzips auch in der Karenzzeit und auch bei Ge-bührenerhebungen nach der DVAsyl 
	Auch die Berücksichtigung der Gutschrift erfolgt - wie auch die Aufteilung des Unter-kunftsbedarfs selbst - kopfteilig nach Maßgabe der Verhältnisse im Zuflusszeitpunkt, un-abhängig davon, wie, durch wen und für welchen Zeitraum ein Guthaben tatsächlich er-wirtschaftet wurde. 

	Hintergrund ist die Überlegung, dass die gemeinsame Nutzung einer Wohnung durch mehrere Personen deren Unterkunftsbedürfnis dem Grunde nach abdeckt und in aller Regel eine an der unterschiedlichen Intensität der Nutzung ausgerichtete Aufteilung der Aufwendungen für die Erfüllung des Grundbedürfnisses Wohnen nicht zulässt (BSG, Urt. v. 29.11.2012 – B 14 AS 36/12 R). Auch sollen Unterkunftskosten für nicht nach dem SGB II Leistungsberechtigte nicht über das SGB II abgedeckt werden. 
	Auch die Berücksichtigung der Gutschrift erfolgt - wie auch die Aufteilung des Unter-kunftsbedarfs selbst - kopfteilig nach Maßgabe der Verhältnisse im Zuflusszeitpunkt, un-abhängig davon, wie, durch wen und für welchen Zeitraum ein Guthaben tatsächlich er-wirtschaftet wurde. 
	1. Grundsatz 

	Auch die Berücksichtigung der Gutschrift erfolgt - wie auch die Aufteilung des Unter-kunftsbedarfs selbst - kopfteilig nach Maßgabe der Verhältnisse im Zuflusszeitpunkt, un-abhängig davon, wie, durch wen und für welchen Zeitraum ein Guthaben tatsächlich er-wirtschaftet wurde. 
	1. Grundsatz 
	Die Kosten der Unterkunft und Heizung sind nach gefestigter Rechtsprechung im Regel-fall unabhängig von Alter und Nutzungsintensität anteilig aufzuteilen, wenn mehrere Per-sonen eine Unterkunft gemeinsam nutzen (BSG, Urt. v. 25.04.2018 - B 14 AS 14/17 R; Urt. v. 23.11.2006 - B 11b AS 1/06 R; Urt. v. 31.10.2007 - B 14/11b AS 7/07 R). Dies gilt unabhängig davon, ob die Personen Mitglieder einer Bedarfsgemeinschaft sind oder nicht und auch dann, wenn einzelne Bewohner nicht leistungsberechtigt nach dem SGB II sind. 
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	Hintergrund ist die Überlegung, dass die gemeinsame Nutzung einer Wohnung durch mehrere Personen deren Unterkunftsbedürfnis dem Grunde nach abdeckt und in aller Regel eine an der unterschiedlichen Intensität der Nutzung ausgerichtete Aufteilung der Aufwendungen für die Erfüllung des Grundbedürfnisses Wohnen nicht zulässt (BSG, Urt. v. 29.11.2012 – B 14 AS 36/12 R). Auch sollen Unterkunftskosten für nicht nach dem SGB II Leistungsberechtigte nicht über das SGB II abgedeckt werden. 
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	Auch die Berücksichtigung der Gutschrift erfolgt - wie auch die Aufteilung des Unter-kunftsbedarfs selbst - kopfteilig nach Maßgabe der Verhältnisse im Zuflusszeitpunkt, un-abhängig davon, wie, durch wen und für welchen Zeitraum ein Guthaben tatsächlich er-wirtschaftet wurde. 
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	Rechnungen der zGAST unterschiedlich hoch ausfallen. Im SGB II werden die Gesamt-kosten dennoch gleichmäßig verteilt. 
	Rechnungen der zGAST unterschiedlich hoch ausfallen. Im SGB II werden die Gesamt-kosten dennoch gleichmäßig verteilt. 
	Eine vorübergehende Abweichung vom Prinzip der Aufteilung nach „Kopfanteilen" hat das BSG auch dann angenommen, wenn durch eine Berücksichtigung der Kosten der Unterkunft und Heizung nach Kopfteilen eine Bedarfsunterdeckung und folglich Miet-schulden entstehen würden, z. B. durch vorübergehende Abwesenheit (unter 6 Monate) eines Mitglieds der Bedarfsgemeinschaft, sofern dieses Mitglied nicht über Einkommen oder Vermögen verfügt bzw. die übrigen Haushaltsmitglieder nicht darauf verwiesen wer-den können, den Unterkunftsanteil zu verlangen. Die Kosten der Unterkunft und Heizung sind dann auf die verbliebenen Mitglieder der Bedarfsgemeinschaft aufzuteilen (BSG, Urt. v. 02.12.2014 - B 14 AS 50/13 R; Urt. v. 23.05.2013 – B 4 AS 67/12 R; Urt. v. 19.10.2010 – B 14 AS 50/10). 
	Nicht ausreichend für eine Aufteilung ist der gelegentliche Aufenthalt weiterer Personen z.B. zu Besuchszwecken. Hierbei ist in Anlehnung an die im Mietrecht geltenden Grunds-ätze in der Regel von einem Zeitraum von 6 bis maximal 8 Wochen auszugehen. Eine Aufteilung erfolgt auch dann nicht, wenn wirksame Untermietverhältnisse oder andere rechtlich verbindliche Regelungen bestehen. Dann sind diese maßgeblich. Dies gilt ins-besondere in Fällen, in denen Personen in einer Wohnung zusammenleben, ohne eine Bedarfsgemeinschaft zu bilden. Hier haben wirksame vertragliche Abreden über die Kos-tenaufteilung Vorrang (BSG, Urt. v. 22.08.2013 – B 14 AS 85/12 R). 
	4. Sonderfall: Bedarfsdeckendes Einkommen eines in der gemeinsamen Woh-nung lebenden Kindes 
	Rechnungen der zGAST unterschiedlich hoch ausfallen. Im SGB II werden die Gesamt-kosten dennoch gleichmäßig verteilt. 

	Im entschiedenen Fall hatte das Jobcenter festgestellt, dass die tatsächlichen KdU für ei-nen Zweipersonenhaushalt unangemessen seien. Der sich bei kopfteiliger Aufteilung der KdU ergebende Anteil der tatsächlichen KdU wäre aber für einen Einpersonenhaushalt 
	Rechnungen der zGAST unterschiedlich hoch ausfallen. Im SGB II werden die Gesamt-kosten dennoch gleichmäßig verteilt. 
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	Bedarfe für Unterkunft und Heizung werden nach § 22 Abs. 1 Satz 1 SGB II in Höhe der tatsächlichen Aufwendungen anerkannt, soweit diese angemessen sind. Die Beurteilung der Bedarfe für Unterkunft bzw. Heizung erfolgt dem Wortlaut von § 22 Abs. 1 SGB II ge-mäß grundsätzlich getrennt voneinander (BSG, Urt. v. 13.04.2011 – B 14 AS 32/09 R; BSG, Urt. v. 02.07.2009 – B 14 AS 36/08 R). Dazu dürfen die Kosten der Unterkunft und Heizung grundsätzlich nicht die abstrakt angemessenen Aufwendungen übersteigen. Hierzu sind Richtwerte durch das Jobcenter/Kommune so festzulegen, dass es den Leis-tungsberechtigten grundsätzlich ermöglicht wird, im gesamten räumlichen Vergleichs-raum eine angemessene Unterkunft zu finden. 
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	Zur Feststellung der abstrakt angemessenen Kosten der Unterkunft und Heizung bzw. 
	Ein Sonderfall der temporären Bedarfsgemeinschaft besteht, wenn die getrennt lebenden Eltern ihr Kind gleichmäßig im Sinne eines familienrechtlichen Wechselmodells betreuen; in diesem Fall hat das Kind einen grundsicherungsrechtlich anzuerkennenden Wohnbe-darf in den Wohnungen beider Eltern (BSG, Urt. v. 11.7.2019 – B 14 AS 23/18 R). Beim sog. „Nestmodell“, bei dem die dort verbleibenden Kinder in der bisherigen Wohnung im regelmäßigen Wechsel durch einen dann dort wohnenden Elternteil betreut werden, sol-len dem Grunde nach Unterkunftskosten für die „Nestwohnung“ und die „Ausweichunter-kunft“ zu übernehmen sein (LSG Niedersachsen-Bremen, Beschl. v. 19.05.2017 – 
	). In anderen als diesen Sonderfällen der Ausgestaltung der Trennungs-situation und der Regelung des Umgangsrechts ist bei der Angemessenheitsprüfung in Bezug auf den umgangsberechtigten Elternteil zu prüfen, ob/in welchem Umfang wegen der Ausübung des Umgangsrechts ein erhöhter Raum- bzw. Wohnflächenbedarf anzuer-kennen ist. Zur Feststellung der konkret angemessenen KdU verweisen wir auf das Rundschreiben zu „Bedarfe für Unterkunft und Heizung; hier: Konkrete Angemessenheit; Kostensenkungsverfahren“. 
	StMAS ist zuständige Aufsichtsbehörde hinsichtlich der geschilderten Folge bei der Ver-teilung der Aufwendungen für Unterkunft und Heizung. 
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